


INTERNATIONALES 

von Uwe Krerner 

I m letzten kurzum vertrat ich die 
Meinung, Tony Blair's New La- 
bour zeichne sich gegenüber den 

hiesigen Möchtegern-Blain dadurch 
aus, daß es mehrheitsfähige Reform- 
konzepte formuliere, und dieser Kurs 
nicht umstandslos von links her als 
Verrat 0.ä. denunziert werden dürfte. 
Dies hat einige Irritationen ausgelöst. 
Zunächst einmal zu recht. Denn nach- 
dem ich dies formuliert hatte, strafte 
mich der Labour-Wahlkampf zugege- 
benermaßen Lügen: Blair stellte ein 
ums andere Mal Positionen des eige- 
nen Programms in wirklich opportuni- 
stischer Weise in Frage. Andererseits 
scheinen die ersten Wochen der neu- 
en Regierung (noch) vom Willen ge- 
prägt, das Land wirklich zu verändern 
und eine Aufbruchstimmung zu er- 
zeugen, von der auch die linken Kräfte 
generell profitieren könnten. 

Eine vermutlich (ich konnte den 
Artikel nicht vorher lesen) deutlich kri- 
tischere Position wird dazu in diesem 
Heft von Hilary Wainwright formu- 
liert. Aber im Lände~ergleich möchte 
ich doch im Grundsatz dabei bleiben: 
Von der Ausgangssituation her gese- 
hen zeichnet sich New Labour - wie 
zu Beginn auch die Clinton-Politik - 
dadurch aus, daß der politische Prag- 
matismus mit durchaus visionären Zü- 
gen und einem intellektuell ausgewie- 
senen konzeptionellen Hintergrund 
verknüpft ist: durchaus eine Heraus- 
forderung für die sozialistische Linke. 
Hiervon kann aber im Falle der deut- 
schen Möchtegern-Blairs kaum die 
Rede sein. Und dies ist das eigentliche 
Problem der Sozialdemokratie. 

Ich hatte 1993 mit Blick auf die 
Umgruppierungsprozesse im linken 
Parteienspektrum im k u ~ u m  und an- 
derswo die Auffassung vertreten, daß 
ein doppelter Neuformierungsprozeß 
im linken Spektrum im Gange sei: 

Zum einen gebe es die Clinton-Li- 
nie mit dem Politiktypus der ,,Demo- 
kratischen Partei". Heute kann man 

sagen, daß die europäische Variante 
vor allem von Blair's New Labour, aber 
auch von D'Alemas PDS bzw. dem ita- 
lienischen Oliven-Bündnis repräsen- 
tiert wird. 

Zum anderen zeichne sich eine 
Neuformierung linkssozialistisch-radi- 
kaldemokratischer Kräfte ab. Diese 
Aussage hat sich leider nicht ganz so 
bestätigt, auch wenn z.B. in den USA 
(oder natürlich auch in Frankreich) b e  
merkenswerte Vorgänge zu verzeich- 
nen sind. 

Dies ist nach wie vor mein Denk- 
ansatz. Demnach sollte die sozialisti- 
sche Linke nicht Old Labour gegen- 
über New Labour nachhängen, oder 
sich in den ewig erfolglosen An- 
strengungen erschöpfen, die Sozial- 
demokratie auf einen antikapitalisti- 
schen Kurs zu bringen. Sie sollte sich 
schwerpunktmäßig um zweierlei 
kümmern - darum, daß ein reform- 
politischer Impetus die .,Modernisie- 
rung" von Partei und Politik be- 
stimmt, und darum, daß es nicht zu 
einer Ausgrenzung von antikapitali- 
stischen Positionen und Kräften 
kommt. Sie sollte unter dieser Maß- 
gabe die erste Option a la New La- 
bour unterstützen. Ansonsten aber 
sollte sie sich um ihre eigene Moder- 
nisierung kümmern, um die Ent- 
wicklung einer zweiten Option. Und 
diese zweite Option bedeutet nichts 
anderes, als zu entwickeln, was un- 
ter den heutigen und künftigen Be- 
dingungen „Sozialismus" als Vision 
wie auch als politisch-sozialer Leitfa- 
den bedeuten kann. * 
Ich glaube in dieser Hinsicht aller- 
dings, daß viele Herausforderungen 
von uns noch gar nicht richtig begrif- 
fen worden sind. Ein extrem bedeut- 
sames Beispiel (auch dies eine Variati- 
on früherer Ausführungen) ist das 
Verhältnis zum Unternehmertum. 
Nein, nein, ich meine damit nicht die 
Leier, daß wir bußfertig mit Irrtümern 
der Vergangenheit aufräumen und 
den Frieden mit dem Kapitalismus 
bzw. den herrschenden Klassen ma- 
chen müßten. Eher im Gegenteil. 

Wir erleben, wie sich Formen „au- 
tonomer" (häufig aber extrem abhän- 
giger) Arbeit sprunghaft ausdehnen 
(Gruppenarbeit, Profit-Center, Heim- 
arbeit, Existenzgründungen, Schein- 
selbständigkeit, Subkontraktoren, 
Schattenwirtschafi ...). Den venchie 
denen Varianten der ,,Autonomie" ist 
gemeinsam, daß sie unter den Stich- 
Worten der Selbständigkeit wie auch 
des Co-Management mit einer Aus- 
breitung des Unternehmerischen ein- 

hergehen. Obwohl uns dies vielfach 
selbst unmittelbar betrifft bzw. bis tief 
in das eigene Umfeld hineinreicht 
(dn spw-Zusammenhang übrigens 
voll eingeschlossen!!!), ist die Dimen- 
sion des Vorganges nicht richtig verar- 
beitet worden: das darin enthaltene 
Neben-, Mit- und Gegeneinander von 
Selbständigkeit und Abhängigkeit, 
von kapitalistischem Gewinnstreben 
und Gemeinsinn, von persönlicher Er- 
mutigung und Entmutigung. 

Diese Ausbreitung des ,,Unterneh- 
merischen" ist nicht vorübergehender 
Natur und es wäre absolut unzurei- 
chend, diesen Vorgang auf ein kapita- 
listisches Manöver zu reduzieren, 
auch wenn die klassenpolitischen B e  
Züge eindeutig sind. Hier entsteht ein 
Kampffeld von enormer Komplexität. 
Entweder es gelingt, zwischen Unter- 
nehmertum und Kapitalismus zu dif- 
ferenzieren und in der Perspektive die 
Vorstellung eines sozialistischen Un- 
ternehmertums zu entwickeln oder 
diese Entwicklung ist der endgültige 
Tod des Sozialismus als einer auch 
und gerade ökonomischen Alter- 
native. * 
Jedenfalls ist die Entwicklung der 
zweiten, der neosozialistischen Opti- 
on ganz anders gelagert als die der 
ersten. Sie hat viel weniger mit par- 
teipolitischen Operationen zu tun. 
Einfluß kann auch auf andere Weise 
als über Parteitage ausgeübt werden 
(kaum zu glauben, aber wahr!). Es 
geht mehr um die Entwicklung einer 
- wie soll ich es sagen? - sozialisti- 
schen Gemeinde (oder eines soziali- 
stischen Bundes), deren Mitglieder 
in ganz unterschiedlichen Berufen, 
Apparaten, Feldern und auch Partei- 
en tätig sein können. Dies ist für 
mich selbst übrigens ein zentrales 
Element des Crossover-Prozesses, 
den ich in gewisser Hinsicht durch- 
aus als ökumenisch verstehe. Auch 
in dieser Sicht wäre es interessant, 
sich mit bestimmten Vorgängen in 
Frankreich oder Großbritannien 
oder den USA stärker zu beschäfti- 
gen. 

Ich gebe gerne zu, daß hier der 
Wunsch ein wenig der Vater des G e  
dankens ist - nämlich der Wunsch, an 
einer mehrheitsfähigen ersten Option 
mitarbeiten zu wollen und parallel 
dazu die zweite Option aktiv anzuge- 
hen, dabei die Untenchiedlichkeit bei- 
der Optionen zu betonen, aber die 
Gegensätzlichkeit (entweder-oder) 
aufzuheben, die so viele in den Op- 
portunismus, in das Sektierertum oder 
in die Resignation treibt. spw 

hältnis zu VN und EU zu gewährlei- 
sten. Nicht-Regierungsorganisatio- 
nen müssen stärker als bisher einbe- 
zogen werden. Die Einrichtung einer 
verbindlichen Schiedsgerichtsbarkeit 
und die Aufstellung national ge- 
mischter Polizeiverbände anstelle 
militärischer lnterventionstruppen 
ist eine weitere Kernforderung. Dazu 
gehört auch die Ausbildung von 
Spezialisten für Gewaltverhütung in 
Kooperation mit den VN. Die OSZE 
soll schließlich einen völkerrechtli- 
chen Vertrag als Grundlage erhal- 
ten. 

Wir müssen die NATO überwin- 
den. Die sicherheitspolitischen Prio- 
ritäten Europas liegen nicht mehr in 
der militärischen, sondern in der so- 
zioökonomischen Sicherheitsvorsor- 
ge. Die Aufrechterhaltung und Er- 
weiterung von Bündnissen bindet 
dazu benötigte Ressourcen, die drin- 
gend für die Erweiterung der EU be- 
nötigt werden. Wir fordern daher 
die prozeßhaft angelegte Überfüh- 
rung der NATO in die Strukturen der 
OSZE, mithin also ihre schrittweise 
Überwindung. Dieser Prozeß ist mit 
einer Osterweiterung der NATO 
nicht vereinbar, weil Rußland erstens 
sicherheitspolitisch nicht isoliert 
werden darf. Zweitens würde das 
vereinbarte Gleichgewicht im Rah- 
men des Vertrages über Konventio- 
nelle Streitkräfte in Europa (KSE) ge- 
stört. Die Sicherheit der Beitrittskan- 
didaten würde zum dritten nicht 
wesentlich erhöht. Des weiteren 
würden die sicherheitspolitischen 
Sorgen der nicht beigetretenen 
Staaten im Baltikum und in Südost- 
europa nicht berücksichtigt. Fünf- 
tens darf die atomare Basis der 
NATO nicht ausgeweitet werden 
und sechstens sind weitere nukleare 
Abrüstungsschritte (START II/III) ge- 
fährdet. 

Die EU muß vertieft und erwei- 
tert werden. Das Bemühen um so- 
zialen Ausgleich aller europäischen 
Regionen und die Bekämpfung von 
Armut in Europa muß Vorrang ha- 
ben. Anders als die NATO kann die 
EU dazu beitragen und so die 
OSZE-Sicherheitsarchitektur unter- 
stützen. Die EU braucht kein mili- 
tärisches Standbein. Die Westeuro- 
päische Union kann im Zuge der 
europäischen Integration aufgelöst 
werden. 

Eine völlige Vergemeinschaftung 
der Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP) ist nur langfristig zu verwirk- 
lichen. Zentrale Strategie der GASP 
muß die Gewaltverhütung werden. 

Für eine zivile deutsche Außen- 
politik 
Deutschland soll als ,,Zivilmacht" 
eine Vorreiterrolle im internationa- 
len System übernehmen. Außen- 
und Sicherheitspolitik muß als öko- 
logisch ausgerichtete, global orien- 
tierte Wirtschafts- und Sozialpolitik 
angelegt sein. So leistet sie einen 
besseren Beitrag zu Sicherheit, Frie- 
den und nachhaltiger Entwicklung 
als Großmachtpolitik. 

Deutschland belegt bislang re- 
gelmäßig einen Spitzenplatz unter 
den Rüstungsexporteuren. Unser 
Ziel ist es, den Export von Waffen 
und Rüstungsgütern zu verhindern 
(Berliner Grundsatzprogramm). 
Rüstungsproduktion und -expert 
ist auch nicht durch die Sorge um 
Arbeitsplätze legitimierbar. Die 
SPD fordert außerdem ein Ende 
der deutschen Minen-Forschungs- 
Programme und der Minenpro- 
duktion. 

Die Bundeswehr muß verkleinert 
werden. Umfang und Präsenz der 
Bundeswehr müssen zunächst bis 
zum Ende der nächsten Legislatur- 
periode deutlich reduziert werden. 
Das Nahziel bleibt die Umsetzung 
der strukturellen Nichtangriffsfähig- 
keit der deutschen Streitkräfte. Dies 
beinhaltet den Verzicht auf die Neu- 
beschaffung von Großwaffensyste- 
men. Krisenreaktionskräfte und das 
Kommando Spezialkräfte werden 
sofort aufgelöst. Dessen ungeachtet 
bleibt es erklärtes Ziel der SPD, 
Streitkräfte überflüssig zu machen. 
Bis dahin liegt die primäre Aufgabe 
der Bundeswehr in der Landes- und 
Bündnisverteidigung. Die detaillier- 
ten Beschlüsse des Wiesbadener Par- 
teitages der SPD, die klare Kriterien 
für eine deutschen Beteiligung an 
VN-Einsätzen liefern, haben nach 
wie vor Gültigkeit. Außerdem soll 
die Bundesregierung die Ausbildung 
von Kontingenten für internationale 
Polizeieinsätze einleiten. 

Die Wehrform muß sich an den 
genannten Zielen orientieren. Das 
Festhalten an der allgemeinen 
Wehrpflicht darf keinesfalls eine Ver- 
kleinerung und Abschaffung der Ar- 
mee behindern. Eine Alternative 
böte der seit Jahren von Sozialde- 
mokraten und Kirchen vorgeschla- 
gene freiwillige zivile Friedensdienst. 

Für neue Konzepte von Abrü- 
stung, Rüstungs- und Rüstungs- 
exportkontrolle 
Abrüstung und Rüstungskontrolle 
sind zentrale Elemente der Gewalt- 

verhütung. Sowohl bei Massenver- 
nichtungs- als auch bei konventio- 
nellen Waffen stagniert der Abrü- 
stungsprozeß. Die Rüstungsexport- 
kontrolle ist ungenügend. Statt auf 
Abrüstung zu setzen, diskutiert die 
NATO das Konzept der ,,Counter- 
Pr~liferation"~, das eine offensive 
Komponente enthält und neue Rü- 
stungsschübe begünstigt. 

Wir fordern eine atomwaffen- 
freie Welt. Ein erster Schritt dahin 
ist das Verbot der Stationierung 
von Kernwaffen auf fremdem Ter- Das Beharren auf 
ritorium. Nukleare Abrüstung soll Ordnungsmodellen 
ein Pfeiler europäischer Globalpoli- des Kalten Kriegesist 
tik sein. Die beste Vorsorge gegen kein Ausweg aus 
atomare Bedrohung ist die Sorge Europas friedenspoli- 
um die Nichtweiterverbreitung von tischerbckgasse. 
Kernwaffen. Sie ist weitaus wirksa- 
mer als ein französischer Nuklear- 
schirm. Europa darf sich nicht auf 
eine Strategie der nuklearen Ab- 
schreckung stützen. Eine Reform 
der Internationalen Atomenergie- 
Agentur (IAEA) ist unumgänglich. 
Ihre Inspekteure müssen mit mehr 
Kompetenzen ausgestattet wer- 
den. Alle Staaten mit Nukleartech- 
nologie müssen ihre Produktions- 
stätten und Reaktoren für Inspek- 
tionen öffnen und atomwaffenfä- 
hige Materialien deklarieren. 

Wir fordern Aufklärung über den 
Stand der militärischen und der 
dual-use-Forschung3 in der Bundes- 
republik. Forschungen zu atomaren, 
biologischen oder chemischen 
Kampfstoffen müssen gestoppt wer- 
den. Die Verflechtung der nationa- 
len Rüstungsindustrien in Europa 
muß aufgehalten werden. Die Bun- 
desrepublik muß darauf hinarbeiten, 
daß innerhalb von EU und NATO ein 
striktes Rüstungsexportverbot be- 
achtet und gemeinsame Konversi- 
onsmaßnahmen unterstützt wer- 
den. spw 

I Nach dem bisher nie konkret ausformu- 
lierten Konzept der 'interlocking institu- 
tions' sollten die sicherheitsrelevanten 
Institutionen wie etwa die UN, die OSZE, 
die NATO oder die WEU arbeitsteilig zu- 
sammenwirken. Dabei erfolgte jedoch 
leine Defintion des Reformbedarfs für 
die einzelnen Institutionen. Anm. d. 
Red. 
Bei dem Konzept der 'Counter Prolifera- 
tion' handelt es sich um Überlegungen, 
mit militärischen Mitteln - notfalls mit 
militärischen Angriffen - die Verbrei- 
tung von Atomwaffen zu verhindern. 
Dual-use-Forschung bezieht sich auf 
Produkte bzw. Problemfelder, die so- 
wohl militärisch als auch zivil einsetzbar 
sind. 
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Volker Dörgeloh 

Das Konzept der ,,interlocking in- 
stitutions"' ist gescheitert. Wir be- 
nötigen daher eine neue friedenspo- 
litische Vision für ganz Europa. Der 
Versuchung, den neuen Herausfor- 
derungen mit militärischen Mitteln 
zu begegnen, muß widerstanden 
werden. Gesamteuropäische Inte- 
gration, Abrüstung, Entwicklungs- 
zusammenarbeit und eine gerechte 
Weltwirtschaftsordnung unter Wah- 
rung der Umwelt müssen die Ant- 
worten auf die neuen Herausforde- 
rungen sein. 

tung als Priorität von Sicherheitspoli- 
tik anerkennt. Vor diesem Hinter- 
grund fordern wir, daß Schulen, 
Hochschulen, freie Träger der Ju- 
gendhilfe und Nichtregierungsorga- 
nisationen, die Initiativen zur Ge- 
waltprävention erarbeiten oder auf 
dem Gebiet der Friedenserziehung 
tätig sind, stärker unterstützt und 
die Forschung über Gewaltverhü- 
tung intensiviert werden. 

Menschenrechte 
wahren - Armut 
beseitigen - Gewalt 
verhüten 
Friedenspolitische Positionen des Frankfurter 
Kreises Für eine Stärkung der VN 

Die VN sind das einzig legitimierte 
Forum für weltweite Gewaltverhü- 
tung und Friedenssicherung. Sie 
stecken gegenwärtig in der Krise. 
Wichtige Mitglieder behindern die 
Arbeit der VN und machen sie zum 
Prügelknaben für eigene Versäum- 
nisse. Sie überfrachten die Weltor- 
ganisation mit Aufgaben und ver- 
weigern die nötigen Mittel für deren 
Erfüllung. 

Um den Bedeutungsverlust der 
VN zu stoppen und ihr Ansehen zu 
verbessern, müssen sie gestärkt, de- 
mokratisiert und reformiert werden. 
Leitidee ist, die VN zum Zentrum 
globaler Gewaltverhütung zu ma- 
chen. Die wichtigsten Schritte sind 
die Sorge um eine solidere finanziel- 
le Basis, ein Umdenken in der Frie- 
denssicherung und eine demokrati- 
sche Reform des Sicherheitsrates, 
die die Legitimation der VN erhöht. 
Weiterhin gehören eine effektivere 
Nutzung von Wirtschaftssanktionen 
sowie die Reform des Wirtschafts- 
und Sozialrates dazu. 

von Konrad Gilges* 

Für eine neue sozialdemokrati- 
sche Friedenspolitik 
Eine sozialdemokratische Friedens- 
politik, an deren Umsetzung wir ge- 
meinsam mit unseren Schwesterpar- 
teien in der Sozialistischen Interna- 
tionalen arbeiten, orientiert sich an 
folgenden Zielen: 

der Förderung von Menschen- 
rechten und Demokratie, 

der Errichtung einer gerechten 
Weltwirtschaftsordnung, und 

der Entwicklung und Umsetzung 
einer Politik der Gewaltverhütung. 

Um diese Ziele zu erreichen, 
müssen die Vereinten Nationen (VN) 
entschlossen gestärkt werden. Des- 
weiteren ist eine Neue Europäischen 
Friedensordnung aufbauend auf der 
Stärkung der Organisation für Si- 
cherheit und Zusammenarbeit in Eu- 
ropa (OSZE), der Überwindung der 
NATO sowie der Vertiefung und Er- 
weiterung der Europäischen Union 
(EU) zu errichten. Dazu benötigen 
wir eine dem Konzept der ,,Zivil- 
macht" verpflichtete deutsche Au- 
ßenpolitik und eine Beschleunigung 
des Abrüstungs- und Rüstungskon- 
trollprozesses sowie strengere Kon- 
trollen der Rüstungsexporte. 
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:%(da%ih ar%srsgsdsl*as r BONN APART m 23. März 1997 beriet der A Frankfurter Kreis auf seiner 
Frühjahrstagung ein frie- 

denspolitisches Konzept. Es wurde 
von der AG Frieden des Frankfurter 
Kreises erarbeitet. Grundlage für die 
Positionsfindung war das Berliner 
Grundsatzprogramm der SPD. Darin 

Wir benötigen eine ist das Ziel formuliert worden, als 
dem Konzept der Sozialdemokraten für eine friedliche, 
,Zivilmacht" ver- gerechte und kooperative Welt zu 

pflichtete Außen- streiten. Für die Parteilinke gilt es, 
politik. die Beschlußfassung der SPD ange- 

sichts des bevorstehenden Bundes- 
parteitags zu beeinflussen. Die wich- 
tigsten Forderungen werden hier 
gekürzt wiedergegeben. 
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Ausgangslage 
Der Frankfurter Kreis geht von einer 
dramatisch veränderten Sicherheits- 
lage aus. Für Westeuropa exististiert 
auf absehbare Zeit keine existenzge- 
fährdende militärische Bedrohung. 
Konflikte beruhen heute zumeist auf 
sozialen und wirtschaftlichen Ursa- 
chen. Ungerechtigkeiten in der Ver- 
teilung des Reichtums innerhalb von 
Gesellschaften wie auch im Nord- 
Süd-Verhältnis lassen sich nicht mit 
militärischen Mitteln lösen. Ebenso- 
wenig kann uns das Militär vor Risi- 
ken wie der Weiterverbreitung von 
Massenvernichtungsmitteln, Terro- 
rismus und Extremismus sowie öko- 
logischen und bevölkerungspoliti- 
schen Probleme schützen. 

Für eine Neue Europäische 
Friedensordnung 
Das Beharren auf Ordnungsmodel- 
len des Kalten Krieges ist kein Aus- 
weg aus Europas friedenspolitischer 
Sackgasse. ,,Unser Ziel ist es, die Mi- 
litärbündnisse durch eine europäi- 
sche Friedensordnung abzulösen" 
(Berliner Grundsatzprogramm). Wir 
brauchen eine gesamteuropäische 
Ordnung, die neue Bruchlinien ver- 
hindert und bestehende Gefälle ab- 
baut. Nur so ist gesamteuropäische 
Sicherheit zu gewährleisten. 

Die OSZE, die sich als Forum der 
Vertrauensbildung und Gewaltver- 
hütung bewährt hat, soll der Kern 
der Friedensordnung werden. Dies 
erfordert zunächst einmal die Erhö- 
hung des OSZE-Budgets sowie die 
Einführung des ,,Opting-Outu-Prin- 
zips und qualifizierter Mehrheitsent- 
scheidungen. Sodann ist das Prinzip 
,,OSZE zuerst" umzusetzen und ein 
geordnetes und konstruktives Ver- 
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SOZIALDEMOKRATIE 
Mansfelder Forum 

.................................................. Linke Perspektiven für das ,,Land der Reformen" 
Andreas Wehr 

................. Völlig losgelöst - oder: Wie sich die Berliner SPD eine neue Basis sucht 

Für eine Politik der Gewaltver- 
hütung 
Bereits bestehende Konzepte und 
Instrumente für gewaltverhütende 
Politik werden nur unzureichend 
umgesetzt. Internationale Organisa- 
tionen wissen oft frühzeitig über 
drohende Gewaltkonflikte Bescheid, 
können jedoch die notwendigen Ge- 
genmaßnahmen nicht ergreifen. 
Verantwortlich dafür ist die fehlende 
Bereitschaft ihrer mächtigsten Mit- 
glieder, sich zu engagieren. 

Voraussetzung für diese Bereit- 
schaft ist eine breite gesellschaftli- 
che Debatte über die Vorzüge der 
Gewaltverhütung. Ziel dieser Debat- 
te ist ein neuer sicherheitspolitischer 
Grundkonsens, der Gewaltverhü- 

THEORETIKEWINNEN 
Winfried Roth 

............................................. Ernest Mandel: Theoretiker der kapitalistischen Krise 

INTERNATIONALES 
Uli Cremer 
Die ,,Normalisierungn grüner Außenpolitik ............................................................ 
Konrad Gilges 
Menschenrechte wahren - Armut beseitigen - Gewalt verhüten 

............................................. Friedenspolitische Positionen des Frankfurter Kreises 

* Konrad Gilges, MdB, ist u.a. Sprecher der AG Frieden des Frankfurter 
Kreises der SPD-Linken und Vorsitzender der AG ,,Armut" der SPD- 
Bundestagsfraktion. 
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Arbeiterproteste 
1997: Letzter 
Aufstand oder neue 
soziale Bewegung? 
von Ralf Löckener und Stefan Pfeifer* 

D ie Kommentatoren der Ga- 
zetten von Arbeit und Kapital 
sind sich einiq, was die Be- 

Die aktuellen 
Auseinandersetzun- 

gen haben ihre 
Ursachen in den 

vielschichtigen 
Dereguliemngen des 

Kapitalismus in den 
letzten 20 Jahren. 

Schreibung angeht: ob die Renault- 
Arbeiter in Belgien, die Kumpel im 
Ruhrgebiet und im Saarland, die 
Bauarbeiter in Berlin oder die Stahl- 
werker bei Thyssen und Krupp - 
überall wehren sich Zehntausende, 
die von Arbeitslosigkeit bedroht 
werden, mit Demonstrationen, Ar- 
beitsniederlegungen oder Werksbe- 
setzungen gegen Schließungsent- 
Scheidungen der Unternehmen. Un- 
übersehbares und gemeinsames 
Merkmal dieser Proteste sind ihr 
spontaner und zugleich massenhaf- 
ter Charakter. Offen ist dagegen die 
Frage, wofür die aktuellen Kämpfe 
stehen: Handelt es sich um den 
,,letzten Aufstand der traditionellen 
sozialen Basis des sozialdemokra- 
tisch gezähmten Kapitalismus", wie 
so manche konservativen und libera- 
len Kommentatoren vermuten, oder 
sind Hoffnungen auf eine ,,neue so- 
ziale Bewegung an der alten sozia- 
len Frage" berechtigt? Worum also 
geht es? 

Ökonomische Ursachen der 
aktuellen Auseinandersetzun- 
gen 
Der Blick auf die ökonomischen Ur- 
sachen der aktuellen Auseinander- 
setzungen offenbart die Konsequen- 
zen, die aus den vielschichtigen De- 
regulierungen des Kapitalismus in 
den letzten 20 Jahren erwachsen: 

Die Entwicklungen in der Bauindu- 
strie stehen für die Folgen der Aus- 
höhlung von kollektiven Regelungen 
der Arbeitsverhältnisse - seien sie nun 
tarifvertraglicher oder sogar gesetzli- 

* Ralf Löckener, Dortmund; Stefan Pfeifer, Essen. Beide arbeiten als 
wissenschaftliche Angestellte bei der gewerkschafiseigenen Beratungs- 
gesellschaft ISA Consult. 

cher Natur: Vorgeschriebene Mindest- 
löhne werden nicht durchgesetzt, auf 
den Baustellen grassiert das Tagelöh- 
nerprinzip, in Ostdeutschland z.B. 
wird kaum mehr als 10,- DMIStunde 
gezahlt. Das Risiko tragen alle: die Kol- 
legen aus dem Inland, deren Arbeits- 
plätze selbst im Bauboom verloren g e  
hen, und die Kollegen aus dem Aus- 
land, die über Abschiebeknäste des 
Landes verwiesen werden. während 
die Unternehmer, die sie angeheuert 
haben, von den Billiglöhnen profitie- 
ren. 

Der Versuch der ,,feindlichen 
Übernahme" des ,,großen" Thyssen 
durch den ,,kleinenm Krupp war nicht 
der Versuch einer industriepoliti: 
schen Operation, sondern markiert 
die neue Rolle der Banken und des 
Finanzkapitals im Verhältnis zu Indu- 
strie und Realkapital: Die wachsende 
Vermögenskonzentration in der 
Hand von wenigen Reichen und die 
Deregulierung der Finanzmärkte ha- 
ben dazu geführt, daß die Industrie 
in zunehmendem Maße den Interes- 
sen der Vermögensbesitzer bzw. ih- 
ren Investmentfonds unterworfen 
wird. Die Banken sehen sich dabei 
als Organisatoren für die Renditen 
der Kapitalanleger - an die Stelle der 
mittel- und langfristigen (Beteili- 
gungs-) Beziehung zwischen Indu- 
strie- und Finanzkapital treten kurz- 
fristiges Investment und shareholder 
value. Nicht ein Zuwachs an Macht 
der Banken ist die Ursache solcher 
Entwicklungen, sondern ein neue 
Rolle. 

Die Kürzung der versprochenen 
und vertraglich abgesicherten Unter- 
stützungen für den Bergbau stehen 
für den Paradigmenwechsel des Staa- 
tes im neoliberalen Konzept: Noch 
steht die Unterstützung des Kohle 

bergbaus für traditionelle politische 
Ziele und aktives staatliches Handeln, 
doch nun sollen die national autarke 
Energievenorgung oder Struktur-, ar- 
beitsmarkt- und regionalpolitische 
Ziele bedingungslos von der politi- 
schen Tagesordnung verschwinden. 
Das neoliberale Konzept erkennt in je- 
dem staatlichen Eingriff in die Wert- 
schöpfungsstrukturen nur noch eine 
Einschränkung der Wettbewerbsfä- 
higkeit des Standortes. 

Solidarisierungen in Öffentlich- 
keit und Politik 
Wie wurden diese Entwicklungen 
und die darauf einsetzenden Prote- 
ste nun in der Öffentlichkeit reflek- 
tiert und politisch verarbeitet? Zu- 
nächst ist festzustellen, daß den be- 
schriebenen Vorgängen und den 
darauf antwortenden Protesten in 
den Medien und in der Öffentlich- 
keit nicht nur eine große Aufmerk- 
samkeit zuteil wurde, sondern auch 
Wel Symphatie. Wurden protestie- 
rende Bergleute noch vor einiger 
Zeit erfolgreich als Besitzstandswah- 
rer gebrandmarkt und Stahlarbeiter 
mit dem Hinweis auf die Unvermeid- 
lichkeit des strukturellen Wandels 
zur Sicherung der Standortqualität 
über die realen Gefahren für ihre Er- 
werbsmöglichkeiten hinwegtröstet, 
setzt sich mit wachsender Arbeitslo- 
sigkeit mittlerweile die Auffassung 
durch, daß man in dieser Situation 
nur noch protestieren kann - j a  so- 
gar rnuß. Gerade der Widerstand der 
Bergarbeiter fand über die betroffe- 
nen Belegschaften hinaus eine breite 
Solidarisierung, die in einer Kette 
von 200.000 Menschen quer durch 
das gesamte Ruhrgebiet gipfelte. 
Und auch beim Versuch der Groß- 
banken, den Konzern Thyssen in den 

konferenz in Suhl 1996 erneut mit 
eigenständigen Anträgen agierten. 
Frieder Otto Wolf u.a. forderten die 
Regierung auf, ,,sich für eine Ablö- 
sung von IFOR durch Peacekeeping- 
Einheiten der Vereinten Nationen 
nach Kapitel VI der UN-Charta ein- 
zusetzen, ohne daß ein Vakuum 
entsteht.'' Der militärpolitische FIü- 
gel (Joschka Fischer u.a.) hielt ,,eine 
Fortsetzung der Friedensmission in 
Bosnien-Herzegovina für unverzicht- 
bar", inklusive einer deutschen Be- 
teiligung, ,,solange die Sicherheitsla- 
ge ... diesen Einsatz zwingend 
macht." Der pazifistische Flügel (Uli 
Cremer u.a.) forderte unter dem Ti- 
tel ,,Blaumützen nach Bosnien! Frie- 
den schaffen ohne Waffen!'' den so- 
fortigen Abzug der Bundeswehr bei 
gleichzeitigem konsequenten Ein- 
satz nicht-militärischer Mittel. Da die 
Anträge nicht behandelt wurden, 
blieb ,,juristisch" die Beschlußlage 
unverändert. 

Für die politische ,,Weiterent- 
wicklung" sorgte die grüne Bundes- 
tagsfraktion, wobei der Kompromiß 

zwischen dem militärpolitischen Flü- 
gel um J. Fischer und den ,,Banner 
Linken'' um L. Volmer, K. Müller und 
A. Beer eine neue Kräftekonstellati- 
on markiert. Der am 13.1 2.96 ge- 
meinsam eingebrachte Antrag be- 
tont die Notwendigkeit des Bundes- 
wehreinsatzes, damit kein ,,Sicher- 
heitsvakuum" entstehe. Gleichzeitig 
wird der Wunsch geäußert, daß sich 
der geplante 18-monatige IFOR- 
Nachfolgeeinsatz der NATO in Bos- 
nien nach wenigen Monaten in eine 
friedenserhaltende Mission der UNO 
verwandeln möge. Während der 
Bundesvorstand den Kompromiß 
begrüßte, erteilten ihm 12 Grüne- 
MdB eine Absage. 

Unterm Strich ist mit dem Frakti- 
onsantrag die ,,Normalisierung" 
grüner Außenpolitik einen großen 
Schritt vorangekommen. K. Voigt 
hatte Ende 1994 in Sorge um die 
grüne Regierungsfähigkeit gefor- 
dert: ,,Bündnis 90/Die Grünen soll- 
ten bereits in der parlamentarischen 
Arbeit der neuen Legislaturperiode 
zu einer prinzipiellen parlamentari- 

schen Unterstützung von multilate- 
ralen politischen und militärischen 
Beiträgen der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen bündnispo- 
litischer und völkerrechtlicher Ver- 
pflichtungen bewegt werden." Dem 
Mann konnte geholfen werden. 

spw 

1 Die Zeit 14.7.95 
2 Vgl. ,,Military Balance 1995196'' 
3 Vgl. t V  11.2.97 
4 Vgl. taz 10.4.90 
5 OSZE-Jahrbuch 1 g96, Baden-Baden 

1996,s. 578 
6 Vgl. Fischer Weltalmanach 1997, Frank- 

furt/M. 1996 
7 Vgl. FAi 17.1.97 
8 Vgl. ,,Grundzüge der Nato-Charta mit 

Rußland", in NZZ 21.3.97 
9 FAZ 19.2.97 ,,Für gemeinsame Brigade 

mit Rtionierende Partnerschaft' zwi- 
schen Clinton und Jelzin" 
Amerika Dienst 24, 02.08.95 

l 2  Mit dem Vorschlag, die OSZE mit eige- 
nem Militär auszurüsten, sind die ent- 
sprechenden Gefahren verbunden. 

l 3  Die NATO-Studie MC 161/96 wurde von 
der spanischen Zeitung ,,EI Mundo" teil- 
weise im Wortlaut veröffentlicht. Deut- 
sche Übersetzung in ami Heft 12, Dez. 
1996. 5. 13ff. 

Wer die Strategie 
verfolgt, die NATO 
über die lngration 
potentieller Gegner in 
ein kollektives 
Sicherheitsystem zu 
verwandeln, rnuß die 
Aufnahme von 
Gegnern (2.B. Iran 
oder China), nicht 
w n  Partnern in die 
NATO *fordern. 
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Nachrüstung kann Rußland kaum fi- 
nanzieren, und für einen neuen Mili- 
tärpakt im GUS-Raum ist neben 
Weißrußland kein Partner in Sicht, 
zumal die Ukraine selbst eine NATO- 
Mitgliedschaft anstrebt.' Auch die 
strategische Partnerschaft mit China 
bleibt bisher vage. So wird sich Ruß- 
land auf die von der NATO angebo- 
tene Charta einlassen und sich das 
Entgegenkommen mit einigen wirt- 
schaftlichen und politischen Zuge- 
ständnissen vergüten lassen (z.B. 
Kredite/lnvestitionen, Aufnahme 
Rußland in die W O ,  Erweiterung 
der G-7 zur G-8). 

Interessant an der Charta sind 
neben den vermutlich fehlenden 
verbindlichen Zusagen der NATO, 
keine ausländischen Truppen und 
Atomwaffen in den Beitrittsländern 
zu stationieren, die kooperativen 
Elemente: Es sollen ein NATO-Ruß- 
land-Rat sowie ,,Planungseinheiten 
für gemeinsame militärische Opera- 
tionen zur internationalen Friedens- 
sicherung außerhalb der kollektiven 
Verteidigung der NatoM8 geschaffen 
werden. Entsprechend schlug US- 
Außenministerin Madeleine Albright 
Rußland die Bildung einer gemeinsa- 
men Brigade vor.g 

Die beschworene Partnerschaft 
zwischen NATO und Rußland hat 
also durchaus Substanz und Per- 
spektive: Im März 1997 versicherte 
US-Präsident Clinton, ,,er wolle Ruß- 
land nicht aus einem geeinten Euro- 
pa ausschließen und halte sogar die 
Tür zu einer späteren russischen 
NATO-Mitgliedschaft offennT0. Diese 
Äußerung kam nicht überraschend. 
Bereits im Sommer 1995 hatte der 
stellvertretende US-Außenminister 
Talbott den gleichen Gedanken vor- 
getragen." 

Langfristig wird also eine Bünde- 
lung der Militärpotentiale von NATO 
und Rußland, quasi die große 
NATO-Osterweiterung, die Heraus- 
bildung eines ,,Nordpakts"12 ange- 
strebt. Im Sinne von Samuel Hun- 
tingtons Bestseller ,,Clash of Civilisa- 
tions" würde sich der westliche Kul- 
turkreis mit dem orthodoxen Kultur- 
kreis militärisch verbünden. 

Aber bereits die kleine NATO- 
Osterweiterung zielt auf den außer- 
europäischen Raum. In der gehei- 
men NATO-Studie MC 161196 heißt 
es zum Thema Proliferationsge- 
fahrt3: ,,Die gefährlichsten Regionen 
sind Nahost und Nordafrika, weil sie 
dem NATO-Gebiet am nächsten sind 
und weil verschiedene Staaten in 
diesen Regionen, insbesondere Liby- 
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en, Syrien, Irak und Iran, Massenver- 
nichtungswaffen besitzen oder ver- 
suchen zu entwickeln, die die Kapa- 
zitäten haben, Länder im südlichen 
NATO-Gebiet zu erreichen." 

Grüne Bundestagsfraktion und 
NATO-Osterweiterung 
Die grüne Bundestagsfraktion hat 
formal bisher keine Position zur 
NATO-Osterweiterung bezogen. Zur 
Fraktionssitzung am 18.03.97 lagen 
zwei konträre Anträge vor. Ein Be- 
schluß wurde nicht gefaßt, da die 
Mehrheit keinen Handlungsbedarf 
sah. 

Der von Ludger Volmer, Angelika 
Beer u.a. eingebrachte Antrag be- 
gründet die Ablehnung der (kleinen) 
NATO-Osterweiterung mit befürch- 
teten negativen Auswirkungen auf 
die sicherheitspolitische Situation in 
Europa. Einigten sich' jedoch Ruß- 
land und die NATO, hätte sich ein 
Gutteil der im Antrag vorgebrachten 
Einwände erledigt. Insofern ist gra- 
vierend, daß die mit der neuen Inter- 
ventionsorientierung der NATO ver- 
bundenen Aspekte der Kooperation 
zwischen der NATO und Rußland 
konsequent ausgeblendet werden. 

Aber was ist mit der großen 
NATO-Oste~leiterung? Seit 1 995, 
also zeitlich parallel zur US-Regie- 
rung, vertreten Ludger Volmer und 
Angelika Beer die Position, Rußland 
solle Mitglied der NATO werden. 
Hintergedanke: Die NATO soll durch 
die Integration Rußlands in ein kol- 
lektives Sicherheitssystem verwan- 
delt werden. Angelika Beer könnte 
sich eine Erweiterung des Bündnis- 
ses als Übergangslösung vorstellen, 
sofern Moskau die Aufnahme er- 
möglicht würde. Das impliziert, daß 
der NATO-Beitritt Rußlands zeitlich 
später erfolgen könnte. Diese Bedin- 
gung für die Akzeptanz der ersten 
NATO-Erweiterungsrunde fehlt übri- 
gens im Lutz-Papier (S.O.), auf das 
sich Volmer und Beer positiv bezie- 
hen ... 

Am 09.04.97 erwärmte sich mit 
Joschka Fischer ein weiterer grüner 
Politiker für die große NATO-Oster- 
weiterung, so daß sich ein Kernstück 
für eine mögliche Einigungslinie in 
der Bundestagsfraktion abzeichnet. 

Bündnis 90/Die Grünen und der 
Bundeswehreinsatz in Bosnien 
Über die unter dem Stichwort Bosni- 
en geführte außenpolitische Strate- 
giedebatte haben sich bei den Grü- 
nen drei Strömungen herausgebil- 
det, die auf der Bundesdelegierten- 
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Konzern Krupp auf Kosten von Ar- arbeiten in der IG Metall, die darauf 
beitsplätzen einzugliedern, waren abzielten, die strukturellen Schwie- 
die Sympathien klar verteilt. rigkeiten in traditionellen Branchen 

Nun war eine geschlossene Soli- wie etwa der Stahlindustrie im Kon- 
darisierung der ~ozialdemokratie 
mit den Bergleuten natürlich zu er- 
warten - zumal die Zechen bekannt- 
lich in den SPD-Hochburgen Nord- 
rhein-Westfalen und Saarland be- 
trieben werden - und notwendig. 
Daß sich hingegen auch die meisten 
Grünen solidarisch mit den von Ar- 
beitslosigkeit bedrohten Kumpeln 
zeigten, ist dagegen weitaus bemer- 
kenswerter - schließlich ist die Ver- 
feuerung fossiler Brennstoffe zwei- 
fellos eines der größten ökologi- 
schen Probleme unserer Zeit. Zumin- 
dest in dieser Diskussion wurde aber 
auch von den Grünen die Problema- 
tik der Kohlendioxid-Emissionen 
durch Steinkohle-Verstromung nicht 
vor die Arbeitsplatzsicherheit ge- 
stellt. Und bemerkenswert ist 
schließlich auch die Reaktion der 
SPD-Spitze in Nordrhein-Westfalen 
auf den Coup von Krupp: Die in der 
Landesregierung gezeigte Überra- 
schung und Enttäuschung (!) signa- 
lisieren, daß der Zusammenhang 
zwischen neoliberaler Politik, Mas- 
senarbeitslosigkeit und dem ökono- 
mischen Niedergang zuvor nicht 
konsequent hergestellt wurde - 
schließlich hat die Durchsetzung des 
Investment-Paradigmas ihren Grund 
in der zunehmend ungerechten Ver- 
teilung von Reichtümern, die sich 
lohnenswerte Anlagemöglichkeiten 
eben schaffen, falls es keine verfüg- 
baren gibt. 

Zukunftsorientierte politische 
Alternativen notwendig 
Angesichts der spontanen und au- 
ßerordentlich breiten Solidarisierung 
mit betroffenen Belegschaften tritt 
freilich umso deutlicher hervor, wie 
wenig der Widerstand gegen eine 
unsoziale Politik und ihre Folgen zur 
Zeit mit einem alternativen, tragfähi- 
gen politischen Programm verknüpft 
wurde. Dies gilt bespielsweise gera- 
de im Vergleich zu den Protesten ge- 
gen einen anderen Fall der Arbeits- 
platzvernichtung in der Stahlindu- 
strie, der Schließung des Stahlwer- 
kes in Rheinhausen in den 80er Jah- 
ren. Damals wurde die nordrhein- 
westfälische Landesregierung zwar 
ebenfalls von der Protestbewegung 
überrascht, beantwortete sie aller- 
dings durch den Start einer aktiven 
und ehrgeizigen Struktur- und Ar- 
beitsmarktpolitik. Dabei konnte sie 
sich stützen auf konzeptionelle Vor- 

text neuer gesellschaftlicher Bedarfe 
zu lösen: Wie beipielsweise kann 
man durch eine neuartige Verkehrs- 
technik gleichermaßen eine ökologi- 
sche Mobilität fördern und Impulse 
für eine erfolgreiche Produktdiversi- 
fizierung in Branchen und Betrieben 
setzen? 

Die aktuellen Abwehrkämpfe 
wurden nicht mit zukunftsorientier- 
ten Perspektiven verbunden - und 
erlangen so auch kaum eine Aus- 
strahlungsfähigkeit über den kon- 
kreten Fall hinaus. Dieser Befund 
weckt Skepsis gegenüber jenen 
Hoffnungen, die in den Protesten 
gegen die wachsende Arbeitslosig- 
keit den Beginn einer nachhaltigen, 
neuen sozialen Bewegung ausma- 
chen, die letztlich zur Basis eines 
Machtwechsels im Lande werden 
könnte. Die Ansätze für eine politi- 
sche Alternative zum neoliberalen 
System sind kaum entwickelt - diese 
Tatsache trat in den Protesten min- 
destens ebenso deutlich zutage wie 
der Unwille in der Bevölkerung, jede 
politische Operation zur ,,Sicherung 
des Standortes" ungeachtet der so- 
zialen Folgen hinzunehmen. Inso- 
fern beinhalten die aktuellen Prote- 
ste zunächst kaum mehr Substanz 
für einen politischen Machtwechsel 
als der Widerstand gegen die Schlie- 
ßung von Rheinhausen. 

Gleichwohl sind in den jüngsten 
sozialen Kämpfen wichtige politi- 
sche Markenzeichen popularisiert 
worden: ,,Kohl muß weg" oder ,,Der 
Dicke muß weg" sind zu Schlachtge- 
sängen geworden. Der Unwille ge- 
gen die Ausgrenzung von immer 
mehr Menschen aus den ökonomi- 
schen und gesellschaftlichen Prozes- 
sen hat beispielhaften Widerstand 
mobilisiert und Spaltungen zwi- 
schen verschiedenen Bevölkerungs- 
gruppen verhindert - es handelt sich 
also mitnichten um den ,,letzten 
Aufstand" der traditionellen Arbei- 
terbewegung. Doch es kommt dar- 
auf an, ein realistisches politisches 
Konzept zu formulieren, das gefähr- 
dete Beschäftigte, die Betroffenen 
der Kürzungen im Sozial-, Gesund- 
heits-, und Bildungssystem wie auch 
die ökologisch motivierten Anti- 
Atom-Demonstranten gegen den 
Castor anspricht und mobilisiert - 
für ihre dauerhafte Mitwirkung an 
einer anderen Politik mit zukunftsfä- 
higer Programmatik. spw 
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INTERNATIONALES 

Für einen öko- 
logisch-solida- 
rischen New Deal 
Crossover-Arbeitstagung 13.04.97 

von Joachirn Schuster* 

Wenn wir dem 
materiellen Fortschritt 

nicht endlich eine 
andere Richtung 
geben, wird die 

Massenarbeitslosig- 
keit nicht zu besiegen 

sein. 

napp 100 Personen berieten 
auf der inzwischen dritten 
Arbeitstagung von Crosso- 

ver am 13.04.97 in Hannover Eck- 
punkte eines radikalen Reformpro- 
jektes. Der Diskurs im Rahmen von 
Crossover hat damit eine Konti- 
nuität und Breite gewonnen, die 
beachtlich ist. War es zu Beginn 
des Prozesses neben der Erarbei- 
tung inhaltlicher Reformperspekti- 
ven noch ein zentrales Anliegen, 
der politischen Lähmung der Lin- 
ken in der Bundesrepublik und der 
wachsenden Entpolitisierung ent- 
gegenzuwirken, hat sich das ge- 
sellschaftliche Umfeld in Deutsch- 
land erheblich verändert. So heißt 
es in der Erklärung des Koordinie- 
rungskreises zur Hannoveraner Ta- 
gung: 

Unruhe in der Gesellschaft 
,,lm Jahr vor der Bundestagswahl 
und vor der Entscheidung über die 
europäische Währungsunion ist 
Deutschland ein unruhiges Land: 
Gewerkschafter kämpfen mit Erfolg 
gegen die Kürzung der Lohnfortzah- 
lung und mobilisieren Hunderttau- 
sende von Menschen zu Streiks und 
Demonstrationen gegen die Umver- 
teilungspolitik der Bundesregierung. 
Beschäftigte in ostdeutschen Indu- 
striebetrieben protestieren gegen 
die Fortsetzung der Deindustrialisie- 
rung und gegen Lohnungleichheit; 
ganze Landstriche kämpfen für den 
Erhalt öffentlich geförderter Be- 
schäftigungsstrukturen. Wohlfahrts- 
verbände, Selbsthilfeorganisationen 

* Joachim Schuster, Bremen, Mitglied der spw-Redaktion und für spw in 
der Koordination des Crossover-Prozesses tätig. 

und betroffene Berufsgru ppen weh- 
ren sich gegen die Zerschlagung des 
solidarisch organisierten Gesund- 
heitssystems. Die Atom-Politik der 
Regierung stößt auf vielfältigen Wi- 
derstand. Fortschrittliche Intellektu- 
elle fordern eine Politik zur Überwin- 
dung der Massenarbeitslosigkeit 
und rufen zu neuen Bündnissen auf. 

Diese Unruhe in der Gesellschaft 
findet in der Politik noch nicht ihre 
Entsprechung. Der Politik der Bun- 
desregierung, die den ,globalen 
Wettbewerbsdruck' als Legitimation 
für Entsolidarisierung, Umverteilung 
und den Abbau demokratischer 
Rechte benutzt, steht die parlamen- 
tarische Opposition häufig gelähmt 
gegenüber. 

Unsere Gesellschaft steht vor 
einer Wegscheide: wird die Aus- 
höhlung und Zerstörung solidari- 
scher Strukturen weiter fortgesetzt 
und damit dem Gemeinsinn die 
Grundlage entzogen oder gelingt 
es, einen grundlegenden Rich- 
tungswechsel einzuleiten und eine 
Politik der Vollbeschäftigung, der 
Erneuerung des Sozialstaats und 
der ökologisch nachhaltigen Wirt- 
schaftsweise in Angriff zu nehmen. 
Wenn wir dem ,materiellen Fort- 
schritt' nicht endlich eine andere 
Richtung geben, ihn gegenüber 
neuen Bedürfnissen öffnen, wird 
auch die Massenarbeitslosigkeit 
nicht zu besiegen sein." 

Inhaltlich standen auf der Ta- 
gung zwei Reformfelder im Mittel- 
punkt, die jeweils durch Papiere von 
Mitgliedern des Koordinierungskrei- 
ses eingeleitet wurden. 

Perspektiven für Vollbeschäfti- 
9ung 
In dem Forum ,,Zukunft der Arbeit" 
wurden Perspektiven zur Wiederer- 
langung von Vollbeschäftigung dis- 
kutiert. Grundlage waren ein The- 
senpapier von Horst Dietzel und 
dazu Stellungnahmen von Alexan- 
dra Wagner (siehe weiter hinten in 
diesem Heft) und Michael Jäger. Da- 
bei kristallisierten sich drei Projekte 
heraus, die im Zentrum einer Re- 
formalternative stehen sollten: Er- 
stens bedarf es entgegen aller 
Standortpolemik einer Politik spür- 
barer Arbeitszeitsverkürzung, die öf- 
fentlich forciert und wo möglich ge- 
fördert werden muß. In der Frage 
des Lohnausgleiches sollte in diesem 
Kontext auch überlegt werden, ob 
nicht die öffentliche Hand zur Finan- 
zierung teilweise herangezogen 
werden kann, wenn durch die Ver- 

kürzung der Arbeitszeit neue Stellen 
geschaffen werden. Denkbar wären 
zeitlich befristete Lohnkostenzu- 
schüsse für neu eingestellte Beschäf- 
tigte. Diese Umverteilung der Arbeit 
muß zweitens mit einer Umvertei- 
lung der Arbeit zwischen den Ge- 
schlechtern verknüpft werden. Drit- 
tens sollte ein umfassender dritter 
Beschäftigungssektor mit öffentlich 
geförderter Beschäftigung aufge- 
baut werden. 

Öffentlich geförderte Beschäfti- 
gung sollte aber nicht nur als ar- 
beitsmarktpolitisches lnstrument ge- 
sehen werden. Es kann sich dabei 
zugleich um ein lnstrument zur akti- 
ven Förderung eines ökologisch-so- 
zialen Umbaus handeln, wenn ge- 
zielt Arbeit in gesellschaftlich sinn- 
vollen Bereichen, die bisher nicht 
vom Markt wahrgenommen wer- 
den, gefördert wird. Dahinter steht 
die Überzeugung, daß angesichts 
der offensichtlichen Mängel des vor- 
herrschenden Wirtschaftssystems 
nicht eine Reduzierung, sondern 
eine Ausweitung des öffentlichen 
Sektors notwendig ist. Allerdings 
kommt es dabei darauf an, nicht le- 
diglich den klassischen öffentlichen 
Dienst auszudehnen, sondern neue 
intelligente Organisationsformen zu 
finden, die Marktbeziehungen zu- 
lassen und auch selbtsverwaltete 
oder genossenschaftliche Unterneh- 
mensformen stärken. 

Ansatzpunkte des ökologischen 
Umbaus 
Im zweiten Forum zum ökologi- 
schen Umbau der Industriegesell- 
schaft, das durch Statements von 
Willi Brüggen, Hermann Bömer und 
Mohssen Massarat eingeleitet wur- 
de, kristallisierte sich ein Konsens auf 
drei Feldern heraus, der über den 
bisherigen Debattenstand hinaus- 
weist: a) Öko-steuern sind ein not- 
wendiges lnstrument zur marktkon- 
formen Feinsteuerung. Sie sind aber 
kein Allheilmittel und werden allein 
nicht ausreichen, den ökologischen 
Umbau zu vollziehen. Sie müssen 
flankiert werden durch umfassende 
Konversionsprogramme der indu- 
striellen Kernsektoren, wobei auch 
Produ ktionsquoten für bestimmte 
Produkte in Erwägung gezogen wer- 
den sollten. Daneben gilt es selbst- 
verständlich durch staatliche Ge- 
und Verbote steuernd in den Pro- 
duktionsprozeß einzugreifen. b) Der 
schon im Forum Zukunft der Arbeit 
diskutierte öffentlich geförderte Be- 
schäftigungssektor kann gerade bei 

S eit 1995 nähern sich die grü- 
nen Positionen in rasantem 
Tempo dem sicherheitspoliti- 

schen Mainstream an. Die ,,Normali- 
sierung" grüner Außenpolitik erfolgt 
dabei v.a. entlang der Stichworte 
NATO-Osterweiterung und Bosnien. 
J. Fischer befand schon im Sommer 
1995: „... in der Außenpolitik sind 
weite Teile der demokratischen Lin- 
ken wie auch der demokratischen 
Rechten in zentralen Grundannah- 
men eigentlich einer Meinung ..."I. 

Jetzt vollziehen auch prominente 
grüne Linke den Anpassungsprozeß 
nach. 

Das ,,Lutz-Papier" 
Auf Initiative von D.S. Lutz (IFSH) 
trifft sich seit Anfang 1996 ein Kreis 
von SPD- und Grünen-Politikerlnnen 
zur Diskussion friedenspolitischer 
Themen. Entstanden ist dabei ein 
Papier, das zwar 5 Personen verfaßt 
haben, aber niemand verbindlich 
unterzeichnet hat. Es Iäßt aus grüner 
Sicht an folgenden Punkten interes- 
sante Positionsentwicklungen erken- 
nen: 

1. Auch wenn auf ein Glaubens- 
bekenntnis zur NATO verzichtet und 
gemeinsame Sicherheit mit Rußland 
propagiert wird, bleibt die Hintertür 
zur NATO-Osterweiterung offen: 
,,Abzulehnen ist ein Vorgehen, das 
einzelne Staaten zu neuen Mitglie- 
dern der NATO macht, ohne ein si- 
cherheitspolitisches Konzept für den 
Gesamtraum Europa zu entwickeln 
... Sollte sich Rußland dem Konsens- 
prinzip entziehen, so gilt es, bei al- 
len erforderlichen Maßnahmen und 
Schritten die Möglichkeiten verein- 
barter Kooperation gleichwohl offen 
zu halten und fortdauernd darauf 
hinzuwirken, daß das Konsensprin- 
zip als Chance nicht verschüttet 
wird." 

2. Ja zur WEU: ,,Akzeptabel ist 
eine Westeuropäische Union (WEU), 
die im Übergang zu einer Sicher- 
heitsgemeinschaft für Europa die 
Rolle der Europäischen Union stärkt 
und den Interessen derjenigen Staa- 
ten gerecht wird, die Nichtmitglied 
der NATO sind bzw. werden. Abzu- 
lehnen ist eine WEU, die ohne Auto- 
rität eines kollektiven Sicherheitssy- 
stems militärische Einsätze in eige- 
ner Verantwortung durchführt." 

3. Die OSZE soll mit eigenen 
Streitkräften ausgerüstet werden, 
die wie üblich nur ,,als äußerstes 
Mittel" zum Einsatz kommen sollen. 
Über die Ausrichtung dieser Trup- 
pen darf spekuliert werden, eine Ein- 

schränkung auf klassische Peacekee- 
ping-Aufgaben ist nicht festge- 
schrieben. 

4. Spannend sind die Lücken, die 
das Papier Iäßt, wie z.B. die Frage, 
wie für notwendig erachtete Militär- 
einsätze (als äußerstes Mittel) orga- 
nisiert werden sollen, solange die 
OSZE keine eigenen Streitkräfte hat. 
Wird für diese ,,Übergangszeitu 
dann auf NATO und WEU zurückge- 
griffen? 

Beschlußlage der Grünen 
zur NATO 
Daß solche Positionen von der grü- 
nen Beschlußlage nicht abgedeckt 
sind, versteht sich von selbst. Noch 
im Mai 1996 hat der grüne Länder- 
rat einen Beschluß gegen die NATO- 
Osterweiterung gefaßt. Im Bundes- 
tagswahlprogramm 1 994 wurde 
realistisch eingeschätzt, daß die 
NATO ,,ihren ursprünglichen militä- 
rischen Charakter der atomaren und 
konventionellen Abschreckung ein- 
schließlich einer atomaren Erst- 
schlags-Option nicht verändert, son- 
dern ihm lediglich noch die Möglich- 
keit für eine globale Intervention 
hinzugefügt" hätte. Konsequent 
wurde als politisches Ziel die Auflö- 
sung der NATO formuliert. 

Seitdem hat die globale Interven- 
tionsfähigkeit der NATO - die 57% 
der weltweiten Militärausgaben tä- 
tigt2 - über neue Militärdoktrin, 
neue Kommandostruktur und den 
zügigen Aufbau der Krisenreaktions- 
kräfte weiter Formen angenommen. 
Es gibt heute eigentlich eher mehr 
Gründe, die Osterweiterung dieser 
neuen, offensiv ausgerichteten 
NATO abzulehnen. Dem ehemaligen 
niederländischen Verteidigungsmi- 
nister Bolkestein ist unbedingt zuzu- 
stimmen: ,,Die Nato ist kein Tennis- 
k l ~ b . ' ' ~  

Geschichte der NATO-Beitritts- 
wünsche 
Wichtiges Argument der grünen Er- 
weiterungsbefürworter sind die Bei- 
trittswünsche Polens, der Tschechi- 
schen Republik und Ungarns. Noch 
1990 wollten diese neben dem War- 
schauer Pakt auch die NATO auflö- 
sen. V. Havel schwebte damals ,,eine 
Art Auflösungsagentur für die Pakt- 
systeme" vor. Eingerichtet werden 
sollte eine ,,Sicherheitskomission mit 
Sitz in Prag", bestehend aus allen 
KSZE-Mitglied~staaten.~ Unterstützt 
wurde der Vorschlag von der UdSSR 
und Frankreich. Damit verbunden 
war eine KSZE-Euphorie, die Idee der 

Die ,,Norma- 
Iisierung" grüner 

Außenpolitik 
von Uli Crerner* 

gemeinsamen Sicherheit und einer 
neuen Europäischen Friedensord- 
nung triumphierte. 

Spielverderber waren die NATO- 
Staaten. Sie hielten an ihrem Militär- 
pakt eisern fest und begannen der 
KSZE mit Gegenorganisationen 
(NATO-Kooperationsrat, WEU-Kon- 
sultationsforum, Partnerschaft für 
den Frieden) das Wasser abzugra- 
ben. Der Stellenwert der einzelnen 
Institutionen Iäßt sich eindrucksvoll 
an den personellen Kapazitäten ab- 
lesen: Während die OSZE (Ex-KSZE) 
mit 155 Mitarbeitern5 auskommen 
muß, hat die NATO allein für ihre 
Verwaltung in Brüssel fast das zehn- 
fache ( I  .260) zur Verfügung" 

Polen, die CSFR, Ungarn und die 
anderen Länder begriffen, daß ge- 
meinsame Sicherheit, daß ein kollek- 
tives Sicherheitssystem nicht zu ha- 
ben war und machten sich schleu- 
nigst die NATO-Sichtweise, Sicher- 
heit vor anderen, also auf Kosten an- 
derer zu schaffen, zu eigen und for- 
dern nun die Aufnahme in die 
NATO. 

Es gibt heute 
eigentlich eher mehr 
als weniger Gründe 
als 7994, die 
Osierweitemng 
dieser neuen, offensiv 
ausgerichteten NATO 
abzulehnen. Die 
Stimmung bei den 
Grünen bewegt sich 
allerdings genau in 
die entgegengesetzte 
Richtung. 

Kleine oder große NATO- 
Osterweiterung? 
Die geplante (kleine) NATO-Oster- 
weiterung um einige mittelosteuro- 
päische Staaten ist natürlich ein un- 
freundlicher Akt gegen Rußland. 
Trotzdem ist die Wahrscheinlichkeit, 
daß es dadurch zu einem Wieder- 
aufleben der Blockkonfrontation 
kommt, eher gering zu veranschla- 
gen: Konventionelle und atomare 

* Uli Cremer, ab 01.07.98 Sprecher der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Frieden, Internationales und Europa von Bündnis 90/Die Grünen, Mitglied 

im Kuratorium des Instituts für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Hamburg (IFSH); er arbeitet im Management eines 

internationalen Lebensmittelkonzerns. 
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Armut 81 sozialabbau 
in einem reichen Land 

die Globalisierung des Finanzsektors 
und seine zunehmende Verselbstän- 
digung gegenüber der ,,realen, pro- 
duzierenden" Ökonomie. Die Tau- 
sende von Milliarden, die heute in  
einem interkontinentalen ,,Casino- 
Kapitalismus" hin- und hergescho- 
ben werden, widerlegen nicht nur 
die Überzeugung, es fehle an Kapital 
für produktive Investitionen. Die auf- 
fallende Häufung von Kredit-, Bör- 
sen- und Währungskrisen seit dem 
Crash vom Herbst 1987 zeigt, daß 
sich kaum noch kalkulierbare Risiko- 
potentiale aufgestaut haben, gerade 
auch für die ,,reale Ökonomie". 

Die staatlichen Garantien für 
das private Finanzsystem, die bis- 
her noch die Hoffnung begründen 
konnten, eine Katastrophe wie 
1929130 sei ausgeschlossen, er- 
scheinen angesichts der irritieren- 
den Eigendynamik und der kaum 
noch vorstellbaren Größe der heu- 
te über die Daten- Highways flak- 
kernden Summen brüchig. Gleich- 
zeitig greift - Stichwort ,,Verlust 
der Zinssouveränität" - nicht nur 
nationalstaatliche, sondern gene- 
rell staatliche, öffentliche Regulie- 
rung privater Kapitalverwertung - 
man braucht sich nur an den Ein- 
sturz des Europäischen Währungs- 
systems 1993 zu erinnern - immer 
häufiger ins Leere. 

Ist die ,,Lange Welle der Stagna- 
tion" tatsächlich überwunden? Be- 
deutet die zögernde internationale 
Konjunkturbelebung der letzten Jah- 
re den Beginn einer neuen Epoche 
kapitalistischer Expansion? 

Immerhin leuchten im gegen- 
wärtigen Dunst gelbgrüne Signale: 

infolge der Massenarbeitslosig- 

nipulation repräsentieren einen „ka- 
pitalsparenden" Typ industrieller 
Entwicklung. 

Der Kapitalismus, ,,Sieger der  
Geschichte"? 
Unzufriedenheit und Protest werden 
in den westlichen Industrieländern 
(USA, Frankreich, Italien, Österreich) 
- angesichts kaum mehr wahrnehm- 
barer linker Alternativen - immer 
häufiger von der sozialen Demago- 
gie der radikalen Rechten instru- 
mentalisiert. Sind wir auf dem Weg 
in die ,,soziale Entropie", in  gesell- 
schaftliche Desintegration und Bru- 
talisierung, in den ,,Kampf aller ge- 
gen alle"? 

Ernest Mandels Analysen, vor al- 
lem ,,Der Spätkapitalismus", sind - 
trotz fataler Fehleinschätzungen - 
mit ihrem Weitblick und ihrer kriti- 
schen Unbefangenheit faszinierend. 
Auch heute, an der Schwelle zum 
21. Jahrhundert, liefern sie ,,funda- 
mentale" Argumente für eine nicht 
nur ökonomische, sondern auch po- 
litische und moralische Kritik des Ka- 
pitalismus - und zahllose Anregun- 
gen für weitere theoretische Arbeit. 

Auswahlbibl iographie 
Es sind die deutschen Erstausgaben 
wichtiger Bücher Ernest Mandels auf- 
geführt. 
Einführung in die marxistische Wirtschafts- 

theorie, Verlag Neue Kritik, FrankfurVM. 
1967 

Marxistische Wirtschaftstheorie, Suhrkamp 
Verlag, FrankfurVM. 1968 

Über die Bürokratie, ISP-Verlag, FrankfurV 
M. 1971 

Der Spätkapitalismus, Suhrkamp Verlag, 
FrankfurVM. 1972 

Kritik des Eurokommunismus, Verlag Olle 
und Wolter, Berlin (West) 1978 

keit und der Schwächung der Ge- Trotzki, Verlag Olle und Wolter, Berlin 

werkschaften sind die Reallöhne ge- (West) lg7' 
Die langen Wellen im Kapitalismus, ISP-Ver- 

sunken, in den USA beispielsweise las, FrankfurVM, 1983 

iswwirts<haftsinfo extra 
Von Krise zu Krise - Standortkrieg 
oder Beschaftigungspolitik 
(Nr. 25, Apr. 96). DM 5,- t Versand 

wirtsdiciftsm und qrufikdienst 

(Nr. 3, Juni 96),10,- DM t Versand 
Armut & Soziahbbau 
(Nt. 4, Jan. 97)10,- DM +Versand 

Bestellungen, 
abonnieren, fördern 

bei isw sozial-ökologische 
Wirtschaftsforschung e.V. 
Johann-von-Werth-Str. 3, 

80639 München, 
Fax 089-1 68 94 15 

die Stundenlöhne zwischen 1980 Die K;ise. Weltwirtschaft 1974-1986, Kon- 

und 1995 um etwa 5%. in der „al- kret Literatur Verlag, Hamburg 1987 

ten" Bundesrepublik ist die ,,struk- 
turbereinigte" Lohnquote längst auf ' H. Schlomann: ,,Die Entwicklung der 

das ~i~~~~ der sechziger ~~h~~ ge- Vermögensverteilung in Westdeutsch- 

=-,,. -, land", in: E.-U. Huster ( ~ g . ) :  ,,Reichtum 
Reichtum und ~ a ~ i G m a c h t  in 
Deutschland (Nr. 2, Nov. 95), 8,- +Vers. 
Der Steuer-Skandal 

steigen; 
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der lnitiierung notwendiger gesell- 
schaftlicher Nachfrage nach ökolo- 
gisch sinnvoller Produktion wesentli- 
che Schrittmacherfunktionen wahr- 
nehmen. C) Es bedarf einer Auswei- 
tung wirtschaftsdemokratischer In- 
strumente und Verfahren, um den 
ökologischen Umbau zum Teil auch 
gegen Marktkräfte umzusetzen. 
Strittig war in diesem Zusammen- 
hang, welchen Stellenwert dabei 
eine institutionelle Stärkung von 
Verbraucherinteressen einnehmen 
kann. Die unter anderem vorge- 
schlagenen Verbraucherräte und 
-wahlen wurden beispielsweise sehr 
kritisch bewertet. 

Auf der Tagung konnten wesent- 
liche Eckpunkte eines radikalrefor- 
merischen Projektes schärfer kontu- 
riert werden. Damit ist ein Zwischen- 
schritt bei der Konkretisierung einer 
inhaltlichen Alternative zur sozial- 
feindlichen Politik der geleistet wor- 
den, der durchaus auch eine Orien- 
tierung für die Bonner Oppositons- 
parteien zur Ablösung der Kohl-Re- 
gierung bieten kann. Bezeichnend 

für die Diskussion der Tagung war, 
daß inhaltliche Diffenrenzen sich zu- 
meist nicht mehr an der Parteizuge- 
hörigkeit festmachten, sondern quer 
dazu lagen. 

Verbindung zur Erfurter 
Erklärung 
Den Abschluß der Tagung bildete 
eine Diskussion mi t  Initiatoren der 
Erfurter Erklärung. Edelbert Richter 
aus Weimar und Eckart Spoo aus 
Hannover legten ihre Motivation 
zur Mitarbeit bei der Erfurter Erklä- 
rung dar, wobei deutliche Unter- 
schiede in  der West- und Ost-Sicht 
zutage traten. Der gemeinsame 
Nenner ist jedoch, daß es in  die- 
sem Land dringend einer anderen 
Poltik bedarf, die den sozialen 
Spaltungsprozessen entschieden 
entgegen wirkt. 

Einigkeit bestand darin, daß die 
Erfurter Erklärung Crossover keines- 
wegs überflüssig macht. Im Gegen- 
teil, beide Initiativen können sich 
hervorragend ergänzen. Während 
,,Erfurt" den Schwerpunkt auf die 

Mobilisierung für eine neue Politik in  
der Gesellschaft legen wird, kom- 
men Crossover wichtige Funktionen 
bei der inhaltlichen Ausarbeitung ei- 
ner radikalreformerischen Politik wie 
auch bei der Veränderung von Kräf- 
teverhältnissen und der Veranke- 
rung radikalreformerischer Projekte 
innerhalb der jeweiligen Parteien zu. 
In diesem Sinne wird eine möglichst Auf der Tagung 
enge Kooperation zwischen der Er- konnten wesentliche 
furter Erklärung und Crossover an- Eckpunkte eines 
gestrebt. Dies soll auch auf der für radikalreformerischen 
den 3.1 0.97 geplanten Konferenz Projektes schärfer 
der Erfurter Erklärung deutlich ge- konturiert werden. 
macht werden. 

Crossover wird auch in diesem 
Jahr seine Fortsetzung finden. Ge- 
plant ist die Herausgabe eines ge- 
meinsamen Buches ,,Zurück zur Poli- 
tik", welches sich vor allem mit der 
Formierung gesellschaftlicher Träger 
für eine radikalreformerische Politik 
befassen soll. Im Dezember schließ- 
lich ist ein großer Kongreß vorgese- 
hen, auf dem der inhaltliche Diskus- 
sionsprozeß weitergeführt und ver- 
breitert werden soll. SPW 
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ber; Edelgard Bulrnahn aus Hanno- ausgeber seit 1993; Sigrid Skarpelis- 
ver ist seit Oktober 1993 Herausge- Sperk ist Bundestagsabgeordnete 
berin, sie ist Mitglied im SPD-Partei- aus Kaufbeuren und Mitglied des 
vorstand und bildungs- und for- Parteivorstands, seit 1993 eine der 
schunqspolitische Sprecherin der Herausaeberlnnen: Andreas Wehr 

Intern 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Die Zeitschrift hat schon wieder 
ein neues Redaktionsrnitglied: Uta 
Bierrnann, in Mainz lebende und ar- 
beitende Chemikerin, wird sich 
schwerpunktmäßig um die Felder 
Ökologie sowie Forschung und Wis- 
senschaft kümmern. 

Wir wollen unsere Berichterstat- 
tung über Vorgänge im ,,Raurnschiff 
Bonn" durch eine regelmäßige Ko- 
lumne verstärken. Als Rubrikentitel 
für die Beiträge dazu sind wir nach 
vielem Nachdenken jetzt auf BONN 
APART verfallen, was verschiedenste 
Assoziationen zu toten und leben- 
den Personen zuläßt. Falls jemand 
einen besseren Vorschlag hat, sind 
wir für sachdienliche Hinweise jeder- 
zeit dankbar. 

Die im letzten intern angekün- 
digte stärkere Darstellung der im 
spw-Zusammenhang tätigen Perso- 
nen wollen wir in diesem Heft damit 
beginnen, den erlauchten Kreis un- 
serer gegenwärtig 14 Herausgebe- 
rlnnen etwas näher vorzustellen: 
Heinz Albrecht ist der älteste, Wider- 
standskämpfer und früherer Leiter 
des Marxistischen Arbeitskreises der 
SPD Berlin (West), er ist seit der 
Gründung der spw 1978 Herausge- 

smndestagshaktion; 
- 

Karin ist Mitglied des SPD-Landesvor- 
Benz-Overhage ist Mitglied im Ge- stands Berlin und seit 1996 Heraus- 
schäftsführenden Hauptvorstand 
der IG Metall in Frankfurt und eben- 
falls seit 1993 eine der Herausgebe- 
rlnnen; Dierher Dehrn ist Songautor 
und stellvertretender Bundesvorsit- 
zender der AG Selbständige und Un- 
ternehmer in der SPD und seit 1991 
Herausgeber; Katrin Fuchs aus Gü- 
tersloh ist Parlamentarische Ge- 
schäftsführerin der SPD-Bundestags- 
fraktion und war Mitglied des SPD- 
Parteivorstands, seit 1986 Herausge- 
berin; Christel Hanewickel aus Halle/ 
Saale ist seit 1993 Herausgeberin 
und frauen- und familienpolitische 
Sprecherin der SPD-Bundestagsfrak- 
tion; Uwe Krerner wohnt in Dort- 
mund und arbeitet bei dem gewerk- 
schaftseigenen Beratungsunterneh- 
men ISA Consult und ist seit 1995 
Herausgeber; Detlev von Larcher aus 
Weyhe bei Bremen ist Bundestags- 
abgeordneter und Koordinator des 
Frankfurter Kreises der SPD-Linken 
und Herausgeber seit 1993; Susi 
Möbbeck war Juso-Bundesvorsit- 
zende 1988 - 1991, arbeitet als wis- 
senschaftliche Abgeordnetenrnitar- 
beiterin und wohnt in Magdeburg, 
Herausgeberin seit 1990; Prof. Peter 
von Oertzen aus Bremen war lange 
Zeit Mitglied des SPD-Parteivor- 
stands und Leiter der Parteischule, 
Herausgeber seit 1993; Horst Peter 
aus Kassel war bis vor einigen Jahren 
Mitglied des Bundestags und Koor- 
dinator des Frankfurter Kreises, Her- 

geber; Thomas Westphal war Juso- 
Bundesvorsitzender 1993 - 1995 
und ist seit 1993 Herausgeber der 
spw, arbeitet jetzt bei der ISA Con- 
sult und wohnt in Dortmund. 

In spw 1/97 hatten wir die Erfur- 
ter Erklärung veröffentlicht und an- 
gekündigt, daß wir uns für den Er- 
folg dieser Initiative einsetzen wol- 
len. Am 14. Mai hatte hierzu das 
spw-Leserlnnenforurn Rheinland 
eingeladen, um in Köln einen Unter- 
stützerlnnenkreis für die Erfurter Er- 
klärung zu bilden. Dem Aufruf folg- 
ten Ca. 20 Personen aus Parteien 
und Gewerkschaften. Die Anwesen- 
den haben sich darauf verständigt, 
es nicht bei einer verbalen Unter- 
stützung der Erklärung zu belassen, 
sondern aktiv in die Formierung ei- 
ner ,,Gegenbewebung" zur Kohl-Re- 
gierung einzugreifen und dabei an 
markante lokale Probolemlagen an- 
zuknüpfen. Vor der politischen Som- 
merpause soll z.6. gemeinsam mit 
Beschäftigten der städtischen Betrie- 
be eine Veranstaltung zum Thema 
,,Privatisierung im öffentlichen 
Dienst" durchgeführt werden. Wer 
sich für die Arbeit des spw-Leserln- 
nenforum Rheinland und die Kölner 
Aktivitäten rund um die Erfuter Er- 
klärung interessiert, wende sich an: 
Hans-Günter Bell, Tel. 0221 - 
885299. 

Die spw-Redaktion 

spw - Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft und die Jusos in der SPD (Bundesverband, 
Landesverband NRW, Bezirke Mittelrhein und Rheinland-Hessen-Nassau, UB Bonn) laden gemein- 
sam ein zur Veranstaltung am 12. Juni 1997: 

POLITIKWECHSEL I N  DEUTSCHLAND ' 9 8  
P e r s p e k t i v e n  - P a r t e i e n  - P o s i t i o n e n  
Es diskutieren: Edelgard Bulmahn (SPD-Parteivontand, spw-Herausgeberin) 

Gregor Gysi (Sprecher der PDS-Gruppe im Bundestag) 
Kerstin Müller (Fraktionssprecherin Bündnis 90/Die Grünen) 
Andrea Nahles (Juso-Bundesvorsitzende) 
Bodo Ramelow (Thüringer Landesvorsitzender der Gewerkschaft HBV, Mitinitiator 
der ,,Erfurter Erklärung") 
Moderation: Gesa Rünker 

Wann und wo: Donnerstag, 12. Juni 1997 - 19.30 Uhr 

Stadthalle Bad Godesberg 1 Kleiner Saal 
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Strategien" entwickelt, von ,,auto- William Kapps Theorie 
nomen Fabrikräten" bis zur ,,paritä- der ,,Sozialkosten", 
tischen Mitbestimmung". In den 
meisten Ländern folgte eine Korrek- 
tur der Einkommensverteilung zu- 
gunsten der ,,Lohnabhängigen". 

Aber nicht allein das reformisti- 
sche Projekt eines ,,gebändigten Ka- 
pitalismus" scheiterte - alle wichti- 
gen Strömungen links-traditioneller 
Politik erlebten statt der ,,Götter- 
dämmerung des Profitsystems" ih- 
ren eigenen Bankrott. 

Mandel wußte, daß die Militanz 
jener Jahre die Hochkonjunktur, die 
fehlende ,,Disziplinierung" der Be- 
schäftigten durch die Arbeitslosig- 
keit zur Voraussetzunq hatte. Doch - 
dem Kapital fiel der Weg aus der De- 
fensive ungeahnt leicht. Von Lon- 
don bis Pnom Penh diskreditierte die 
Linke - blutbefleckt, subaltern oder 
,,nur" wirr - sich selbst. 

Defizite der Linken 
Das Dilemma der ,,autoritären Arbei- 
terbewegung" - in ihrer diktatori- 
schen wie ihrer sozialreformerischen 
Variante - hatte Mandel schon 1967 
in einem polemischen Text mit dem 
Titel ,,Über die Bürokratie" analysiert. 

Aber auch die wenigen Ansätze 
einer demokratischen, radikal anti- 
kapitalistischen Wirtschaftspolitik 
scheiterten - in Chile in der Regie- 
rungszeit der ,,Unidad Popular", 
dann zu Beginn des ,,Experiments 
Mitterand" in Frankreich, während 
der unruhigen sozialistisch-kommu- 
nistischen Koalition. In beiden Fällen 
erwies sich, daß gegen eine ent- 
schlossene Boykottstrategie des Ka- 
pitals - ,,lnvestitionsstreiks", Kapital- 
flucht - in einem Land allein nicht 
anzukommen war. 

Gerade die Befangenheit der Lin- 
ken, der Gewerkschaften im ,,natio- 
nalen Bewußtsein" kritisierte Man- 
del immer wieder. Und während 
heute Kapital mit wachsender 
Selbstverständlichkeit als ,,global 
player" agiert, gibt es auf Seiten der 
,,Arbeit" nach wie vor nur dürftige 
Ansätze internationaler Kooperati- 
on, breiten sich nationalistisch-frem- 
denfeindliche Überzeugungen vor 
allem in der ,,Arbeiterklasseu aus. 

Die Hoffnung auf eine ,,Offensive 
der Linken" war nicht die einzige 
Fehleinschätzung Mandels. Typische 
Defizite der sozialistischen Bewe- 
gung spiegeln sich auch auf den Sei- 
ten von ,,Der Spätkapitalismus". Die 
,,ökologische Herausforderung" war 
schon 1972 zu spüren. Mandel ver- 
weist durchaus zustimmend auf Karl 

der durch den ,,freien 
Markt" bedingten 
Wohlstandsverluste, er 
hebt wie der nonkon- 
formistische US-Öko- 
nom den Konflikt zwi- 
schen Teil-Rationalität 
und Gesamt-lrrationa- 
lität in Ökonomie und 
Ökologie hervor. An- 
ders als der ,,mainst- 
ream" ignorierte Man- 
del also die Probleme 
nicht, die wenig später 
ins Zentrum ,,grünern 
Wir tschaf tstheor ie 

... und die glitzernde Fassade des Kapitalismus heute 

rückten -aber mehr als einige Rand- 
bemerkungen waren sie ihm auch 
nicht wert. Im Gegenteil findet sich 
häufig bei ihm ein aus heutiger Sicht 
naiver technologischer Optimismus. 

Ebenfalls charakteristisch: der 
übersehene Stellenwert ,,weiblicher 
Reproduktionsarbeit"; die ,,Ökono- 
mie der Frauen" - ein ,,weißer Fleck" 
nicht nur im Denken Mandels, son- 
dern des traditionellen Sozialismus 
allgemein. 

Die ,,kapitalistische Revolution" 
Mandel skizzierte in ,,Der Spätkapi- 
talismus" - im Zusammenhang mit 
dem Auslaufen der „langen Welle 
der Prosperität" - auch eine mögli- 
che Gegenoffensive des Kapitals, die 
er allerdings für politisch kaum mehr 
durchsetzbar hielt. 

Natürlich scheiterte die ,,Arbei- 
terbewegung" nicht allein an ihren 
Fehlern und Widersprüchen. Fatal 
wirkten sich zwei Jahrzehnte Mas- 
senarbeitslosigkeit aus. Unter ,,nor- 
malen" Bedingungen, so Mandel 
(und Marx), ist das Kapital nicht an 
Vollbeschäftigung interessiert, son- 
dern an einer nicht zu hohen und 
nicht zu niedrigen Erwerbslosigkeit, 
die vor allem zur Disziplinierung der 
noch Beschäftigten - gerade mit 
Blick auf ,,unverantwortliche" Um- 
verteilungs- und Mitbestimmungs- 
forderungen - dient. 

Elemente der „kapitalistischen 
Offensive" laut Mandel: die Gewin- 
nung von Minderheiten der ,,Lohn- 
abhängigen" - Facharbeiter, qualifi- 
zierte Angestellte - durch großzügi- 
ge oder auch nur bescheidene Privi- 
legien; Vernichtung von Arbeitsplät- 
zen durch Rationalisierung; Abbau 
von sozialen Garantien - Stichworte 
,,Flexibilisierung", ,,prekäre Arbeits- 
verhältnisse"; organisierte ..Stand- 
ortkonkurrenz", national wie inter- 

national; schließlich die Taktik des 
,,Ausblutenlassens" - exemplarisch 
im britischen Bergarbeiterstreik 
1984/85, in der BRD die ,,Operation 
Rheinhausen". 

Überall zeigte sich, daß es im 
Zweifel eine konsequente ,,Klassen- 
solidarität" des Kapitals gab, aber al- 
lenfalls eine punktuelle Solidarität 
der ,,Arbeitr'. 

Prosperität oder Katastrophe 7 
Überzeugender als seine politischen 
Prognosen erscheinen heute Man- 
d e l ~  ökonomische Analysen. 

Bestätigt haben sich etwa seine Er- 
wartungen, Befürchtungen irn Hin- 
blick auf die Kapitalzentralisation. Der 
Mythos Markt steht in krassem Ge- 
gensatz zur realen ,,Vermachtungu 
der Märkte. Den Myriaden autonomer 
Unternehmen weltweit werden die 
,,Spielregeln" von einigen tausend - 
vielleicht sind es auch nur fünfhundert 
- Industrie-, Handels- und Finanzkon- 
zernen vorgegeben. 

Ein anderes Beispiel: der ,,Volks- 
kapitalismus". Seiner beschwingten 
Ideologie zum Trotz konzentriert 
sich in den großen Industrieländern 
das Geld- und das Produktiwermö- 
gen bei einer verblüffend kleinen 
Minderheit der Bevölkerung, nicht 
viel anders als vor hundert Jahren. 
Nur ist die Tatsache, daß bei uns 
etwa fünf Prozent der Bürger und 
Bürgerinnen soviel Vermögen besit- 
zen wie die restlichen 95 Prozent zu- 
sammen', für die unendliche Ge- 
schichte ,,Wir alle müssen unsere 
Ansprüche reduzieren!" ohne Be- 
deutung. 

Über transnationale Konzerne, 
die bedrohte Hegemonie der US- 
Wirtschaft oder die Krise des inter- 
nationalen Währungssystems wurde 
schon 1970 heftig debattiert. Als ei- 
ner der ersten analysierte Mandel 

Gerade die Befangen- 
heit der Linken, der 
Gewerkschaften irn 
,nationalen Bewußt- 
sein' kritisierte 
Mandel immer 
wieder. 



Vertraut man dem 
statistischen Modell, 

dann wäre die 
Prosperitätsphase um 

1970, die anschlie- 
ßende, Große 

Depression" jetzt, 
Mitte der neunziger 

Jahre, zu Ende. 

,,Systemkonkurrenz" zwischen ,,real 
existierendem Sozialismus" und ,,so- 
zialer Marktwirtschaft". 

Die beiden ersten Faktoren be- 
günstigten - zusammen mi t  dem 
,,Technologieschub" des Krieges, 
vom Düsenflugzeug bis zum Kern- 
reaktor, zusammen aber auch mit 
massiven staatlichen ,,Anschubfi- 
nanzierungen", etwa dem Mars- 
hall-Plan - einen Investitionsboom. 
Die Antwort auf die ,,kommunisti- 
sche Herausforderung" hieß: ein 
faszinierendes Angebot bezahlba- 
rer Konsumgüter, reißfeste soziale 
Sicherungsnetze, Vollbeschäfti- 

gung. 
Anfang der siebziger Jahre waren 

die Fundamente dieses Modells, so 
Mandel, brüchig geworden; er ging 
von einer Überlagerung konjunkturel- 
ler und struktureller Krisenmomente 
aus. Anzeichen eines ,,Trendbruchs" 
sah er im heftigeren Aufflackern von 
Rezessionen (in der Bundesrepublik 
etwa 1967), in der Zerrüttung des 
westlichen Währungssystems (1 971 
fiel der ,,Gold-Dollar-Standard" aus- 
einander), in dem schärferen ,,Verteil 
lungskampf" zwischen ,,Nordu und 
,,Südu (1 973 folgte die Konfrontation 
mit der OPEC). 

Das Modell der ,,Langen Wel- 
len" 
Der Theorie der ,,Langen Wellen der 
Wirtschaftsentwicklung" widmete 
Mandel 1980 auch eine Monogra- 
fie. Die Grundthese: seit dem Ende 
des 18. Jahrhunderts hat es in der 
kapitalistischen Weltwirtschaft vier 
,,epochaleu Entwicklungszyklen ge- 
geben, jeweils zwanzig bis dreißig 
Jahre Prosperität, zwanzig bis drei- 
ßig Jahre Depression - Grundströ- 
mungen unter den kurzfristigen Os- 

zillationen der Konjunktur. 
Zum ersten Mal analysiert wur- 

den solche ,,Mega-Trends" in den 
zwanziger und dreißiger Jahren, vor 
allem von Nikolai Kondratieff und 
Joseph Schumpeter - oft ist auch die 
Rede von ,,Kondratieff-Zyklen". Im 
Gegensatz zu ihnen erklärt Mandel 
den Übergang zur Prosperität nicht 
oder nur beiläufig durch ,,technolo- 
gische Basisinnovationen" oder das 
Auftauchen besonders dynamischer 
,,Entrepreneursu. 

Mögliche Voraussetzungen von 
,,Goldrausch", ,,Gründerzeiten", ,,Wirt- 
schaftswundern" laut Mandel: die 
Verschiebung der Machtverhältnisse 
zwischen ,,Kapitalu und ,,Arbeit" mit 
einer durchgreifenden Senkung der 
Reallöhne; Kapitalexport in nicht 
oder nur oberflächlich ,,erschlosse- 
ne" Regionen des Weltmarkts; eine 
,,historische" Verbilligung von Roh- 
stoffen oder ,,produktionsbezoge- 
nen" Dienstleistungen (etwa Trans- 
port und Telekommunikation). Mit  
einem Wort: die durchschnittliche 
Kapitalrendite steigt. Was aber, 
wenn der Tiger anfängt, sich in den 
Schwanz zu beißen ? Prosperität ,,in 
the long run" heißt Vollbeschäfti- 
gung, Vollbeschäftigung heißt Ar- 
beitskräftemangel, Arbeitskräfte- 
mange1 heißt Reallohnsteigerungen. 
Rationalisierung und aggressivere 
Konkurrenz führen zu einer steigen- 
den ,,Kapitalintensität" der Produkti- 
on, die ebenfalls die Profitrate ge- 
fährdet. Die Folge: eine stagnative 
Grundströmung unterspült das dy- 
namische Glück. 

Wenn Mandel den Beginn der 
letzten ,,expansiven Welle" auf Mitte 
der vierziger Jahre datiert, ist der 
Krieg für ihn ein Faktor unter ande- 
ren. Vertraut man dem statistischen 

Modell, dann wäre die 

Borsencrash 1929 

Prosperitätsphase um 
1970, die anschließen- 
de ,,Große Depressi- 
on" jetzt, Mitte der 
neunziger Jahre, zu 
Ende. 

Allerdings: anders 
als bei den kurzen Zy- 
klen ist schon der em- 
pirische Nachweis lan- 
ger ,,Wellenn umstrit- 
ten - zu ungenau sind 
die internationalen 
Statistiken gerade des 
19. Jahrhunderts. Kaum 
exakt zu bestimmen ist 
außerdem der Einfluß 
politischer „Verwerfun- 
gen" - Kriege und Re- 

volutionen - auf die langfristige 
Wirtschaftsentwicklung. 

Die Illusion des .,krisenfreien 
Wachstums" 
Dabei schien es einmal, als seien Re- 
zessionen, Krisen, ,,Große" Depres- 
sionen für immer in die Schatten der 
Vormoderne verwiesene Ungeheu- 
er. Unter sozialdemokratischen Poli- 
tikern herrschte Euphorie über die 
Möglichkeiten der ,,Globaliteue- 
rung". Der Glamour des schwedi- 
schen ,,Wohlfahrtskapitalismus" 
oder die Erfolge des ,,sozialdemo- 
kratischen Erhard" Karl Schiller bei 
der ,,BewältigungJ' der schweren Re- 
zession von 1966167 schienen ihnen 
recht zu geben. 

Doch noch bevor der Glaube an 
die definitive ,,Verstetigung des 
Wachstums" sich durchgesetzt hat- 
te, wurde er von der tristen Wirklich- 
keit dementiert. Auf dem Höhe- 
punkt des Optimismus behauptete 
Mandel ein drohendes Versagen der 
Konjunktursteuerung. 

Die entscheidenden Punkte sei- 
ner Kritik: steigende Zinslasten - 
der Preis kreditfinanzierten „Ge- 
gensteuern~" - engen den Spiel- 
raum der Wirtschaftspolitik rasch 
ein; die staatlichen Impulse für pri- 
vate Investitionen bleiben of t  zu 
diffus oder lösen nur ,,Mitnahme- 
effekte" aus; eine internationale 
Koordination der Wirtschaftspolitik 
- über Proklamationen hinaus - ist 
kaum durchzusetzen, binnenwirt- 
schaftliche Stabilisierungserfolge 
können leicht durch ,,externen Ein- 
flüsse neutralisiert werden; „ex- 
pansive" Konjunkturpolitik be- 
schleunigt die Inflation. 

Der Weg in die Niederlage 
Anders als von Mandel erwartet, 
führte die Zuspitzung der Krise - 
und mit ihr das Scheitern der Sozial- 
demokratie - nicht zur sozialisti- 
schen, sondern zur ,,neokonse~ati- 
ven" Revolution. Zentralen Stellen- 
wert für seine Analyse hatte die „Of- 
fensive der Arbeiterbewegung" in 
den sechziger und frühen siebziger 
Jahren, die Eskalation von Streiks, 
Massendemonstrationen und Fa- 
brikbesetzungen, oft  - wie 1969 in 
der BRD - gegen den Willen der Ge- 
werkschaftsführungen. 

Am Anfang ging es um höhere 
Löhne, nach einiger Zeit standen ge- 
wöhnlich auch Arbeitsorganisation 
und ,,Unternehmensziele" zur Dis- 
kussion. Gleichzeitig wurden die un- 
terschiedlichsten ,,Gegenmacht- 
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J USOS als sozialistischer und femi- 
nistischer Richtungsverband - 

drohte dieser Anspruch zwi- 
schenzeitlich bei den Jusos fast zur 
Phrase zu verkommen, hat er nun 
mit dem Bundeskongresses in  Berlin 
wieder neue Brisanz gewonnen. Es 
ging darum, ob die Jusos diesen An- 
spruch aufgeben oder nicht. 

Das Ergebnis war eindeutig, in 
allen zentralen inhaltlichen Fragen 
konnte sich die Verbandslinke durch- 
setzen, der Versuch, die Frauenquote 
zu einer Geschlechterquote zu ver- 
stümmeln, scheiterte gleich zu Be- 
ginn des Kongresses - auch lästige 
Diskussionen um den Rückzug von 
Delegierten aus nicht-quotierten De- 
legationen entfielen. Der. Verband 
hat sich trotz aller Streitigkeiten ein- 
deutig als sozialistischer und femini- 
stischer Richtungsverband positio- 
niert. 

Das allerdings interessierte die 
Medienöffentlichkeit kaum. Auf- 
grund der plötzlichen Kandidatur 
Stefan Grügers für den Bundesvor- 
sitz war die öffentliche Botschaft 
lediglich die, daß der Juso-Ver- 
band nach wie vor zerstritten sei. 
Der Versuch, mi t  dem Bundeskon- 
greß in  der öffentlichen politischen 
Debatte Duftmarken zu setzen und 
die in weiten Teilen erfolgreiche 
politische Arbeit der letzten zwei 
Jahre zu präsentieren, wurde da- 
m i t  vereitelt. 

Schwerpunkt: Sozialstaat 
Schwerpunkt des Kongresses war 
die Frage nach der Zukunft des Sozi- 
alstaat~. Zusammen mit den bayeri- 
schen Genossen und Genossinnen 
ist es der Juso-Linken gelungen. sich 
von neoliberalen Elementen in der 
Rentenpolitik, wie sie von den Jusos 
Baden-Württemberg vertreten wur- 
den, klar zu distanzieren. Eine deut- 
liche Mehrheit des Kongresses erteil- 
te  einer teilweisen Einführung des 
Kapitaldeckungsverfahrens in der 
Rentenversicherung eine Absage. 
Die Jusos bekräftigten damit ihre Po- 
sition, daß nicht die demographi- 
sche Entwicklung das Problem der 
Rentenversicherung ist, sondern die 
Massenarbeitslosigkeit. Der Wider- 
spruch in  unserer Gesellschaft ver- 
läuft nach wie vor nicht zwischen 
Jung und Alt, sondern zwischen Ka- 
pital und Arbeit. 

Klassische Auseinanderset- 
zungspunkte in  der Generaldebat- 
te  waren die Frage einer bedarfs- 
orientierten Mindestsicherung 
Contra Negativsteuer und die Frage 

der Arbeitszeitverkürzung bei vol- 
lem Lohnausgleich. Auch hier 
konnte sich die Verbandslinke mit 
ihren Positionen durchsetzen. Pro- 
blematisch war allerdings, daß die 
Juso-Linke zum Bereich Steuern 
und Renten keine eigenen Anträge 
eingebracht hatte, und sich daher 
inhaltlich nur durch die Debatte 
profilieren konnte. 

Es ist aber gelungen, neue Um- 
verteilungsprojekte zu entwickeln 
und zu beschließen, die an das mit 
Erfolg vorgetragene Konzept der 
Umlagefinanzierung der berufli- 
chen Bildung anknüpfen. Neue po- 
litische Handlungsfelder wurden 
vor allen Dingen mit dem Beschluß 
aufgezeigt, eine elternunabhängi- 
ge Jugend-Ausbildungsförderung 
durchzusetzen und dies zum Teil 
mi t  einer Erhöhung der Erbschafts- 
steuer gegenzufinanzieren. M i t  
dem Vorschlag, allen Jugendlichen 
unabhängig von ihrem Elternhaus 
die Ausbildung zu finanzieren, 
wird der Anspruch von Jugendli- 
chen, diese Lebensphase eigen- 
ständig zu gestalten, aufgenom- 
men und Bildung als gesellschaftli- 
che Aufgabe definiert. 

Auch im Bereich der Frauenpoli- 
tik ist es gelungen, die konkreten 
Ansprüche gerade von jungen Frau- 
en mit sozialpolitischen Debatten zu 
verknüpfen. Mit  einer ~rbeitszeitver- 
kürzung bei vollem Lohnausgleich 
kann dem doppelten Lebensentwurf 
von jungen Frauen, nämlich Beruf 
und Privatleben gleichberechtigt ne- 
beneinander zu stellen, Rechnung 
getragen werden. Gleichzeitig wur- 
de damit ein neuer strategischer An- 
satzpunkt in der feministischen De- 
batte gefunden: Der Wunsch, Priva- 
tes und Beruf zu verbinden, wird 
nicht mehr als Schwäche, sondern 
als Stärke definiert und ist somit 
Maßstab gesellschaftlicher Entwick- 
lung. 

Oskar: Teil zwei 
Oskar Lafontaine machte es den Ju- 
sos mit seiner Rede am Freitag Nach- 
mittag nicht unbedingt leicht, ihn zu 
kritisieren. Er griff alle zentralen Poli- 
tikfelder der Jusos, von der Kritik an 
der Standortideologie über den 
doppelten Lebensentwurf bis zum 
solaren Umbau auf, so daß die Aus- 
einandersetzung sich hauptsächlich 
darauf beschränkte, einzufordern, 
seine hehren Worte doch endlich 
auch in Politik umzusetzen. Interes- 
sant ist aber die Tatsache, daß Oskar 
Lafontaine bereits den zweiten Juso- 

Berlin, 
Alexanderplatz 

Der Juso-Bundeskongreß 1997 

von Bettina Kohlrausch* 

Bundeskongreß in  Folge besuchte. 
Auch das zeigt, daß die Jusos inner- 
parteilich an Bedeutung gewonnen 
haben. 

Arbeitsprogramm 
Der Versuch, ein gemeinsames Ar- 
beitsprogramm zu erstellen, schei- 
terte trotz großer Annäherungen ein 
paar Stunden vor Beginn des Kon- Der Verband hat sich 
gresses. Entscheidender Auseinan- trotz aller Streitigkei- 
dersetzungspunkt war die Frage, ob ten eindeutig als 
bei einer neuen Grundsatzdebatte sozialistischer und 
der Jusos ihre politische Grundaus- feministischer 
richtung als sozialistischer Rich- Richtungsverband 
tungsverband ein Fixpunkt bleiben positioniert. 
oder in Frage gestellt werden sollte. 

Dennoch war der von Andrea 
Nahles und der Juso-Linken getrage- 
ne Diskussionsprozeß im Vorfeld des 
Kongresses wichtig, um breite Teile 
des Verbandes in die Entwicklung 
des Arbeitsprogrammes einzubezie- 
hen. Die Neuerung, Kompromisse 
um das Arbeitsprogramm bereits 
frühzeitig zu klären, ist sicherlich be- 
grüßenswert, was auch das im Ver- 
gleich zu anderen Arbeitsprogram- 
men in sich geschlossene Ergebnis 
beweist. Aufgrund der Kurzfristig- 
keit des Scheiterns waren aber trotz- 
dem der Prozeß und die Auseinan- 
dersetzungspunkte für viele Dele- 
gierte nur noch schwer nachvoll- 
ziehbar. 

Die Verbandslinke konte sich 
auch an diesem Punkt mit ihrem Ar- 
beitsprogrammentwurf klar durch- 
setzen. Zentraler Inhalt des Arbeits- 
Programms ist die Kampagne zum 
Thema ,,Zukunft der Arbeit" mit Pro- 
jekten zur Beschäftigungspolitik, 
Umverteilung, zum solaren Umbau 
und einer Bildungsoffensive. 

* Betiina Kohlrausch, Bonn, Mitglied des Juso-Bezirksvorstands Mittelrhein 
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MAGAZIN THEORETIKERIINNEN 

Wahlen, Wahlen, Wahlen risierung zu organisieren und mit 
Andrea Nahles wurde mit 188 Stim- den ostdeutschen Landesverbänden 
men wieder zur Juso-Bundesvorsit- gemeinsam auszuziehen scheiterte 
zenden gewählt. Von Rheinland- jedoch, vielmehr wurde deutlich, 
Hessen-Nassau nominiert, kandi- daß es sich hier um eine Auseinan- 
dierte sie als unabhänaiae Linke dersetzung zwischen linken und 

Wer über alle Gebiete der Kommu- 
iialpolitik kompetente Euifuhningeii 
sucht, 

wer die wichtigsten Konzepte und 
Debatten von BÜNDNIS 901DIE 
GRÜNEN zu den zahlreichen Poli- 
tkfeldeni rund ums Rathaus kennen- 
lenien will, 

. . . für denldie gibt's nur eins - die 
reiclilialtige Angebotspalette der AKP. 

Erstens: Wer die ~Alteniative Kom- 
munalpolitib (AKP) - die seit 17 Jah- 
ren erscheinende Fachzeitschrift der 
Grünen für "Komrnunalas I Kommu- 
nalos" - noch nicht kennt, sollte Asche 
auf sein Haupt streuen, Buße tun und 
ganz, ganz schnell ein kostenloses 
Probeliefi ordern. Die AKP erscheint 
6 mal im Jahr mit jeweils 68 Seiten 
und kostet im Abo 66 DM. 

Zweitens: Unser *Ha~idbucli für alter- 
native Kommunaipolitik» bietet mit 45 
Kapitel, die von über 50 Fachleuteii 
aus d e n  Gebieten der Kommunalpoli- 
tik gescluieben wurden, so allerhand 
Wisseiiswenes. Das engbednickte, 
415 Seiten dicke Werk verkaufen wir 
koiikurreiulos preiswert für nur 45 
DM (zzgl. 4 DM Porto), weil wir 
wollen, daß möglichst viele Veraiit- 
wonliche ui den Rathauseni damit 
arbeiten. 

Drittens: Wer noch gezielter infor- 
miert werden möchte, z.B. über wei- 
tere Faclibüclier aus unserem Hause, 
Sonderhefte oder Tliemenpakete. soll- 
te euifach den aktuellen Gesamtkata- 
log anfordeni und einen Blick hinein- 
werfen. 

Probeheft und Katalog an- 
fordern bei: 

Alternative 

- - 
und wurde von der Juso-Linken und 
anderen linken Teilen des Verban- 
des unterstützt. Andrea wurde trotz 
des Gegenkandidaten bereits im er- 
sten Wahlgang gewählt und konnte 
ihren Stimmenzahl im Vergleich 
zum Bundeskongreß in Bonn-Bad 
Godesberg deutlich verbessern. 

Ihr Gegenkandidat Stefan Grü- 
ger erhielt lediglich 142 Stimmen. 
Seine Kandidatur wurde erst in der 
Nacht vor der Wahl bekannt und 
war der Versuch, das zerstrittene 
undogmatische Lager hinter seiner 
Kandidatur zu einen. Die Erfolglo- 
siqkeit dieses Versuchs dokumen- 
tiert sich allerdings daran, daß sein 
eigener Bezirk Niederrhein Grüger 
mit der Begründung, einen rein per- 
sonellen Machtanspruch ohne ge- 
meinsame inhaltliche Fundierung 
nicht unterstützen zu wollen. aus- 
drücklich nicht zum Bundesvorsit- 
zenden, sondern nur als Stellvertre- 
ter nominiert hatte und die Wahl 
zum Vorsitz freigab. 

Die Diskussion, die sich begin- 
nend mit der Rechenschaftsdebatte 
um Andrea Nahles entfachte, war 
zum großem Teil unpolitisch, aber 
gerade deshalb ein Politikum. An- 
drea wurde vorgeworfen, ihre Me- 
dienpräsenz lediglich zu persönli- 
chen Profilierungszwecken zu nut- 
zen, anstatt politische Inhalte zu 
transportieren. Ein Politikum sind 
solche Vorwürfe deshalb, weil sich 
in Personalauseinandersetzungen 
gerade Frauen immer wieder den 
Vorwurf der Politikunfähigkeit ge- 
fallen lassen müssen. Mehr oder 
weniger unterschwellig klang 
durch, daß die Medienpräsens auf- 
grund von Weiblichkeit und nicht 
von Kompetenz erworben worden 
sei. Die Kritiker vergessen zudem: 
Öffentlichkeit und Politik bzw. poli- 
tische Wirkung gehören zusammen. 

Der neue Bundesgeschäftsführer 
heißt Michael Rüter. Er stammt ur- 
sprünglich aus dem Westlichen 
Westfalen und ist der Juso-Linken 
zurechnen. Er gewann mit 187 
Stimmen gegen Benjamin Ehlers aus 
Brandenburq, der 145 Stimmen er- 

rechten Teilen des Verbandes han- 
delte. Um eine Vertretung der ost- 
deutschen Interessen sicherzustel- 
len, wurde Thilo Krah als stellvertre- 
tender Juso-Bundesvorsitzender im 
ersten Wahlgang gewählt. 

Als weitere Stellvertreterlnnen 
wurden Ulf-Birger Franz (Hannover), 
Heike Schneppendahl (Westliches 
Westfalen), Eckart Seidel (Berlin) für 
die Juso Linke; Kristina Augst (Rhein- 
land-Hessen-Nassau) und Marcel 
Schaller (Bayern) für das unabhängi- 
ge Lager sowie Stefan Grüger (Nie- 
derrhein) und Adele Frombach 
(Pfalz) für das undogmatische Laqer . , - 
gewählt. Matthias Boysen aus 
Schleswig Holstein und Ulrike Rohne 
aus Sachsen-Anhalt, die sich noch 
kurzfristig zu einer Kandidatur ent- 
schloß, wurden nicht in den Bundes- 
vorstand gewählt. 

Die Jusos nach Berlin 
Berlin hat illustriert, was eigentlich 
schon immer klar war: Die Jusos sind 
ein Verband, der sich streitet. Selbst 
medienöffentlich wurde diesmal 
aber deutlich, daß es sich jetzt um 
eine Rechts-Links Auseinanderset- 
zung innerhalb der Jusos handelt, in 
der (auch) unterschiedliche inhaltli- 
che Konzepte gegeneinander ste- 
hen. 

Politische Auseinandersetzungen 
hat es bei den Jusos immer gege- 
ben, allerdings beweisen die Kandi- 
datur von Stefan Grüger und seine 
öffentlichen Stalinismusvorwürfe 
gegen Andrea Nahles in der Nach- 
bereitung des Kongresses, daß die 
Auseinandersetzung an vielen Punk- 
ten die politische Ebene verlassen 
hat. Das ehemalige undogmatische 
Lager zerfällt und ist nicht einmal 
mehr bei Personaldebatten zu eini- 
gen. Harald Schrapers und Stefan 
Zimkeit vom (undogmatisch orien- 
tierten) Juso-Bezirk Niederrhein kon- 
statieren im NR-Magazin: ,,Endgül- 
tig deutlich wurde auf diesem Bun- 
deskongreß, daß es keine Basis für 
ein gemeinsames inhaltliches Projekt 
jenseits der sogenannten ,Juso-Lin- 
ken' aibt." - 

Kommunalpolitik hielt. Gefährlich ist diese Entwicklung 
Damit war der zu diesem Zeit- aber deshalb, weil sich außerhalb ~- - - -  - .  

Luisenstr. 40,33602 Bielefeld, punkt einzige ostdeutsche Kandidat dieses Lagers am rechten Rand der 
4 05211177517, 05211177568 nicht gewählt worden. Der Versuch Jusos die selbsternannten ,,jungen 

an dieser Stelle eine Ost-West-Pola- Wilden" der SPD formieren und be- 

,,Last Exit Dallas"? 
m Ende des 20. Jahrhunderts A steckt die Linke in einer para- 

doxen Konstellation. Der 
globale Kapitalismus erlebt seit 
1974175 Erschütterungen wie zuvor 
nur in der ,,Großen Depression" der 
dreißiger Jahre. Trotz der tristen „Te- 
alwirtschaftlichen Performance" 
aber feiert konservative Ideologie ei- 
nen beispiellosen Triumph, und das 
keineswegs nur wegen des - mit 
den Worten eines US-Verteidigungs- 
ministers - ,,winselnden Verlö- 
schen~" des ,,Sozialismus sowjeti- 
schen Typs". 

Zu denen, die eine solche Kon- 
stellation prognostiziert hatten, ge- 
hört Ernest Mandel. In seinem 
Hauptwerk ,,Der Spätkapitalismus" 
bestand er - mitten in der „Wirt- 
schaftswunder-Ara'' mit Vollbe- 
schäftigung und superben Wachs- 
tumsraten - auf der ,,existenziellen 
Krisenhaftigkeit" der kapitalistischen 
Weltökonomie. Zugleich entwarf er 
- trotz aller Hoffnungen auf eine Of- 
fensive der Linken - ein verblüffend 
realistisches Szenario des Scheiterns 
sozialdemokratischer Konjunktur- 
Steuerung und der Restauration 
,,marktradikaler" Politik. 

Aber ebenso ist seine Analyse 
Dokument einer emphatischen Illusi- 
on. Der Begriff ,,Spätkapitalismus" 
suggerierte den nahen Bankrott des 
Kapitalismus - auch wenn Mandel 
diesen Ruin als politische Tendenz. 
nicht als ökonomischen Automatis- 
mus bestimmte. 

Wissenschaftliche Unbefangen- 
heit und radikales Engagement 
Mandel erscheint heute als einer der 
bedeutendsten Vertreter eines un- 
dogmatischen Marxismus - nicht 
diskreditiert durch Zustimmung zum 
,,marktwirtschaftlichen Illusionis- 
mus" der Sozialdemokratie oder zur 
Diktatur der ,,realsozialistischen" Bü- 
rokratie. 

Er wurde am 5. April 1923 als 
Kind jüdischer Eltern in Frankfurt am 
Main geboren. Mit ihnen ging er in 
die Emigration nach Antwerpen. 
Während der deutschen Besetzung 
Belgiens war er in der Widerstands- 
bewegung aktiv, kam ins KZ. Er 
überlebte. Später lehrte er an der 
Universite Libre in Brüssel Ökono- 
mie. Berufungen an die FU Berlin 
und die Universität Tübingen wur- 
den ,,administrativ" blockiert. 

Seine Veröffentlichungen umrei- 
ßen einen ungewöhnlich weiten Ho- 
rizont: von den Krisen der US-Wirt- 

schaft bis zu den Chancen eines ,,of- 
fenen Marxismus", von der Ästhetik 
des Kriminalromans bis zu den My- 
then sowjetischer Geschichtsschrei- 
bung. 

In den sechziger und siebziger 
Jahren war Mandel - offen, lebhaft, 
aber auch verletzlich, manchmal et- 
was professoral - einer der wichtig- 
sten Sprecher des ,,neuenn Trotzkis- 
mus. Aus dem ,,Sozialistischen La- 
ger" warf man ihm ,,dreiste feindli- 
che Hetze" vor. Er gehörte zu den 
wenigen Menschen, die zeitweise 
Einreiseverbot in beiden deutschen 
Staaten hatten. Er starb am 20. Juli 
1995. 

International bekannt wurde er 
mit der 1962 zuerst in Frankreich er- 
schienenen ,,Marxistischen Wirt- 
schaftstheorie". In ihr versuchte er 
nicht nur, die fragmentarische, oft 
verzerrt dargestellte ,,Politische Öko- 
nomie" von Marx zu rekonstruieren, 
sondern auch einige ihrer Lücken zu 
schließen - wie die Analyse der „zy- 
klischen Bewegung der Akkumulati- 
on" oder der internationalen Wirt- 
schaftsbeziehungen. Besonders in- 
teressierte ihn - Stichworte Mono- 
polisierung, Staatsintervention, Sy- 
stemkonkurrenz - die ,,fieberge- 
schüttelte Dynamik" des Kapitalis- 
mus im 20. Jahrhundert. 

,,Spätkapitalismus"? 
„Der Spatkapitalismus", erschienen 
1972, handelt von der Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg, vom Kon- 
fliktpotential der ,,Wohlstandsgesell- 
schaften". So anspruchsvoll und dif- 
ferenziert auch die Versuche sind, 
eine Linie etwa von der Marxschen 
Werttheorie zu den Verwerfungen 
der US-Wirtschaft in der Ara Kenne- 
dy1Johnson zu ziehen - wichtiger 
scheinen heute die politischen, ge- 
sellschafts- und wirtschaftspoliti- 
schen Analysen und Prognosen d i e  
Ses Buches. 

Als Mandel es schrieb, formierte 
sich - in Kontrast zum ,,Staatssicher- 
heits-Sozialismus", aber auch zur 
unaufhaltsam in die ,,Mittem driften- 
den Sozialdemokratie - weltweit 
eine ,,Neue Linke". Der ,,Mai 68" 
brachte die „autoritäre Demokratie" 
General de Gaulles ins Wanken, von 
Glasgow bis Palermo erhob eine ra- 
dikalisierte Gewerkschaftsbewegung 
ungewohnte Forderungen nach 
Kontrolle der lnvestitionsentschei- 
dungen, der ,,Weltpolizist" USA ge- 
riet nicht nur in Vietnam, sondern 
auch gegenüber der Antikriegsbe- 
wegung im eigenen Land in die De- 

Ernest Mandel: 
Theoretiker der ka- 
pitalistischen Krise 

von Winfried Roth* 

fensive, 1970 gewann der ,,revolu- 
tionare Sozialist" Salvador Allende 
die Prasidentschaftswahlen in Chile, 
in Prag und Warschau forderten 
,,Reformer" einen ,,authentischen" 
Sozialismus, und selbst das Packeis 
der ,,Adenauer-Republik" wurde 
durch die Studentenbewegung und 
die Proteste gegen die Notstandsge 
setze aufgebrochen. In einer Zeit 
ausklingender Prosperität fand fun- 
damentale Kapitalismuskritik, fan- 
den die Veröffentlichungen Mandels 
erstaunliche Resonanz. 

Das ,,Goldene Zeitalter" des 
Kapitalismus 
Damals, kurz vor dem Desaster, das 
der ,,Olpreisschock" nur auslöste, 
proklamierte dre ,,mainstreamu- 
Okonomie den Fortschritt von der 
,,Wohlstands-" zur .,Ü berflußgesell- 
schaft". Mandel dagegen rechnete 
mit der Rückkehr zum ,,gewöhnli- 
chen Kapitalismus" - und behielt 
recht. Drei Jahre nach Erscheinen 
seines Buchs war das ,,Wirtschafts- 
wunder" im Dunst der Depression 
verschwunden. 

Fur das „Goldene Zeitalter" der 
fünfziger und sechziger Jahre hatte 
Mandel alles andere als mythische 
Erklärungen: Erstens die nachhaltige 
,,Urnverteilung" zugunsten des Kapi- 
tals während des Faschismus in 
Deutschland und Japan, während 
der staatlich organisierten ,,Kriegs- 
wirtschaft" in den USA und Großbri- 
tannien. Zweitens das Überangebot 
billiger Arbeitskräfte: in der BRD ka- 
men vor den ,,Gastarbeiternn Millio- 
nen Flüchtlinge aus dem Osten, in 
anderen Ländern wurden zahlllose 
Bauern und Landarbeiter aus der zü- 
gig ,,durchindustrialisierten" Land- 
wirtschaft ,,freigesetzt". Drittens die 

Aus dem ,Sozialisti- 
schen Lager" warf 
man ihm ,dreiste 
feindliche Hetze' vor. 
Er gehörte zu den 
wenigen Menschen, 
die zeitweise 
Einreiseverbot in 
beiden deutschen 
Staaten hatten. 

* Winfried Roth, Diplom-Volkswirr, freier Journali* in Berlin 
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SOZIALDEMOKRATIE 

Era- 

Spendenaktion fiir 
N i e J o u r n a l i s t i n  

Am 6. Febmar 1997 wurde die deutsche Journalistii, 
Gewerkschaflerin und Menschenrechtle~ Ursula 

von der 14. Kammer des G m k  Pariser Straf- 
gerichtes wegen angeblicher »Mitgliedschaft in einer 
loimmellen Vereinigung« zu einer 2-jährigen Habtrafe 
mit fünfiähriger B e w h g s z e i t  verurteilt. Außerdem 
erhielt sie ein dreijähriges Einreiseverbot für Paris 
und Umgebung. Vorher durfle sie 17 Monate lang die 
üanzösische Hauptstadt nicht verlassen, ihren Bemf 
als Journalistio nicht mehr ausüben. Nach E i h ä t -  
mng von unabhängigen Beobachtern und Gewerk- 
schaftsverüetem ist das Urteil der Pariser Justiz ein 
GesinnuogsudeiL Ursulaünlü sympathisiert mit der 
prokommunistischen DHKC, und sie hat bisher über- 
wiegend tiirkeikritische Arbeit geleistet. Für die Be- 
schuldigungen wurden keine Beweise vorgelegt! 

Bnkara- . . .  

mfm startet eine Solidaritäts- und Spendenaktion, um 
vor dem Gerichtshof für Menschenrechte in Siraß- 
burg exemplarisch eine Klage gegen die französische 
Republik zu fllhren. Denn Ursula Ünlii wurde (bei 
Bemfsvertut) vom französischen Staat 17 Monate lang 
die Zahlung von Sozialhilfe verweigert, ein klarer 
B ~ c h  des Europ;lischen FiiMrgeabkommens.Um den 
P m 0  finanzieren zu können. benötigen wir Beistand! 

G e g a u h a ~ l i d a r i t i i t  
derer.-- - medieoagentur Ku menschemechte, 
Postscheckkonto Hannover, Nr.: 6569 15-305, BLZ: 
250 100 30. Stichwort: Ünlü 

Kredit sollten aus den Gewinnen der 
städtischen Unternehmen gezahlt 
werden (so der Berliner ÖTV-Vorsit- 
zende Kurt Lange im Tagesspiegel 
vom 9.1.97). Auch dieser Vorschlag 
wurde ohne jede nähere Prüfung 
vom Tisch gefegt. 

Am Ende des 
Experiments könnte 

eine Partei stehen, 
der es zwar immer 

mal wieder gelingt, 
Wählergruppen aus 

allen möglichen 
Richtungen kumeitig 
zu bündeln, die aber 

keinen politisch- 
ideologischen Kern 

und keine stabile 
Stammwähle~chaft 

mehr besitzt. 

Rinks und lechts in der Berliner 
Politik 
Der neue Kurs der Berliner SPD 
scheint die politischen Koordinaten 
in der Stadt völlig zu verändern. Seit- 
dem sich die Sozialdemokraten als 
Partei des schlanken Staates und der 
Modernisierung begreifen, besetzt 
die CDU - und hier besonders der 
Fraktionsvorsitzende Landowsky - 
demagogisch die Rolle des nach- 
denklichen Bremsers und Mahners, 
der sorgenvoll. darauf achtet, daß 
der kleine Mann nicht zu kurz 
kommt. Geschickt stellte er die Fi- 
nanzsenatorin als kalte und techno- 
kratische Sparkommissarin dar, die 
von den Nöten der Menschen nichts 
versteht. ,,Politik muß ein Gespür für 
die persönlichen Arbeitsplatzsorgen 
haben. Man darf den Bürgern nicht 
mit Kälte und Teilnahmslosigkeit be- 
gegnen. Für Eberhard Diepgen und 
mich haben Arbeitsplätze und Si- 
cherheit oberste Priorität" (Klaus-Rü- 
diger Landowsky in der Berliner 

Morgenpost vom 16.3.97). Gewürzt 
wurde diese Parteinahme für die 
Entrechteten mit genau geplanten 
Ausflügen in rechtspopulistische 
Demagogie. So beließ man es in der 
CDU nicht beim Lob der Sozialde- 
mokraten für ihren Beschluß zur Pri- 
vatisierung der BEWAG, sondern 
Landowsky fügte sogleich hinzu, 
daß das Unternehmen in deutscher 
Hand bleiben müsse. 

Der demagogischen Annähe- 
rung der CDU an die Sorge und 
Nöte der sozial Schwachen ent- 
spricht die bewußt gewollte Ent- 
fernung der Sozialdemokraten von 
ihrer eigentlichen Klientel. Als rei- 
che der gegen die Gewerkschaften 
durchgedrückte Privatisierungsbe- 
schluß nicht aus, traten sie noch 
nach: Der von der SPD gestellte 
Vorsitzende des für die Stadtfinan- 
Zen zuständigen Hauptausschus- 
ses, Klaus Wowereit, befand, daß 
die BEWAG-Mitarbeiter einen ,,Sta- 
tus wie im Paradies" genössen (Die 
Welt vom 22.1.97). Auch Walter 
Momper stieß sich an vermeintli- 
chen Privilegien der Mitarbeiter: 
,,Wer sich mit Hilfe des Mehrheits- 
eigners Senat üppige Strompreise 
genehmigt, setzt auch Speck an. 
Die BEWAG muß sich endlich dem 
Wettbewerb stellen. Alle haben et- 
was davon, wenn die Stromtarife 
sinken" (Die Welt vom 22.1.97). 

Die Antwort der Gewerkschaften 
ließ nicht lange auf sich warten. Der 
ÖTV -Vorsitzende Kurt Lange be- 
fand: „Die Distanz wächst auch mit 
jeder solcher Äußerung. Wären da 
nicht jene in der Berliner SPD, die vor 
Ort für Arbeitnehmerinteressen 
kämpfen - die Distanz wäre unüber- 
brückbar" (Berliner Stimme vom 
1.3.97). Noch weiter ging der Vor- 
sitzende der DAG, Hartmut Fried- 
rich: „Der letzte Parteitag der SPD 
hat die Spaltung zwischen den Ge- 
werkschaften und den Sozialdemo- 
kraten erkennen lassen und weiter 
betrieben: Die Ignoranz nicht weni- 
ger Delegierter gegenüber den Kol- 
leginnen und Kollegen, die vor dem 
Parteitag ihre Ängste artikulierten, 
hätte auf einem FDP-Parteitag nicht 
ausgeprägter sein können. Über die- 
sem Parteitag schwebte der Geist 
der CDU, die Beschlüsse zum Total- 
ausverkauf überwiegend im Landes- 
besitz befindlicher Berliner Unter- 
nehmen waren da die leider nur 
noch logische Folge" (Berliner Stim- 
me vom 5.4.97). Jener Hartmut 
Friedrich gehörte übrigens nach der 
Wahl im Oktober '95 zu den ent- 

spw. Zeitschrift 

schiedenen Befürwortern der gro- 
ßen Koalition. 

SPD ohne politisch-ideologi- 
schen Kern? 
Das Berliner Experiment des Umbaus 
einer Partei an ihrem Körper ist in der 
SPD gegenwärtig noch nicht abge- 
schlossen. Denjenigen, die es voran- 
treiben, schweben als zu gewinnende 
sozialdemokratische Wähler die mi- 
lieuunabhängigen, aufgeschlossenen 
und in jeder Hinsicht mobilen und 
modernisierungswilligen Bürger vor. 
Diese gilt es, wenn es nicht anders 
möglich ist, auch unter Zurücklassung 
traditioneller Wählerschichten, zu er- 
reichen. So wie man sich selbst gesell- 
schaftlich einordnet, sollen auch die 
eigenen Anhängerinnen und Anhän- 
ger sein. Dabei übersehen aber diese 
Parteimodernisierer, daß es sich dabei 
um ein relativ kleines und zudem um 
ein auch von den übrigen Parteien 
heftig umworbenes Bevölkerungsseg- 
ment handelt. 

Im Unterschied zur Berliner SPD 
verfügen aber die konkurrierenden 
Parteien CDU, PDS und Bündnisgrü- 
ne - die einen im Westteil, die ande- 
ren im Ostteil der Stadt - über relativ 
gefestigte Wählerblöcke, von denen 
aus sie weitgehend gefahrlos operie- 
ren können. Eine an der Berliner 
Freien Universität erstellte Studie 
über das Wahlverhalten der Berline- 
rinnen und Berliner bei der Abge- 
ordnetenhauswahl kam zu dem 
Schluß, daß „der Anteil der Wähler, 
die sich schon bei vorangegangenen 
Wahlen, etwa der Bundestagswahl 
1994, für dieselbe Partei entschie- 
den, bei der SPD unter allen Parteien 
weitaus am geringsten sei. Auch 
hätten sich jene Wähler, die sich von 
der SPD abwandten, in alle politi- 
schen Richtungen zerstreut. Die 
Wählerschaft der SPD setze sich aus 
Gruppen mit unterschiedlichsten 
Wertvorstellungen zusammen, sie 
sei heterogener als bei allen anderen 
Parteien" (zitiert nach FAZ vom 
4.1 1.95). 

Am Ende des Experiments könn- 
te demnach eine Partei stehen, der 
es zwar immer mal wieder gelingt, 
Wählergruppen aus allen möglichen 
Richtungen kurzzeitig zu bündeln, 
die aber keinen politisch-ideologi- 
schen Kern mehr besitzt, um den 
sich dauerhaft eine auch in schwieri- 
gen Zeiten stabile Stammwähler- 
schaft gruppieren kann. Eine solche 
Partei würde es vielmehr schwer ha- 
ben, sich in einer sich zuspitzenden 
Polarisierung zu behaupten. sprv 
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ginnen, die - ehemals von allen 
Strömungen bei den Jusos gemein- 
sam getragenen '- sozialistischen 
und feministischen Grundlagen des 
Verbands aufzukündigen. Es gibt 
eine erhebliche Zahl von Jusos. die 
vor allem mit dem vorgeschobenen 
Argument, die ,,echten Jugendli- 
chen" interessierten sich nicht mehr 
für sozialistische Politikentwürfe, 
versuchen, die Jusos insgesamt als 
linken Richtungsverband in Frage zu 
stellen. 

Die Jusos haben in den letzten 
zwei Jahren mit Andrea Nahles gro- 
ße Erfolge erzielt. Sie haben sich in- 

nerparteilich als ernstzunehmende 
Macht etabliert. Sie sind außerhalb 
des Verbandes in der Auseinander- 
setzung um die Umlagefinanzierung 
als wichtige Bündnispartnerlnnen 
erkannt und akzeptiert worden. Auf 
dem Bundeskongreß konnte sowohl 
inhaltlich als auch personell eine so- 
lide Grundlage zur Weiterführung 
dieser Politik erreicht werden. Auf- 
gabe der Juso-Linken muß es in den 
kommenden zwei Jahren sein, diese 
Politik weiterzuentwickeln. 

Gleichzeitig muß sich der Ver- 
band an den zentralen Auseinander- 
setzungspunkten neu formieren. Bei 

I m September 1995 wählte die Ar- dische Konzeption des Bundestags- 
beitsgemeinschaft der Selbständi- wahlkampfs, die auch das Motto für 

I gen/sozialdemokratische Unter- die Bundeskonferenz am 19.120. 
nehmer (AGS) - damals noch über- April 1997 in Kölnnanzbrunnen lie- 
raschend - den SPD-Linken Diether fern sollte: ,,Deutschland vor der 
Dehm im zweiten Wahlgang zu ih- 
rem Bundesvorsitzenden. Eine neoli- 
berale Rechte blieb auch inhaltlich in 
beeindruckender Minderheit. Der 
damals neu gewählte Vorsitzende 
hatte mit dem Konferenzmotto ,,Mit 
Weitsicht wirtschaften" die Sus- 
tainability-Diskussion selbst auf die 
Gewinne übertragen: ,,Ich ziehe 
nachhaltige mittelständische Gewin- 
ne dem schnellen Geldmachen und 
Spekulieren der Großkonzerne und 
Großbanken radikal vor!" 

Doch danach war Diether Dehm 
heftigen Angriffen ausgesetzt. Zu- 
nächst als Reaktion aus den eigenen 
Reihen auf seine massive Kritik an 
der Deutschen Bank, als Kopper zur 
Privatisierung der öffentlich-rechtli- 
chen Sparkassen aufrief (,,Macht 
und Reichtum der Großbanken sind 
für unsere Volkswirtschaften auf der 
Welt wie ein Krebsgeschwür"). Es 
folgte ein Prozeß wegen angeblicher 
,,Beihilfe zur Veruntreuung" in Sa- 
chen ,,Hessischer Rundfunk", der 
mittlerweile mit Freispruch endete. 
Und dann kam die Stasi-Akte (vgl. 
den Artikel von Neumann in spw 51 
96). Im Bundesvorstand der AGS 
wurde Diether Dehm mit knapper 
aehrheit zum Rücktritt aufgefordert 
- ohne jegliche Satzungsrelevanz 
und 10 Tage, bevor das Bezirks- 
schiedsgericht das Parteiordnungs- 
verfahren einstellte. 

Im Auftrag des Bundesvorstands 
erarbeitete der ,,Noch-Bundesvorsit- 
zende" dann allerdings einen neuen 
Grundsatzantrag für eine mittelstän- 

Wahl - Pleiten oder Arbeitsplätze". 
In bewußter politischer Kontinui- 

tät kandidierte der einstige Vorgän- 
ger Diether Dehms zu seinem Nach- 
folger: Jürgen Vahlberg, ehrenamtli- 
cher Schatzmeister und mit Her- 
mann Scheer Mitbetreiber von ,,Eu- 
rosolar". Auf der anderen Seite kan- 
didierten der langjährige wirt- 
schaftspolitische Sprecher der SPD- 
Bundestagsfraktion, Prof. Uwe Jens, 
und der wirtschaftspolitische Spre- 
cher der sächsischen SPD J. Kehl 
(,,nur Lohnkürzungen helfen aus der 
Krise!"). Der zweite Wahlgang 
brachte es eindeutig auf den Punkt: 
Jürgen Vahlberg erhielt 85 und Uwe 
Jens 51 Stimmen (worauf dieser die 
AGS-Konferenz sofort verließ). 

Diether Dehm kandidierte zu ei- 
nem der fünf stellvertretenden Vor- 
sitzenden. Ein Antrag, zuvor seine 
,,Stasi-Vergangenheit" zu diskutie- 
ren, wurde nur von sechs der 131 
Delegierten unterstützt. Zuvor hat- 
ten die beiden Bundestagsabgeord- 
neten und SPD-Obleute aus dem 
Ausschuß ,,Veruntreutes DDR-Ver- 
mögen", Friedhelm Julius Beucher 
und Dorle Marx. den Delegierten 
eine klare Einschätzung der ,.IM- 
Akte Willy" auf die Tische gelegt: Mit 
dieser Akte sei keinesfalls eine wis- 
sentliche IM-Tätigkeit zu beweisen! 
Das Ganze sei eine Kampagne von 
rechts gewesen. Mit 73 Stimmen 
wurde Diether Dehm überzeugend 
gewählt. Daneben: Peter Gottschalk, 
MdB Jelena Hoffmann, Vera Dick- 
Wenzel, die sich ebenfalls zur sozial- 

diesem Prozeß muß es zwischen un- 
abhängigen linken Teilen des Ver- 
bandes, der Juso-Linken und auch 
den sich auf diesem Bundeskongreß 
erstmals ,,geoutetenn konstruktiven 
Teilen der ostdeutschen Landesver- 
bände eine konstruktive Zusammen- 
arbeit geben, die die Jusos als sozia- 
listischen Richtungsverband profi- 
liert und ihre politischen Machtan- 
sprüche deutlich macht. Daran führt 
auch angesichts der Bundestags- 
wahlen im nächsten Jahr kein Weg 
vorbei. =PW 

Die Jusos haben in 
den letzten zwei 
Jahren mit Andrea 
Nahles große Erfolge 
erzielt Sie haben sich 
innerparteilich als 
ernstzunehmende 
Macht etabliert. 

im sozial-ökologi- 
schen Aufbruch 

Kurzbericht über die AGS-Bundeskonferenz 

von der spw-Redaktion 

ökologischen Linie der Selbständi- 
gen bekannten. 

Die Konferenz nahm die Grund- 
satzresolution ,,Deutschland vor der 
Wahl" bei wenigen Enthaltungen 
und keinen Gegenstimmen an. Dem 
1 %köpfigen Bundesvorstand gehö- 
ren nun nur noch zwei Mitglieder an 
(und das qua Quote), die der Medi- 
en-Kampagne in Sachen angeblicher 
Stasi-Mitarbeit in Dehms Jugend 
nachgegeben hatten. 

Schwerpunkt der zukünftigen 
Arbeit der AGS wird es sein, linke 
mittelständische Positionen in den 
Bundestagswahlkampf einzubringen 
und auch bei Handwerkern, kleinen Schwerpunkt der 
und mittleren Unternehmern und mkünfiigen Arbeit 
Gewerbetreibenden, bei Freiberuf- der AGS wird es sein, 
lern und Selbständigen die Differen- linke mittelständische 
Zen zu Großbanken, Versicherungs- Positionen in den 
konzernen, Shareholder-Value-Spe- Bundestagswahl- 
kulanten und ,,Global Players" kampfeinzubringen. 
grundsätzlich herauszuarbeiten und 
für Marktchancen der Klein- und 
mittelständischen Unternehmen 
beim sozial-ökologischen Umbau 
und einen Wahlsieg der SPD zu wer- 
ben. spw 
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I r = . .  die treiben es ja Geschichte der Kölner Jusos als 
Teil des Gesamtverbands 

Bezug auf außerparlamentarische 
Bewegung und lnteressenvertretung 
zum gemeinsamen Erbe und zur ge- 
meinsamen Identität aller linken 
Juso-Strömungen gehört, so wird 
doch in den vorliegenden Beiträgen 
einmal mehr deutlich, wie sehr das 
Verhältnis zur eigenen Partei die po- 
litische Identität der Jusos prägt. 
Daß die SPD ihrerseits dies bis zum 
heutigen Tage am allerwenigsten 
verstanden hat, Iäßt sich anhand der 
vorliegenden Beiträge ebenfalls 
nachweisen: sie zeigen eindrucks- 
voll, wie sehr die SPD seit Gründung 
der Jusos immer wieder mit admini- 
strativ-repressiven Maßnahmen dar- 
um bemüht war, ein Auseinander- 
driften von Partei und Jugendorga- 
nisation zu verhindern, beginnend 
mit den Ausschlüssen der links-inter- 
nationalistischen ,,NelsonianerU 
1925 über die Trennung vom SDS 
und später vom SHB, den Ausschluß 
von Klaus-Uwe Benneter 1977 oder 
die Disziplinarmaßnahmen gegen 
Jusos, die in der Friedensbewegung 
mit Kommunisten zusammengear- 
beitet hatten. 

Doch war die administrative Sei- 
te beileibe nie die einzige, meist 
nicht einmal die wichtigste zur Diszi- 
plinierung der eigenen Jugendorga- 
nisation. In dem vorliegenden Band 
werden sehr anschaulich am Beispiel 
Kölns mit seinen prominenten Dia- 
gonalkarrieren die persönlich-politi- 
schen Mechanismen zur Integration 
in die ,,alltägliche Sozialdemokratie" 
beschrieben. Der Beitrag von Karl 
Rössel, der die 70er Jahre zum The- 
ma hat, beschreibt diese Mechanis- 
men einfach glänzend. Nun ist gera- 
de dieser Beitrag von der Redaktion 
des Bandes sehr kritisch diskutiert 
worden, weil Rössel - Kölner Juso- 
Vorsitzender von 1976-78 - mit Karl 
Kraus zu dem Ergebnis kommt, daß 
die Sozialdemokratie eine ,,Anstalt 
zum Verbrauch revolutionärer Ener- 
gien" darstelle. Die Redaktion hat 
sich - zurecht, wie ich meine - dafür 
entschieden, Rössels Beitrag den- 
noch in den Band aufzunehmen. 
Noch besser wäre es gewesen, die- 
sem Beitrag eine fundierte Replik an 
die Seite zu stellen, die aus der Ge- 
schichte der Jusos heraus die politi- 
sche Wirksamkeit linker Sozialdemo- 
kratinnen und Sozialdemokraten 
nachweist. Da das Buch jeweils nur 
einen Beitrag für eine Phase der 
Juso-Entwicklung enthält, kommen 
übergreifend bewertende Sichtwei- 
sen leider etwas kurz. Dabei könnte 
das vorhandene Material durchaus 

beiter, der sich heute gegen Privatisie 
rungen wehrt, beweist letztlich mehr 
Einblick und Kenntnis vom wirklichen 
Lauf der Dinge, als die gesamte Riege 
sozialdemokratischer Senatorinnen 
und Senatoren in Berlin. 

nannt worden, unter deren Beach- 
tung lediglich ein Verkauf ,,geprüftJ' 
werden sollte. Vor Beginn der Koali- 
tionsverhandlungen gab es einen 
Konsens in der Partei, daß ein Ver- 
kauf öffentlichen Eigentums nicht 
zum Stopfen von Haushaltslöchern 
verwendet werden darf. In einem 
gemeinsamen Positionspapier for- 
mulierten am 1. November 1995 die 
damaligen sozialdemokratischen Se- 
natoren, die früheren Landesvorsit- 
zenden Walter Momper und Diet- 
mar Staffelt, der Fraktionsvorsitzen- 
de Klaus Böger und der brandenbur- 
gische Landesvorsitzende Steffen 
Reiche: ,,In diesem Zusammenhang 
(gemeint war die Sanierung des Ber- 
liner Haushalts, A.W.) darf es eine 
Veräußerung öffentlicher Beteiligun- 
gen nicht nach kurzfristigen finanz- 
politischen Erfordernissen geben." 
Der damalige Wirtschaftssenator 
Norbert Meisner erklärte gar: ,,Ein 
Verkauf wäre ein Verrat an der SPD" 
(Berliner Zeitung vom 18.12.95). 
Wohlgemerkt: Damals ging es nur 
um jene 25,8%, nicht um den inzwi- 
schen beschlossenen gänzlichen 
Verkauf der Landesanteile. Und: Da- 
mals ging es darum, mit der Heraus- 
stellung sozialdemokratischer Grund- 
satzpositionen möglichst viele von 
der Notwendigkeit der Neuauflage 
einer großen Koalition zu überzeu- 
gen. 

Doch bereits im Herbst 1996 ver- 
ständigte sich der Senat auf die Auf- 
gabe des gesamten Landeseigen- 
tums an der BEWAG und folgte da- 

mit der Linie der CDU. Der CDU- 
Fraktionsvorsitzende Klaus-Rüdiger 
Landowsky brachte die Haltung sei- 
ner Partei auf den Punkt: ,,Ich gehe 
an diese Frage ganz pragmatisch 
heran: Berlin hat 50 Milliarden DM 
Schulden und 150 Milliarden DM an 
Vermögen - warum die ganze Auf- 
regung?" (Berliner Morgenpost vom 
27.1.97). Es mag zwar so sein, daß 
auch die Finanzsenatorin die voll- 
ständige Privatisierung wenigstens 
nicht so schnell gewollt hatte, allein 
schon deshalb, weil ein solcher Ver- 
kauf ja nur einmal Geld in die Kassen 
bringt und zudem der Druck zur Re- 
duzierung von Ausgaben in anderen 
Bereichen allzu schnell nachläßt. 
Grundsätzliche Bedenken hatte sie 
allerdings nie. Im Gegenteil: Bereits 
vor der entscheidenden Sitzung des 
Senats hatte sie einen Gesamtver- 
kauf der BEWAG angeregt. 

Das Wichtigste vorweg: Das dabei 

auch zu weit" 
von Susi Möbbeck* 

herausgekommene Buch ist bei wei- 
tem nicht nur für Kölnerinnen und 
Kölner interessant. Im Gegenteil: 
Durch alle Beiträge zieht sich das Be- 
mühen, die Geschichte der Kölner 
Jusos als Teil der Geschichte des Ge- 
samtverbandes zu verarbeiten. Die- 

Der Konflikt u m  die Privatisie- 
rung der BEWAG 
Zu einer ersten schweren Ausein- 
andersetzung um den neuen Kurs 
der Berliner SPD in der Haushalts- 
politik kam es anläßlich der Ent- 
scheidung, die bisherige Aktien- 
rnehrheit von 50,8% des Berliner 
Energieversorgungsunternehmens 
BEWAG zu verkaufen. Die Parteilin- 
ke wie auch die Gewerkschaften 
versuchten. diese Entscheidung zu 
verhindern. 

Über einen Verkauf der BEWAG 
wird bereits seit gut I Jahren ge- 
sprochen und verhandelt. Vor allem 
die CDU brachte eine Veräußerung 
aller Berliner BEWAG-Anteile immer 
wieder ins Gespräch. Vom Berliner 
CDU-Vorsitzenden und Regierenden 
Bürgermeister Eberhard Diepgen 
wurde klargestellt, daß der Verkauf 
öffentlichen Eigentums auch aus 
ordnungspolitischen Gründen aus- 
drücklich gewollt wird. 

Noch in den Koalitionsverhand- 
lungen bestand die SPD auf den Ver- 
kauf von lediglich 25,8% der Aktien, 
wonach beim Land eine Sperrmino- 
rität verblieben wäre. Ausdrücklich 
waren in der Anlage zur Koalitions- 
vereinbarung vom 23.1.96 eine Rei- 
he von restriktiven Bedingungen ge- 

ser Ansatz, ausgehend von der Ge- 
schichte der Kölner Jusos die Ent- 
wicklung des Gesamtverbrandes zu 

Am Konflikt um die 
BMIAG-Privatisie- 
rung wurde die 
dmmatische Einfluß- 
losigkeit der Gewerk- 
schaften auf die SPD 
und damit auf die 
Berliner Politik 
deutlich. 

Rezension zu: ,,... die treiben es ja 
auch zu weit." 75 Jahre Kölner Jusos 
- ein Sammelband. Hrsg. von den 
lungsozialist/nnen in der SPD U6 
Köln. spw-Verlag 7 996, DM 9,80 

reflektieren und seine Rolle in der 
Sozialdemokratie zu untersuchen, 
kann das Buch über Köln hinaus für 
die aktuelle Juso-Generation und 
insbesondere ihre Linke zu einem 
Bezugspunkt bei der Entwicklung U nter der Überschrift ,,Jungso- 

zialisten heraus!" wurde in 
der sozialdemokratischen 

,,Rheinischen Zeitung" zur Grün- 
dung der Kölner Jusos am 25. No- 
vember 1921 aufgerufen: „Der Ge- 
danke des Jungsozialismus, der in 
Deutschland schon eine starke Be- 
wegung ins Leben rief, hat seit eini- 
ger Zeit auch in Köln seinen Samen 
gestreut. Es ist an der Zeit, dem auf- 
keimenden Sproß ans Licht zu hel- 
fen. Deshalb wollen wir uns, die wir 
uns Jungsozialisten nennen, zusam- 
menschließen, gleichviel, ob wir 
unsre Kraft bisher der ,Arbeiter-Ju- 
gend' widmeten und ihr auch wei- 
terhin treu bleiben, ob wir einer an- 
deren Bewegung dienten, ob wir der 
Partei unsre Kraft zur Verfügung 
stellten oder im Studium einen Weg 
zur Förderung unserer Ziele such- 
ten". Auf den Tag genau 75 Jahre 
später führte die SPD in Köln ihren 
Jugendparteitag durch - schade ei- 
gentlich, daß dieses Jubiläum auf 
dem Kölner Bundesparteitag nicht 
zum Anlaß genommen wurde, ei- 
nen (se1bst)kritischen Blick zurück 
auf das wechselvolle Verhältnis der 
SPD zu ihrer Jugendorganisation zu 
werfen. Umso verdienstvoller, daß 
die Kölner Jusos sich der Mühe un- 
terzogen haben, in aufwendiger 
Quellenarbeit, aber sichtbar mit viel 
Spaß daran, die Geschichte der KöI- 
ner Jusos seit ihrer Gründung gründ- 
lich aufzuarbeiten. 

der eigenen politischen ldentits 
machen. 

Der Band gliedert sich im we- 
sentlichen chronologisch, begin- 
nend mit einem Beitrag von Jürgen 
Seitz, der anhand von sozialdemo- Parteilinke und DGB niederge- 

st immt 
Von der Parteilinken wurde eine Al- 
ternative zu der angestrebten Auf- 
gabe des Landesbesitzes an der BE- 
WAG vorgelegt, in der durch Einspa- 
rungen in vielen einzelnen Bereichen 
die geforderte Summe erbracht 
worden wäre. Dieser Vorschlag wur- 
de ohne weitere Begründung als 
nicht praktikabel zurückgewiesen 
Der DGB präsentierte ein Fondsmo- 
dell, nach dem die landeseigenen 
Unternehmen einen Kredit aufneh- 
men und ihn an den Landeshaushalt 
weiterreichen. Die Zinsen für diesen 

kratischen und jungsozialistischen 
Publikationen die Entwicklung der 
Jusos in der Weimarer Republik 
nachzeichnet, endend mit einem In- 
terview mit dem heutigen Kölner 
SPD-Vorsitzenden Kurt Uhlenbruch 
und mit Hans Lawitzke, Kölner Juso- 
Vorsitzender 1995-96. In weiteren 
Beiträgen werden die Phasen von 
1945-1 960, die 60er. 70er und 80er 

Das Kölner Buch kann 
Orientierungspunkte 

bieten - zumal es 
eine vergleichbare 

Aufarbeitung für die 
Geschichte des 

Gesamtverbandes aus 
der Penpektive der 
Verbandslinken bis 

heute nicht gibt. 

Jahre, die Frauenpolitik, die Ge- 
schichte der sozialdemokratischen 
Hochschulorganisationen und die 
kommunalpolitische Arbeit darge- 
stellt. Die Beiträge sind gut recher- 
chiert, und ganz besonders span- 
nend sind diejenigen, die die Ent- 
wicklung der Jusos bis in die 70er 
Jahre nachzeichnen. Die ,,jüngerenu 
Beiträge, die die Zeit seit den 80er uofanagens ,r~i~dell Bundesrepu bli k 

Blätter für - vorgecteibbei der Verleihung des dlesjahngen Demokratiepreises der Blatter in Bonn - hat die Kommentatoren 
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SOZIALDEMOKRATIE 

Jeder Angestellte und 
Arbeiter, der sich 

heute gegen 
Privatisierungen 

wehrt, beweist mehr 
Einblick und Kenntnis 

vom wirklichen Lauf 
der Dinge, als die 

gesamte Riege 
sozialdemokratischer 

Senatorinnen und 
Senatoren in Berlin. 

über den Tellerrand wirbt, blieb 
weitgehend folgenlos. Hausge- 
machte Defizite und bundespoliti- 
sche Vorgaben werden in einem 
Atemzug als ,,Probleme der Stadt" 
benannt und zur ,,Wirklichkeit" stili- 
siert. Eines der beliebtesten Schlag- 
worte von Annette Fugmann- 
Heesing ist denn auch ,,Wirklich- 
keitsverweigerung als Krankheit'' (so 
bereits in ihrer Rede auf dem Lan- 
desparteitag am 21.9.96, zitiert 
nach Berliner Stimme vom 
12.1 0.96, 5. 3). Konstatiert wird die 
,,völlige Veränderung von Rahmen- 
bedingungen, die Umdenken von al- 
len Seiten erfordert" (Tagesspiegel 
vom 30.6.96). Nach ihrer Einschät- 
zung sind die Berliner dabei aber 
schon ein Stück vorangekommen: 
,,Ich finde, daß die Bevölkerung die- 
ser Stadt gut reagiert hat. Sie ist be- 
reit, sich mit der Wahrheit auseinan- 
derzusetzen" (Berliner Zeitung vom 
26.8.96). 

Durch dieses bewußte Verrühren 
der unterschiedlichsten Ursachen 
der Haushaltslage zu einem Brei 
werden politische Verantwortlich- 
keiten nicht mehr erkennbar, mit 
dem Ergebnis, daß irgendwie jeder 
für alles Verantwortung trägt. Kritik, 
etwa an der für die Kommunen rui- 
nösen Finanzpolitik der Bundesre- 
gierung, wird auf diese Weise ent- 
waffnet, Widerstand und bewußtes 
Eingreifen werden blockiert. Man 
stelle sich nur einmal vor, die de- 
monstrierenden Bergarbeiter hätten 
sich mit den Rahmenbedingungen 
des Subventionsabbaus im Stein- 
kohlebergbau für die Regionen des 
Ruhrgebiets und des Saarlandes ab- 
gefunden. Sie hätten wohl nicht all- 
zuviel erreicht. 

2. Da jeder Verantwortung für die 
entstandene Situation trägt, soll auch 
jeder zu ihrer Bewältigung beitragen. 
Klaus Böger: ,,Ich bleibe dabei. Es 
steht alles zur Prüfung an. Nicht nur 
Soziales oder Kulturelles, auch im Bau- 
oder Verkehrsbereich. Das ist keine 
pragmatische, sondern eine prinzipiel- 
le Sicht" (Neues Deutschland vom 
6.9.96). ,,Es gibt in Berlin - in beiden 
früheren Teilen der Stadt - historisch 
bedingt sicherlich auch eine Versor- 
gungsmentalität. Man ist gewohnt, 
staatliche Leistungen in erheblichem 
Umfang zu erhalten und sich nicht 
hinreichend mit der Frage auseinan- 
dersetzen zu müssen, wie die Wirt- 
schaft und damit die Einnahmeseite 
aktiviert werden kann, damit Einnah- 
men und Ausgaben zur Deckung ge- 
bracht werden", so Annette Fug- 

mann-Heesing am 26.8.96 in der Ber- 
liner Zeitung. Ausdrücklich sieht sie 
diese ,,Versorgungsmentalität" in der 
gesamten Bundesrepublik: ,,Aber 
wichtig ist, daß wir diesen Leidens- 
druck ummünzen in eine positive 
Strukturdiskussion. Das gilt übrigens 
für die gesamte Bundesrepublik. Wir 
stehen gesellschaftspolitisch an einem 
Punkt, an dem wir öffentliche Leistun- 
gen neu überdenken müssen" (Tages- 
spiegel vom 30.6.96). Leidensdruck 
soll demnach nicht Widerstand her- 
vorrufen, sondern zu Anpassung und 
Verzicht führen. Staatliche Transferlei- 
stungen zugunsten der sozial Schwa- 
chen werden hier nicht nur neutral 
behandelt und aus dem historischen 
Kontext herausgelöst, in dem sie einst 
errungen werden konnten, mehr 
noch: Sie werden rücksichtslos zur 
Disposition gestellt. 

Neoliberalismus und politische 
Naivität 
3. Haushaltspolitik verbleibt allein im 
Rahmen der neoliberalen Standort- 
konkurrenz. Zum Beispiel der Messe- 
ausbau: Hier hatte die Chance be- 
standen, durch das Stoppen eines 
Bauabschnitts erhebliche Mittel ein- 
zusparen, zumal nur kostenträchtige 
Überkapazitäten entstehen werden. 
Annette Fugmann-Heesing sieht das 
anders: „Die Messe ist ein wichtiger 
Standortfaktor. Wir müssen die 
Stadt als Dienstleistungs- und Han- 
delszentrum stärken. Im scharfen 
Wettbewerb der deutschen Messe- 
plätze müssen wir die Messe kon- 
kurrenzfähig halten'' (Tagesspiegel 
vom 1.7.96). Und der Fraktionsvor- 
sitzende Klaus Böger weiß zu berich- 
ten: ,,Seit 1990 hat sich die Welt ge- 
ändert. Stichwort Globalisierung. 
Der müssen wir uns stellen. Nicht 
mit Überbordwerfen von SPD Gesell- 
schaftskonzepten. Aber mit der Ein- 
sicht, daß das Sozialstaatsmodell 
'Bundesrepubliklalt' nicht erhalten 
werden kann. Um den Sozialstaat 
überhaupt zu halten, sind Reformen 
nötig" (Neues Deutschland vom 
6.9.96). 

An welche ,,Reformenu dabei ge- 
dacht wird, machte die neue Finanz- 
senatorin gleich inihren ersten Auf- 
tritten klar. Zum Entsetzen aller sozi- 
aldemokratischen Bildungspolitiker 
forderte sie die Verkürzung der 
Schulzeit von dreizehn auf zwölf 
Jahre, das Ende der Lernmittelfrei- 
heit und eine sogenannte Akademi- 
kersteuer: ,,Diejenigen, die eine vom 
Staat finanzierte hochqualifizierte 
Ausbildung erhalten und danach 

entsprechend gut verdienen, müs- 
sen dann zu einer ebenso guten 
Ausbildung der nächsten Generati- 
on beitragen" (Tagesspiegel vom 
30.6.96). Sie hat allerdings nicht 
verraten, wie mit einer solchen Aka- 
demikersteuer die Haushaltslöcher 
Berlins kurzfristig gestopft werden 
können. 

4. Der restriktive Kurs in der Haus- 
haltspolitik wird als vorübergehende, 
notwendige Einschränkung, als Durst- 
strecke interpretiert. Sozialdemokrati- 
sche Reformpolitik hat es danach g e  
geben, wird es irgendwann wieder 
geben, sie kann nur leider gegenwär- 
tig nicht finanziert werden. Rück- 
schritte bei öffentlichen Leistungen, 
der Abbau sozialer Transferzahlungen 
und Privatisierungen öffentlichen Ei- 
gentums werden daher gern auch als 
Beiträge zur Zukunftssicherung gese- 
hen. ,,Ich halte es für ursozialdemo- 
kratisch, die Zukunft zu sichern. Wenn 
wir jetzt keine Konsolidierung schaf- 
fen, dann gibt es in drei, vier Jahren 
keine Politik mehr in dieser Stadt" (so 
Annette Fugmann-Heesing in der taz 
vom 12.7.96). Und: ,,Ich bin nicht für 
Rückzug, sondern für Umbau des 
Staates. Das bedeutet, daß wir natür- 
lich alles untersuchen, ob es noch sei- 
nen Zweck erfüllt. Ob der Mittelein- 
satz stimmt. Es wird zur Beendigung, 
zur Kürzung und zur Streckung von 
staatlichen Leistungen kommen. Ideal 
wäre es, wenn wir Raum für neue Ak- 
tivitäten finden. Aber daran, daß muß 
man offen sagen, ist in unserer Situati- 
on nicht zu denken. (Annette Fug- 
mann-Heesing in ihrer Rede auf dem 
Landesparteitag am 21.9.96, a.a.0.). 

Die dahinter stehende Vorstellung, 
es bedürfe nur einer gewissen, unaus- 
weichlichen Anpassung der Politik an 
veränderte wirtschaftliche Rahmenbe- 
dingungen, eines Umbaus und dann 
ginge es mit dem gründlich renovier- 
ten und fit gemachten Sozialstaat auf 
dem kurvenreichen sozialdemokrati- 
schen Weg schon irgendwie weiter, ist 
wohl ehrenhaft, aber, gelinde gesagt. 
ausgesprochen naiv. Und überhaupt: 
Wie will man dann ,,nach der Konsoli- 
dierung" wieder ,,zukunftsfähig" im 
sozialdemokratischen Sinne werden? 
Einmal privatisiert ist auf nicht abseh- 
bare Dauer privatisiert, eine soziale 
Leistung wird doch wohl kaum des- 
halb wieder aufgestockt, nur weil die 
:,da unten" mal wieder dran sind. Die 
gesellschaftlichen Kräfte, die dies alles 
in der Zukunft bewerkstelligen müß- 
ten, werden zudem durch eine solche 
Politik Tag für Tag entmutigt und des- 
orientiert. Jeder Angestellte und Ar- 

dahingehend befragt werden, in- 
wieweit die Jusos ihre Funktion, ei- 
nerseits eine organisationspolitische 
Basis für die Herausbildung linker 
Positionen in der Sozialdemokratie 
darzustellen und andererseits die In- 
teressen und Ansprüche von Ju- 
gendlichen in die Partei hineinzutra- 
gen, erfüllen konnten. 

Orientierung aus der Geschichte 
75 Jahre nach der Gründung der 
Kölner Jusos versucht die Partei mit 
ihrem Kölner Bundesparteitag, ver- 
lorenes Terrain bei der Jugend zu- 
rückzugewinnen. Dabei geht es vor- 
rangig darum, Überalterung und 
Auszehrung der Partei zu stoppen 
und eine Verjüngung der Mandats- 
träger zu erreichen. Das ist legitim, 
für die Jusos aber eine schwierige Si- 
tuation, weil die Gefahr besteht, daß 
der Gewinn an Einfluß für einzelne 
Jüngere verbunden wird mit Einfluß- 
verlust für die Jusos als Richtungsor- 
ganisation. Die Jusos tun in dieser Si- 
tuation und mit Blick auf die Ge- 
schichte gut daran, dafür zu sorgen, 

I n vielen Staaten der westlichen 
Welt wird der 1. Mai seit Jahr- 
zehnten zumindest als Tag der Ar- 

beiterbewegung ,,gefeiert" - als ein 
Symbol für demokratische Freiheiten 
und Gleichberechtigung. Nicht in der 
Türkei, wo der 1. Mai in der Vergan- 
genheit oft in einem Blutbad endete: 
Vor genau zwanzig Jahren wurden 
auf dem Taksim-Platz in lstanbul 37 
Demonstranten von der Polizei er- 
schossen. Auch in diesem Jahr schlug 
die Staatsmacht wieder gnadenlos zu: 
Mehr als 300 Demonstranten wurden 
verhaftet, über 100 erlitten schwerste 
Verletzungen. Schon Tage vor dem 1. 
Mai waren über 1.000 Menschen ver- 
haftet worden, Gewerkschafter und 
Oppositionelle, von denen viele bis 
heute noch nicht wieder aufgetaucht 
sind. Ihre Angehörigen erhalten keine 
Bestätigung für die Verhaftung. Einige 
werden wohl für immer ,,verschwun- 
den" sein. 

Vor dem 1. Mai dieses Jahres hat- 
ten die staatstreuen türkischen Medi- 
en die Öffentlichkeit über das Fernse- 
hen ,,vorbereitet" - mit Szenen vom 
vergangenen Jahr. Damals waren drei 
Demonstranten von der Polizei er- 
schossen, hunderte waren verletzt 
worden. Die Propaganda und die mit 
ihr verbreitete Angst zeigte Wirkung: 

daß die kommenden ,,Hoffnungsträ- 
ger" politisch in den Verband einge- 
bunden werden, dort auf reale Un- 
terstützung rechnen können und vor 
allem nicht als ,,Einzelkämpferln- 
nen" agieren müssen. 

Das Kölner Buch kann insofern 
Orientierungspunkte bieten. Es 
macht aber gleichzeitig dringlich 
darauf aufmerksam, daß es eine ver- 
gleichbare Aufarbeitung für die Ge- 
schichte des Gesamtverbandes aus 
der Perspektive der Verbandslinken 
bis heute nicht gibt. Dies wäre aber 
umso wichtiger, als seit einigen Jah- 
ren der Impuls der Linkswende der 
Jusos nachläßt und die Gefahr be- 
steht, daß die eigenständige politi- 
sche Identität der Jusos sich immer 
mehr auflöst. So11 dies verhindert 
werden, so ist eine Neu-Aneignung 
der Verbrandsgeschichte dringend 
erforderlich. Gerade die Verbands- 
linke braucht den kritisch-reflektie- 
renden Bezug auf die eigene Ge- 
schichte. Bleibt also die Hoffnung, 
daß das Kölner Projekt Lust macht 
auf mehr. =PW 

Entgegen des innenpolitischen Klimas 
und den Ewartungen der Opposition 
hatte die Demonstrationsbereitschaft 
der lstanbuler deutlich nachgelassen: 
Mit mehreren hunderttausend De- 
monstranten war allein in lstanbul ge- 
rechnet worden, doch ,,nur" knapp 
100.000 beteiligten sich dieses Jahr. 
Die Zahlen aus anderen Landesteilen: 
Ankara - 40.000, Izmir - 35.000, 
Adana - 10.000, Mersin - 10.000, Di- 
yarbakir - 3.000 und in anderen türki- 
schen Städten - 15.000. 

Als sich die Demonstranten am 
Morgen des 1. Mai in lstanbul 
zu sammeln beginnen, da ist 
längst klar, daß es nach dem 
Willen der türkischen Staats- 
macht kein friedlicher Tag wer- 
den soll. 20.000 Polizisten sind 
allein in lstanbul zusammenge- 
zogen worden. Das Heer der 
Uniformierten kontrolliert Pas- 
santen, Busse mit Demonstran- 
ten werden behindert. 

1. Mai in Istanbul: Schon um 9 
Uhr sammeln sich die ersten Demon- 
strantlnnen auf der Autobahn E 5 .  
Dorthin hatte die Polizei den Auf- 
marsch verlegt, nachdem für den tra- 
ditionellen Demonstrationsort Taksim 

II Eine Minute 
Finsternis für 

immerwährende 
Helligkeit" 

Die Türkei -vor neuem Militärputsch oder 
Aufbruch in die Zivilgesellschaft? 

von Peter Vogel und Hans-Joachim Olczyk* 

eine Genehmigung verweigert wor- 
den war - an diesem Ort waren vor 
genau 20 Jahren 37 Menschen im Ku- 
gelhagel der Polizei gestorben. 

Die innenpolitische Situation in 
der Türkei wird seit Monaten be- 
stimmt durch einen zunehmenden 
Protest breiter Bevölkerungsschich- 
ten gegen die Regierung von Nec- 
mettin Erbakan. 

* Peter Vogel, Journalist, Medienagentur für Menschenrechte mfm, 
Delmenhorst; Hans-Joachim Olczyk, Oldenburg 
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Die Wut der Bevölkerung ist eine 
Folge der desolaten Verhältnisse in 
einem Land, das mit Macht in die 
Europäische Gemeinschaft drängt, 
um seine wirtschaftliche Probleme in 
den Griff zu bekommen. Die Men- 
schen leiden seit Jahren unter einer 
gallopierenden Inflation von über 80 
Prozent. Hinzu kommt, daß der 
Krieg im kurdischen Südosten Jahr 
für Jahr tausenden von Menschen 
das Leben kostet, 3,s Millionen ver- 
triebene Kurden sind ständig auf der 
Flucht, fast 4.000 einst intakte Dorf- 
gemeinschaften sind zerstört. 

Was das Land jedoch in den Ruin 
treibt, sind die Kosten für den Krieg 
gegen die Kurden: Pro Jahr fast 9 Milli- 
arden Dollar. Die Folge: Es gibt kaum 
noch intakte soziale Einrichtungen des 
Staates, die Dunkelziffer der Arbeitslo- 
sigkeit liegt bei fast 40 Prozent und 
fast 70 Prozent aller Familien leben 
von der Hand in den Mund. 

Unterdessen müssen sich die 
Demonstrantlnnen auf 1 

tobahn E 5 einer unw 
Leibesvisitation untei 
Alle werden durch ein S„, „„ 
ter geschleust, abgetastet und 
müssen anschließend durch ein 
Spalier von Polizisten laufen. 
Viele müssen ihr Hemd 
werden geschubst, ge 
wieder zurückgerufen, r 
durchsucht. Die Holz4 
von Transparenten und 
werden beschlagnahm 
nen mit kritischen Sy 
und Parolen an Ort und Stelle 
verbrannt. Wer protestiert, wird 
sofort geschlagen, abgeführt. 

der Au- 
ürdigen 
rziehen: 
n-rrni+_ 

öffnen, 
lstoßen, 
iochmal 
:tannen *.-,, .,-2, 

Fahnen 
t, fah- 
mbolen 

Susurluk - ein Autounfall wird 
zum Symbol 
Angeheizt wurde die Stimmung im 
Lande nach einem Verkehrsunfall, der 
in der Türkei unter dem Stichwort ,,Su- 
surluk" bekannt wurde. Susurluk ist 
eine Kleinstadt nördlich von Izmir. Hier 
kamen am 3. November letzten Jahres 
ein hochrangiger Polizeioffizier, ein 
Mafia- und Drogenchef und seine 
Freundin ums Leben, als ihr PKW ge- 
gen einen LKW prallte. Mit im Auto 
saß ein Abgeordneter der DYP, der 
Partei von Außenministerin Tansu Cil- 
ler, die mit Erbakan eine Regierungs- 
koalition bildet. Der Kofferraum des 
PKW war voller Waffen und Drogen. 

Susurluk ist seither das Synonym 
für die Verbindung der türkischen 
Drogenmafia und der von ihr mitfi- 
nanzierten Konterguerilla zu hoch- 

rangigen Vertretern der türkischen 
Regierung und der Administration in 
fast allen Ministerien und Verwal- 
tungsapparaten. 

Der Protest der Bevölkerung gegen 
die Regierungskoalition und ihren Isla- 
misierungskurs hatte seit diesem Zwi- 
schenfall in den vergangenen Mona- 
ten ein kaum noch kalkulierbares Aus- 
maß erreicht: Seit dem 1. Februar ge- 
hen an jedem Abend um 9 Uhr zwi- 
schen lstanbul und Diyarbakir in hun- 
derttausenden von Haushalten die 
Lichter aus. ,,Eine Minute Finsternis für 
immerwährende Helligkeit,, lautete 
die Aktion, die sich im Lande wie ein 
Lauffeuer verbreitete. 

Die Polizei wurde deshalb ange- 
wiesen. nach ,,Provokateuren, Aus- 
schau zu halten, die das Licht in ihren 
Wohnungen gezielt an- und ausknip- 
sen. inzwischen hat die Reaktion der 
Staatsmacht groteske Formen ange- 
nommen: Mehrere hundert Familien- 
väter sitzen in den Gefängnissen ein, 
allein wegen des Vorwurfes, den 
Lichtschalter benutzt zu haben. 

,,Schweige nicht, sonst bist Du als 
nächster an der Reihe" - diese Anspie- 
lung auf die staatliche Tolerierung von 
Todesschwadronen, wird mittlerweile 
von einer breiten gesellschaftlichen 
Bewegung getragen. War der Aus- 
gangspunkt noch eine kleine Gruppe 
linker unorthodoxer Politiker, werben 
mittlerweile täglich Prominente, wie 
die ,,Königinn des türkischen Kino, 
Türkan Soray, die Popsängerin Sezen 
Aksu ebenso wie der Literat Orhan Pa- 
muk für die Aktion.' 

Konflikt zwischen Regierung 
und Militär 
Erbakan und mit ihm die Führung 
der islamistischen Refah-Partei ha- 
ben seit dem Amtsantritt im vergan- 
genen Jahr nichts unversucht gelas- 
sen, um ihren Einfluß auszubauen: 
Tausende von Posten in der Regie- 
rungsadministration und in den Be- 
hörden wurden mit islamistischen 
Anhängern besetzt, und selbst in 
der traditionell laizistisch, also religi- 
onsunabhängig, ausgerichteten Ar- 
mee wollte Erbakan Fuß fassen. 

Doch das mißlang gründlich: 
Zweimal in den letzten Wochen hat 
der Nationale Sicherheitsrat den tür- 
kischen Regierungschef davor ge- 
warnt, seinen innenpolitischen Kurs 
der lslamisierung fortzusetzen, mit 
deutlichen Drohgebärden, die nur 
als Ankündigung eines Militärput- 
sches verstanden werden konnten. 
Schon Anfang des Jahres waren 
über 60 führende und islamistisch 
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orientierte Offiziere entlassen wor- 
den, ein deutliches Signal. Am 26. 
April schließlich, wenige Tage vor 
dem 1. Mai, gab der Nationale Si- 
cherheitsrat einen letzten Warn- 
schuß ab: Erbakan lenkte ein und 
gab vor laufenden Fernsehkameras 
die Zusicherung, daß die Islamisie- 
rung des Landes gestoppt werde. So 
mußte sich die Regierung Erbakan 
positiv zu einem Maßnahmekatalog 
bekennen: Die Erhöhung der Grund- 
schulpflicht von fünf auf acht Jahre 
ist gleichbedeutend mit der Schlie- 
ßung zahlreicher staatlicher, religiö- 
ser Schulen. Auch die Korankunde 
soll eingedämmt werden. 

Als kommunistische Gruppie- 
rungen auf die Polizeischleuse 
zusteuern, eskaliert die Situati- 
on: Weil sie am Weitergehen 
behindert werden, entschließen 
sich etwa 8.000 Demonstran- 
tlnnen zur Umkehr. Das ist für 
die Polizei das Signal, die Men- 
schen regelrecht zu jagen, ein- 
zeln oder in Gruppen. Die Poli- 
zeikaktion ist generalstabsmä- 
ßig vorbereitet: Während die 
meisten Demonstrantlnnen in 
den Nebenstraßen wie in einer 
Falle sitzen, dirigiert die Polizei 
ihren Gewaltausbruch uber 
Hubschrauber. 

Doch die Zusicherung Erbakans ist 
wenig glaubhaft: Korrespondenten 
nahezu aller westlichen Medien äu- 
ßerten die Vermutung, daß Erbakan 
dennoch die Kraftprobe mit dem Mili- 
tär suchen werde und daß der islami- 
stische Einfluß längst nicht mehr zu- 
rückgedrängt werden könne. Noch im 
März formulierte die nationalliberale 
Zeitung Hürriyet die Einschätzung: ,,In 
der Türkei beginnt eine Phase, in der 
die Armee den politischen Sieg der Is- 
lamisten auf Dauer nicht verhindern 
können wird. (...) Der Kemalismus hat 
uns von unseren Wurzeln, unserer Re- 
ligion und unserer Geschichte ent- 
fremdet, Mustafa Kemal Atatürk, der 
ein autoritärer Soldat war, drängte die 
Türkei in eine Situation, in der sie Eu- 
ropa nachäffte. (...) Der Islam ist an 
die Stelle des Marxismus getreten und 
nichts, auch nicht die Armee, kann 
seinen Siegeszug aufhalten." 

Daß die Proteste der Bevölke- 
rung eine Perspektive haben könn- 
ten, den Einfluß der islamistischen 
Kräfte in der Türkei zurückzudrän- 
gen, ist keine unrealistische Ein- 
schätzung, aber angesichts der un- 
demokratischen Verhältnisse ent- 
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M it ,.Ein Berliner Experi- 
ment" überschrieb die 
FAZ einen Artikel auf der 

Meinungsseite und fügte als Unter- 
Überschrift hinzu: „Die SPD kehrt 
alte Erfolgsrezepte der Parteipolitik 
um". Der Autor kam anschließend 
gleich zum Kern der Sache: ,,lm sozi- 
aldemokratischen Forschungslabor 
Wege zur Mehrheit und zum Macht- 
erhalt verfolgt die Berliner SPD der- 
zeit das härteste Experiment. Die 
Berliner Finanzsenatorin Fugmann- 
Heesing, der Berliner SPD-Fraktions- 
chef Böger und andere führende 
SPD-Landespolitiker arbeiten an 
dem Versuch, die Partei nach der ka- 
tastrophalen Niederlage (23.6% der 
Stimmen bei der Berliner Wahl im 
Herbst 1995) für Wählermehrheiten 
wieder vertrauenswürdig zu ma- 
chen. Ihre Versuchsmethode kehrt 
dabei die gängigen Erfolgsrezepte 
der Parteipolitik nahezu um: Der Be- 
völkerung werden Zumutungen 
statt Verheißungen in Aussicht ge- 
stellt; der eigenen Klientel werden 
Verluste an Organisationsmacht und 
programmatischer Behaglichkeit an- 
gekündigt, statt ihr eine Aussicht auf 
personellen Einflußgewinn und ide- 
elle Traditionstreue zu zeigen" (FM 
vom 25.1.97). 

Da die Berliner politischen Ver- 
hältnisse in der Vergangenheit 
schon mehrfach gut für Vorreiterrol- 
len und Pioniertaten waren, soll die- 
ses ,,Experiment" hier näher unter- 
sucht werden, nicht zuletzt auf seine 
Tauglichkeit hin, auch für andere 
Kommunen und Länder und wo- 
möglich gar für die Bundesebene als 
Vorbild zu dienen. 

Zunächst ein Blick auf die Bedin- 
gungen des Experiments. Zwei Vor- 
aussetzungen sind es vor allem, die 
den Rahmen bilden: Die beispiellos 
schlechte, fast schon aussichtslos zu 
nennende Finanzsituation des Lan- 
des und die versteinerten politischen 
Verhältnisse, die jegliche Aussicht 
auf die Bildung eines rot-grünen Re- 
formbündnisses für die Stadt blok- 
kieren, da dafür auch die Abgeord- 
neten der PDS benötigt würden. 

Die vor diesem Hintergrund im- 
mer erfolgloser agierende Große Ko- 
alition - im März 1991 noch ange- 
treten zur Bewältigung der Proble- 
me des Zusammenwachsens der 
beiden Stadthälften - verlor denn' 
auch die Wahlen im Oktober 1995, 
ohne allerdings zugleich die Mehr- 
heit einzubüßen. Besonders getrof- 
fen wurden die Sozialdemokraten, 
sie stürzten von 30,4% auf dürftige 

23,6%. Es bedurfte dreier Parteita- 
ge, um die innerparteiliche Oppositi- 
on niederzuhalten und das geschei- 
terte Bündnis von CDU und SPD er- 
neuern zu können. 

Wie eine neue Identität der 
Partei geschaffen wird 
Eingekeilt in eine komplizierte Lage, 
in der ein ,,weiter so" nach den dra- 
matischen Stimmenverlusten nicht 
mehr möglich war, konfrontiert mit 
kolossalen Haushaltsproblemen, die 
weitere unpopuläre Sparmaßnah- 
men bereits absehbar machten, und 
angesichts der scheinbar unentrinn- 
baren Perspektive der traurigen Exi- 
stenz eines zudem noch geschwäch- 
ten Juniorpartners der CDU, be- 
schloß man im Führungskreis der 
Berliner SPD, sich auf die Suche nach 
einer neuen, unverwechselbaren 
Identität zu machen. In nur wenigen 
Wochen wandelte sich die Berliner 
SPD von einer Partei, die noch im 
Wahlkampf unter der Spitzenkandi- 
datin lngrid Stahmer, seinerzeit am- 
tierend als Senatorin für Soziales 
und Gesundheit, die Fragen sozialer 
Ausgrenzung, wachsender Armut 
und die der notwendigen Bekämp- 
fung der hohen Arbeitslosigkeit mit 
einem Programm zur Schaffung von 
100.000 Arbeitsplätzen in den Mit- 
telpunkt ihrer Wahlkampagne stell- 
te, in eine politische Kraft, die nach 
Konsolidierung, Sparsamkeit und 
Selbstbeschränkung rief. 

Die einzelnen Elemente dieser 
neuen Identität waren allerdings von 
der Opposition, insbesondere von 
Bündnis 90IDie Grünen, bereits im 
Wahlkampf präsentiert worden. Im 
Sommer 1995 versuchte sie die 
wachsende Verschuldung der Stadt 
zum zentralen Thema in dem sich 
müde dahinschleppenden Wahl- 
kampf zu machen. Arm in Arm hat- 
ten damals noch sowohl CDU als 
auch SPD diese nüchternen Feststel- 
lungen, insbesondere der haushalts- 
politischen Sprecherin der Bündnis- 
grünen, Michaele Schreyer, seiner- 
zeit als Schwarzmalerei und Panik- 
mache zu Lasten des Standortes Ber- 
lin brüsk zurückgewiesen. Walter 
Momper war es, der Michaele 
Schreyer als ,,grüne Maggie That- 
cher" karikierte. Man muß ihm zu- 
gute halten, daß er damals noch 
nicht den Namen Annette Fug- 
mann-Heesing kannte. 

Nun jedoch, gebeutelt durch ein 
niederschmetterndes Wahlergebnis, 
griff man dankbar nach dem Stroh- 
halm, übte ein wenig Selbstkritik 

Völlig losgelöst 
oder: Wie sich die Berliner SPD 

eine neue Basis sucht 

und erklärte zerknirscht, daß man 
sich wohl geirrt haben müsse. Insze- 
niert wurde die Kehrtwendung ef- 
fektvoll bereits kurz nach den Wah- 
len vom 23. Oktober 1995. In der 
Mitgliederzeitung ,,Berliner Stimme" 
vom 4.1 1.95 forderte der Fraktions- 
vorsitzende Klaus Böger ,,einen 
schonungslosen Kassensturz" und 
befand, daß „die finanzpolitische 
Wurstelei des Finanzsenators" nicht 
länger hingenommen werden kön- 
ne, da sie geeignet sei, „die Hand- 
lungsfähigkeit der Berliner Politik zu 
lähmen." 

Der neue Kurs: ,,Klarheit und 
Wahrheit" 
Was sind nun die Kernelemente die- 
ses Kurses? In mehreren ausführli- 
chen Interviews gegenüber Berliner 
Zeitungen und in Reden auf Partei- 
tagen haben sowohl der Fraktions- 
vorsitzende Klaus Böger als auch die 
Finanzsenatorin Annette Fugmann- 
Heesing Auskunft über die Grundla- 
gen ihrer Politik gegeben. Es soll ver- 
sucht werden, an Hand ihrer eige- 
nen Aussagen den ideologischen In- 
halt des neuen Kurses in Umrissen 
kenntlich zu machen. 

1. Die in der Tat ausgesprochen 
schwierige Finanzsituation Berlins 
wird nicht in einen Zusammenhang 
mit bundesweiten politischen Ent- 
scheidungen, etwa in der Wirt- 
schafts-, Arbeitsmarkt- und Finanz- 
politik, gestellt. Bekanntlich sind 
durch diese Vorgaben auch andere 
Kommunen und ganze Bundeslän- 
der in eine finanzielle Schieflage ge- 
raten. Selbst das rücksichtslose Zu- 
sammenstreichen der Berlinförde- 
rung durch die Bundesregierung in 
nur wenigen Jahren wird nur am 
Rande erwähnt. Ein entsprechender 
Parteitagsbeschluß, der diese Bedin- 
gungen benennt und für einen Blick 

von Andreas Wehr* 

Durch das bewußte 
Verrühren der 
unterschiedlichsten 
Ursachen der 
Haushattslage zu 
einem Brei werden 
politische Verant- 
wortlichkeiten nicht 
mehr erkennbar. 
Kritik wird auf diese 
Weise entwaffnet, 
Widerstand und 
bewußtes Eingreifen 
werden blockiert 

* Andreas Wehr, Mitglied des SPD-Landesvorxtands Berlin 
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Außerparlamen- 
tarisch und in den 

Vertretungskörper- 
schafien wollen wir 
mit allen progressi- 

ven, nach sozialer 
Gerechtigkeit 

strebenden Kräften 
zusammenarbeiten. 
Um die Gesellschafi 

zu erneuern, streben 
wir ein breites 

Reformbündnis an. 

le" Marktwirtschaft ihre Schwächen 
hat und sie ohne Regulation alleine 
nicht in der Lage ist, Gerechtigkeit 
zu schaffen. (...) 

3. Unser Ziel ist eine Gesellschaft, 
in der Frauen und Männer partner- 
schaftlich zusammenleben. Wir er- 
streben die tatsächliche Gleichstel- 
lung von Frauen und Männern. ... 

4. Wir wollen die Politik, die im 
nationalen und im europäischen 
Rahmen Verantwortung für die Lö- 
sung globaler Probleme übernimmt. 
C..) 

5. Gerade für die Menschen im 
Osten wird immer spürbarer und of- 
fenkundiger, daß die herkömmli- 
chen Mittel und Methoden nicht 
mehr taugen, um die sozialen und 
ökologischen Probleme dieser Ge- 
sellschaft zu lösen. Wir wollen struk- 
turelle Verkrustungen aufbrechen, 
Reformblockaden überwinden und 
auf eine wirtschaftliche, ökologische 
und soziale Erneuerung der Gesell- 
schaft drängen. Es genügt nicht, die 
Verhältnisse hier im Osten Deutsch- 
lands allein an westlichen Struktu- 
ren, Gegebenheiten und Gewohn- 
heiten ausrichten zu wollen. Wir 
wollen auch unter Rückbesinnung 
auf die Erfahrungen des Umbruches 
1989 und auf das Leben zuvor neue, 
eigenständige Wege zur Lösung an- 
stehender gesellschaftspolitischer 
Probleme gehen. Wir sind davon 
überzeugt, daß die Erfahrungen der 
Menschen in Ostdeutschland unver- 
zichtbar sind für die Gestaltung der 
Zukunftsaufgaben in dieser sich ver- 
ändernden Republik. 

6. Pflicht eines demokratischen 
und sozialen Rechtsstaates ist es, 
das Recht auf Arbeit als Menschen- 
recht im Sinne von Vollbeschäfti- 
gung durchzusetzen. Arbeit muß 
neu und gerecht verteilt werden. 
Das gilt auch für die Verteilung zwi- 
schen Erwerbs- und Hausarbeit zwi- 
schen Männern und Frauen. Bei der 
Bekämpfung der Massenarbeitslo- 
sigkeit allein oder vornehmlich auf 
die Kräfte des Marktes zu setzen, 
lehnen wir ab. Die Erwerbsarbeit der 
Zukunft muß stärker denn je auf ge- 
sellschaftlichen Nutzen und ökologi- 
sche Nachhaltigkeit verpflichtet wer- 
den. Es gilt Arbeit statt Arbeitslosig- 
keit zu finanzieren. Massenarmut 
muß verhindert, die Funktionsfähig- 
keit der sozialen Sicherungssysteme 
durch einen Lastenausgleich erhal- 
ten werden. 

7. Wir wollen den Einstieg in eine 
ökologische Steuerreform und eine 
Steuerpolitik zugunsten der Benach- 

teiligten und Schwächeren der Ge- 
sellschaft. Gewinne, Groß-Erbschaf- 
ten, Vermögen, Spekulationen mit 
Grund und Boden und Umweltbela- 
stungen müssen stärker besteuert 
werden. 

8. Wir halten fest am gleichen 
Recht auf Bildung und Kultur für 
alle Menschen unserer Gesell- 
schaft. Schüler, Auszubildende 
und Studenten sind finanziell so zu 
unterstützen, daß sie ihren Berufs- 
weg unabhängig vom Einkommen 
ihrer Eltern gehen können. Das 
duale Ausbildungssystern ist durch 
eine solidarische Finanzierung 
nach dem Prinzip „Wer nicht aus- 
bildet, muß zahlen" zu sichern. 
Das Schul- und Hochschulwesen 
muß reformiert werden. 

9. Wir werden alles tun, Ver- 
ständnis, Achtung und Zusam- 
menarbeit zwischen unterschiedli- 
chen Nationen und Kulturen zu 
fördern. Entschieden wenden wir 
uns gegen jegliche Form von Frem- 
denhaß und Ausländerdiskriminie- 
rung. Wir wollen die Integration 
der Ausländerinnen und Ausländer 
verbessern. 

10. Wir wollen dazu beitragen, 
Politikverdrossenheit und Resignati- 
on zu überwinden. Dazu wollen wir 
eine grundlegende Erneuerung und 
Modernisierung aller staatlichen Ge- 
walten, der parlamentarischen De- 
mokratie, der Verwaltung und Ju- 
stiz. Administrative Erstarrungen 
müssen überwunden, Machtmiß- 
brauch verhindert und ungerecht- 
fertigte Privilegien abgeschafft wer- 
den. Der Rechtsstaat lebt von der 
Akzeptanz seiner Institutionen. Des- 
halb müssen diese von bürokrati- 
schen Auswüchsen befreit, einfa- 
cher, transparenter und effizienter 
gestaltet werden. Um mit ihrer Poli- 
tik zu überzeugen und zu mobilisie- 
ren, müssen Politiker in ihrem Han- 
deln auch selbst Aufrichtigkeit, Ver- 
Iäßlichkeit und Glaubwürdigkeit be- 
weisen. Wer für die Sozialdemokra- 
tie politische Verantwortung über- 
nimmt, sollte die Probleme offen 
und konstruktiv anpacken, uneigen- 
nützig handeln, Solidarität vorleben 
und sich auch selbst bescheiden 
können. 

1 1. Wir wollen versöhnen statt 
ausgrenzen. Ziel muß es sein, Brük- 
ken zu bauen und alle einzubezie- 
hen, die die Zukunft demokratisch 
mitgestalten wollen. Ehemalige 
SED- und Blockparteienmitglieder, 
die sich mit den Zielen der Sozialde- 
mokratie identifizieren, sollten stär- 
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ker auch für eine Mitgliedschaft in 
der SPD gewonnen werden. Auch 
diejenigen, die Mitverantwortung 
getragen und Schuld auf sich gela- 
den haben, dürfen nicht auf Dauer 
aus dem politischen Leben ausge- 
grenzt werden. 

12. Außerparlamentarisch und 
in den Vertretungskörperschaften 
wollen wir mit allen progressiven, 
nach sozialer Gerechtigkeit stre- 
benden Kräften zusammenarbei- 
ten. Um die Gesellschaft zu erneu- 
ern, streben wir ein breites Re- 
formbündnis an. Die ,,Erfurter Er- 
klärung" findet unsere grundsätzli- 
che Unterstützung. Wir gehen da- 
von aus, daß die SPD ihre politi- 
sche Gestaltungskraft nur bewah- 
ren und entfalten kann, wenn sie 
sich links der Mitte etabliert und 
bereit ist, mit allen anderen linken 
Kräften zusammenzuarbeiten. Ziel 
muß es sein, die Wortführerschaft 
in einem solchen Bündnis zu über- 
nehmen. Sachsen-Anhalt hat mit 
seinem „Magdeburger Modell" 
bundesweit für Aufsehen gesorgt 
und gezeigt, daß es möglich ist. 
auch politische Wege zu gehen, 
die nicht in die festgefügten Poli- 
tikstrukturen der bisherigen Bun- 
desrepublik passen. Den einge- 
schlagenen Reformkurs wollen wir 
auch nach den Landtagswahlen im 
Jahr 1998 fortsetzen. In Anti-Re- 
formbündnissen mit konservativen 
Kräften sehen wir dagegen die Ge- 
fahr, daß die SPD an politischer 
Gestaltungskraft verliert. Das gilt 
auch für eine ,,Große Koalition" 
mit der CDU. 

Nach einem intensiven Ge- 
sprächsprozeß im ,,Mansfelder Fo- 
rum" möchten wir nun mit diesen 
Thesen einen Diskussionsprozeß in- 
nerhalb und außerhalb der SPD 
Sachsen-Anhalts anstoßen. 

Wir hoffen auf breites Interesse 
und eine kontroverse und konstruk- 
tive Debatte. 

Eisleben, im März 1997 

Erstunterzeichnerlnnen 
Norbert Bischoff, Frank Bogisch, 
Mechthild Bolik, Ronald Brachmann, 
Jens Bullerjahn, Josef Albert Dütsch, 
Roman Dütsch, Jürgen Heyer, Dieter 
Hirche, Harald Koch, Martin Krems, 
Robert Marhold, Tobias Marhold. 
Rainer Metke, Uwe Mitsch, Susi 
Möbbeck, Axel Oppold, Jens Ran- 
nenberg, Martin Rieß, Marco Stek- 
kel, Jürgen Wolf. spw 

MAGAZIN 

steht eine außerordentlich unüber- 
sichtliche Situation. Das Zurück- 
drängen der islamistischen Kräfte, 
das die Armee aus Selbsterhal- 
tungsgründen tatkräftig unterstüt- 
zen muß, um nicht noch mehr Ein- 
fluß zu verlieren, ist angesichts der 
breit getragenen Bewegung gegen 
die Regierung aber auch gefährlich 
für das Militärregime in der Türkei. 
Schon gibt es eine Auseinanderset- 
zung im Unternehmensverband 
Tüsaid um die richtigen Konse- 
quenzen aus dem Susurluk-Zwi- 
schenfall. Es gibt einen Bericht 
,,Perspektiven der Demokratisie- 
rung in der Türkei", der an das Par- 
lament weitergeleitet werden soll- 
te. In diesem Bericht stehen Sätze 
wie: ,,Eine dauerhafte Marktwirt- 
schaft kann nur erreicht werden, 
wenn wir Kanäle für eine Versöh- 
nung im öffentlichen Leben schaf- 
fen, eine breite Beteiligung der Be- 
völkerung am politischen Prozeß 
und eine pluralistische Struktur." 

Der Bericht verweist auf die drin- 
gende Notwendigkeit, daß der Staat 
mehr Achtung vor individuellen Frei- 
heiten haben muß, daß Pressefreiheit, 
religiöse Toleranz notwendig sind. Es 
wird gefordert, die Sicherheitsgesetze 
zu reformieren, die dem Staat freie 
Hand bei Repressionen ~chaffen.~ Zu- 
dem soll das Militär zivil kontrolliert 
werden - denn es fungiert nach wie 
vor im Nationalen Sicherheitsrat als 
eine Art ,,Schattenkabinett". dessen 
Entscheidungen sich ja jüngst auch 
wieder die Regierung Erbakan beugen 
mußte. Doch hier beginnt dann auch 
die neue Unübersichtlichkeit in der 
Türkei: Ohne eine Demokratisierung 
hat die breite gesellschaftliche Bewe- 
gung gegen die islamischen Funda- 
mentalisten keine Chance auf grund- 
legende Veränderung der innenpoliti- 
schen Verhältnisse. 

Letzte Meldung: Die Redaktions- 
räume der prokurdischen Zeitung 
Demoknsi in lstanbul sind am 
Abend des 2. Mai auf Grund eines 

Besprechung zu: Götz Richter, Hanne- Vetrauensleutekörper und die haupt- 
lore Wittenberg, Volker Hielscher amtlichen Funktionäre geleistet wor- 

richterlichen Beschlusses geschlos- 
sen worden. Die Sonnabendausga- 
be der Tageszeitung ist noch er- 
schienen. Alle weiteren Ausgaben 
wurden zunächst für einen Monat 
verboten. Der Beschluß wurde vom 
1.  lstanbuler Staatssicherheitsge- 
richt erlassen. Eine Begründung 
wurde nicht angegeben. Demokrasi 
hat angekündigt, das Gerichtsurteil 
anzufechten. Die sozialistische Ta- 
geszeitung Emek hat der Redaktion 
vwi Demokrasi solidarische Unter- 
stützung angeboten. Unter ande- 
rem sollen die Artikel und Berichte 
der Demokrasi von Emek veröffent- 
licht werden. Ach ja - das Verbot 
wurde ausgesprochen am Interna- 
tionalen  ab der Pressefreiheit. s ~ w  

Vgl. Ömer Eneren: Erbakan und Gller Rük- 
ken an Rücken. TAZvom 21. Febr. 1997.5.9. 
Vgl. Der Kemalismus hat in der Türkei ausge- 
dient. TAZ vom 4. Män 1997, S .  15. 
Vgl. Für die Demokratie in Ankara läuten 
die Alarmglocken. Handelsblatt vom 5. 
Febr. 1997, 5. 8. 

Wohn bereichspro- 
(1996): Gewerkschaftsarbeit im den. Da aber im Laufe der letzten Jah- 

I 

Wohnbereich. Verlag Westfälisches re durch den strukturellen Umbruch in 
~ampfboot, Münster, 1 74 Seiten, den Betrieben und Unternehmen im- 

jekte als Perspektive 

wischen Mitte 1989 und Mitte 
1995 wurde im Bezirk Küste 

desPr IG Metall ein Projekt 
durchgeführt, in dessen Verlauf in 4 
Ortsverwaltungen Initiativen entstan- 
den, um die Gewerkschaftsarbeit von 
den Betrieben in die Wohnbereiche 
der Mitglieder zu übertragen. Über 
dieses Projekt liegt nunmehr der von 
Götz Richter, Hannelore Wittenberg 
und Volker Hielscher verfaßte For- 
schungsbericht „Gewerkschaftsarbeit 
im Wohnbereich" als Buchveröffentli- 
chung vor. 

Veränderte Bedingungen für 
Gewerkschaften 
In seinem Vorwort weist Rainer Zoll, 
Professor für Gewerkschaftssoziologie 
an der Universität Bremen, auf die 

. Vorgeschichte dieses Projektes hin: 
Gewerkschaften in Deutschland seien 
in ihrem Selbstverständnis betriebsbe- 
zogen gewesen, die Mitglieder seien 
über die Vertrauensleute und die ge- 
werkschaftlich organisierten Betriebs- 
räte in die Gewerkschaftsarbeit einbe- 
zogen worden. Die eigentliche G e  
werkschaftsarbeit sei aber durch die 

mer mehr Mitglieder der IG Metall 
entweder aus den Betrieben ausge- 
schieden seien oder in den Betrieben 
nicht mehr unmittelbar angesprochen 
werden könnten, sei es immer drin- 
gender geworden, ein gewerkschaftli- 
ches Standbein außerhalb der Betrie- 
be aufzubauen. 

Zu dieser organisationssoziologi- 
schen Begründung kommt eine de- 
mokratietheoretische Argumentation 
hinzu. Aufgrund der nachlassenden 
Bindung zwischen den Arbeitnehme 
rlnnen und den Gewerkschaften der 
Bundesrepublik Deutschland sollten 
über den Ausbau von Beteiligungs- 
möglichkeiten für die Mitglieder diese 
Bindungen intensiviert werden. Die 
bereits häufig konstatierte Auflösung 
von Sozialmilieus mit den durch sie 
früher geprägten loyalen Mitgliedern 
Iäßt die feste Verankerung der G e  
werkschaften in der jüngeren Arbeit- 
nehmerschaft brüchig werden. An die 
Stelle des Normenmusters der pro- 
stestantischen Ethik ist bei den jünge- 
ren Arbeitnehmern die ,,Selbstverwirk- 
lichung im Hier und Jetzt" als neuer 
Lebensmittelpunkt getreten. ,,Die 
neue Kultur (....) ist ganz wesentlich 
eine kommunikative Kultur, in der sich 

für Gewerkschafts- 

von Volker Dörgeloh * 

das Handeln von Menschen nicht 
mehr durch überlieferte Werte und 
Normen rechtfertigt, sondern hinter- 
fragt wird und sich kommunikativ le 
gitimieren muß" (5. 27). 

Soweit die Gewerkschaften immer 
noch den Anspruch haben, durch ihre 
Politik die Lebensverhältnisse aller 
Menschen verbessern und dafür die 
neuen sozialen Gruppen gewinnen zu 
wollen, müssen sie neue Politik- und 
Beteiligungsangebote für ihre Ziel- 

* Volker Dörgeloh, Geschäftsführer der Bildungsgerneinschaft Arbeit und 
Leben Brernerhaven e. V. und Mitglied irn DGB-Kreisvorstand Brernerhaven. 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 95, 1997 



Das Problem abrei- 
Bender Verdingungen 

zwischen Gewerk- 
schaft und Mitglie 

dem bleibt angesichts 
der MassenarbeilsIo- 

sigkeit und den 
aktuellen industriellen 

Reorganisationspro- 
zessen nicht nur für 

die /G Metall aktuell. 

gruppen entwickeln. Eine mögliche 
Antwort auf diese Herausforderung ist 
der Aufbau der Wohnbereichsarbeit. 

Projekt Wohnbereichsarbeit 
,,Hinter dem Gedanken der Wohnbe 
reichsarbeit steht also ein Anspruch 
der ,doppelten Demokratisierung': 
Den Mitgliedergruppen, die am Ran- 
de oder außerhalb des Beschäfti- 
gungssysterns stehen, soll über bereits 
bestehende Senioren- oder Arbeitslo- 
senarbeitskreise hinaus ein breiterer 
Zugang zur Gewerkschaft ermöglicht 
werden. Gleichzeitig sollen über lokale 
Mitgliederarbeit Angebote für eine er- 
weiterte Partizipation geschaffen wer- 
den, die über die Beteiligungsangebo- 
te in der Praxis der betrieblichen Funk- 
tionärsarbeit hinausgehen" (5. 37). 

Sowohl die soziologische Begrün- 
dung als auch der demokratietheore- 
tische Anspruch an das Wohnbe- 
reichsprojekt bilden den theoretischen 
Rahmen für die wissenschaftliche 
Analyse der praktischen Umsetzung 
des Projektes in den vier Ortsverwal- 
tungen Emden, Bremerhaven, Ro- 
stock und Neubrandenburg. Ihre Rolle 
in den Untersuchungsfeldern be- 
schreiben die Wissenschaftlerlnnen als 
zugleich prozeßuntersuchend und 
prozeßunterstützend (S. 169). 

Beides war möglich, weil ,,(die) 
professionelle und kulturelle Distanz 
durch die vermutete oder tatsächliche 
Gesinnungsgemeinschaft, die aus 
dem gemeinsamen Bezugsfeld IG Me- 
tall entstanden ist, recht schnell über- 
wunden (wurde). Die Forscherinnen 
und Forscher haben sich gleichwohl 
darum bemüht, den Standort der Di- 
stanz gegenüber den Akteuren im 
Feld aufrechtzuerhalten, um die dar- 
aus resultierenden Beobachtungs- 
chancen nicht durch Assimilation zu 
verlieren" (5. 172). 

Die Ergebnisse, die die Wissen- 
schaftlerlnnen zum Abschluß des Pro- 
jektes 1995 zu Papier gebracht haben, 
sind ambivalent. In den beiden östli- 
chen Verwaltungsbereichen Rostock 
und Neubrandenburg hat sich die 
Wohnbereichsarbeit mit Hilfe von eh- 
renamtlichen Funktionären und 
hauptamtlichen Betreuern ein Stück 
weit etabliert. Die Gruppen werden 
sowohl von Vorruheständlern als auch 
von arbeitslosen Kollegen getragen, 
wobei die Gruppenzusammenkünfte 
sowohl einen inhaltlichen Schwer- 
punkt umfassen als auch dem Erhalt 
und dem Ausbau der sozialen Kontak- 
te dienen sollen. Im Gegensatz zur 
traditionellen Gremienstruktur der b e  
triebsorientierten Gewerkschaftsarbeit 

ist die Wohnbereichsarbeit, wo sie bis- 
her erfolgreich aufgebaut werden 
konnte, als Projektarbeit mit starker 
sozialer Ausrichtung verankert wor- 
den. 

Soziale Kompetenz und haupt- 
amtliche Betreung nötig 
Die Autorlnnen weisen in ihrem For- 
schungsbericht auf eine wichtige Be 
dingung für den erfolgreichen Aufbau 
von Wohnbereichsprojekten hin: Die 
Verantwortlichen für diese Projekte 
müssen über eine hohe soziale Kom- 
petenz verfügen und in der Lage sein, 
Abschied von liebgewordenen Ritua- 
len zu nehmen. 

So beschreiben sie ein Beispiel ei- 
ner ritualisierten und damit letztlich 
mißlungenen Versammlung, bei der 
die Versammlungsleitung der Situati- 
on nicht genügen konnte. Obwohl 
etwa 100 Teilnehmer zu dieser Zu- 
sammenkunft erwartet worden wa- 
ren, verloren sich letztendlich 20 Teil- 
nehmer in dem überdimensionierten 
Saal. ,,Doch anstatt flexibel die Gele- 
genheit zu nutzen, mit der kleinen 
Runde einen informellen, aber intensi- 
ven Austausch zu führen, verlas der 
Gewerkschaftssekretär am Redner- 
pult, das mitsamt Mikrofon knapp 
zehn Meter (sic!) von der Gruppe ent- 
fernt an der Stirnseite des Saales auf- 
gebaut war, eine vorbereitete Rede" 
(5. 92). 

Neben dieser Kritik am bürokrati- 
schen Ritual fördert der Forschungs- 
bericht noch ein weiteres wichtiges Er- 
gebnis zu Tage: Wohnbereichsarbeit 
entsteht nicht von allein, die Mitglie- 
der fordern ihre Beteiligungsmöglich- 
keiten nicht ein, sondern die Mehrzahl 
muß für die Beteiligung motiviert wer- 
den, d.h. ohne entsprechende haupt- 
amtliche Betreuung wird sich die 
Wohnbereichsarbeit nicht als Ergän- 
zung der traditionellen gewerkschaft- 
lichen Betriebsarbeit etablieren kön- 
nen. Doch ob die dafür notwendigen 
personellen und finanziellen Ressour- 
cen bereitgestellt werden, ist ange 
sichts knapper werdender Mittel und 
des verbreiteten Rückzugs der Ge- 
werkschaften aus der Fläche keines- 
wegs sicher. 

Wenn xhon die IG Metall als größte 
Einzelgewekxhaft im Deutschen Ge 
werkschafbbund große Mühe hatte, 
dieses Wohnbereichsprojekt in den vier 
ewähnten O r b w d q m  durchzu- 
führen, wieviel xhwim'ger muß es dann 
für die übrigen Gewerkschaften sein, in 
he7 0- Wohnbe 
reichsprojekte aufzubauen und zu ver- 
an kem? 

MAGAZIN 

Ein weiteres Resultat des For- 
schungsprojektes ist die Erkenntnis, 
„daß für den Aufbau außerbetriebli- 
cher Mitgliedergruppen eine Iängere 
Zeitdauer veranschlagt werden muß 
als ursprünglich vermutet wurde" 
(5.139). Obwohl diese Erfahrungen 
für diejenigen nicht neu sind, die 
selbst soziale Projekte mitaufgebaut 
haben, scheint dieser Transfer von Er- 
fahrungen innerhalb von Gewerksd7af- 
t3-1 sowie in Forschungseinrichtungen 
und Universitäten immer noch nicht 
gelungen zu sein, vielleicht auch des- 
halb, weil die Bedingungen, die „vor 
Ort" existieren, immer noch nicht rea- 
listisch eingeschätzt werden können. 

Ambivalentes Resümee 
So kommt die Forschungsgruppe 
dann auch zu einem ambivalenten Re- 
sümee über das Wohnbereichspro- 
jekt: ,,Die Hoffnung auf starke Mitglie- 
derbeteiligung hat sich zwar nicht un- 
mittelbar erfüllt, doch verspricht le- 
bensweltliche Gewerkschaftsarbeit 
auf Iängere Sicht, die Organisation für 
neue Politikfelder und Politikformen 
zu öffnen. Wohnbereichsarbeit könn- 
te sich dabei als ein gewerkschaftli- 
ches Politikfeld erweisen, das zwar 
nicht unmittelbar die Kampfkraft ver- 
bessert, aber die Überzeugungskraft 
von Mitgliedern und Funktionären 
stärken kann. Wohnbereichsarbeit er- 
öffnet ein Feld für die Eigeninitiative 
der Mitglieder und erschließt ein Fo- 
rum, in dem männliche und weibli- 
che, kulturell und politisch unter- 
schiedliche Perspektiven ausgetragen 
werden können" (5. 168). 

Als Möglichkeit ist dieser Einschät- 
zung ausdrücklich zuzustimmen, 
doch bleibt die Frage offen, ob die Ge- 
werkschaften in der Bundesrepublik 
Deutschland die Ressourcen und den 
politischen Willen besitzen, dieses Pro- 
jekt in ihren Organisationen zu institu- 
tionalisieren. Das Problem abreißen- 
der Verdingungen zwischen Gewerk- 
schaft und Mitgliedern bleibt ange 
sichts der Massenarbeitslosigkeit und 
den aktuellen industriellen Reorgani- 
sationsprozessen nicht nur für die IG 
Metall aktuell. Wie auf diese Entwick- 
lung mit einer organisationspoliti- 
schen Strategie geantwortet werden 
kann, ist bislang allerdings wenig dis- 
kutiert worden -weder in den Einzel- 
gewerkschaften noch im DGB. 

Der vorliegende Bericht liefert für 
eine solche Debatte nach meiner Ein- 
schätzung einige gute Argumente, frag- 
lich ist, ob sie mit der notwendigen Reso- 
nanz in die gewerkschaftliche Debatte 
aufgenommen werden. spw 

SOZIALDEMOKRATIE 

Das Dilemma der fordistischen 
Linken 
Hans-Peter Krebs sieht die nationale 
fordistische Linke im Dilemma. Ent- 
weder sie befördere einen wohl- 
standschauvinistischen Klientelismus 
bestimmter sozialer Gruppen und 
Schichten unter lnkaufnahme einer 
zunehmenden Polarisierung und 
Spaltung der Gesellschaft oder sie 
träte für die Verteidigung und Fort- 
führung des bisher territorial umfas- 
senden fordistischen Kompromisses 
(Sozialstaat und Tarifautonomie) 
ein. Wahrscheinlich aber gelinge ihr 
dann „der Spagat zu den neuen An- 
forderungen des 'Wettbewerbsstaa- 
tes' angesichts einer globalisierten 
Ökonomie" nicht mehr (Krebs, 5. 
34f). Hans-Jürgen Bielings fatalisti- 
scher Ausblick kann frustieren: ,,Da 
kein Ausweg erkennbar ist, 'implo- 
diert' die soziale Krise. Sie bleibt ten- 
denziell unpolitisch und kann von 
seiten des Staates technokratisch- 
administrativ entsorgt werden'' (Bie- 
ling, 5. 84). Die supranationale Ebe- 
ne und die lokale Regulierungsebene 
gewännen somit gegenüber dem 
geschwächten Nationalstaat an Ge- 
wicht. Für Alex Demirovic steht 
ebenso fest: ,,Es kommt also insge- 
samt zu einer partiellen und selekti- 
ven Schwächung staatlicher Kompe- 
tenzen und zur Transformation des 
Nationalstaats", da die fiskal- und 

,,Mansfelder Forum" versarn- 
mel t  Parteilinke i n  Sachsen- 
Anhalt 

I n Sachsen-Anhalt hat sich unter 
dem Namen ,,Mansfelder Forum" 
eine sozialdemokratische Linke 

konstituiert und ihre politischen 
Grundsätze öffentlich vorgestellt. 
Vorangegangen war eine mehrmo- 
natige Debatte über die Aufgaben 
des Kreises und die Funktion des 
Grundlagenpapiers. Das jetzt vorge- 
legte Papier soll an alle Kreisverbän- 
de zur Diskussion versandt werden. 
Über die 21 Erstunterzeichner/innen 
hinaus soll dabei für Unterstützung 
geworben werden. 

Auch wenn zur ,,Zusammenar- 
beit aller linken Kräfte" an promi- 
nenter Stelle des Papiers Aussagen 
getroffen werden, nimmt die Frage 
nach einer Kooperation mit der PDS 
im Mansfelder Forum nicht so brei- 
ten Raum ein wie'in anderen linken 

vor allem finanzpolitischen Spielräu- 
me des Wohlfahrtsstaats verschwän- 
den (Demirovic, 5. 94f). 

Nach Hans-Peter Krebs ergeben 
sich aus verbleibender rnikroökono- 
mischer Sicht für den Nationalstaat 
demnach lediglich zwei Lösungsper- 
spektiven: ,,Senkung der Reallöhne, 
d.h. Verschiebung der Distributions- 
verhältnisse (Neotaylorismus)" und 
,,Erhöhung der Produktivität, d.h. 
neue Formen der Einbindung von 
Arbeitskräften in den Kampf um Pro- 

Zusammenhängen in der ostdeut- 
schen SPD. Das dürfte nicht zuletzt 
darauf zurückzuführen sein, daß es 
über die im ,,Magdeburger Modell" 
real praktizierte Kooperation in der 
sachsen-anhaltischen SPD keinen 
Rechts-Links-Konflikt gibt. Wichtiger 
ist den Initiatoren des Papiers die 
Verständigung darüber, daß die In- 
halte des in Sachsen-Anhalt begon- 
nenen Reformprojekts in einer ,,Gro- 
ßen Koalition'' keinen Bestand ha- 
ben können. 

Die Gruppe der Erstunterzeich- 
nerhnnen stellt einen Querschnitt 
durch die Landespartei dar. Zu ihnen 
gehören ein Regierungsmitglied, 
mehrere Landtagsabgeordnete und 
Landesvorstandsmitglieder, Kreis- 
vorsitzende, Hauptamtliche, Ge- 
werkschafter und außerparlamenta- 
risch Aktive. 

Martin Krems 

duktivität und Qualität (Kalmaris- 
mus)" (Krebs, 5. 27). 

Im ,,Unternehmen Globus" 
wird zwar eine exzellente Analyse 
der ,,Krise des Fordismus" gebo- 
ten, ähnlich wie bei Altvater und 
Mahnkopf, aber kaum Ansatz- 
punkte für dessen Überwindung. 
Daher bleibt die Suche nach gesell- 
schaftlichen Alternativen und be- 
sonders deren Umsetzungsstrate- 
gien die große Aufgabe der gesell- 
schaftspolitischen Akteure. spw 

Linke Perspektiven 
für das ,,Land der 

Reformen" 

Grundsätze der Sozialdemo- 
kratischen Linken in 
Sachsen-Anhalt 
Thesen des Mansfelder Forums 

1. Richtschnur unseres politi- 
schen Handeln bleibt das in der Ge- 
schichte der Sozialdemokratie ver- 
wurzelte, zuletzt im Berliner Grund- 
satzprogramm formulierte Ziel, eine 
am Demokratischen Sozialismus ori- 
entierte Gesellschaft zu gestalten. (..J 

2. Wir erleben eine Zeit, in der 
deutlich wird, daß auch die ,,sozia- 
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GLOBALISIERUNG UND POLITIK BONN APART 

, Globalisierung ist 
C..) keine , begriffslo- 

gische' Weiterent- 
wicklung ,des' 

Kapitals, sondern hat 
bestimmte Akteure, 

findet in bestimmten 
sozialen Umfeldern 
statt und impliziert 

spezifiche Kräftever- 
hältnisse - ist selbst 

ein Kräfteverhältnis." 
(Hans-Peter Krebs) 

das relevante Terrain für die gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzungen 
(ebd., 5. 242). Insofern stößt .die Re- 
gulationstheorie bei der Analyse an 
selbst gesteckte Grenzen. ,,Insofern 
der Regulationsansatz nicht als eine 
Theorie der nationalen Fordismen 
mit der Krise dieser Formation als 
obsolet betrachtet werden soll, er- 
scheint es uns (...) erforderlich, die in 
den letzten Jahren neu entstandene 
Qualität der Transnationalisierung 
zu berücksichtigen", schließen Nop- 
pe und Waringo in ihrem Artikel 
über das Fallbeispiel der Telekom- 
munikation im Zuge der Transnatio- 
nalisierung der Ökonomie (Noppe/ 
Waringo, S. 156). 

Globalisierung ist nach Hans- 
Peter Krebs, der in seinem Beitrag 
die historische Entwicklung des 
Fordismus skizziert, ,,eben keine 
'begriffslogische' Weiterentwick- 
lung 'des' Kapitals, sondern hat 
bestimmte Akteure, findet in be- 
stimmten sozialen Umfeldern statt 
und impliziert spezifische Kräfte- 
verhältnisse - ist selbst ein Kräfte- 
verhältnis (und kein Ultra-lmperia- 
lismus)". Er spricht wegen des 
scheinbaren lokalen Umsetzungs- 
zwanges der global vorgegeben 
Größen, wie auch AltvaterIMahn- 
kopf, von ,,Glokalisierung" (Krebs, 
5. 27f). Auch für Christian Schmid 
beschreibt das Globale die domi- 
nierende Konstante und das Lokale 
als abhängige Variable. ,,Globali- 
sierung wird zu einem einseitigen 
Vorgang, der Prozesse umfaßt, die 
oberhalb und scheinbar außerhalb 
nationalstaatlicher, regionaler und 
städtischer Ebenen Form gewinnen 

I Funktionieren der Standortlogik ge- 
1 schaffen, da Staaten mit massivem 

Kapitalabfluß bestraft werden könn- 
ten. 

Auch bei dieser beliebten Stan- 
i dardformulierung, gerade wenn es 

um höhere Steuerlasten für die 
Vermögenden geht, fehlt der 
Nachweis über die Qualität und 

I Wirkung des Kapitalabflusses auf 
die Gesellschaft insgesamt. Der 
Nationalstaat und dessen politi- 
sche Handlungskompetenz wird 
bei AltvaterIMahnkopf auf dem Al- 
tar des ,,Sachzwangs Weltmarkt" 
geopfert, ohne daß dies wissen- 

und sich gleichsam durch einen 
Trichter in die untergeordneten 
Ebenen ergießen" (Schmid, S. 
231). 

Die Rolle des Nationalstaats 
Völlig unterbelichtet im gesamten 
Buch von Bruch und Krebs ist die 
Funktion der globalen Finanzmärk- 
te, die Altvater und Mahnkopf als 
von den gesellschaftlichen Prozessen 
,,entbettet8' und als entscheidenen 
Faktor für die realwirtschaftliche 
Entwicklung beschrieben haben. 
Demnach fungiere Geld auch nur 
noch zu einem Prozent als Zirkulati- 
onsmittel und zu 99 Prozent als Zah- 
lungsmittel (Gläubiger-Schuldner- 
Verhältnis). Aufgrund der verstärk- 
ten Orientierung auf finanzielle statt 
reale lnvestitionen infolge einer ho- 
hen realen Zinsrate hätte eine Ent- 
koppelung von monetärer und rea- 
ler Akkumulation stattgefunden. Da- 
mit stiegen die lnvestitionen in Fi- 
nanzanlagen und verschärfen somit 
die Konkurrenz um Zinssätze auf 
den Finanzmärkten, die sich auf die 
Währungsparitäten und schließlich 
auf die Exportwirtschaft auswirkten. 

Die Nationalstaaten hätten die 
Zinssouveränität an die globalen Fi- 
nanzmärkte verloren, so Altvater 
und Mahnkopf, ohne einen Nach- 
weis dieser bedeutenden, aber lapi- 
dar formulierten These, geliefert zu 
haben (AltvaterIMahnkopf, S. 404). 
Eine expansive keynesianischen 
Geldpolitik sei anachronistisch, da 
der Zins durch die internationalen 
Märkte vorgegeben sei. Das gleiche 
gelte für die nationalstaatliche Bil- 
dung der Löhne angesichts der öko- 

schaftlich nachzuvollziehen wäre. 
Das Deutsche Institut für Wirt- 
schaft (DIW) aber hat 1995 nach- 
gewiesen, daß die Bundesrepublik 
ihre Geld- und Zinssouveränität so- 
gar ausbauen konnte. Altvater und 
Mahnkopf gehen darauf über- 
haupt nicht ein, es paßt ihnen na- 
türlich nicht ins Konzept. Denn 
beide Autoren verfolgen konse- 
quenterweise ihre Hauptthese: ,,lm 
Zuge der umfassenden Internatio- 
nalisierung und Globalisierung der 
Wirtschaft ist dem Nationalstaat 
die monopolistische Herrschaft 
über den territorialen Raum ab- 
handen geraten, auf den sich tra- 
ditionellerweise die Staatseigen- 
Schaft der Souveränität und ihre 
Fähigkeit zur Ein- und Ausgren- 
zung beziehen" (ebd., 5. 376). 

Vielmehr ist der Nationalstaat 
Opfer des neoliberalen Projekts der 
Liberalisierung, ~ere~ul ierdng und 
Privatisierung. Das neoliberale Pro- 
jekt ist Voraussetzung für eine diffe- 
renzierte Ausweitung der ökonomi- 
schen Internationalisierung, die den 
keynesianischen Wohlfahrtsstaat 
sukzessive zum nationalen Wettbe- 
werbsstaat (Joachim Hirsch) for- 
miert. Der sogenannte Sachzwang 
des Weltmarktes ist somit kein Na- 
turereignis, sondern politisch insze- 
niert, um eine neoliberale Wirt- 
schaftspolitik alternativlos erschei- 
nen zu lassen. Die Beschreibung des 
neoliberalen Projekts ist bei Altvater 
und Mahnkopf leider unterbelichtet, 
da die ökonomische lnternationali- 
sierung als im System inhärent ange- 
sehen wird, die im gegenwärtigen 
Stadium kaum noch alternative Kon- 
zepte zuließe. 
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D as Spiel wird uns noch eine 
Weile beschäftigen: Zu je 
weils gegebenem Anlaß wird 

es in der Presse heißen: ,,SPD erneut/ 
verstärkt/weiterhin unter Druck - 
Wer wird Kanzlerkandidat?" Das 
Reizvolle des Spiels: Jeder - vom Hin- 
terbänkler über den Profilneurotiker 
bis zum argumentierenden Intellek- 
tuellen - darf mitspielen und von 
Zeit zu Zeit Presseerklärungen her- 
ausgeben oder besorgte Fragen stel- 
len. Clou des Spieles ist: Wer die 
Nerven als erster verliert, hat verio- 
ren, und wer nicht mitmacht. ist 
Spielverderber oder, wie es mittler- 
weile so schön heißt, Verweigerer 
bzw. Blockierer - und hat sowieso 
verloren. Das alles läuft seit Kohls 
Kandidaturerklärung nach Ostern. 
Stufe 2 war dann die Blair-Frage an 
die SPD nach dem Labour-Sieg: Wer 
wird der Tony der deutschen Sozis 
(By the way, wer ist eigentlich der 
John Major der CDU?). Stufe 3 wird 
demnächst im Sommerloch erklom- 
men. Weitere Prognosen sind noch 
nicht möglich. 

Bleibt die Frage nach den The- 
men und Strategien des bereits be- 
gonnenen Wahlkampfes. Steuer, 
Rente, Euro sind prekäre, bald im 
schlechten Kompromiß entschiede- 
ne oder derart unübersichtliche Be- 
reiche, daß in dieser Kolumne noch 
nichts Fundiertes geschrieben wer- 
den kann. Immerhin: ,,Innovation" 
wird der erste Kampfbegriff und das 
neue Feld der sozialdemokratischen 
Etappenstrategie. Nach innovativem 
Wirtschafts-Kongreß im Mai und 
dem Aktionswochenende der Orts- 
vereine im Juni soll, so will es die Ba- 
racke, die Profilierung der SPD ent- 
lang des Doppelmottos ,,Innovation 
und soziale Gerechtigkeit" sichtbar 
werden. Spannend allerdings wird 
es, wenn der eher diffuse Begriff, 
der richtigerweise strategisch auf 
Zukunftsorientierung setzt, mit 
Fleisch gefüllt werden soll. Solange 
die SPD aber weder kampagnenfähi- 
ge Einzelprogramme vorlegt, noch 
die Wahlprogrammdebatte insge- 
samt begonnen hat, wirkt alles wie 
eine Lockerungsübung der Vertrags- 
werbeagentur. 

Die Agentur KNSVBBDO, die 
u.a. auch Lucky Strike bewirbt, soll 
eng mit einer externen (!) Wahl- 
kampfzentrale zusammenarbeiten. 
Viele haben noch gar nicht recht 
realisiert, was das heißt. Einerseits si- 
cher mehr Professionalität (im Ver- 
gleich etwa zu früheren hausbak- 
ken-peinlichen ZAS-Ausgaben) und 

flexible Schlagkraft. Andererseits 
weitere Entmachtung der Partei, 
Amerikanisierung, letzlich Personali- 
sierung und massive Unterordnung 
des Wahlkampfes unter die Kandi- 
datenfuchtel. Zur Zeit weiß außer- 
dem kein Mensch, wer alles im ex- 
ternen Team sitzen wird. 

Aktuell arbeitet die Kommission ' 
2000 des SPD-Parteivorstandes an 
ihrem Abschlußbericht, der die Zu- 
arbeit der anderen Sachkommissio- 
nen verwertet und die Grundlage für 
die Programmarbeit der Partei lie- 
fern soll. Wann der Bericht veröf- 
fentlicht wird, ist unbekannt (viel- 
leicht September), ebenso, wann 
und wie die Partei in die Programm- 
debatte einbezogen werden soll. 
Fest steht nur, daß auf dem Partei- 
tag im Dezember irgendwie darüber 
geredet wird und dann im April 
1998 der Leipziger Programmpartei- 
tag abstimmen muß. 

Im Gegensatz zur SPD hat die 
CDU einen Kandidaten - aber zwei 
Wahlkampf-Teams. Eines davon ist 
das Schröderteam, dessen Aufgabe 
es ist, unter Ausnutzung der Verbin- 
dungen zur bürgerlichen Medien- 
landschaft den Kandidaten Schröder 
hochzujubeln, um bis zur Entschei- 
dung Schröder und SPD gegenein- 
ander auszuspielen. Nach der denk- 
baren Entscheidung für Schröder 
würde die Demontage folgen. Erstes 
Element: Was unterscheidet ihn von 
Kohl? Weniger die praktische Politik 
als die Last der linken Lafontaine- 
Partei. Zweites Element: Die evtl. 
magere Bilanz in Niedersachsen gar- 
niert mit Sottisen aus dem Privatle- 
ben und der Latzhosenvergangen- 
heit. Das Lafontaine-Team der CDU 
arbeitet im Adenauerhaus gleichzei- 
tig daran, den SPD-Vorsitzenden 
und potentiellen Kandidaten als 
Blockierer, Spalter und unsolide 
linksintellektuelle Kassandra zu stig- 
matisieren. 

Was kann man noch sicher er- 
warten? Richtig, die Neuauflage der 
Rote-Socken-Kampagne, mit Zusatz- 
futter aus der Gauckbehörde, wo 
noch 30.000 IM-Vorgänge auf öf- 
fentliche Verwertung warten - viel- 
fach betroffen sind angeblich Sozial- 
demokratlnnen. Das Gegenmittel 
der SPD ist es, eifrig zu erklären, ein 
sozialdemokratischer Kanzler lasse 
sich nicht von der PDS wählen, jede 
Stimme für die PDS sei daher eine 
für die CDU. 

Außerdem, wie immer, law and 
order, ausländerfeindliche Sprüche 
und Sachzwangideologie. Wer das 

Zwei zu eins 
-für Kohl? 

von Frank Wilhelmy* 

Zaubenvort ,,Globalisierung" nur lei- 
se dahermurmelt, wird schon a) als 
kompetent und b) als pragmatischer 
Manager der alternativlosen Sach- 
zwangwelt verehrt. Was noch? 
Überraschende Aktivitäten! Die CDU 
ist zu vielem fähig. Mit zwei, drei so- 
zialen oder ökologischen Aktivitäten 
im Wahljahr ließe sich vielleicht die 
Vergangenheit relativieren, Eindruck 
schinden und sogar der Gegner links 
überholen -alles unter dem korrup- 
ten Beifall der Mehrheitsjournaille. 

Das beste aber ist, jede Regung 
und Zuckung auf dem Arbeitsmarkt 
und in der Wirtschaft wird als Zei- 
chen des Erfolges verbucht werden. 
Und manipulieren Iäßt sich da noch 
zusätzlich einiges. Wenn die SPD 
z.B. bei der Steuerreform einige Ab- 
schrei bungsvergünstigungen weg- 
fallen Iäßt, wird das Waigel nur freu- 

Solange die SPD 
weder kampagnenfä- 
hige Einzelprogram- 
me vorlegt, noch die 
Wahlprogrammde- 
batte insgesamt 
begonnen hat, wirkt 
die Innovationskam- 
pagne wie eine 
Lockenrngsübung der 
Vertragswerbeagen- 
tur. 

en. Etwaige Vorzieh- und schnelle 
Mitnahmeffekte wirken als Konjunk- 
turstrohfeuer. Gleichzeitig ist die 
Mitgliedschaft im Club der Euro-Teil- 
nehmer entweder entschieden oder 
vertagt. So oder so könnte Waigel 
ein letztes Mal noch lustvoll die Kon- 
vergenzkriterien verletzen und ein 
paar Ausgabenprogramme oder 
Haushaltsüberschreitungen zur 
Strohfeuerstimulierung genehmi- 
gen. Denn die Maastricht-Kriterien 
werden an 1997 gemessen und die 
Strafabgaben des sogenannten Soli- 
daritätspaktes bei Verletzung der 
Kriterien würden erst ab 1999 erho- 
ben. 

Schließlich: Industrie und Ver- 
waltungen werden sowieso geplan- 
te lnvestitionen vorverlegen. Und 
der SPD bleibt wenig übrig, als jedes 
Aufschwungzeichen zu begrüßen ... 

W"' 

* Frank Wilhelmy, Mitglied der spw-Redaktion 



Die Linke und das 
Ziel der 
Vollbeschäftigung 
von Alexandra Wagner* 

Anmerkungen zu den Thesen von 
H. Dietzel ,,Umbau der Arbeit - Poli- 
tik für Vollbeschäftigung" zur Cros- 
sover-Tagung arn 13.04.7997 (vgl. 
den Bericht von Joachim Schuster 
weiter vorn in diesem Heft). 

ngesichts wachsender Mas- 
senarbeitslosigkeit, deren ge- A samtfiskalische Kosten sich 

nach Angaben des IAB 1996 auf 
154 Mrd. DM beliefen, und der dar- 
aus resultierenden wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme bedarf es kei- 
ner Begründung dafür, die Beschäf- 
tigungspolitik zum zentralen Punkt 
einer linken politischen Alternative 

Mein wichtigstes 
Unbehagen resultiert 
daraus, daß Linke seit 
langem immer wieder 

und unverdrossen 
zweifellos richtige 

Forde~ngen 
wiederholen - 

scheinbar unberUhrt 
davon, daß die 

politische Realität sich 
in die entgegenge- 

setzte Richtung 
bewegt. 

zu machen. Ausdrücklich unterstüt- 
zen möchte ich auch die Forderung, 
am Ziel der Vollbeschäftigung fest- 
zuhalten. Konzepte, die ausschließ- 
lich eine materielle Existenzsiche- 
rung - etwa in Form eines Bürger- 
geldes - ohne die (Möglichkeit und 
Bereitschaft zur) Beteiligung an der 
gesellschaftlichen Produktion vorse- 
hen, sind m. E. weder erstrebens- 
wert noch realisierbar. 

Trotzdem oder gerade weil ich 
die vorgestellten Thesen von H. Diet- 
zel in ihrer generellen Ausrichtung 
für konsensfähig halte, möchte ich 
einige Fragen aufwerfen, die disku- 
tiert werden müßten, wenn aus den 
formulierten allgemeinen Zielvor- 
stellungen tatsächlich ein politisches 
Projekt werden soll. 

Mein wichtigstes Unbehagen re- 
sultiert daraus, daß, Linke seit lan- 

* Alexandra Wagner, wissenschaftliche Mitarbeiterin irn Institut Arbeit und 
Technik (IAV irn Wissenschafiszentrurn Nordrhein-Westfalen. 

gem immer wieder und unverdros- 
sen zweifellos richtige Forderungen 
wiederholen - scheinbar unberührt 
davon, daß die politische Realität 
sich in die entgegengesetzte Rich- 
tung bewegt: Während bisher prak- 
tizierte öffentlich geförderte Be- 
schäftigung als Teil der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik immer mehr be- 
schnitten wird, fordern Linke einen 
großdimensionierten gemeinwirt- 
schaftlichen Beschäftigungssektor mit 
neu zu 'schaffenden Strukturen; 
während die Einkommensfrage auf- 
grund von Massenarbeitslosigkeit, 
Sozialabbau und Umverteilung von 
unten nach oben gewichtiger wird, 
fordern sie mehr Entfaltung von In- 
dividualität und Persönlichkeit; wäh- 
rend die Wochen- und Lebensar- 
beitszeit durch Einführung flexibler 
Arbeitszeiten (Arbeitszeitkorridor) 
und die Anhebung der Altersgren- 
zen in der Rentenversicherung ver- 
längert wird, fordern die Linken Ar- 
beitszeitverkürzung in großen 
Schritten. 

Wenn die Linke sich selbst und 
ihren Anspruch auf ein gesell- 
schaftliches Reformprojekt ernst 
nimmt (und von anderen ernst ge- 
nommen werden will), reicht es 
nicht aus, sich im kleinen Kreis po- 
litisch Gleichgesinnter der Kon- 
sensfähigkeit bestimmter Forde- 
rungen zu versichern. Sie muß sich 
vielmehr fragen, wie sie gesell- 
schaftliche Mehrheiten für die von 
ihr vorgeschlagenen Veränderun- 
gen gewinnen will - dies um so 
mehr, als Mehrheiten zur Zeit eine 
andere Politik stützen. Eine präzise 
Analyse der Wirklichkeit ist dazu 
ebenso unabdingbar wie die Ver- 
bindung von kurz-, mittel- und 
langfristigen politischen Forderun- 
gen. Andernfalls bleibt es bei Leer- 
formeln, die zwar das eigene Ge- 
wissen beruhigen mögen, aber 
letztlich zu Unglaubwürdigkeit 
und politischer Wirkungslosigkeit 
verdammen. 

Im folgenden möchte ich thesen- 
haft plädieren für: 

die Konzentration der Kräfte 
auf einen politischen Richtungs- 
wechsel, 

die inhaltliche Ausfüllung des 
Vollbeschäftigungsziels, 

eine Auseinandersetzung mit 
den Hemmnissen einer allgemeinen 
Arbeitszeitverkürzung, 

eine stärkere Verbindung der 
Forderung nach einem neuen ge- 
meinwirtschaftlicher Sektor mit der 
nach aktiver Arbeitsmarktpolitik. 

ARBEIT - ZEIT UND GELD 

Für einen schnellen politischen 
Richtungswechsel 
In den Thesen wird zu Recht erklärt, 
daß Vollbeschäftigung ohne tief- 
greifende Reformen und allein mit 
verschiedenen kurzfristigen Maß- 
nahmen nicht erreichbar ist. Deshalb 
konzentriere man sich auf die 
,,Knackpunkteu: Arbeitszeitverkür- 
zung, Umverteilung der Arbeit zwi- 
schen Frauen und Männern, neuer 
gemeinwirtschaftlicher Beschäfti- 
gungssektor. Wenn die Beschrän- 
kung auf einzelne kurzfristige Maß- 
nahmen zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit zweifellos nicht ausrei- 
chend ist, so dürfte ihre Gering- 
schätzung noch schädlicher sein. 

Die Bundesregierung verfolgt ei- 
nen politischen Kurs, der die Proble- 
me weiter verschärft, statt sie zu Iö- 
sen. Mit der Begründung, daß sich 
die alte Wachstumsdynamik des Ka- 
pitalismus mittels Deregulierung zu- 
rückgewinnen ließe, findet ein ver- 
hängnisvoller internationaler Wett- 
lauf um niedrigere Löhne, sinkende 
Sozialleistungen, Steuersenkungen 
usw. statt. Letztlich werden sich alle 
am Wettlauf Beteiligten auf einem 
noch flacher verlaufenden Wachs- 
tumspfad und mit noch höherer Ar- 
beitslosigkeit wiederfinden, denn 
auf diese Art sind keine dauerhaften, 
sondern bestenfalls zeitweilige Kon- 
kurrenzvorteile zu erlangen. Durch 
die Absenkung der Lohn- und Sozi- 
aleinkommen wird die Binnennach- 
frage geschwächt, woraus sich wei- 
tere Beschäftigungsverluste erge- 
ben. Die einzelwirtschaftliche Tu- 
gend der Sparsamkeit verkehrt sich 
volkswirtschaftlich zum Übel der 
Nachfrageschwäche. 
Hinzu kommt: Durch steigende Sozi- 
alausgaben zur Abfederung der Ar- 
beitslosigkeit und die arbeitslosig- 
keitsbedingte Verschlechterung des 
Steuer- und Abgabenaufkommens 
werden die öffentlichen Haushalte 
sowohl auf der Ausgaben- als auch 
auf der Einnahmenseite belastet. 
Wird in dieser Situation -wie derzeit 
- eine Konsolidierungspolitik betrie- 
ben, ist ein weiterer Nachfragerück- 
gang die Folge. Der Teufelskreis 
schließt sich. Ergebnis ist eine sich 
selbst verstärkende Abwärtsspirale, 
deren Ende nicht abzusehen ist. 

Die wachsende Massenarbeitslo- 
sigkeit wird längst als politisches In- 
strument genutzt, um tarifliche und 
soziale Leistungen zu beschneiden 
und soziale Ungleichheiten zu ver- 
stärken. Die Gewerkschaften sind 
angesichts der geringen Arbeitskräf- 

GLOBALISIERUNG UND POLITIK 

Rezension zu: ,,Grenzen der Globali- stische Problembeschreibung und 
sieruna" von Elmar Altvater und Bir- ein realistisches Anqebot der Pro- Globalisieruna und 

< - 
git Mahnkopf (1996) sowie ,,Unter- blemlösung weit auseinanderfallen" 
nehmen Globus", herausgegeben (Altvater/Mahnkopf, S. 575). 
von Michael Bruch und Hans-Peter 
Krebs (I 996) 

as ist Globalisierung und 
inwiefern hat sich die Rol- 
le des Staates geändert? W 

Diese beiden herausgehobenen Fra- 
gen werden in beiden Büchern un- 
terschiedlich analysiert und beant- 
wortet. Während die regulations- 
theoretische Herangehensweise 
sämtlicher Beiträge des ,,Unterneh- 
men Globus" stringent durchgehal- 
ten wird, bedienen sich Altvater und 
Mahnkopf der Möglichkeit des 
Theorie-Shoppings: ,,Wer also als 
Neoklassiker, Keynesianer, Marxist, 
lnstitutionalist die Welt zu erklären 
beansprucht, dürfte so lange schief 
liegen, wie nicht lngredienzen ver- 
schiedener Ansätze kombiniert wer- 
den." (AltvaterIMahnkopf, 5. 79). 

Altvater und Mahnkopf produ- 
zierten auf über 600 Seiten die bis- 
her umfangreichste wissenschaftli- 
che Analyse über die ökonomische 
Globalisierung mit dem Anspruch, 
eine gesellschaftstheoretische Ent- 
schlüsselung des Begriffs sowie 
,,provokante Alternativen" zu lie- 
fern, unter Berücksichtigung der 
Entwicklungen in Produktion und 
Konsumtion, in Ökonomie und Poli- 
tik, von Finanzmärkten und Ökolo- 
gie. Es kann vorweggenommen wer- 
den, daß sich die auf lediglich fünf- 
zehn Seiten kompakt formulierten 
Alternativen auf die Skizzierung der 
Elemente einer ökologisch-sozialen 
Entwicklungsbahn beschränken, 
sprich internationale Spekulation 
durch eine Tobintax belasten, Arbeit 
entlasten, die Arbeitszeit verkürzen 
und die Energie verteuern. Die Erar- 
beitung der Umsetzungsstrategien 
zugunsten einer alternativen Gesell- 
schaftsform verbleibt als offene Auf- 
gabe für die gesellschaftspolitischen 
Kräfte. 

Die Durchsetzung der Alternati- 
ven, so Altvater und Mahnkopf wei- 
ter, führe zur Stärkung regionaler 
Kreisläufe, zu weniger globaler Kon- 
kurrenz, Verteuerung der Transporte 
und einer geringeren Arbeitsproduk- 
tivität. Dadurch würden die ge- 
wünschten Absichten eines arbeits- 
unabhängigen Einkommens, einer 
ökologischen Nachhaltigkeit und zu- 
sätzlicher Arbeitsplätze gewährlei- 
stet werden. Altvater und Mahnkopf 
bemerkten zurecht, „daß eine reali- 

Die neue Globalisierung 
Altvater und Mahnkopf betrachten 
,,die Herstellung des kapitalistischen 
Weltsystems (...) nach 1989 als ab- 
geschlossen", nicht aber den Globa- 
lisierungsprozeß, der auch weiterhin 
Zeit und Raum entdimensioniere, al- 
lerdings ohne je den Anspruch auf 
,,GlobalitätM erheben zu können 
(ebd., S. 11). da erstens die Anpas- 
sungsleistungen an die Herausforde- 
rungen der ökonomischen Globali- 
sierung einen ,,sozialen Streß" er- 
zeugten und zweitens es ausge- 
schlossen sei, ,,daß auf dem be- 
grenzten Globus grenzenlos, wie es 
die monetär gesteuerte Akkumulati- 
onsdynamik verlange, Stoffe und 
Energien verbraucht werden" (ebd., 
5. 44). Neu an dem gegenwärtigen 
Globalisierungsprozeß seien insbe- 
sondere die durchlöcherten natürli- 
chen Konkurrenzgrenzen (Distanz) 
durch niedrigere Transport-, Trans- 
aktions- und Kommunikationsko- 
sten, die erst den direkten Vergleich 
der Produktionskosten ermöglichen 
würden. Weil die sozialen und öko- 
logischen Produktionsbedingungen 
sich im Preis nicht niederschlagen, 
sind Kosten nur noch von der Pro- 
duktivität der Arbeit, von den Lohn- 
kosten, dem Wechselkurs, den öf- 
fentlichen Subventionen, den Nut- 
zungsmöglichkeiten öffentlicher Gü- 
ter sowie von den Möglichkeiten der 
,,Externalisierung" privater Kosten 
als soziale Kosten in den globalen 
Umweltraum abhängig (ebd., S. 
41). Damit hätte der Globus eine 
neue Zeit- und Raumkompaktheit 
erfahren. 

Aber solange die Nationalstaa- 
ten und der Weltmarkt existieren, 
wird die ökonomische Globalisie- 
rung sich zwischen totalem Freihan- 
del und völligem Protektionismus 
bewegen, da im Falle des globalen 
Freihandels der nationale Wirt- 
schaftsraum an Bedeutung verlöre 
und im Falle totaler Protektion es 
keinen Weltmarkt gäbe. Der freie 
Weltmarkt provoziere also protek- 
tionistische Maßnahmen von Stand- 
orten (ebd., S. 383). Der ,,neuen Pro- 
tektionismus hinge jedoch ,,mit dem 
Zerfall der hegemonialen Ordnung 
und mit den Versuchen, die fehlen- 
den oder fehlgehenden Regulations- 
leistungen anstelle der internationa- 
len Institutionen durch national- 

Nationalstaat 
von Rainer Zugehör* 

staatliche - oder suprastaatliche, re- 
gionale - 'Alleingänge' zu substitu- 
ieren (ebd., 5. 384). Wichtiger als 
die traditionellen nationalstaatlich- 
territorialen stofflichen seien heute 
die wertmäßig-monetären Protek- 
tionismen des nationalen (oder: re- 
gionalen) Währungsraums (ebd., 5. 
388). Auschließlich die Geldvermö- 
gensbesitzer würden profitieren, da 
durch eine stabile oder gar aufge- 
wertete Währung der Realwert 
(Kaufkraft) der Vermögensbesitzer 
steigt, ohne realwirtschaftliche 
Wertschöpfung oder Profite ge- 
macht zu haben. Dies ginge zu La- 
sten der exportierenden Industrie, 
die durch erhöhte Preise an Konkur- 
renzfähigkeit verlöre (ebd., 5. 178). 
Die in Maastricht beschlossenen 
Konvergenzkriterien für die europäi- 
sche Währungsunion schrieben nun 
die ,,Stabilitätsgemeinschaft" kaum 
mehr revidierbar fest. 

Internationalismus in der 
Regulationstheorie 
Christian Schmid, aber auch Ronald 
Noppe und Karin Waringo, kritisie- 
ren im Buch ,,Unternehmen Globus" 
den fehlenden oder verkümmerten 
internationalen Ansatz der Regulati- 
onstheorie; die Globalisierung wür- 
de lediglich als Krise des Fordismus 
oder Übergang zum Postfordismus 
abhakt (Krebs, 5. 24). ,,Der National- 
staat ist gewissermaßen die archety- 
pische Form kapitalistischer Regula- 
tion (Lipietz 1985) und bildet, als 
politische, ökonomische und ideolo- 
gische Einheit, den gesellschaftli- 
chen Nexus des sozialen Formations- 
Prozesses und der gesellschaftlichen 
Territorialität" (Schmid, 5. 242). Die 
globale Ebene konstituiere sich nur 
vermittelt über die nationale Ebene, 
der Nationalstaat bliebe weiterhin 

* von Rainer Zugehör, freier Journalist; /E  

W e r  also als 
Neoklassiker. 
Keynesianer. Marxist, 
lnstitutionalist die 
Welt zu erklären 
beansprvcht, dürfte 
so lange schief 
liegen, wie nicht 
Ingredienzen 
verschiedener 
Ansätze kombiniert 
werden.' (Altvater/ 
Mahnkopb 

?bt in Bonn, Mitglied irn Nord- 
Süd-Forum der SPD. 
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EUROPA UND DIE LINKE ARBEIT - ZEIT UND GELD 

beitgeberlager verkün- 
deten ökonomischen 
Horrorvisionen haben 
sich also nicht erfüllt. 
Im Gegenteil. Ein Jahr 
nach der Nein-Abstim- 
mung steckten auslän- 
dische Investoren rund 
zwei Milliarden DM in 
norwegische Betriebe, 
fast doppelt so viel wie 
im Jahr zuvor. Zweifels- 
ohne: Die Erklärung für 
den öffentlichen Wohl- 
stand der Norweger ist 
an erster Stelle das Öl. 
Mit dem Export von Öl 
und Gas verdienen sie 
etwa ein Drittel ihrer 
Exporteinnahmen, elf% 
der öffentlichen Ein- 
nahmen kamen 1995 
aus Öl- und Gasquellen. 
Andererseits ist bemer- 
kenswert: Statt der ho- 
hen Arbeitslosigkeit zu 
Beginn der 90er Jahre 
mit Privatisierung, De- 
zentralisierung und De- 
regulierung zu begeg- 
nen, reagierte die nor- 
wegische Politik eher 
durch Reregulierung 
und Rekorporativisie- 
rung (Longva 1996, 
764). 

Norwegen hat sich dem von den internationalen Or- 
ganisationen ausgehenden Privatisierungsdruck bislang 
erfolgreich wiedersetzt. Der Staat hat in Norwegen wei- 
terhin eine enorm starke Position; er besitzt die Statsoil, 
die Norsk Hydro liegt zu 51% in öffentlicher Hand, die 
beiden größten Geschäftsbanken sind zu zwei Dritteln 
staatlich, dazu kommen die Telenor, die meisten Strom- 
erzeuger, die Eisenbahn und vieles mehr. Alles in allem ist 

etwa die Hälfte der norwegi- 
schen Wirtschaft in Staatsbe- 

Statt der hohen Arbeitslosigkeit zu Be- sitz. Gewerkchafter denken 

ginn der 90er Jahre mit Privatisierung, mittlerweiie darüber nach, 
ausländische Kapitalanteile in 

Dezentralisierung und Deregulierung zu der no„gischen Wirtschaft - 
begegnen, reagierte die norwegische Po- aufzukaufen, um mehr 

Einfluß auf die eigene Ökono- 
litik eher durch Reregulierung und Rekor- mie zu bekommen (Zank 

porativisierung. 1996). Auch die sozialen Si- 
cherungsysteme sind - anders 
als in Schweden - nicht be- 

droht. Schließlich setzte Norwegen im Unterschied zu 
Schweden und Finnland auf die Fortführung ,,traditionel- 
ler ,, Wohlfahrts-Politik wie umfassender sozialstaatlicher 
Leistungen. solidarischer Lohnentwicklung und einer 
starken Regulierung des Arbeitsmarktes. Teilweise wurde 
dies aufgrund der hohen Einnahmen aus der Erdöl- und 
Ergasproduktion möglich, aber auch die politischen und 
institutionellen Kräftefaktoren sind als Erklärungsfakto- 
ren für die erfolgreiche Entwicklung des ,,norwegischen 
Weges" bedeutsam. spw 
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tenachfrage und des Drucks der Ar- 
beitslosigkeit in ihrer Kampfposition 
geschwächt und zu offensiver Aus- 
einandersetzung immer weniger in 
der Lage. 

Mittels der sogenannten Refor- 
mierungen der Sozialversicherungs- 
systeme, die das gesamte System 
mehr und mehr in Richtung einer 
Privatisierung der Risiken wandeln, 
verabschiedet sich der Staat aus der 
sozialpolitischen Verantwortung. 
Der soziale Zusammenhalt der Ge- 
sellschaft ist durch die Ausgrenzung 
immer größerer Gruppen von Men- 
schen und zunehmende Entsolidari- 
sierungstendenzen aufs höchste ge- 
fährdet. 

Müßte in dieser Situation nicht 
zunächst eine politische Richtungs- 
änderung angestrebt werden, die es 
erst ermöglicht, weiterreichende ge- 
sellschaftspolitische Ziele in Angriff 
zu nehmen? Müßte ein linkes Re- 
formprojekt, wie crossover es sein 
will, nicht gerade damit beginnen, 
den oben beschriebenen Teufels- 
kreis zu durchbrechen? 

Ich möchte dafür plädieren, den 
Dialog auch darüber zu führen, mit 
welchen Mitteln und Instrumenten 
man kurz- und mittelfristig Arbeits- 
losigkeit bekämpfen kann. Stichwor- 
te für eine solche Politik könnten , 
sein: Konzipierung einer europäi- 
schen Beschäftigungspolitik, Ver- 
schiebung der Europäischen Wäh- 
rungsunion, Investitionsförderung 
und Ausweitung öffentlicher Investi- 
tionen, z. B. in Form von Infrastruk- 
turprojekten, Erschließung neuer 
Wachstumsfelder, insbesondere im 
Bereich des Umweltschutzes und 
der sozialen und kulturellen Dienst- 
leistungen, Ausweitung der akZiven 
Arbeitsmarktpolitik, Stärkung der 
Massenkaufkraft durch Rücknahme 
von Kürzungen der Sozialleistungen 
usw. 

Vollbeschäftigung - mit wel- * 
chen gesellschaftlichen Leitbil- 
dern und Zielen? 
Abwehrkämpfe von heute können 
nur dann tragfähig sein, wenn sie 
gleichzeitig Teil eines Zukunftskon- 
zeptes sind. Für die Konzipierung ei- 
nes linken Reformprojektes scheint 
es mir zwingend, nicht nur Vollbe- 
schäftigung (als Alternative zur Ar- 
beitslosigkeit) zu fordern, sondern 
auch deren qualitative Ausgestal- 
tung zu bestimmen. Wie die Praxis 
zeigt, gibt es mindestens drei ideal- 
typische Reaktionsmuster auf die 
sinkende Arbeitskräftenachfrage im 

Industriesektor, denen unterschiedli- 
che Gesellschaftsmodelle entspre- 
chen: Lohn- und Einkommensdiffe- 
renzierung bei Expansion privater 
Dienstleistungsbeschäftigung (USA 
und Japan), aktiver Wohlfahrtsstaat 
mit Beschäftigungsexpansion im öf- 
fentlichen Sektor (skandinavische 
Länder) und passiver Wohlfahrts- 
staat mit Beschäftigungsstagnation 
(Kontinentaleuropa).l Auch unter 
der Prämisse der ~eschäft i~un~saus- 
weitung ergeben sich in Abhängig- 
keit davon, wie Einkommen und Ar- 
beitszeit sowie Erwerbs- und Repro- 
duktionsarbeit verteilt und Sozialsy- 
steme ausgestaltet sind, unter- 
schiedliche Gesellschaftsmodelle. 

In den USA geht eine Auswei- 
tung von Arbeitsplätzen einher mit 
der Absenkung und Flexibilisierung 
der Löhne, verlängerten Arbeitszei- 
ten, zunehmender Mehrfachbe- 
schäftigung, Einkommenspolarisie- 
rung und wachsender Armut. Selbst 
Arbeitseinkommen reichen häufig 
nicht zur Existenzsicherung aus. Es 
wächst eine Unterklasse, die sich in 
den Städten konzentriert und oft kri- 
minell und gewalttätig wird. Parallel 
zum Abbau des Sozialstaates erfolg- 
te eine Ausweitung des staatlichen 
Zwangsapparates. 

Beschäftigungsaufbau muß kei- 
nesfalls zwangsläufig mit Arbeits- 
zeitverkürzung verbunden sein. In 
den USA und Japan gehen lange 
Jahresarbeitszeiten einher mit hohen 
Beschäftigtenquoten. Umgekehrt ist 
die Beschäftigtenquote in Deutsch- 
land trotz relativ kurzer Jahresar- 
beitszeiten gering. Anders als in den 
USA werden in skandinavischen Län- 

dern hohe Beschäftigungsquoten 
bei Verkürzung der Arbeitszeiten er- 
reicht. 

Lange Arbeitszeiten und eine 
hohe Frauenerwerbsquote sind häu- 
fig mit einer größeren Nachfrage 
nach bezahlten Dienstleistungen 
verbunden, während umgekehrt bei 
kurzen Arbeitszeiten und einer ge- 
ringen Frauenerwerbsbeteiligung 
haushaltsbezogene Dienstleistungen 
eher in Eigenarbeit erbracht werden. 
Eine der Quellen des amerikanischen 
,,Beschäftigungswunders" liegt tat- 
sächlich darin, daß bei einer gestie- 
genen Zahl von Doppelverdiener- 
Haushalten der Umfang der Haus- 
haltsproduktion sinkt und die Markt- 
nachfrage nach Gütern und Dienst- 
leistungen steigt, die früher von den 
Haushalten selbst erstellt bzw. er- 
bracht wurden. Dies ist vor allem 
dort der Fall, wo der Preis für derarti- 
ge Güter und Dienstleistungen, auch 
aufgrund der zunehmenden Schere 
bei den Realeinkommen, deutlich 
niedriger ist als der durch vermehrte 
Erwerbsarbeit erzielte Zusatzver- 
dienst. Auf Jobs, welche auf die 
Substitution der Haushaltsprodukti- 
on durch marktvermittelte Dienstlei- 
stungen zurückzuführen sind, ent- 
fallen etwa 15% der Beschäftigungs- 
Zunahme der letzten Dekade in den 
USA, was rund 3.5 Mio Jobs ent- 
spricht. 

Auch die Bundesregierung sieht 
im Ausbau von Beschäftigungsver- 
hältnissen in Privathaushalten eine 
Perspektive für die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze. Ab 1997 wird die Be- 
schäftigung sozialversicherungspflich- 
tiger Arbeitnehmerlnnen in Privat- 

Wenn die Beschrän- 
kung auf einzelne 
kunffnsge Maßnah- 
men zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit 
zweifellos nicht 
ausreichend ist. so 
dürfie ihre Gering- 
schätzung noch 
schädlicher sein. 
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Für die Konzipierung 
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projekes scheint es 
mir zwingend, nicht 

nur Vollbeschäfii- 
gung (als Alternative 
zur Arbeitslosigkeit 
zu fordern, sondern 

auch deren qualitati- 
ve Ausgestaltung zu 

bestimmen. 

haushalten mit erheblich verbesser- 
ten Steue~ergünstigungen geför- 
dert. Das Ziel besteht in der Ver- 
wandlung eines Teils der unbezahl- 
ten Hausarbeit der Haushalte im 
oberen Einkommenssegment in Ar- 
beit von (niedrig) bezahlten Gehilfin- 
nen. Damit wird die Not der von Ar- 
beitslosigkeit Betroffenen für den 
Bedarf der Besserverdienenden ge- 
nutzt, und es ergibt sich eine Spal- 
tung der Gesellschaft in eine rnoder- 
ne Dienstbotenklasse und in jene, 
die diese Dienste in Anspruch neh- 
men (können). An der Erwerbsarbeit 
nehmen die einen im Übermaß, an- 
dere nur geringfügig und wieder an- 
dere gegen ihren Willen überhaupt 
nicht teil; gleichzeitig kommt ein Teil 
der Gesellschaft mit den Notwen- 
digkeiten der alltäglichen Reproduk- 
tionsarbeit kaum in Berührung, 
während andere sich ausschließlich 
dieser Arbeit widmen. 

Schließlich kann man Vollbe- 
schäftigung auch mittels der Redu- 
zierung des Arbeitsangebots - etwa 
durch den Rückzug von Frauen und 
Ausländerinnen vom Arbeitsmarkt - 
bewerkstelligen. Das die Hausfrau- 
enehe subventionierende Ehegat- 
tensplitting, die kostenfreie Mitversi- 
cherung nichterwerbstätiger Ehe- 
gattinnen in der Krankenversiche- 
rung sowie das ungenügende Ange- 
bot von Teilzeitarbeitsplätzen und 
Kinderbetreuungseinrichtungen 
dürften derzeit in diese Richtung 
wirken. Aber auch über die Anpas- 
sung des Arbeitskräftezuzugs an die 
Arbeitsmarktbedarfe wird inzwi- 
schen (wieder) laut nachgedacht. So 
plädiert der Vorsitzende der Deut- 
schen Gesellschaft für Soziologie S. 
Hradil für eine arbeitsmarktadäquat 
geregelte Zuwanderung nach den 
Kriterien: jung, gesund und bil- 
dungsfähig, denn: ,,Es entspricht ... 
sowohl den Interessen der Zuwan- 
dernden als auch der hier Lebenden, 
daß Armut, Arbeitslosigkeit und 
Konflikte nicht schon wegen der 
Zahl und Eigenschaften der Zuwan- 
dernden vorprogrammiert sind." 

Alternative gesellschaftspoliti- 
sche Konzepte müssen Antworten 
geben auf die Fragen nach der wei- 
teren Entwicklung der Arbeitsgesell- 
schaft, nach der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung, nach dem Verhältnis 
von Erwerbs- und Reproduktionsar- 
beit, von kommerzialisierten und 
nicht kommerzialisierten Formen 
von Arbeit, nach einer gerechten 
Verteilung von Erwerbsarbeit sowie 
von Arbeits- und Sozialeinkommen 

und nach Strukturen demokratischer 
Entscheidungsfindung zu den ge- 
nannten Fragen. 

Zur gegenwärtigen Realität von 
Arbeitszeitverkürzungen 
So notwendig und sympathisch die 
Forderung nach einer radikalen Ar- 
beitszeitverkürzung (laut Papier von 
H. Dietzel auf Ca. 31 Stunden pro 
Woche) auch ist, sie scheint mir ge- 
genwärtig schlicht unrealistisch zu 
sein. Betrachten wir die derzeitige 
Arbeitszeitrealität, so fällt auf: 

1. Wo es jenseits von individu- 
ellen Teilzeitwünschen Arbeitszeit- 
verkürzungen auf ein Niveau unter- 
halb der tariflichen Wochenarbeits- 
zeiten gab, sind sie erzwungen wor- 
den bzw. sind sie ein temporärer 
Kompromiß und nicht auf die gesell- 
schaftliche Umverteilung von Er- 
werbsarbeit gerichtet. 

Wie repräsentative Befragungen der 
von Arbeitszeitverkürzungen betroffe- 
nen Beschäftigten bei W und der Ruhr- 
kohle AG ergaben, hängt die Akzeptanz 
für diese Kützungen in erheblichem 
Maße von der akuten Arbeitsplatzbedro- 
hung ab. ,,Offensichtlich sind akute Kri- 
sensituationen eines Betriebs bzw. Un- 
ternehmens oder einer Branche, die für 
die Beschäftigten auch subjektiv in Form 
einer unsicheren Beschäftigungsper- 
spektive 'spürbar' werden, Vorausset- 
zung für eine breite Akzeptanz derartig 
einschneidender Tarifvereinbaningen. 
Damit dürften vergleichbare Regelun- 
gen, die tiefgreifende Arbeitszeitverkür- 
Zungen mit Einkommenseinbußen ver- 
knüpfen, gegenwärtig wohl eher nur als 
bexhäftigungssichernde Maßnahmen 
durchsetzbar sein. Als beschäftigungs- 
schaffende Vereinbarungen laufen sie 
hingegen Gefahr, von den Betroffenen 
nur in deutlich geringerem Maße akep- 
tiert zu werden, da in einer prosperieren- 
den wirtschaftlichen Situation ohne aku- 
te (individuelle - AW.) Beschäftigungs- 
bedrohung eine befristete Arbeitsplatz- 
garantie keinen bedeutsamen Tausch- 
wert für die Beschäftigten darstellt." 

2. Reduzierte Arbeitszeiten 
sind in den verschiedenen Bereichen 
von Produktion und Verwaltung 
nicht gleichermaßen leicht umsetz- 
bar und gehen - insbesondere bei 
den Angestellten - häufig mit einer 
Leistungsverdichtung einher. Bei der 
Volkswagen AG ist infolge der Ar- 
beitszeitverkürzung die Arbeitsbela- 
stung vieler Angestellter, dabei vor 
allem der höherqualifizierten, grö- 
ßer geworden, während gleichzeitig 
die Einkommen gesunken sind. Für 
einen Teil der W-Beschäftigten - 

ARBEIT - ZEIT UND GELD 

die außertariflich Angestellten - blie- 
ben die Arbeitszeiten bei Kürzung 
des Entgelts nominell unverändert 
und haben sich real sogar durch- 
schnittlich verlängert. In diesen Be- 
reichen hat folglich nicht nur keine 
Umverteilung von Erwerbsarbeit 
stattgefunden, sondern auch keine 
Arbeitszeitverkürzung. Der einzige 
Effekt war ein deutliches Absinken 
des Entgelts pro Stunde. 

3. Das Interesse an einem Frei- 
zeitgewinn durch Arbeitszeitverkür- 
zung ist weniger ausgeprägt als das 
an Einkommenserhöhung bzw. Ein- 
kommenserhalt. Es ist bekannt, daß in 
der betrieblichen Praxis häufig in ge- 
genseitigem Einvernehmen von Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern die 
auf Zeitkonten angesammelten Über- 
stunden letztlich doch finanziell und 
nicht, wie ursprünglich vorgesehen, 
durch Freizeit entgolten werden. Die 
repräsentative Beschäftigtenbefra- 
gung bei W und der Ruhrkohle AG 
ergab, daß die Mehrheit der Beschäf- 
tigten im Konflikt zwischen Zeit- und 
Geldpräferenz dem Geld den Vorrang 
einräumen. Interessant ist, daß Frauen 
weit häufiger als Männer eine ausge- 
prägte Zeitpräferenz aufweisen. 

4. Im Falle von (erzwungenen) 
Arbeitszeitverkürzungen ohne Lohn- 
ausgleich wird von vielen Betroffe- 
nen versucht. die Einbußen beim 
Haushaltseinkommen durch andere 
zusätzliche Einnahmen zu kompen- 
sieren. Dies gelang bei WV 14% und 
bei der Ruhrkohle AG 35% der Be- 
fragten. Von denjenigen Beschäftig- 
ten, die den tariflichen Einkom- 
mensverlust (über-) kompensieren 
konnten, gaben bei WV und der 
Ruhrkohle AG 45% bzw. 60% an, 
Überstunden zu leisten, in 25% 
bzw. 22% der Fälle arbeitete zusätz- 
lich ein weiteres Haushaltsmitglied. 
Während die Beschäftigten bei W 
nicht nach Nebentätigkeiten gefragt 
wurden, gaben 28% der RAG Be- 
schäftigten an, die Einkommenssi- 
cherung über Nebentätigkeiten er- 
reicht zu haben. 32% (W) bzw. 
13% (RAG) kompensierten Einkom- 
mensverluste aus .,anderen Quel- 
len". Es zeigt sich, daß die im regulä- 
ren Beschäftigungsverhältnis zur 
Vermeidung von Entlassungen ab- 
gegebene Erwerbsarbeit zumindest 
zu einem Teil an anderer Stelle des 
Arbeitsmarktes ,,zurückgeholt" wird 
und daß neben Urnverteilungs- auch 
Verdrängungsprozesse stattfinden. 

5. Schließlich dürfte hinrei- 
chend bekannt sein, daß selbst Per- 
sonen und Einrichtungen, die zu 

EUROPA UND DIE LINKE 

Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

sind weiblichen Geschlechts. Seit Beginn der 90er Jahre 
werden die politischen Fäden geschickt von einer Frauen- 
Troika gezogen, wenn auch oft in unterschiedliche Rich- 
tung. Die erfolglose Widersacherin von Gro Brundtlandt X f 

bei den Parlamentswahlen von 1993 war die konservati- 
ve Parteiführerin Kaci Kullmann Five. Die erklärte und er- 
folgreiche Gegnerin beim EU-Referendum des Jahres 
1994 war Anne Enger Lahnstein von der bäuerlichen 
Zentrumspartei, die mit ihrem entschiedenen Anti-EU- 
Wahlkampf den Stimmenanteil ihrer Partei von 6 auf 
18% erhöhen konnte. 

Auch auf kommunaler, regionaler und nationaler 
Ebene ist die politische Repräsentanz der Norwegerinnen 
im europäischen Vergleich überragend. Bei den Kommu- 
nalräten stellen sie über 3l%'von den Bezirksräten und 
im Parlament stellen sie 40% der Abgeordneten (Pause- 
wang 1993, 67). Dennoch ist einigen Norwegerinnen 
klar, daß sie mit der Eroberung von Abgeordnetensitzen 
nur begrenzt in die Sphären der Macht eingedrungen 
sind. Wie die Sozialpolitikerin Helga Hernes sagt, hätten 
Frauen erst dann in größerer Zahl ~arlamentsmandate er- 
rungen, seitdem wichtige politische und ökonomische 
Entscheidungen nicht mehr in den nationalen Parlamen- 
ten, sondern zunehmend in nicht-öffentlichen Interes- 
senclearings der supranationalen Bürokratien, der Groß- 
konzerne und Verbände verhandelt werden (Hernes 
1986, 174). 

2.3. ,,Wir sind gegen das übernationale System 
und gegen die Dominanz der marktwirtschaftli- 
chen Triebkräfte" 
Dies ist auch ein wesentlicher Grund, warum viele Nor- 
wegerinnen gegenüber einer Mitgliedschaft in der EU 
außerordentlich reserviert waren und die seit 1991 voll 
auf eine Politik der Marktöffnung und Liberalisierung set- 
zende Brundtlandt-Regierung nur noch von Fall zu Fall 
bei innenpolitischen Fragen Unterstützung fand. Viele 
Norwegerinnen befürchteten, daß ein EU-Beitritt die von 
ihnen erkämpften sozialen und politischen Rechte in Ge- 
fahr bringen könnte und daß die internen Entwicklungen 
hin zu einen sozial gespaltenen und erodierenden Wohl- 
fahrtsstaat durch die internationalen Veränderungen 
noch verstärkt werden könnten. Die Erhaltung der natio- 
nalen Unabhängigkeit und der demokratischen Selbstbe- 
stimmung wurden demzufolge den von der Brundlandt- 
Regierung gepriesenen Ideen des sozialistischen Interna- 
tionalismus und der Integration in die europäische Ge- 
meinschaft vehement entgegengesetzt. 

Ausgelöst durch die Wirtschaftskrise zu Beginn der 
90er Jahre mit einer stark ansteigenden Zahl von Arbeits- 
losen (1 990: 5%) waren - wie in den anderen nordischen 
Staaten - öffentliche Stimmen laut geworden, daß die 
äußerste Expansion des Sozialstaats nun erreicht sei, daß 
man den öffentlichen Sektor rasch den internationalen 
Bedingungen anpassen und der Privatisierung Vorrang 
geben müsse. Der ausgebaute Wohlfahrsstaat habe zu 
Anspruchsdenken geführt und die Moral der Bevölke- 
rung untergraben. Von Seiten der Großunternehmen 
und arbeitgebernahen Politikern war der Verlust von 
100.000 Arbeitsplätzen, ja sogar der wirtschaftliche Kol- 
laps prophezeit worden, wenn Norwegen nicht der EU 
beitrete (Zank 1996). 

2.4. Tief verankerte EU-Skepsis 
In der Volksabstimmung vom 28. November 1994 haben 
sich die Norwegerlnnen dennoch zum zweiten Mal mit 

52,2 gegen 47,8% gegen den Beitritt zur EU entschie- 
den. Erstmals hatten sie im Jahr 1972 die EG-Mitglied- 
schaft in einem Referendum verworfen. Das Kalkül der 
Ministerpräsidentin, daß es gelingen könnte, die Bevölke- 
rung durch eine geschickte Referendums-Regie im mit- 
reissenden Sog der erwarteten ,,Jav-Voten nach Öster- 
reich, Finnland und Schweden, schließlich doch noch 
umzustimmen, scheiterte. Die sehr hohe Beteiligung am 
norwegischen Referendum (88.6%) im Vergleich zu 
Österreich (81,2%), Finnland (74%) und Schweden 
(83,3%) manifestierte, daß die Bevölkerung verstand, 
daß es bei dieser Volksabstimmung ums eine Richtungs- 
entscheidung ging. Der basisdemokratische Widerstand 
gegen den von der Regierung Brundlandt und einer Par- 
lamentsmehrheit befürworteten Beitritt speiste sich aus 
vielen Kräften: 

Während die städtischen Schichten in den dicht be- 
siedelten Region des Oslo-Fjords eine engere wirtschaftli- 
che Verflechtung mit den EU-Staaten eher befürworte- 
ten, fand die „Volksbewegung gegen die EU" Unterstüt- 
zung bei vielen Stammwählern der Arbeiterpartei. des 
Gewerkschaftsverbandes L0 
(FAZ vom 23.9.1 994). bei den Wahlauswertungen belegten, daß die 
in den norwegischen Provin- 
zen lebenden Bauern und Fi- 

Nein-Entscheidung vor allem auf den 

schern, den Frauenverbänden. großen Block der Frauen zurückzuführen 
Jugendlichen und Umwelt- war. 
schützern. Wahlauswertun- 
gen belegten, daß die Nein- 
Entscheidung vor allem auf den großen Block der Frauen 
zurückzuführen war, die mit deutlichen 57% gegen die 
EU-Mitgliedschaft gestimmt hatten (Die Norweger 1994, 
2). 

2.5. Norwegen bleibt EU-Außenseiter - doch der 
Wirtschaft des Landes geht es besser den je 
Zwei Jahre nach dem Referendum sieht es so aus, als 
ob sich die Norwegerlnnen richtig entschieden haben, 
denn die Wirtschaft des Landes steht im europäischen 
Vergleich sehr gut da, die Betriebe verbuchen Rekord- 
profite. Der Staatshaushalt schloß 1996 mit einem 
Überschuß von 35 Milliarden Kronen (rd. 8 Milliarden 
DM), das Bruttoinlandsprodukt wuchs mit über 5% 
und die Arbeitslosenquote konnte von 7,2% (1 992) 
auf 4% verringert werden (Zank 1996). Die vom Ar- 
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Lebensstandards über alle Bevölkerungsschichten und 
Lebenslagen hinweg ausgerichtet war, übrig geblieben 
ist. Und, wie die Perspektiven bezüglich der sozialen Lage 
der Frauen und Familien heute einzuschätzen sind. Jahr- 
zehntelang galt Schweden als das Land, das sein weit ge- 
fächertes Niveau wohlfahrtsstaatlicher Leistungen durch 
ein außerordentlich hohes Maß der Frauenerwerbsarbeit 
erwirtschaftet hatte. Nun ist man offensichtlich im Be- 
griff, die Voraussetzungen für den so verstandenen 
Volkswohlstand zu untergraben. Seit Beginn der Rezessi- 
on von 1990 hat sich die Situation der Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt dramatisch verschlechtert, es ist ein konti- 
nuierlicher Rückgang der Frauenerwerbstätigkeit zu ver- 
zeichnen. 1995 war die Frauenerwerbsquote, die ihren 
Höhepunkt in den 80er Jahren mit 86% erreicht hatte, 
bereits auf 75% abgesunken (Beschäftigungsobservatori- 
um -Trends 2311 995, 13). Damit liegt sie zwar noch weit 
über der deutschen Frauenerwerbsquote, die inzwischen 
bei knapp 60% liegt. Stark angestiegen - von 130.000 
(1 990) auf 230.000 (1 993) ist aber auch der Anteil der 
unterbeschäftigten Frauen, d.h. unfreiwillig teilzeitbe- 
schäftigten Frauen, die gerne mehr arbeiten möchten 
(Björnberg 1995, 29). 

Explodiert auf für die Schwedlnnen noch 1990 unvor- 
stellbare Größen ist die Jugendarbeitslosigkeit. Sie be- 

läuft sich bei den jungen Frau- 
Die Norwegerinnen haben vom Ausbau en zwischen 16 und 24 Jahren 

auf knapp 19% (Die schwedi- 
des Wohlfahrtsstaats in  den 80er Jahren sche Arbeitsmarktpolitik 

erheblich profitiert. 1994. Tatsachen über Schwe- 
den). Die Arbeitslosenquote 

der Frauen insgesamt liegt - wie in Finnland - noch et- 
was unter der der Männer (EU-Kommission 1996, 161). 
Die tiefen Verunsicherungen, unter denen die Schwedin- 
nen heute leben, haben - wie in Ostdeutschland - zu ei- 
ner rapiden Veränderung des generativen Verhaltens ge- 
führt. Mit 104.000 Geburten im Jahr 1995 kamen etwa 
20.000 Kinder weniger zur Welt als 1990. Die familien- 
politischen Sparmaßnahmen haben die Zahl der Gebur- 
ten in einem Maße zurückgehen lassen, wie sie zuletzt 
vor mehr als 70 Jahren registriert worden ist (Ring 1996). 
Heute ist Schweden, ein Land, das geglaubt hatte,, die 
Armut für immer beseitigt zu haben, auf dem Weg in 
eine sozial zerklüftete Gesellschaft. Der Zulauf zu den 
Volksküchen der durch Privatspenden finanzierten Wohl- 
fahrtsorganisationen ist in den letzten Jahren stark ange- 
wachsen. Nicht mehr nur Obdachlose nehmen hier täg- 
lich Lunchpakete entgegen, sondern auch immer öfter 
Familien mit vielen Kindern, Kranke, Rentner und Arbeits- 
lose (Zydra 1995). 

2. ,,Vor allem die Norwegerinnen haben kaum Lust 
auf Europa" 

2.1. Frauenfreundlicher Wohlfahrtsstaat - Realität 
oder Legende? 
Eine diametral andere, hoffnungsfrohere, Entwicklung 
hat der norwegische Wohlfahrstaat in den 90er Jahren 
zu verzeichnen. Wie der schwedische wird auch der nor- 
wegische Sozialstaat in der feministischen und sozialwis- 
senschaftlichen Literatur häufig als ,,frauenfreundlicher 
Staat" vorgestellt. Als unterstützender Partner der Frauen 
habe das sozialdemokratisch geprägte Wohlfahrtsregime 
auch hier dazu beigetragen, daß Frauen ein selbstver- 
ständliches Verhältnis zum Beruf, zur eigenen Existenzsi- 
cherung und zum öffentlichen Leben entwickeln konn- 
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ten. Früher als anderswo sei dem Drängen der Frauen 
nach Teilnahme am politischen Leben positiv entgegen- 
gekommen worden (Hernes 1989). 

Andere Norwegerinnen sehen den von Frauen erreich- 
ten Grad der politischen Einflußnahme in Norwegen skepti- 
scher. Sie verweisen auf erhebliche Emanzipationsdefizite, 
vor allem im ökonomischen und sozialpolitischen Bereich 
und bezeichnen die These vom ,,frauenfreundlichen Wohl- 
fahrststaat" als eine schöne Legende (Leira 1993, 49). Die 
norwegische Wirtschaft sei - wie die nordische generell - 
,,nach wie vor ein Männewerein''. Wenn heute auch 85% 
der Norwegerinnen zwischen 15 und 65 Jahren berufstätig 
seien, so sei der Arbeitsmarkt dennoch -wie in allen skandi- 
navischen Ländern - horizontal und vertikal zu Lasten des 1 

weiblichen Geschlechts gespalten. Beinahe jede zweite er- 
werbstätige Frau arbeite nur halbtags. was - trotz existenz- 
sichernder Grundrente - bekanntlich gravierende Siche- 
rungslücken bei Arbeitslosigkeit und im Alter mit sich bringe 
(Wendland 1993). 

Dennoch ist unverkennbar: die Norwegerinnen haben 
vom Ausbau des Wohlfahrtsstaats in den 80er Jahren er- 
heblich profitiert. Dies gilt in besonderem Maße für die 
Tarif- und Einkommenspolitik, in die auch hier die sozial- 
demokratische Regierung seit 1986 im Zuge einer ,,soli- 
darischen Lohnpolitik" als dritter Partner durch gesetzli- 
che Regulierung eingreift. Frauen konnten Einkommens- 
zuwächse verzeichnen, die die Lohndiskrepanzen zwi- 
schen Frauen- und Männerlöhnen in einigen Branchen 
erheblich verringerten. So lag in 1980 der Durchschnitts- 
lohn weiblicher Industriearbeiter bei 84% des Lohnes der 
männlichen, im Jahr 1990 war er auf 90% angestiegen. 
Der für bundesdeutsche Verhältnisse unglaubliche Lohn- 
ausgleich (BRD 73%) zugunsten der Frauen ist auch hier 
weitgehend der zentralisierten Verhandlungsform und 
einer entschiedenen Politik der Einkommensanhebung 
der Niedrigverdiener zuzuschreiben. Ausdrückliches Ziel 
der Intervention des Staates war es zu verhindern, daß 
andere Arbeitnehmergruppen als die von den Hauptver- 
bänden organisierten (beispielsweise gut dotierte Ange- 
stellte), höhere Lohnabschlüsse realisieren (Langelandl 
Nergard 1991,738 -740). 

2.2. Wärmste Empfehlungen für frauenpolitische 
Repräsentanz in der Regierung 
Auch im politischen Bereich sind die Erfolge einer egalitä- 
ren Ausrichtung der Politik unübersehbar. Norwegen ist 
seit Beginn der achtziger Jahre das Land mit der weltweit 
höchsten Beteiligung von Frauen an der Regiemng. Als 
die Sozialdemokratin Gro Harlem Brundtlandt 1981 ihr 
erstes Kabinett präsentierte, befanden sich darunter acht 
Frauen. Ihr konservativer Nachfolger wollte 1986 dahin- 

I 

ter nicht zurückstehen und nahm ebenfalls acht Ministe- 
rinnen in sein Kabinett auf. Mit einer 44prozentigen 
weiblichen Regierungsbeteiligung auch in der zweiten 
Regierung Brundtland (9 von 19 Kabinettsmitgliedern) 
hatte Norwegen im Jahr 1991 eine Konstellation erreicht, 
,,die ich allen wärmstens empfehle", wie die Regierungs- 
chefin bei ihrer Regierungserklärung der verblüfften 
Weltöffentlichkeit mitteilte (Kaiser 1991). Die nach dem 
überraschenden Abgang von Frau Brundtland Ende Ok- 
tober 1996 gebildete sozialdemokratische Minderheits- 
regierung unter Thorbjörn Jagland hat immerhin wieder- 
um acht Ministerinnen in ihrem Kabinett. 

Norwegen leistete sich aber nicht nur die erste weibli- 
che Ministerpräsidentin in Europa, auch die Vorsitzenden 
der drei größten Parteien und einiger ~ewerkschaften 
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den professionellen Arbeitszeitver- 
kürzungsbefürwortern gehören, sich 
bei deren praktischer Umsetzung im 
eigenen Bereich schwer tun. Es 
könnte einiges dafür sprechen, daß 
die Interessen an frei verfügbarer 
Zeit, an Persönlichkeitsentwicklung 
und Vereinbarkeit von Beruf und Fa- 
milie weniger stark wiegen als das 
an höherem Einkommen. Auch eine 
starke Karriereorientierung und die 
Angst vor einem möglichen Karriere- 
knick im Falle des Einlassens auf kür- 
zerer Arbeitszeiten könnten Gründe 
für dieses Phänomen sein. 

Angesichts dieser Fakten können 
die Linken eine radikale allgemeine 
Arbeitszeitverkürzung nur dann po- 
litisch glaubhaft fordern, wenn sie 
sich mit den aufgezeigten Proble- 
men und Hemmnissen auseinander- 
setzen. Dazu gehören m.E. Überle- 
gungen über Quellen, Umfang und 
Verteilung eines möglichen - und 
für die Akzeptanz der Maßnahmen 
auch notwendigen - (Teil-) Lohnaus- 
gleichs. Des weiteren geht es um 
Verfahren, die sichern, daß es infol- 
ge der Arbeitszeitverkürzungen in 
den Unternehmen tatsächlich zu 
Neueinstellungen kommt. Eine Aus- 
weitung der Überstunden der 
Schon-Beschäftigten würde den Be- 
schäftigungseffekt einer Arbeitszeit- 
verkürzung vermindern wenn nicht 
gar kompensieren. Weil Neueinstel- 
lungen nur bei einem entsprechend 
qualifizierten Arbeitsangebot mög- 
lich sind, ist Berufsbildungs- und 
Qualifizierungspolitik eine der wich- 
tigsten Voraussetzungen für die 
Umverteilung von Erwerbsarbeit. 

'Beschaftigungsförderung auf 
differenzierte Weise 
In den vorliegenden Thesen wird, wie 
schon in der Crossover-Erklärung vom 
Februar 1 996, ein ,,neuer gemeinwirt- 
schaftlicher Beschäftigungssektor" g e  
fordert. Ohne Zweifel ist es sinnvoll, not- 
wendig und - in bestimmten Grenzen - 
auch möglich, mit öffentlichen Mitteln 
dort gesellschaftlich nützliche Beschäfti- 
gung zu schaffen, wo sie unter reinen 
Marktbedingungen nicht entstehen 
würde. Aufgrund der bekannten Selbst- 
finanzierungseffekte solcher Maßnah- 
men hieße dies nichts anderes, als Ar- 
beit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren 
und dabei gleichzeitig gesellschaftliche 
Bedarfsfelder - etwa in den Bereichen 
Kultur, Sport und soziale Dienste - zu 
decken. 

Wenig überzeugend scheint mir 
allerdings die Vorstellung, dies im 
Rahmen eines besonderen ,,Sektorsu 

zwischen Markt und Staat realisieren 
zu wollen. Könnte man gleiches 
nicht ebenso durch staatliche Inve- 
stitionsförderprogramme oder die 
Ausweitung der Aufgaben des öf- 
fentlichen Dienstes erreichen? 

Ist die Forderung nach einem 
neuen gemeinwirtschaftlichen Sek- 
tor nicht viel zu unausgearbeitet, als 
daß sie in einer Situation, in der es 
nicht gelang, den bereits praktisch 
erprobten und von der Konstruktion 
her eher konsensfähigen Zweiten 
Arbeitsmarkt zu erhalten, politische 
Wirksamkeit entfalten könnte? Erst 
kürzlich ist mit der Annahme des Ar- 
beitsförderungs-Reformgesetzes die 
aktive Arbeitsmarktpolitik zum wie- 
derholten Male beschnitten worden. 
Auch dürften die häufig angemahn- 
ten Probleme einer großdimensio- 
nierten öffentlichen Beschäftigungs- 
förderung - die Wettbewerbsverzer- 
rungen durch Verdrängungs- und 
Mitnahmeeffekte - auf den gefor- 
derten gemeinwirtschaftlichen Sek- 
tor in gleicher Weise zutreffen. 

Schließlich: Es geht nicht nur 
darum, das globale Beschäftigungs- 
defizit zu verringern. Auch die Ver- 
härtung der Arbeitslosigkeit ist ein 
enormes soziales Problem. Unter 
den Arbeitslosen gibt es eine wach- 
sende Zahl von Langzeitarbeitslosen, 
deren soziale Situation besonders 
angespannt und deren Arbeits- 
marktchancen äußerst schlecht sind. 
Eine Untersuchung des Instituts Ar- 
beit und Technik zeigte, daß es zu- 
dem eine Überlappung von Lang- 
zeit- und Mehrfacharbeitslosig keit 
gibt. Dies bedeutet, daß eine wach- 
sende Gruppe von Arbeitslosen na- 
hezu dauerhaft aus dem Erwerbsle- 
ben ausgegrenzt ist. Für diese Men- 
schen sind staatlich geförderte Be- 
schäftigungs- und Qualifizierungs- 
maßnahmen oft die einzige Chance 
zur Rückkehr in Beschäftigung. Ne- 
ben der oben angemahnten Politik 
zur Arbeitsplatzschaffung bedarf es 
folglich auch spezifischer Hilfen für 
die auf dem Arbeitsmarkt benachtei- 
ligten Gruppen. Die Ausweitung der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik - zumin- 
dest auf ein bereits früher erreichtes 
Niveau - sollte deshalb auch Be- 
standteil eines linken Reformprojek- 
tes sein. SPW 

1 Vgl. dazu Appelbaum, E. / Schettkat, R.: 
Das Beschäftigungsproblem der Industrie- 
Iänder. Eine Neuinterpretation. Beitrag zur 
Internationalen Wirtschaftstagung 1996 
,,Beschäfiigungspolitik für Deutschland", 
28.8.1 996. 
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Europa, die Linke Euro auseinanderzusetzen, sondern es geht darum, 
die Richtungsentscheidungen von Maastricht zu korri- 

1 .I. Drastischer Sparkurs, um das Vertrauen der 
Finanzmärkte wieder zu gewinnen 

verdoppeln. Zusammen mit der isolationistischen bäuer- 
lichen Zentrumspartei fordern diese Parteien nun, daß 
aufgrund dieser Wahlergebnisse eine Beteiligung an der 
Währungsunion oder der gemeinsamen Verteidigungs- 
politik nur nach einer erneuten Volksabstimmung mög- 
lich sei (FA2 vom 19.09.1 995). Auch eine Umfrage vom 
November 1995 bestätigte - mit 61% Stimmen gegen 
die EU-Mitgliedschaft - die große Enttäuschung über die 
dem Land nach dem EU-Beitritt verordnete strenge Au- 
steritätspolitik. (Lutz 1995, B 2). 

gieren! 
Insbesondere die Frage demokratischer Strukturen 

und demokratischer Einflußmöglichkeiten bezieht sich 
nicht nur auf die wirtschaftliche und finanzpolitische Sei- 
te (Forderung nach einer Wirtschaftsregierung). Was Eu- 
ropa braucht, ist eine europaweit agierende Linke und - 
noch weitergehend - die Entwicklung einer europäischen 
Zn/ilge~ellschaft.~ Eine europäische Zivilgesellschaft könn- 
te beispielsweise die Verankerung zivilgesellschaftlicher 
Strukturen auf Europa-Ebene mit realen Partizipations- 
möglichkeiten, 2.B. der Gewerkschaften, sowie die Ver- 
netzung der jeweiligen Elemente der nationalen Zivilge- , 
sellschaften bedeuten. Hier allerdings fangen die Schwie- 
rigkeiten an: Zivilgesellschaftliche Ansätze im katholi- 
schen Italien bedeuten etwas völlig anderes als in den 
protestantisch/calvinistisch liberalen Niederlanden. 

Im Widerspruch zu den Versprechungen, der Arbeits- 

und Major Tom 
Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Claudia Walther* 

marktpolitik den absoluten Vorrang zu geben, setzte die 
sozialdemokratische Regierung nach dem knappen ,,Jaa'- 
Votum zum EU-Beitritt (52,3% ,,Jar' ; 46,8% ,,Neinr'; 
0,9% Enthaltungen) eine Politik fort, die der währungs- 
politischen Stabilisierung höchste Priorität gab. Im Früh- 
jahr 1995 legte Finanzminister Göran Persson, der den 
amtsmüden Carlsson ein Jahr später als Regierungschef 
ablöste, ein neues Sparpaket vor, in der Erwartung, 
durch weitere drastische Maßnahmen der Haushaltssa- 1.3. Regierung geht auf Distanz zur Währungs- 

union nierung das Vertrauen der Finanzmärkte wiederzugewin- 
nen (Hailer 1995, 1). Der Sparhaushalt sah erneut Abstri- 
che an fast allen sozialen Leistungen, u.a. dem Rentensy- 

Bemerkenswert ist, daß die schwedische Regierung sich 
bezüglich der Teilnahme an der Währungsunion auch 
heute noch bedeckt hält. Eine Regierungskommission hat D er Countdown zur Wirtschafts- und Währungs- 

union der EU läuft. Und schon am 16/17. Juni 
findet der EU-weite Regierungsgipfel zur Revision 

von Maastricht II statt. Völlig losgelöst schwebte bzw. 
dämmerte die Linke in Europa lange Zeit dahin. Nun 
scheint sie langsam aufzuwachen. 

Die Positionen innerhalb der Linken gegenüber der 
EU im allgemeinen und der Wirtschafts- und Währungs- 
union im besonderen decken die gesamte Spannbreite 
ab. So auch in der SPD. Von Euro-Euphorie bis populi- 
stisch angehauchter Pauschal-Ablehnung - es gibt 
nichts, was es nicht gibt. 

stem, vor. Besonders hart betroffen wurden jedoch Ar- 
beitslose und Familien mit vielen Kindern: 

Die Voraussetzungen für den Bezug von Arbeitslosen- 
geld wurden verschärft, die Dauer der Leistungszahlun- 

im November 1996 ein Gutachten vorgelegt, in dem von 
einer Teilnahme Schwedens 
an der EWU schon von Beginn 
an abaeraten wird. Die zu er- 

Wie in Norwegen und Finnland war man Positionierung und Vernetzung 
Für die Linke stellen sich zunächst zwei Herausforderun- 
gen, um die es in diesem Heft gehen wird: zum einen die 
Positionsfindung, und zum anderen die Vernetzung der 
Linken bzw. die Notwendigkeit, europaweit zu agieren. 

Dafür schien es uns zunächst angemessen, sich ein Bild 
über die Linke in verschiedenen Bereichen in Europa zu ma- 
chen: Parteien, Gewerkschaften, Bewegungen ... Dieses Bild 
ist zunächst noch verzerrt, da wir uns schon aus Platzgrün- 
den beschränken mußten: auf Ausschnitte aus der (westli- 
chen) Sozialdemokratie, auf Gewerkschaften und auf eine 
frauenspezifische Sicht. Die Situation der Grünen sowie an- 
derer Parteien und Bewegungen anderer Länder fehlt noch 
- Grund genug, das Thema ,,Europa und die Linke" in den 
nächsten Heften der spw weiter zu verfolgen. Allein der in 
diesem Heft getroffene Ausschnitt der Linken in Europa ist 
bereits so vielseitig wie widersprüchlich. Es Iäßt sich das Fa- 
zit ziehen: zu einer gemeinsamen Linken in Europa ist es 
noch ein weiter Weg! 

gen gekürzt. Für Personen unter 55 Jahren entfällt das 
Arbeitslosengeld nach 300 Tagen, für über 55 jährige 
nach 450 Tagen. 

- 
wartenden Nachteile überwö- sich klar, daß der Ausgang des Referen- 
gen die Vorteile, heißt es dar- dums für die Lage der Frauen in den nor- 
in. Die Kommission warnt. Das Arbeitslosen-, Elternurlaubs- und Krankengeld 

wurde erneut, jetzt von 80 auf 75%. herabgesetzt. 
- 

Das Kindergeld wurde gekürzt, Sonderzulagen für Fa- 
daß Schweden bei einer EWU- dischen Ländern eine Jahrhundertent- 
Teilnahme 1999 zu schnell sei- 

' Scheidung sein würde. 
ne geldpolitischen Spielräume milien mit mehr als zwei Kindern und das Wohngeld für 

Familien mit Kindern wurde gestrichen (Zydra 1995). 
Von großer Tragweite waren weitere Gesetze zur Flexi- 

aufgeben müsse. Kritisiert 
wird auch die Stellung der Europäischen Zentralbank als 
zu unabhängig. Eine ausreichende demokratische Kon- 

Demokratie und Zivilgesellschaft 
,,Die europäische Einheitswährung wird den gesamten 
ökonomischen und damit auch den sozialen Bereich 
prägen und keiner politischen Einflußnahme unterlie- 

bilisierung des Arbeitsmarktes, weil sie zu einer starken Zu- 
nahme von befristeten und ungeschützten Beschäftigungs- 
verhältnissen, v.a. auch im öffentlichen Dienst, geführt ha- 

trolle sei nicht gesichert. Die Gutachter befürchten zu- 
dem einen weiteren ~nst ieg  der Arbeitslosigkeit infolge 
der Währungsunion, da Schweden seine währungspoliti- gen, denn sie ist von den demokratischen Mechanis- ben. Zuletzt wurde am 12. Dezember 1996 - trotz gewerk- 

schaftlicher Großdemonstrationen überall im Lande - ein li- 
beralisiertes Arbeitsrecht verabschiedet, das für die Unter- 

men 'abgekoppelt' und hat 
nur den Direktiven der Euro- 

Wieder einmal sollen die demokratische, päischen Zentralbank in ~ ~ ~ ~ k -  

sche Handlungsfreiheit aufgeben müsse. Die ~ ~ t e r n e h -  
men verlören im Aussenhandel ihre Konkurrenzfähigkeit 
und müßten daher Personal entlassen (Vgl. Währungs- 
union nachteilig für Schweden. In: FAZ vom 5.1 1 .I 996). 
Erst Ende 1997 wird es zur alles entscheidenden Abstim- 
mung im schwedischen Parlament kommen (Fromlet 
1996). 

nehmen noch weitere Erleichterungen bei der Einstellung 

politische und die soziale Dimension ei- furt Folge zu leisten". schreibt und Kündigung von Arbeitnehmern vorsieht. Seit Januar 
1997 ist es nun möglich, auf 12 Monate befristete Arbeits- 
verhältnisse abzuschließen, allerdings dürfen je Betrieb nur 

lgnacio Ramonet in Le rnonde 
ner Vereinigung dem Primat der ökono- diPIOmatique 5197. Genau 

mischen Freiheit und einer qemeinsa- diese Befürchtung prägte maximal fünf Personen befristet eingestellt werden. Das seit 
1974 geltende und vom schwedischen Arbeitgeberverband 
seit dieser Zeit bekämpfte ,,Last in-first out-Prinzip ,, wurde 

- 
auch die Diskussion der spw- Von Euromärschen und Tony Blair 

men Währung nachgeordnet werden. Frühjahrsfagung: nämlich die Wie steht es aber mit einzelnen Ansätzen einer Vernet- 1.4. Wie tiefgehend ist der Rückschlag für die 
Frauen? 
Zu fragen ist, was von der schwedischen Wohlfahrtspoli- 
tik, die ihrem Anspruch nach auf eine Angleichung des 

Frage nach demokratischen 
und sozialen Strukturen eines integrierten Europas. 
Wieder einmal sollen die demokratische, politische 
und die soziale Dimension einer Vereinigung dem Pri- 
mat der ökonomischen Freiheit und einer gemeinsa- 
men Währung nachgeordnet werden. Dies war schon 
so beim Übergang von der deutschen Kleinstaaterei 
zum Nationalstaat (Deutscher Zollverein 1834) und vor 
kurzem bei der deutsch/deutschen Vereinigung (Wäh- 
rungsunion 1990). Unser Resümee der spw-frühjahrs- 
tagung vom April diesen Jahres, das im Artikel der 
spw-Autorlnnengruppe ,,Raus aus der Sackgasse - 
Kurskorrektur für Europa!" seinen Ausdruck findet, 
lautet dementsprechend: es reicht nicht, sich über die 
einzelnen Stabilitätskriterien und den Zeitplan des 

zung und eines gemeinsamen Agierens? Gerade jetzt, 
Mai -Juli 97 gibt es doch drei sehr interessante Ansätze 
europaweiter linker Aktivitäten: die Euro-Märsche, die In- 
itiative des ,,European Appeal for Full Ernployment" und 
den Alternativen EU-Gipfel in Amsterdam. Thorben Al- 
brecht, Internationaler Sekretär der Jungsozialistlnnen, 
verfolgt diese Initiativen und nimmt in seinem Artikel 
,,Naar en ander Europa" eine politische Einschätzung vor, 
insbesondere zu dem Alternativgipfel in Amsterdam. 

Die französischen Renault-Arbeiter setzten sich in die- 
sem Frühjahr für ihre belgischen Kolleginnen ein, deren 
Werk geschlossen werden sollte. Wie steht es nun mit ei- 
nem gemeinsamen Agieren der europäischen Beschäftig- 
ten? Eine Schlüsselstellung kommt hier den Gewerk- 
schaften zu. Fritz Rath, Mitglied im Wirtschafts- und So- 
zialausschuß der EU, setzt sich mit verschiedenen Positio- 
nen im gewerkschaftlichen Spektrum auseinander - un- 
ter anderem derjenigen, die als Reaktion auf die zur Be- 
gründung der Deregulierung herangezogene Globalisie- 
rung vorschlägt, sich auf eine Regulierung im national- 
staatlichen Rahmen zu konzentrieren. Rath, der die oben 
erwähnten Renault-Proteste als die ersten Streiks gegen 
die Globalisierung erwähnt, kommt da zu anderen 
Schlußfolgerungen. Er plädiert dafür, die Herausforde- 
rung einer europaweiten Gestaltung anzunehmen. 

zwar nicht völlig abgeschafft, aber doch stark durchlöchert. 
Arbeitgebern war es vorher nur schwer möglich, einen Ar- 
beitnehmer zu kündigen. 

1.2. Europawahl 1995 -Triumph der EU-Kritiker 
Inzwischen ist die politische Stimmung in Schweden völ- 
lig umgeschlagen. Beherrschte noch Anfang der 90er 
Jahre die neolibeiale und konservative Krititik an den 
Schwächen des Wohlfahrtsstaates die öffentliche Debat- 
te, so weht jetzt der Wind der Kritik eher von links. Die 

I 

Wahlen zum Europaparlament im September 1995 - 
zehn Monate nach dem Referendum -führten zu einem 
furchtbaren Debakel für die Sozialdemokraten und zu ei- 
nem späten Triumph der EU-Kritiker. Die Sozialdemokra- 
ten verzeichneten das schlechteste Erqebnis ihrer Ge- 
schichte seit 50 Jahren und sanken auf>8,1% der Stim- I 
men ab (Schwedens EU-Gegner 1995). Dieser Verlust 
kam -anders als bei den Wahlen 1991 - aber nicht dem 
konservativ-liberalen Lager zugute. Stattdessen schlug 
das Pendel eher nach links aus. Die entschiedenen Geg- 
ner eines Beitritts zur Union konnten ihre Stimmen beina- 

- - 
he verdreifachen. Die Grüne Partei, die bei den Reichts- I 
tagswahlen 1994 nur 5% der Stimmen erreicht hatte, er- 
oberte 17,2% der Wählerstimmen, die Linkssozialistische 
Partei konnte ihren Anteil von 6.1 % auf 12,9% mehr als I Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 
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* Claudia Walther, Politologin, lebt in Aachen. Sie ist Mitglied der spw-Redaktion und Geschäfts- 
führerin des Freizeit- und lnforrnationswerks für Jugendarbeit der Euregio Maas-Rhein. 
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Skeptikerinnen der 
Europäischen Union 

EUROPA UND DIE LINKE 

hatte nach Abstimmung mit Norwegen und Finnland 
und in Widerspruch zu ablehnenden Parteitagsbeschlüs- 
sen ein Beitrittsgesuch ,,zum schnellstmöglichen Zeit- 
punkt" nach Brüssel geschickt. Wie in allen nordischen 
Landern gab es, angeheizt noch durch das dänische 

Frauen in Norwegen und Schweden ,,Neinn beim ersten Referendum zum Maastrichter Ver- 

von Susanne Schunter Kleemann* 

J ahrzehntelang galten Schweden, Norwegen, Däne- 
mark und Finnland in der europäischen Wohlfahrts- 
debatte als anregende Sozialstaatskulturen. War es die 

erfolgreiche Vollbeschäftigungspolitik, die sozialpartner- . schaftliche Konfliktlösung zwischen Kapital und Arbeit oder 
die Politik der sozialen Sicherheit, die nordischen kapitalisti- 
schen Gesellschaften hatten vorwärtsweisende Lösungsmu- 
Ster für alle möglichen sozialen Problemlagen nicht nur de- 
battiert, sondern weithin auch in die Realität umgesetzt. 
Dies galt insbesondere für die Frauenpolitik. Inzwischen hat 
die Wirtschaftskrise auch die nordischen Länder eingeholt. 
Seit Beginn der 90er Jahre sind -teilweise verschätft durch 
den Wegbruch der osteuropäischen Märkte - die Arbeitslo- 

trag vom Juni 1992, quer durch alle Parteien tiefgehende 
Kontroversen, ob man die jahrhundertelange Neutralität 
Schwedens nicht durch eine EU-Mitgliedschaft gefährde. 
lnsbesondere die Mitglieder und Wähler der Sozialdemo- 
kratie und der Gewerkschaften waren zutiefst gespalten, 
aber die Konflikte hatten wiederum auch eine nicht zu 
übersehende geschlechterpolitische Dimension. Bezeich- 
nenderweise waren es gut verdienende Männer des libe- 
ralen wie des konservativen Lagers, die einen Beitritt am 
stärksten befürworten. Sie erhoffen von ihm ein Ende der 
,,konfiskatorischen Einkommensbesteuerung" und damit 
eine merkliche Anhebung ihrer im Vergleich zu europäi- 
schen Spitzenverdienern niedrigeren Einkommen (Björn- 
berg 1995, 24). Schwedische Frauen hatten eine deutlich 
reserviertere Haltung zum EU-Europa. 

Wie die Ökonomin Agneta Stark unterstrich, war sel- 
ten eine ökonomische-politische Frage öffentlich so poin- 
tiert als eine Streitfrage diskutiert worden, die das Kräfte- 
verhältnis der Geschlechter berührt (Stark 1992). Vehe- 
mente Gegenstimmen kamen auch aus dem Bereich der 

senzahlen in einer kaum vorstellbaren Weise nach oben ge- feministischen Wissenschaft. Das schwedische Wohl- 
schnellt. In Finnland und Schweden katapultierten sich die fahrtssystem werde durch von der EU aufgezwungene 
Erwerbslosenquoten binnen weniger Jahre auf ein Niveau, Maßnahmen der Liberalisierung, Privatisierung und steu- 
das sogar noch über dem durchschnittlichen Niveau der EU- erlichen Harmonisierung in seiner Substanz gefährdet, 
Lander liegt. man gerate unter eine Fremdherrschaft und könne nicht 

Die sozialdemokratischen Regierungen in Norwegen mehr souverän und demokratisch über wichtige nationa- 
und Schweden, die bürgerliche Regierung in Finnland le Fragen wie Umwelt, Arbeitsmarkt und Gleichberechti- 
hatten Anfang der 90er Jahre versucht, durch Forcierung gung entscheiden (Deja-Lölhöffel 1993, 2-3). Besser als 
einer Politik der Marktöffnung und Hinwendung zur Eu- die EU-Mitgliedschaft sei eine Erneuerung der Kooperati- 
ropäischen Union die Wirtschaftsprobleme in den Griff on mit den anderen nordischen Staaten. Zu diesem 

zu bekommen. Die norwegi- Zweck wurde auch eine Iänderübergreifende, überpartei- 
sche Bevölkerung hat in einem liche skandinavische Bewegung ,,Kvinnors i norden" ge- 

BezeichnW'lderweise waren es gut verdie- Referendum des Jahres 1994 gründet, die in Zusammenarbeit mit Teilen der sozialde- 

nende Männer des liberalen wie des kon- das in langen Verhandlungs- mokratischen Jugendorganisationen, den Grünen, den 
runden mit der EU ausgehan- Linkssozialisten und den Bauern den Widerstand gegen 

servativen die einen am delte Ergebnis verworfen, in den Beitritt zu organisieren versuchte. Wie in Norwegen 

stärksten befürworten. Finnland und Schweden wur- und Finnland war man sich klar, daß der Ausgang des Re- 
de der Beitritt in Volksabstim- ferendums für die Lage der Frauen in den nordischen 
mungen bejaht. Damit sind Ländern eine Jahrhundertentscheidung sein würde. Das 

nach Dänemark, das bereits 1973 Mitglied der EG wurde, EU-Europa wurde weithin mit den drei K's assoziiert, die 
seit 1995 auch Finnland und Schweden Mitglieder der ,,fraun in den nordischen Gesellschaften nicht haben 
Europäischen Union. Norwegen gehört seit 1994 dem wollte, nämlich ,,Kapitalismus, Katholizismus und Kon- 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) an. In diesem Bei- servatismus" (Schmitz 1995, 326). 
trag sollen die gegenläufigen Entwicklungen der Gleich- Die geschlechtsspezifische Auswertung des Abstim- 
stellungspolitik in Norwegen und Schweden in Zusam- mungsverhaltens zeigte, daß 52% der Schwedinnen mit 
menhang mit der aktuellen Krisenbewältigungspolitik ,,Neinm stimmten. Noch entschiedener waren Gewerk- 
dieser Länder untersucht werden. schaftsmitglieder und jugendliche Wähler zwischen 18- 

21 Jahren gegen die EU eingestellt, sie stimmten mit 
1. Schweden: EU-Referendum als Jahrhundertent- 63% bzw. 59% mit ,,NeinJ' (Claesson, 1994, 2). Aus- 
scheidung schlaggebend für den Ausgang des Referendums dürfte, 
Die Führung der schwedischen Sozialdemokratie war im neben den regierungsamtlichen Informationen mit 
Frühjahr 1991 in ihrer Haltung zur EG innerhalb kürzester Schlagseite zugunsten der Union, gewesen sein, daß fast 
Zeit umgeschwenkt. Die damalige Regierung Carlsson alle großen Zeitungen und liberale, konservative und füh- 

rende sozialdemokratische Politiker sich vehement für 
den Beitritt einsetzten. lnsbesondere haben finanzkräfti- 
ge Wirtschaftskreise und Unternehmerverbände, folgt 
man der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, ,,durch Geld- 
soenden und massive Werbeaktionen wesentlich zum Er- 

* Dr. Susanne Schunter-Kleemann isi Professorin am Fachbereich Wirtschaft der 
Hochschule Bremen. 

folg beim Referendum beigetragen" (Schwedens Wirt- 
schaft 1994; Erleichterung in Stockholm 1994). 

3 8 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 95. 1997 

EUROPA UND DIE LINKE 

Eingeschlagen, auch in der deutschen Sozialdemo- 
kratie. ist der Erdrutsch-Sieg Tony Blairs. .,New Labour". 
so schreibt Uwe Kremer im Kurzum dieser spw-Ausgabe, 
zeichne sich dadurch aus, „daß der politische Pragmatis- 
mus mit durchaus visionären Zügen und einem intellek- 
tuell ausgewiesenen konzeptionellen Hintergrund ver- 
knüpft ist". Hilary Wainright von der britischen grün-fe- 
ministisch-sozialistischen Zeitschrift Red Pepper geht hart 
mit Tony Blair ins Gericht. Sie analysiert Blairs politische 
Rolle und die Bedeutung seines Wahlsieges für die Linke 
und kommt zu der These, daß es sehr auf die Linke neben 
Blair ankomme. Ob Tony Blair's „New Labour" nun als 
neues Modell sozialdemokratischer Parteien zum euro- 
päischen Exportschlager wird, diese Diskussion hat bei 
uns längst begonnen. ,,Deutscher Tony Blair gegen teu- 
tonischen Neil Kinnock" titelte Die Welt arn Sonntag 
(1 1.5.97). Die Medien-lnitiierung von Schröder als ge- 
wünschtem Kanzlerkandidaten im Glanze des Blair-Sie- 
ges bläst der Linken und Oskar Lafontaine den Wind hart 
ins Gesicht. 

Abstimmen über Europa 
Unter anderen Vorzeichen stehen die Wahlen in Frank- 
reich, deren Ausqanq zu Redaktionschluß noch offen ist. - - 
Durch die vorgezogenen Neuwahlen bestehe die ,,offen- 
kundige Absicht darin, die Wahlkampagne möglichst ab- 
zukürzen und dadurch die wesentlichen Fragestellungen 
auszublenden", nämlich vor allem die Entscheidung über 
die Zustimmung zur EU und den Euro, so folgert Le Mon- 
de diplomatique (5197). Das Panaroma der französischen 
Linken' und der französischen Sozialistischen Partei vor 
und nach den Neuwahlen und in bezug auf die Europäi- 
sche Union wird im nächsten Heft Bernard Pignerol von 
der französichen linken SP-Strömung Gauche Socialiste 
schildern. 

Die Frauen Europas, zumindest die Frauen in Skandi- 
navien, scheinen viel zu verlieren durch den sozialen An- 
passungskurs, der im Namen der EU auch in Schweden 
gefahren wird. Wenn auch nicht in organisierter Form, 
nämlich getragen von einer Partei oder organisierten 
Frauenbewegung, so gab es doch in Schweden und in 
Norwegen ein vor allem von Frauen gegebenes ,,Neinu- 
Votum bei den Referenden - mit unterschiedlichem Aus- 
gang. Zu dieser interessanten Schlußfolgerung kommt 
Susanne Schunter-Kleemann, Professorin in Bremen, die 
sich lange Jahre schon mit verschiedenen Aspekten der 
Situation von Frauen in Europa beschäftigt. Sie unter- 
sucht die beiden unterschiedlichen Wege, die Schweden 
und Norwegen in bezug auf sozialstaatliche Absicherung 
und Frauenförderung nach ihren Referenden (Beitritt und 
Nicht-Beitritt zur EU) gegangen sind. Bedeutet dies nun, 

1 

daß auch andere westliche Frauenbewegungen auf Euro- 
skeptischen Kurs gehen sollten, oder handelt es sich hier 
um eine Ausnahmesituation der skandinavischen Länder 
mit ihrer sozialpolitischen Vorreiterrolle? Anzukündigen 
bleibt noch ein ausführlicher Artikel zum ,,Modell Schwe- 
den" mit seiner ursprünglich vorbildlichen sozialen Absi- 
cherung für Frauen im nächsten spw-Heft (Rubrik Arbeit 
- Zeit und Geld), ebenfalls von Susanne Schunter-Klee- 
mann. 

Kurskorrektur für Europa! 
Die Frage nach den Kräften bzw. der Linken in Europa ist 
die eine, die nach der inhaltlichen Positionierung der Lin- 
ken ist die andere. Wie lassen sich eigentlich die Schritte 
zur Vollendung der Währungsunion wirtschafts- und so- 

Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

zialpolitisch einordnen? Und welche Konsequenzen wird 
die Wirtschafts- und Währungsunion sozial- und wirt- 
schaftspolitisch haben? Zu diesen Fragen hielt lngo 
Schmidt, Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafispolitik 
(Memorandum '97) auf der Frühjahrstagung ein ausführ- 
liches und grundlegendes Referat. Im vorliegenden Heft 
veröffentlichen wir eine zusammengefaßte Darstellung, 
um mit dieser Fundierung die Diskussion etwas zu er- 
leichtern. 

Die Positionsbestimmung, die wir auf der spw-Früh- 
jahrstagung vorgenommen haben, wird in dem Beitrag 
,,Raus aus der Sackgasse - Kurskorrektur für Europa!" der 
spw-Autorlnnengruppe erläutert. Beigetragen zu unserer 
eigenen Positionsbestimmung haben nicht zuletzt die - 
durchaus kontroversen - Diskussionen auf der Frühjahrs- 
tagung mit Harald Bauer (Institut für Internationale Poli- 
tik) zur Tradition europäischer Politik der französischen 
Linken, mit Heiko Thomas (Bündnis 90IDie Grünen, Spre- 
cher der LAG Frieden und Europa NRW) und mit Bernd 
Lange (MdEP) zum Thema ,,Grundlinien eines linken Eu- 
ropa-Projektes". Auch kleine 
Crossover-Diskussionen kön- 
nen also sehr fruchtbar sein! Ob Tony Blair's „New Labour" nun als 

~bschließend ist noch zu neues Modell sozialdemokratischer 
bemerken, daß uns das The- 
ma ,,Europa und die Linke" Parteien zum europäischen Exportschla- 

weiterhin, auch in der spw, ger wird, diese Diskussion hat bei uns 
beschäftigen wird. Wer die begonnen. 
spw seit mehreren Jahren be- 
zieht, sollte sich noch einmal 
die Thesen zum Europa-Kon- 
greß der spw von 1993 (Heft 71, Nr. 3/93) vor Augen 
führen. Der Heftschwerpunkt in dieser Ausgabe kann da- 
her nur ein weiterer Schritt sein. Aber, wie gesagt: der 
Countdown läuft. Viel Zeit, nicht nur zu analysieren, son- 
dern auch Bewegung für ein soziales und demokratisches 
Europa zu schaffen, bleibt nicht. spw 

1 Zum Weiterlesen: Etienne Balibar: Kann es ein europäisches 
Staatsbürgertum geben? In: Das Argument. Hg. von Frigga Haug 
und Wolfgang Fritz Haug. Nr. 206, Heft 415-1 994. 5. 621 -638. 
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I New Labour' - 
Thatchers Erbe und 
Verfassungsreform 
von Hilary Wainwright* 

W ir wurden als ,New Labour' gewählt, und wir 
werden als ,New Labour' regieren," sagte Tony 

Blair in seiner erste Rede als Premierminister. 
Manchmal scheint es, daß Tony Blair und Peter Mandelson 
in der britischen Labour Party tun und lassen können, was 
sie wollen, selbst ihren Namen von "Labour Party" in ,,New 
Labour" ändern. Aber sind die Veränderungen so tiefge- 
hend, wie sie gerne glauben möchten? Ist ,New Labour' 
mehr als eine clevere public relations-Strategie, mit der La- 
bour nach vier Niederlagen in Folge und achtzehn Jahren 
Einparteien-Herrschaft der Tories die Wahlen gewann? 
Wird das Konzept den Druck der Regierungsverantwortung 
überstehen, oder wird die Koalition, die die britische Labour 
Party war und ist, auseinanderbrechen? 

,New Labour' kann ohne Mrs. Thatchers Neoliberalis- 
mus nicht verstanden werden. ,New Labour' macht 
grundsätzliche Konzessionen an den durch Thatchers Re- 
gierungen geschaffenen Konsens - und ist gleichzeitig 

der zentrale politische Aus- 
,New Labour' macht grundsätzliche Kon- druck des Widerstands gegen 

zessionen an den durch Thatchers Regie- Thatchers Erbe. (Aus dem 
Wahlerfolg der Liberaldemo- 

rungen geschaffenen Konsens - und ist kraten und dem Wachstum 

gleichzeitig der zentrale politische Aus- außerparlamentarischer Ju- 
gendprotestbewegungen 

druck des Widerstands gegen Thatchers schließen einige, 

Erbe. daß Labour in der letzteren 
Rolle gescheitert ist). In der 

Wirtschaftspolitik und in einem gewissen Maße auch in 
der Sozialpolitik hat ,New Labour' viel von der neolibera- 
len Orthodoxie übernommen; im Führungsstil eifert Tony 
Blair Margaret Thatcher nach; in Fragen des britischen 
politischen Systems jedoch fokussiert die Labour Party als 
wichtigste Oppostionspartei ein aufgestautes Bedürfnis 
nach einem radikalen Verfassungswandel. So verbindet 
New Labour eine monetaristische ökonomische Orthodo- 
xie, die die Ungleichheit in der Gesellschaft vertieft und 
zudem ökologisch untragbar ist, mit einem Verfassungs- 

m - ein a~ ?r unhaltbarer Kom- refori 
prom 

rnprogram 
iiß. 

rf die Daui 

.L.. , „ , Blair - Thatchers Ei ue 
Der Einfluß des Thatcherismus auf Tony Blair, den jungen 
Anwalt mit der Managergesinnung, der die Labour Party 
seit dem plötzlichen Tode von John Smith 1994 führt, 
wurde offensichtlich, als er an der dreijährlichen Mana- 
gement-Konferenz von Rupert Murdochs News Corpora- 
tion teilnahm. (Ihr gehort das wichtigste britische Boule- 

* Hilaiy Wainwright, Herausgebern des linken britischen Zwetmonatsmagazins "Red Pepper" 
Ubersetzung: Thorsten Cabalo 

vardblatt, jene ,,SunU, die von sich behauptet, daß sie 
1992 die Wahl für die Konservativen gewann.) Hier erho- 
ben Blair und sein Team Anspruch auf Thatchers Erbe; 
nur eine Labour-Regierung könne ihre soziale und öko- 
nomische Revolution vollenden. „Sie hat einige Dinge 
verstanden. Eine größere Betonung des Unternehmens. 
Erfolg belohnen, nicht bestrafen. In diesem Sinne war 
Mrs. Thatcher eine Radikale, keine Tory,'' sagte Blair (The 
Times, 1 7.07.95.) 

Blair betrachtet sich selbst als ,die radikale Mitte' (was 
immer das heißt). Doch sein Radikalismus richtet sich -wie 
Thatchers - nicht gegen die Herrschenden, sondern gegen 
die Gewerkschaften, die Labourlinke und einen umvertei- 
lenden Staat. So rühmte er sich noch kürzlich, unter einer 
Labour-Regierung werde ,,Großbritannien immer noch die 
restriktivsten Gewerkxhaftsgesetze der westlichen Welt ha- 
ben" (Press ksociation, 25.03.97). Er werde ,,untadelig 
hart im Umgang mit den Gewerkschaften" sein. (Vorstel- 
lung des Labour-Wahlmanifests, 31. März 1997.) 

Dieser ,Radikalismus' geht - ebenfalls in Nachahmung 
Mn. Thatchers - mit einem tiefen Konse~atismus bezüglich 
Britanniens Rolle in der Welt einher. Statt für Britannien eine 
neue Rolle als kleine vorgelagerte Insel auszuarbeiten, die 
eine Zukunft mit dem Festland teilt und ihre imperiale Ver- 
gangenheit verwirft, verkündet Blair: ,,Jahrhundert auf Jahr- 
hundert war es Großbritanniens Bestimmung, andere Na- 
tionen zu führen. Das sollte keine Bestimmung sein, die Teil 
unserer Geschichte ist. Sie sollte Teil unserer Zukunft sein." 
Er werde zeigen, ,,worum es einem wahren britischen Pa- 
triotismus geht und Britannien neue Lebenschancen g e  
ben,,, und überhäuft die Streikräfte mit Lob für ihre Rolle 
auf den Falkland-Inseln und im Persisch-Arabischen Golf. 
(The Independent, 22.04.97.) 

Auf der anderen Seite erkennt er an: ,,Mrs. Thatcher 
irrte sich, wenn sie den Konsequenzen des sozialem Zu- 
sammenbruchs gleichgültig gegenüberstand." (Press As- 
sociation, 23.04.95.) Er besteht darauf, daß sich seine 
Werte von Thatchers unterscheiden. Tony Blair - in jeder 
Hinsicht ein wirklich netter Kerl, ein bißchen wie ein älte- 
rer Personalchef, der ,,hart aber fair" eine rücksichtlose 
downsizing-Operation in ihre Schranken weist, beraten 
vom Marktanalysten der Firma, Peter Mandelson. 

Minimale Wahlverprechen 
Die Labour Party führte den Wahlkampf mit nur fünf Ver- 
sprechungen, die sozialen Minimalismus, ökonomische 
Austerität und sozialen Autoritarismus kombinierten. 
(Das radikale Verfassungsreform programm wurde im 
Wahlkampf kaum erwähnt.) Diese fünf Ankündigungen 
haben Vorrang im Gesetzgebungsprogramm der neuen 
Regierung: 

Verkleinerung der Klassenstärke in Grundschulen auf 
30, finanziert durch einen Subventionsabbau bei den 
teuren ,öffentlicheni (d.h. privaten) Schulen; 

Schaffung von Arbeitsplätzen für 250.000 Jugendli- 
che (die Arbeitslosigkeit wird in Britannien auf vier Millio- 
nen geschätzt) durch eine Besteuerung der Extra-Profite 
kürzlich privatisierter Einrichtungen; 

Verkürzung der Wartelisten von Krankenhäusern 
durch eine Rationalisierung der Gesundheitsverwaltung; 

Beibehaltung geringer Staatsverschuldung, Staats- 
ausgaben, Steuern und Inflation (inzwischen formalisiert ' 

durch Gewährung der Unabhängig an die Bank von Eng- 
land); 

neuartige Schnellverfahren gegen jugendliche Straftä- 
ter. 

1 Joschka Fischer: ,.Warum ich für den Euro bin". DieZeit 21.3.1997 
2 Wolfgang Streeck: Gewerkschaften zwischen Nationalstaat und Eu- 

ropäischer Union. Max-Planck-Institut für Gesellschafisforschung. 
MPlFG Working Paper 964. Mai 1996. 

3 Gilbert Ziebura: ,,Was ist geblieben von einem ,,Europa der dritten 
Kraft"?, Frankfurter Rundschau 22.3.96 (zitiert aus J. Schuster 
(Hrsg.): Maastricht neu verhandeln) 

4 Siehe dazu: Jürgen Hoffmann, Reiner Hoffmann: Globalisierung 
- Risiken und Chancen für gewerkschaftliche Politik in Europa 
(Ms.) Working Document des Europäischen Gewerkschaftsinsti- 
tuts 

5 Lucio Pench: (Ms.) Beitrag für das WSA-Forum 
6 WSA-Tagungsbericht 23.-24.5.1996. D160196. 5.6 
7 los6 IsaAis Rodriguez Garcia-Caro: ,,Das europäische Sozialmo- 

msterdam am 16. und 17. Juni: Die Staats- und A Regierungschefs der EU verabschieden eine revi- 
dierte Fassung des Vertrags über die Europäi- 

sche Union. Die für die europäischen Bürger entschei- 
denden Fragen -wie kann die Arbeitslosigkeit bekämpft, 
soziale Gerechtigkeit hergestellt, die EU transparenter 
und demokratischer gemacht werden -, diese Fragen 
werden von der Regierungskonferenz nicht beantwortet. 

Statt dessen wird die Militarisierung der Union voran- 
getrieben und eine europäische Polizei geschaffen, die in 
ihren Kompetenzen und ihrer Unkontrollierbarkeit (von 
lebenslanger Immunität der Beamten ist in den aktuellen 
Entwürfen die Rede) jede nationale Polizei übertrifft. Ne- 
benbei wird die Verwaltungs- und Entscheidungskompe- 
tenz mehr und mehr von der Kommission und dem EP 
zum Ministerrat verlagert, die Union also zu einer Veran- 
staltung zwischen den Regierungen gemacht und entde- 
mokratisiert. 

Dies alles wird von der Öffentlichkeit im Schatten der 
Frage ,,Kommt der Euro und welche Folgen hat das für 
mich?" nur am Rande wahrgenommen, bleibt doch der 
Bereich der Währungsunion bei der Regierungskonferenz 
bewußt außen vor. Dabei sind die anderen Aspekte der 
Ausgestaltung der Europäischen Union nicht nur trotz- 
dem, sondern gerade auch wegen der bevorstehenden 
Währungsunion wichtig. Euro und Maastricht II sind 
zwei zentrale Bereiche, in denen die Weichen für die Zu- 
kunft der lntegration gestellt werden. Und die Richtung 
der lntegration ist wiederum entscheidend dafür, ob 
man als Linke diese Integrations,,fortschritte" mitträgt 
und wie man die zukünftige Entwicklung zu beeinflussen 
versucht. 

Die Regierungskonferenz in Amsterdam bietet den 
Anlaß, alternative Vorstellungen zu entwickeln und über 
Strategien ihrer Umsetzung zu diskutieren. Seit Mitte 

L 

April finden Sternmärsche ,,gegen Erwerbslosigkeit, un- 
geschützte Beschäftigung und soziale Ausgrenzung" 
statt, die in einer großen Demonstration in Amsterdam 
am Vorabend der Regierungskonferenz enden (14.6.). 
Allerdings werden ,,die Märsche" in Deutschland haupt- 
sächlich von kleinen linken Splittergruppen getragen, 
weil die Gewerkschaften nicht in dieses Projekt eingestie- 
gen sind. Es Iäßt sich auch bezweifeln, ob der Versuch ei- 
ner Massenmobilisierung auf europäischer Ebene in der 
Frage der Arbeitslosigkeit zur Zeit der richtige strategi- 
sche Ansatz ist. 

Interessanter erscheint da die Initiative des ,,European 
Appeal for Full Employment", der von dem britischen La- 
bour-Europaabgeordneten Ken Coates ins Leben gerufen 
wurde und hinter dem sich (Crossover Iäßt grüßen) vor 
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Naar en ander Europa 
Alternativgipfel in Amsterdam 

von Thorben Albrecht* 

allem sozialdemokratische/sozialistische, kommunisti- 
sche und grüne europäische und nationale Abgeordnete, 
aber auch Vertreterlnnnen von NGOs, Wissenschaftlerln- 
nen und Kirchenvertreterlnnen gesammelt haben. Diese 
haben am 22. und 23. Mai in Brüssel eine Veranstaltung 
durchgeführt, um Strategien für Vollbeschäftigung auf 
europäischer Ebene zu entwickeln. Leider war zu Redakti- 
onsschluß dieser spw-Ausgabe noch unklar, ob und wie 
dieser Ansatz nach dem Treffen in Brüssel weiter verfolgt 
wird. 

Parallel zur Regierungskonferenz in Amsterdam fin- 
det vom 1 2. bis 1 7. Juni ein ,, Eurotop van Onderop" (Gip- 
fel von unten) statt, der von einem sehr breiten Bündnis 
getragen wird. Unter dem Motto ,,Naar en ander Euro- 
pa" werden in einer Vielzahl von Workshops und Podi- 
umsdiskussionen alternative Vorstellungen für ein sozia- 
les, ökologisches, feministisches, friedliches und solidari- 
sches Europa thematisiert. Die Referentlnnen reichen von 
NGO-Vertreterlnnen wie Vandana Shiva über kritische 
Wissenschaftlerlnnen wie Susan George zu Politikerlnnen 
wie Michel Rocard (angefr.), Frieder Otto Wolf und Heidi 
Wieczorek-Zeul. 

In Deutschland werden die Vorbereitungen des Alter- 
nativgipfels bei Bündnis 90/Die Grünen koordiniert1 und 
die teilnehmenden Organisationen reichen von den Or- 
ganisatorlnnen der ,,MärscheJ' über NGOs zu den Jusos. 
Der Alternativgipfel bietet so sicherlich die Gelegenheit, 
nach Bündnispartnern auf europäischer und deutscher 
Ebene zu suchen und Ideen für weitere gemeinsame Ak- 
tivitäten über Amsterdam hinaus zu entwickeln, um die 
europäische lntegration auf den Weg ,,naar en ander Eu- 
ropa" zu bringen. spw 

I Kontakt: Bernd Schneider, Bundesgeschäftstelle Bündnis 901Die 
Grünen, Baunscheidtstr. la, 53113 Bonn, Tel.: 0228-16 87022, 
Fax: 0228-1 6 46642, e-mail: FIC@oln.cornlink.apc.org. 

* Thorben Albrecht ist internationaler Sekretär beim Juso-Bundesverband 
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Nicht nur belgisches, sondern auch europäisches Recht wurde 
durch das Vorgehen der Renault-Geschäftsleitung gebrochen. 
Die Reaktionen darauf waren damit nicht allein eine nationale 
Angelegenheit: sie blieben auch auf europäischer Ebene nicht 
aus. Die nationale und europäische Doppelsicherung macht es 
schwieriger für ein Unternehmen, nationale Rechtsvorschriften 
auszuhebeln. Es lohnt sich für die Gewerkschaften, den mühse 
ligen Weg europäischer Sozialgesetzgebung weiterzuverfolgen 
-nicht um nationales Recht zu ersetzen, sondern um auch eu- 
ropäische Sicherungen einzubauen. 

Im Zuge dieser neuen Dynamik ist es ein großer Vorteil der 
Entwicklung der letzten 25 Jahre (1 973: Gründung des Euro- 
päischen Gewerkschaftsbundes EGB), daß sich die europäi- 
schen Gewerkschaften von der Vorstellung getrennt haben, es 
gehe vor allem darum, nationale Arbeitsrechts- und Mitbestim- 
mungsmodelle zu exportieren und in europäisches Recht um- 
zuwandeln. Bei allen Bedenken, die von arbeitsrechtlicher Seite 
entwickelt wurden, sollte doch nicht übersehen werden, daß 
eine Mehrebenenpolitik der Gewerkschaften auch in diesem 
Bereich den Arbeitnehmerlnnen mehr Vorteile bringt als die Ab- 
schottung nationaler Systerne, die sich gegen Standortverlage 
rungen von multinationalen Unternehmen ohnehin nur b e  
dingt wehren können. An der Latte der jeweiligen nationalen 
Vertretungsstrukturen gemessen, genügen die EureBetriebsrä- 
te den Ansprüchen vieler nationaler Vertretungsmodelle nicht, 
seien sie nun deutsch, französisch oder niederländisch. Aber zur 
Sicherung nationaler Systeme ist die Existenz der EureBetriebs- 
räte deshalb von Bedeutung, weil sie auch in den global operie- 
renden europäischen Konzernen ein grundlegendes Element 
des europäischen Sozialstaatsmodells global absichert: die In- 
formation und Konsultation zwischen Management und Ar- 
beitnehmervertretem. 

Über die praktische Zusammenarbeit dürften auch neue 
Impulse für eine ,,best-practice-Diskussion" in den Gewerk- 
schaften entstehen, die bereits seit einiger Zeit Auswirkun- 
gen hat, z.B. bei der Gestaltung der Arbeitnehmervertretun- 

gen in Spanien, Portugal und 
Es geht also nicht um eine Alternative Griechenland oder der Gestal- 

tung der betriebsnahen Mitbe- zwischen Nationalstaat und Europa, son- 
stimmung im Bereich der Ar- 

dern um eine Verdopplung, um eine beitssicherheit (vorbildlich 2.B. 

Mehrebenenstrategie der Gewerkschaf- Dänemark). Fehlte eure- 
päische Dimension des Vonein- 

ten. anderlernens, wäre die Siche- 
rung und Verbesserung natio- 

naler Systeme schwieriger. Es geht also nicht um eine Alter- 
native zwischen Nationalstaat und Europa, sondern um 
eine Verdopplung, die ein Grundelement des Sozialmodells 
europäisch verstärkt, um eine Mehrebenenstrategie der Ge- 
werkschaften. 

4. Perspektiven einer breit angelegten Debatte über . 

die Veränderungen der europäischen Gesellschaft 
und der Sicherung des Sozialmodells 
Trifft die These zu, daß die europäischen Gesellschaften ei- 
nige Probleme gemeinsam haben, die sich aus der Diskre 
panz zwischen gesellschaftlichen Entwicklungen und den 
Strukturen des Sozialmodells ergeben, dann lohnt es sich, 
unabhängig von der Globalisierung nach Lösungen zu su- 
chen. Aus der WSA-Debatte ergab sich eine große Zustim- 
mung zu den Thesen von E. Barbieri Masini, die darauf auf- 
merksam machte, daß die Überalterung der europäischen 
Bevölkerung, die Zunahme von Ein-Personenhaushalten, 
die Spaltung der Gesellschaft aufgrund der Spaltung des Ar- 
beitsmarktes wesentliche Ursachen der gegenwärtigen Kri- 
se des europäischen Sozialmodells sind.I2 Daß sich weder 
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die Strukturen der Arbeitsmärkte noch die der sozialen Si- 
cherheit auf diese Veränderungen ausreichend eingerichtet 
haben, hat mit der Globalisierung wenig zu tun. Doch, wie 
das WSA-Forum festellt: „Die Globalisierung legt veraltete 
Strukturen offen und trägt dazu bei, die Unzulänglichkeiten 
des europäischen Sozialmodells deutlich zu machen."13 

Das Beispiel der Arbeitszeitpolitik und der Lohnneben- 
kosten mag verdeutlichen, wie nationale und europäische 
Ebene ineinandergreifen. Die Anpassung des Sozialmodells 
an gesellschaftliche Veränderungen wirft. Fragen nach der 
Veränderungen der Lebensarbeitszeit und der täglichen Ar- 
beitszeit, der Neubewertung des Stellenwerts der Arbeit in 
unserer Gesellschaft, der Umstrukturierung des Generatio- 
nenvertrags, der Methoden der Umverteilung von Arbeit 
und der Kostenbelastung des Faktors Arbeit auf, die in Ver- 
handlungen einzubeziehen sind. Die nationale und die eu- 
ropäische Handlung- und Verhandlungssebene sind bereits 
jetzt miteinander verzahnt. Die derzeitigen Verhandlungen 
der europäischen Sozialpartner über ein Abkommen zur 
Teilzeitarbeit stehen wohl vor einem Abschluß und könnten 
damit den gesetzgeberischen Stillstand auf europäischer 
Ebene beenden. Zwischen dem Mindestrahmen auf euro- 
päischer Ebene und den nationalen Regelungen besteht 
dann immer noch ein ausreichender Spielraum, so wie dies 
auch bei dem Abkommen zum Elternurlaub der Fall ist, das 
seinerseits, wie in Belgien nationalen Verhandlungen neue 
Impulse gibt, die sich nun weiter auf die Branchenebene er- 
strecken. 

Bei der Entlastung des Faktors Arbeit besteht grundsätzlich 
ein politischer Konsens, daß - auf der Makroebene- die Lohn- 
nebenkosten zu hoch sind. Aber trotz gegenteiliger Absichtser- 
klärungen stieg in der EU die Abgabenbelastung des Faktors Ar- 
beit zwischen 1980 und 1994 von 34,7% auf 40,5% und sank 
die Belastung von Kapital, selbständiger Arbeit, Energie, natürli- 
chen Resourcen von 44.1 %auf 35,2%14. Aus Gründen der in- 
neren Wettbewerbsgleichheit und der Wettbewerbsfähigkeit 
nach außen ist ein koordiniertes Vorgehen sinnvoll. Dabei kön- 
nen auf nationaler Ebene durchaus unterschiedliche Wege zur 
Absenkung der Lohnnebenkosten gegangen werden. Der 
Spielraum für die Gestaltung der nationalen Systeme wird eher 
größer, wenn innerhalb der EU keine ,,catch-as-catch-can"-Si- 
tuation besteht. 

In einigen Mitgliedstaaten wird bereits vorexerziert, daß 
die soziale Absicherung neuer Beschäftigungsformen und 
die Senkung von Lohnnebenkosten positive Auswirkungen 
auf dem Arbeitsmarkt zeigt. Die derzeit vom neu gebildeten 
EU-Ausschuß für Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
verfolgte Strategie des ,,benchmarkingM sollte hier hilfreich 
sein, grenzüberschreitend innovative Initiativen und Politi- 
ken nutzbar zu machen, vorausgesetzt, daß sich dies nicht 
nur auf der Regierungsebene abspielt, sondern die Sozial- 
parteien vollberechtigt mit einbezieht. 

Die Alternative ,Nationalstaat oder Europa' führt zu 
einer Scheindiskussion, die bei der künftigen Gestaltung 
des europäischen Sozialmodells nur wenig weiterhilft. Er- 
folgversprechender scheint, den erstaunlichen Konsens 
der Europäerlnnen über gesellschaftliche Prioritäten zu 
nutzen, um innerhalb der EU öffentlichen Druck zu er- 
zeugen, der die Chancen einer Umgestaltung des euro- 
päischen lntegrationsprojekts erhöht: Friedenssicherung 
und die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit stehen an der 
Spitze der Prioritäten der öffentlichen Meinung, die aller- 
dings von der Politik wenig erwartet.15 Ein Grund mehr, 
daß sich die gesellschaftlichen Organisationen - und an 
erster Stelle die Sozialparteien - der Umgestaltung des 
Sozialmodells annehmen. SPW 
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Diese vorsichtige Kombination sollte die Erwartungen 
in die Labour Party dämpfen. Doch die Erdrutschniederla- 
ge der Tories hat die Erwartungen erhöht. Umfrageer- 
gebnisse und Wahlanalysen stimmen überein: gestimmt 
wurde eher gegen die Tories als für New Labour. Mei- 
nungsumfragen zufolge sind der Mehrheit - mittlere Ein- 
kommen wie Arme - bessere staatliche Dienste wichtiger 
als niedrige Steuern. Und sie erwarten von Labour, diese 
besseren Dienste einzurichten. Indem sie sich jedoch an 
die Ausgabengrenzen der Tories gebunden haben, lassen 
sich Blair und sein Schatzkanzler Gordon Brown wenig 
Spielraum, um solche Verbesserungen durchzuführen 
oder auch nur die krassesten Ungleichheiten abzubauen, 

1 die die Tory-Politik verursacht hat. 

Soziale Ungleichheit nach achtzehn Jahren Tory- 
Herrschaft - keine Frage der Werte 
Der Anteil des reichsten Fünftels der Bevölkerung am Volks- 
einkommen stieg von 37% 1979 auf 43% 1995, während 
der des ärmsten Fünftels von 9.5% auf 6,9% fiel. Lebte 
1979 jedes zehnte Kind in Armut, war es 1995 jedes dritte. 

Die sozialen Spaltungen, die Tony Blair anklagt, wenn 
er seine Werte von denen Mrs. Thatchers unterscheidet, 
sind das Ergebnis dieser wachsenden Ungleichheit. Doch 
New Labour will im Rahmen von Thatchers ökonomi- 
schen Vorgaben arbeiten, was Besteuerung, Arbeitsge- 
setzgebung und öffentliche Ausgaben angeht. Was wer- 
den andere ,Werte1 ändern, wenn die ökonomischen 
Grundregeln dieselben bleiben? Außer den Wahlverpre- 
chen bezüglich der Klassenstärken und der Schaffung 
von Arbeitsplätzen für einige arbeitslose Jugendlichen 
sind denn auch nur Vorschläge zu vernehmen, nach 
Pfadfinderart mit geringen Mitteln, aber viel gutem Wil- 
len Gutes zu tun: ,Heimarbeits-Clubs', die von Top-Fuß- 
ballteams unterstützt werden, oder den Einsatz Lotterie- 
einnahmen für Gesundheitsvorsorgeprogramme und 
Lehrerfortbildung in neuen Technologien. Ohne ernst- 
hafte Versuche aber, den Armen zurückzuholen, was 
Thatcher den Reichen gegeben hat, werden lediglich 
New Labours viktorianische Werte zum Tragen kommen: 
Nächtliche Ausgangssperren für Jugendliche stehen be- 
reits auf Labours Prioritätenliste. 

Das Verfassungsreformprogramm 
Doch die Linke in Großbritannien hat einen Grund zur 
Hoffnung. Der wirklich radikale und demokratische Teil 
von Labours Programm sind die - gemeinsam mit den Li- 
beraldemokraten entwickelten - Vorschläge, 

schottische und walisische Parlamente und möglicher- 
weise englische Regionalversammlungen einzurichten; 

das Verhältniswahlrecht einzuführen; 
t 

einen ,,freedom of information act" zu erlassen; 
die Grundrechte verfassungsmäßig zu verankern, 
das Vererbungsprinzip der Mitgliedschaft im Ober- 

haus abzuschaffen. 
Ein solches Programm ist eine Antwort auf die in  der 

Nachkriegszeit beispiellose Zentralisierung der Macht un- 
ter Mrs. Thatcher. Von Tony Blair stammt es nicht. Nach 
der Art zu urteilen, wie er die Macht in der Labour Party 
zentralisiert hat, möchte er wohl lieber die Macht über- 
nehmen, die Mrs. Thatcher angehäuft hat. Labours Ver- 
fassungsreformprogramm hat verschiedene Quellen. Ob- 
wohl ein vorsichtiger, traditionalistischer Labour-Zentrist, 
lenkte John Smith, als er 1987 Parteivorsitzender wurde, 
die Partei auf den Weg der Verfassungsreform - ge- 
drängt durch den Widerstand gegen Thatchers Erosion 
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selbst der mangelhaften Demokratie des ,Westminister- 
Modells'. In Schottland handelten in  einer regelrechten 
,,Verfassunggebenden Versammlung" (Constitutional 
Convention) Liberale und Labour Party zusammen mit 
der Kirche, dem schottischen Gewerkschaftsdachverband 
und vielen Bürgerorganisationen detaillierte Pläne für ein 
schottisches Parlament aus, das nach dem Verhältnis- 
wahlrecht gewählt werden, Steuern erheben und für alle 
schottischen Angelegenheiten zuständig sein sollte. 

Die New Labour-Zentrale in London stand diesen Ent- 
wicklungen unglücklich und verständnislos gegenüber. 
Doch die schottische Labour Party ist der Teil der Labour Par- 
ty, der nicht erfolgreich in das Modell New Labour umge- 
wandelt worden ist. Wie weit der Impuls für eine Verfas- 
sungsreform über Schottland hinaus tragen wird, hängt 
denn auch davon ab, wie stark sich radikale linke Traditio- 
nen in der englischen und walisischen Labour Party wieder 
durchsetzen, nun, nachdem die Tories weg sind. 

Die Schwäche der Labour-Linken 
Für die vernichtende Wahlniederlage der zerstrittenen 
Partei von 1983 machte die neue Parteiführung unter 
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Neil Kinnock, beraten von Peter Mandelson, die Parteilin- 
ke verantwortlich - und begann mit der Austreibung der 
Linken: Die rote Rose wurde das Parteisymbol; ,Nationali- 
sierung', sogar öffentliches Eigentum, wurde ein 
schmutziges Wort; Neil Kinnock, der gerade noch gegen 
die Atomrüstung gekämpft hatte, entschied, die britische 
Bombe sei am Ende eine so schlechte Sache nicht. Nach 
einer liberaleren Übergangsphase unter John Smith ver- 
wandelte schließlich Tonv Blair die Partei aus einer hoch- 
politisierten, aber zugleich innerlich tief gespaltenen Ko- 
alition in einen stromlinienförmigen, fast unpolitischen 
Apparat, in der jedeR Sprecherln an der kurzen Leine von 
Mandelsons Lakaien in der Parteizentrale in den Mill- 
banks Towers geführt wird - oder gar nicht sprechen 
darf. Die Entideologisierung der Partei war vollendet. Auf 
der Oberfläche zumindest. 

Damit jemand mit sowenig Labour-Verankerung wie 
Tony Blair zur Führung der Labour Party kommen konnte, 
mußten tausende Labour- und Gewerkschaftsmitglieder 
bereit sein, alles zu tun, um die Tories zu besiegen. Sie 
stimmten für Blair als Parteivorsitzenden, weil er als der 
Mann verkauft wurde, der die Wahlen gewinnen konnte, 
v.a. die Stimmen des von den Tories enttäuschten ,midd- 
le England'. Nach dem Trauma der unerwarteten Wahl- 
niederlage 1992 war es für viele Labourmitglieder, als ob 

sie ein unlösbares Problem 
Blair betrachtet sich selbst als ,die radika- einem Techniker übergaben, 

le Mitte'. Doch sein Radikalismus richtet einem der Lösungswe- 
ge finden würde, die ein 

sich nicht gegen die Herrschenden, son- Amateur nicht unbedingt 

dern gegen die 

bourlinke und 

Staat. 

Gewerkschaften, die La- verstehen konnte. Nachdem 
sie einmal gewählt waren, 

einen umverteilenden ließen die Mitglieder der 
~ l a i r l ~ a n d e l s o n - ~ ü h r u n ~  
völlig freie Hand, solange sie 

nur Labour zurück an die Regierung brachten. Noch eine 
Niederlage, und die Labour Party wäre nicht mehr regie- 
rungsfähig. Und die Labour Party ist dispzipliniert. Nach- 
dem die Wahlstrategie einmal festgelegt war, war die 
Disziplin insbesondere der Linken bemerkenswert. Per- 
sönlichkeiten wie Ken Livingstone oder Tony Benn,' sonst 
nicht mikrofonscheu, schwiegen - außerhalb ihrer eige- 
nen Wahlkreises - während des gesamten Wahlkampfs. 
Aber resultiert Blairs Herrschaft über die Partei wirklich 
nur aus Wahlkampfdiniplin? Oder ist sie die britische Ver- 
sion der Anpassung der europäischen Sozialdemokratie 
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an veränderte internationale politischen Bedingungen - 
an globale Märkte, eine flexible Produktion, den Zusam- 
menbruch des ,real existierenden Sozialismus' - und, un- 
ter dem Banner der ,Modernisierungl, den Glauben, daß 
soziale Gerechtigkeit von einer gutgehenden kapitalisti- 
schen Wirtschaft abhängt? 

Ich meine: Es hat ein solches Umdenken gegeben, 
aber er war nur eine blasse Parallele zu Veränderungen, 
die auf dem Kontinent stattgefunden haben. In der La- 
bour-Führung haben die Wahltaktiker die intellektuellen 
Erneuerer dominiert. Thatchers Konsens zu übernehmen, 
ist ein Zeichen der Flachheit und taktischen Getriebenheit 
von New Labour. kein intellektueller Radikalismus. 

Die Stärke der Labour-Linken: Die Modernisie- 
rungsprojekte der sechziger und siebziger Jahre 
Das Neue an ,New Labour' ist leer. Frühere Modernisie 
tungsprojekte innerhalb der britischen Labour-Party werden 
ignoriert. Es gab zwei solcher Modernisierungsprojekte. Ei- 
ner britischen Version der Anpassunci des kontinentalen So- - 
zialismus an den Kapitalismus kam 1956 der Klassiker ,Die 
Zukunft des Sozialismus' des zukünftigen Labour-Ministers 
Anthony Crossland am nächsten. Er begründete eine sozial- 
demokratische Tradition, die für soziale Gleichheit und kul- 
turelle Liberalität wie auch für eine gemischte Wirtschaft 
und das westliche Lager im Kalten Krieg stand. Sie wurde 
von einer Gruppe von ,Revisionisten1 getragen, die in den 
sechziger und siebziger Jahren Minister wurden. Viele schie- 
den Anfang der achtziger Jahre aus einer zunehmend nach 
links neigenden Labour Party aus, um die Sozialdemokrati- 
sche Partei zu bilden (heute Teil der Liberaldemokraten). Ei- 
nige, vor allem Roy Hattersley (stellv. Vorsitzender unter Neil 
Kinnock) blieben Labour treu und stehen heute deutlich 
links von Tony Blair. 

Diese Leute glaubten an Steuern und Staatsausga- 
ben, waren aber gegen die Ausweitung öffentlichen Ei- 
gentums. Es sind ihre Erben eher als Tony Blair, die ver- 
wandte Seelen unter kontinentalen Sozialdemokraten 
finden würden, für die die ,soziale Marktwirtschaft' die 
Verpflichtung einschließt, Ressourcen für die sozial aus- 
gegrenzten bereitzustellen. New Labour dagegen forder- 
te während des Wahlkampfs für die sozial ausgegrenzten 
nicht etwa Geld, um sie in das Wirtschaftsleben zu inte- 
grieren, sondern Gesetze, um sie zu kontrollieren - eine 
moralische Mission, um ihr Verhalten zu ändern. 

Ein weiteres, radikaleres Modernisierungsprojekt ging 
von den Architekten von Harold Wilsons gescheitertem 
Versuch (1964 - 69) aus, die ,weißglühende Hitze der 
Technologie' unter dem britischen finanziellen, industri- 
ellen und politischen Establishments zu verbreiten. Tony 
Benn (Tony Blair unter sehr verschiedenen Bedingungen 
nicht unähnlich) war der profilierteste dieser technokrati- 
schen Politiker, die durch ihre Begegnung mit dem zu- 
tiefst undemokratischen britischen Establishment radika- 
lisiert wurden. Sie sahen ihre besten Verbündeten in ei- 
ner zunehmend radikalen Gewerkschaftsbasis, die unter 
der Arroganz und Kurzsichtigkeit des Establishments litt. 
Sie entwickelten ein Programm der industriellen und fi- 
nanziellen Modernisierung, das dem Wahlprogramm der 
Labour-Regierungen 1974 - 79 zugrundelag. Am Ende 
wurden diese Politiker von der Industrie und den Banken 
besiegt, die sich nicht zuletzt auf den Konservatismus im 
Kabinett stützen konnten. Das Ergebnis: eine weitere Ra- 
dikalisierung in der Partei, ein harter und teilweise erfolg- 
reicher Kampf darum, die Parlamentsfraktion der Partei 
rechenschaftspflichtig zu machen. 
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tierung von Menschenrechten und Minderheiten). In dem 
derzeit so offensichtlichen Dilemma zwischen Handelsinter- 
essen einerseits und dem interkulturellen Dialog über die 
Respektierung von Grund- und Menschenrechten ist ein g e  
sellschaftlicher Diskurs und Konsens in Europa notwendig, 
der über die politische Diskussion (Gemeinsame Außenpoli- 
tik, Zusammenarbeit von Polizei und Justiz als Themen der 
Regierungskonferenz) hinausreichen muß und von den g e  
sellschaftlichen Organisationen zu führen bzw. herbeizu- 
führen ist. 

Giacomina Cassina fasst in ihrem Bericht zum WSA- Fo- 
rum zusammen: ,,Europa muß sich in dem Prozeß der Glo- 
balisierung vor allem für folgende Bereiche stark machen: 

I 
Erarbeitung weltweiter Umweltschutznormen; 
Förderung der sozialen Dimension im internationalen 

Handelsverkehr . . . (Sozialklausel); 
Regelung des internationalen Kapitalverkehrs zur Siche 

rung der Währungsstabilität; 
größtmögliche Abstimmung der gesamtwirtschaftli- 

chen Strategien, um den Erfordernissen des Welthandels 
gerecht werden zu können; 

Förderung konzertierter Aktionen . . . zur Herstellung ei- 
nes weltweit von Solidarität geprägten wirtschaftlichen und 
sozialen Umfelds, um in allen Ländern und Regionen der 
Welt ein Mindestmaß an Chancengleichheit zu s~haffen."~ 

2. EU und die Krise des europäischen 
Sozialmodells 
Unsere Chance, das europäische Sozialmodell in seinen 
Grundzielen zu bewahren,. liegt darin, daß es reformiert 
wird. Doch diese Reform muß sich zuallererst an den inner- 
gesellschaftlichen Entwicklungen in Europa orientieren, die 
sich sowohl von denen der USA, Japans und der Tiger un- 
terscheiden. 

Derzeit herrscht die ökonomische Kosten-Nutzen-Analy- 
se der Wettbewerbsfähigkeit vor (Höhe der Soziallasten und 
der Ausgaben, Höhe der Löhne, usw.). Doch das Problem 
einer einseitig an der Kostenfrage orientierten Reparaturpo- 
litik ist, daß mit dem Abbau des Sozialstaats gleichzeitig der 
Nutzen des Sozialmodells mit in Gefahr gerät, insbesondere 

die Rechtssicherheit für den einzelnen, 
die Grundlage einer Einkommenssicherheit durch Ar- 

beit, Kapitalanlage und soziale Umverteilung, 
hohe Arbeitsmotivation durch Sicherheit in der Lebens- 

planung, 
Konfliktlösung durch einen Mix von Arbeitgeber-Arbeit- 

nehmerbeziehungen und staatlichen Normen. 
Die Auseinandersetzung über die Umstrukturierung des 

Sozialmodells darf jedoch nicht dazu führen, das europäi- 
sche Kind mit dem Bade auszuschütten. Die politische Situa- 
tion ist nicht ungünstig: Schon einmal hat ein politischer 

I 
Richtungswechsel in Großbritannien der europäischen Sozi- 
alpolitik neue Impulse verliehen. Nicht zu vernachlässigen ist 
auch, daß die Arbeitgeber die Gefahren einer Zerstörung 
des Sozialmodells durchaus erkennen. ,,Die Wettbewerbsfä- 
higkeit Europas", so stellt beispielsweise der spanische Ar- 
beitgebervertreter Garcia-Caro in seinem Bericht zum WSA- 
Forum fest, ,,läßt sich nicht durch den Abbau des Wohl- 
fahrtsstaates oder die Kürzung der sozialen Mindeststan- 
dards ge~ährleisten"~. Ein Teil der Arbeitgeber, 2.B. der 
Verband der öffentlichen Unternehmen CEEP, eine der bei- 
den Arbeitgeberorganisationen des sozialen Dialogs, plä- 
diert auch - im Unterschied zu der Mehrheit des Industriel- 
lenverbands UNKE -für die Aufnahme des Sozialprotokolls 
in den EU-Vertrag.8 Von daher spricht einiges dafür, die Dis- 
kussion nicht auf die Gegenüberstellung von Nationalstaat 

und EU-Kompetenzen zu verengen und genau auszuloten, 
in welchen Bereichen Arbeitgeber und Gewerkschaften 
auch auf europäischer Ebene zu Ergebnissen kommen kön- 
nen. 

Mit Blick auf den EURO verschärft sich die Diskrepanz 
zwischen dem politischen Fahrplan zu seiner Einführung 
und den Defiziten bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 
Der DGB steht hier durchaus nicht allein, wenn er fordert, 
zur Erreichung der Konvergenzkritierien ,,keine weiteren so- 
zialen Einschnitte und Kürzungen von öffentlichen Investi- 
tionen vorzunehmen", sondern ,.Beschäftigungspolitik und 
Beschäftigungsziel" eindeutig im Vertrag zu verankern und 
eine ,,europaweite Modernisierungsinitiative" vorzuneh- 
men. 

3. Chancen der gewerkschaftlichen Zusammenarbeit 
und des sozialen Dialogs zur Sicherung des Sozial- 
modells 
Wird die Auseinandersetzung über die soziale Dimension der 
EU, wie in der Vergangenheit, nur auf rechtliche Fragen b e  
schränkt (EU-Richtlinien zum Arbeits- und Untemehmensrecht: 
ja oder nein), dann bleiben Chancen zur Nutzung des neuen In- 
struments europäischer Rahmenabkommen zwischen den So- 
zialpartnern ungenum. Dies ist eine mit Maastricht eingeführte 
neue Handlungsmöglichkeit der Sozialpartner, Abkommen auf 
europäischer Ebene zu schließen, die durch einen Bexhluß des 
Rates als Richtlinie allgemeinverbindlich erklärt werden.1° Die 
Mitgliedstaaten (inzwischen mit Großbritannien) gaben damit 
den europäischen Sozialpartnern ein Instrument an die Hand, 
das der Tradition europäischer Tarifautonomie entspricht, wo- 
bei die genauen Spielregeln im Bereich der kollektiven Rechte 
noch nicht europäixh geklärt sind. In der Praxis gab es zwar bis- 
her nur ein Abkommen zum Elternurlaub.ll Im sensiblen Be 
reich der Euro-Betriebsräte scheiterten Verhandlungen zwi- 
schen den Sozialparteien, jedoch entstand -gerade durch die 
ses Scheitern und die Möglichkeit einer Entscheidung des Mini- 
stenates mit qualifizierter Mehrheit (ohne Großbritannien) - g e  
nügend Druck, um eine entsprechende Richtlinie - nach jahr- 
zehntelangem Stillstand im gesetzgeberischen Bereich -zu ver- 
abschieden. Die praktischen Konsequenzen dieser Richtlinie 
sind von großer Bedeutung für die zukünftige Entwicklung un- 
ter den Bedingungen des Euro-Zeitalters. Allein durch die breit 
angelegte Möglichkeit von kurzen europäischen Informations- 
drähten zwischen den Betriebsrä- 
ten entsteht eine neue Dynamik, 
die weit über die Gremienarbeit ES ist notwendig, die ,,Kaninchen-starrt- 
der Gewerkschaften hinausreicht. auf-die Schlanaen-O~tik zu verlassen und 

d 

Gerade am Beispiel von Re 
nault Vilvorde wird deutlich. daß die EU als Handelnden im Globalisie- 

eine Verknüpfung nationaler und rungsprozeß zu sehen. 
europäischer Ebene auch von un- 
ten her entstehen kann. Erstens: 
Wenn die Arbeitnehmewertreter erkennen können, welche 
strategische Bedeutung die Einzelentscheidung eines Unter- 
nehmens in einem Land hat - der ständige Kontakt über die 
Euro-Betriebsräte leistet hierzu einen Beitrag -, kann auch eine 
von der Basis her kommende europäische Mobilisierung gelin- 
gen. Im Renault-Fall war die grenzüberschreitende Erkenntnis 
wichtig, daß die Schließung des technologisch modernsten 
Werks die Alarmglocken bei den Betriebsräten aller anderen 
schellen ließ. Die Beteiligung und das enorme Interesse aus an- 
deren Automobilkonzernen, spontane Solidarisietungen, ha- 
ben mit ,,rethorischen Forderungen nach ,internationaler Soli- 
darität'" (Streeck) nichts mehr zu tun. Denn den Beteiligten ist 
klar, daß es hier insgesamt um die Perspektiven des Konzerns 
und der europäischen Automobilindustrie geht. Zweitens: 
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Daß derartige Fragen nicht allein ,,akademischer Natur", 
sondern für die Gewerkschaften von höchster Relevanz 
sind, zeigen die weiteren Ausführungen von Streeck: Da 
sich der Nationalstaat über die EU seiner Rolle der ,,Absiehe- 
rung nationaler Vollbeschäftigungs- und Sozialpolitik" ent- 
ledige, gewinne er auf nationaler Ebene mehr Spielraum g e  
genüber den gesellschaftlichen Gruppen. Die ,,europäi- 
schen Interessen der deutschen Gewerkschaften" unter- 
scheiden sich aber „von denen der Gewerkschaften anderer 
europäischer Länder teilweise erheblichu3 (Stichworte: hohe 
Einkommen, geringe Lohnspreizung, hohes Niveau der so- 
zialen Sicherheit, Flächentarifvertrag, Mitbestimmung). Es 
eröffne sich deshalb die ,,unerfreuliche Aussicht auf eine 
jahrelange, mühsame und politisch kostspielige Verteidi- 
gung der Mitbestimmung"; auf ,,Rückzugsgefechte", ,,lan- 
ge Abwehrkämpfe". Da Europa keinen europäischen Sozial- 
staat schaffen kann, „muß heute alle politische Energie dar- 

auf verwendet werden, die so- 
Die ökonomischen Globalisierungspro- ziale Handlungsfähigkeit des 

zesse sind so mit der Reform des Gesell- Nationalstaates zu verteidi- 
aen." Die (deutschen) Gewerk- - 

schaftsmodells zu verknüpfen, daß seine schaften sollen sich von der 

demokratische, soziale und kulturelle Di- Emartung ei- 
ner ... Ausdehnuna des deut- 

rnension bewahrt werden kann. 
< 

sehen Sozial- und Tarifsystems 
auf die Union insgesamt verab- 

schieden". Sie sollen das ,,hohe deutsche Niveau sozialer Si- 
cherung und gewerkschaftlicher Beteiligung in einer inte- 
grierten europäischen Ökonomie ~erteidigen".~ 

Diese Analyse stellt zwar die wirischaftliche lntegration als 
solche nicht in Frage, präsentiert aber dann in letzter Konse 
quenz doch eine gewerkschaftliche Variante des nationalen Al- 
leingangs zur Gestaltung der sozialen Dimension. Ungewollt 
wird damit denjenigen Schützenhilfe geleistet, die - unter Hin- 
weis auf die Subsidiantät - Fragen der Beschäftigungs- und So- 
zialpolitik ohnehin für eine rein nationale Aufgabe halten. Da- 
mit bleibe aber das Ungleichgewicht mischen wirtschaftlicher 
und sozialer lntegration bestehen. 

Zieburas Überlegungen gehen in eine andere Richtung: 
Er plädiert dafür, durch gesellschaftliche Mobilisierung der 
politischen Union ein größeres Gewicht zu verleihen und ein 
neues europäisches Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell 
zu definieren: ,,Demokratisierung von unten und Entschei- 
dungsfähigkeit von oben müssen zusammenkommen, um 
so etwas wie eine transnationale Zivilgesellschaft zu begrün- 
den. ... Identität wächst nur im gemeinsamen Projekt mit 
allen Risiken, Chancen zum Experiment, Rückschlägen und 
Erfolgen, mit allen Kämpfen um die Sache, die es in sich 
birgt."4 Um das Entstehen dieser europäischen Zivilgesell- 
schaft ging es auch dem Wirtschafts- und Sozialausschuß 
(WSA) bei dem ,,Forum zur Zukunft der europäischen Ge- 
sellschaft" an dem Vertreter aller relevanten gesellschaftli- 
chen Gruppen und Wissenschaftler der verschiedensten Dis- 
ziplinen teilnahmen. 

1. Globalisierung und Krise des Sozialmodells 
Europas Chance für ein spezifisch europäisches Wirtschafts- 
und Sozialmodell ist, daß der in der neo-liberalen Diskussion 
dominierende einfache Zusammenhang zwischen Globali- 
sierung und Krise des Sozialmodells so nicht besteht. Die En- 
ergien sollten darauf konzentriert werden, das sog. unabän- 
derliche Schicksal in einen zu steuernden Prozeß zu verwan- 
deh4  Ein wesentlicher Punkt ist dabei, die ökonomischen 
Globalisierungsprozesse so mit der Reform des Gesell- 
schaftsmodells zu verknüpfen, daß seine demokratische, so- 
ziale und kulturelle Dimension bewahrt werden kann. 

EUROPA UND DIE LINKE 

Bei der ökonomischen Globalisierung besteht zunächst 
ein Interesse daran, daß die EU ihr ökonomisches Potential 
in die Waagschale wirft, um dort steuernd einzugreifen, wo 
die (kleinen und mittleren) Nationalstaaten nur mehr redu- 
ziertes Eingriffspotential haben. Lucio Pench führt z.B. fol- 
gende Bereiche auf: 

die ständige Ausweitung des Welthandels mit größeren 
Steigerungsraten als das Weltsozialprodukt aufgrund stän- 
dig sinkender Transportkosten von Gütern und noch ra- 
scher sinkender Kosten für lnformationsverarbeitung und 
-verbreitung; 

die enorme Steigerung der internationalen Finanztrans- 
aktionen. Zum Beispiel betragen die täglichen Weltdevisen- 
geschähe 1000 Mrd. US-Dollar, die täglichen Börsenge- 
schäfte 1500 Mrd. US-Dollar. Zum Vergleich: das gesamte 
BSP Deutschlands betrug 1993 1600 Mrd. ECU (entspricht 
nach aktuellem Kurs ca. 1840 Mrd. US-B). 

Zur Festlegung der EU-Ziele ist es notwendig, die ,,Ka- 
ninchen-starrt-auf-die Schlange"-Optik zu verlassen und die 
EU als Handelnden im Globalisierungsprozeß zu sehen: 

Europa ist ja keineswegs willenloses Opfer der Entwick- 
lung, sondern trägt aktiv dazu bei, die Liberalisierung des 
Welthandels zu fördern -und zwar im eigenen Interesse ei- 
nes Kontinents, der in starkem Maße exportabhängig pro- 
duziert. Die EU besitzt bekanntlich trotz fehlender gemein- 
samer Außenpolitik die Kompetenz der Außenhandelspoli- 
tik. Daß die Liberalisierung nicht mit einer entsprechenden 
europäischen Innovations-, Forschungs-, Industrie-und Bil- 
dungspolitik, d.h. einer veritablen Standortpolitik, verknüpft 
wurde, spricht für eine weitere europäische lntegration in 
diesen Bereichen. Die extreme Konzentration auf den inner- 
gemeinschaftlichen Handel deutet möglicherweise auf eine 
gewisse Schlafmützigkeit bei der Erschließung neuer Märk- 
te, die die Wirtschaft mit dem Hinweis auf den zu teuren 
Sozialstaat kaschiert. 

Europa ist bereits ein Hauptakteur auf der ökonomi- 
schen Bühne, insbesondere durch den Binnenmarkt, und 
noch verstärkt im Falle der Währungsunion. Auf der Ebene 
des Binnenmarkts ist die Deregulierungsfunktion unbestreit- 
bar; aber gleichzeitig entsteht auch ein europäischer Raum 
der Harmonisierung in den Bereichen von Arbeitssicherheit 
und -hygiene, Gesundheits- und Verbraucherschutz, wobei 
a) Deutschland nicht immer an der Spitze fortschrittlicher 
Gesetzgebung steht und b) die schrittweise Anpassung 
niedrigerer Standards in anderen EU-Ländern positive Aus- 
wirkungen auf die Sicherung von Standorten mit hohem Le- 
bensstandard hat. 

Europa hat bereits in der Vergangenheit einen Beitrag zur 
sozialen Globalisierung geleistet: als Mitautor der Sozialcharta, 
als ,,ExporteurN der Sozialpartnerschaft und der trilateralen Kon- 
sultation - z.B. in der Internationalen Arbeits-Organisation 
(IAO). Diese Dimension des europäischen Sozialmodells ist kei- 
neswegs am Ende, sondern stößt, wiesich auch an den Kontak- 
ten des WSA ablesen Iäßt, auf zunehmendes Interesse, ZU- 
nächst in Mittel- und Osteuropa, in der EURO-Med-Partner- 
schaft, bis hin zu Lateinamerika. Und auch innerhalb der EU 
entwickeln sich - auch in Bereichen, in denen keine europäische 
Gesetzgebung existiert- der soziale Dialog und gesellschaftliche 
Mitwirkungsstrukturen (Griechenland, Spanien, Portugal). 
Dorthin wurde zwar nicht das deutsche oder französische MO- 
ddl ,,exportiertn, wohl aber wollen diese Länder ja auch nicht 
ewig das Schlußlicht bleiben und kopieren positive Beispiele an- 
derer EU-Länder. 

Europa hat eine sozio-kulturelle Botschaft zu übermit- 
teln (friedliches Zusammenleben zwischen den Völkern, 
freiwillige grenzüberschreitende Zusammenarbeit, Respek- 

EUROPA UND DIE LINKE 

Die Umstände haben sich geändert, aber jeder ernst- 
hafte Modernisierer in den neunziger Jahren würde gut 
daran tun, von den Modernisierungsversuchen in den 
sechziger und siebziger Jahren zu lernen. Aber weil das 
unvollendete Projekt industrieller Demokratie und repu- 
blikanischen Radikalismus', das mit dem Namen Tony 
Benns verbunden wird, und die chaotischen, aber kreati- 
ven Experimente radikaler Labour-Stadtverwaltungen 
nach links führten, sind sie tabu. Mit Blais Aneignung des 
Wortes ,neu' wurden sie in die Dunkelheit von ,Old La- 
bour' verbannt. Damit wird die Labour-Linke sehr be- 
quem mit denen zusammengeworfen, die an eine zen- 
tralistische Staatswirtschaft glaubten (in Wirklichkeit ent- 

9 wickelten Benn und seine Kollegen am Institut für Arbei- 
terkontrolle gut ausgearbeitete Kritiken der nationalisier- 
ten Industrien); mit Honoratiorenkorruption in der Kom- 
munalpolitik (in Wirklichkeit kämpfte die neue Linke in 
den siebziger und achtziger Jahren für eine Öffnung der 
Kommunalverwaltungen); mit den undurchsichtigen 
Machenschaften von Gewerkschaftsführern (der die 
neue Linke lange von der Gewerkschaftsbasis aus entge- 
gengetreten war). 

Die Labour-Koalition 
Die früheren Modernisierungsversuche sind für die Zukunft 
des Sozialismus und der Labour Party in Britannien wichtig, 
weil die ,neue Linke' der sechziger Jahre und die radikalen 
Bewegungen der siebziger und achtziger Jahre mit ihren In- 
novationen in demokratischer Theorie und Praxis, ihre politi- 
sche Stimme in der Labour Party suchten. Das war vor allem 
eine Notwendigkeit, die sich aus dem britischen Mehrheits-, 
wahlrecht ergibt. Aber diese Notwendigkeit hat ihre Tugen- 
den. Während die neue Linke vor allem in den nordeuropäi- 
schen Landern eigene kleine Parteien hat - mit all den Vor- 
teilen, die eine eigene Stimme hat -, war die neue Linke in 
Großbritannien zur Koexistenz mit Politikern gezwungen, 
deren Hauptziel eine Regierungsübernahme ist, und mit ei- 
ner Arbeiterbewegung, deren Hauptinteresse die industriel- 
le oder ökonomische Reform ist. Daher mußte die Linke Fra- 
gen der industriellen und ökonomischen Strategie und des 
Staates praktisch angehen. Das schloß eine ungewöhnlich 
enge Zusammenarbeit zwischen der linken Arbeiterbewe 
gung und der Linken, die von neueren sozialen Bewegun- 
gen wie dem Feminismus und der grünen Politik beeinflußt 
war, ein. Und als die Linke wirklichen Einfluß in der Partei 
hatte, wie in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre, war d ie 
se Kombination eine Quelle großer praktischer Kreativität. 

zumindest in England marginalisiert worden sind, waren die 
Ideen und das moralische Selbstvertrauen auch in den drei 
Jahren vor der Wahl immer vorhanden. Nach der Wahl wer- 
den sie innerhalb wie außerhalb der Labour Party wieder an 
die Oberfläche treten. 

Hinzukommt eine neue Generation mutiger und phan- 
tasievoller Aktivisten. Konzentrierten sie sich anfangs dar- 
auf, den Bau von Straßen zu verhindern und Raves zu veran- 
stalten, so beschäftigen sie sich nun auch mit Fragen der so- 
zialen Gerechtigkeit. Mitten im Wahlkampf vereinigten sich 
diese ,do it yourself'-Aktivisten mit militanten Gewerkschaf- 
tern zu einem 20.000 Köpfe starken Marsch ,für soziale G e  
rechtigkeit' - ein Aufschrei der Entrechteten. 

Diese jungen Aktivisten werden nicht der Labour Par- 
ty beitreten. Zudem haben viele der einstigen neuen Lin- 
ken die Partei verlassen. Die Linke ist eine zersplitterte 
Kraft. Aber die Politik von New Labour hat eine einigende 
Wirkung auf verschiedene linke Strömungen in der La- 
bour Party. Sie bringt offen gesinnte Mitglieder der ia- 
bour-Linken und grüne und libertäre Aktivisten außer- 
halb der Partei ins Gespräch. So wie Mrs. Thatchers Miß- 
brauch der ungeschriebenen britischen zentralisierten 
Verfassunq zu den Aufstän- - 
den gegen die tax' führ- Entweder macht Blair Konzessionen, um 
te, über die sie schließlich 
stürzte, wird Blairs Mißbrauch die Labour-Koalition wiederherzustellen, 

der bours Parteidisziplin Monopol linker und politi- La- 
oder diese Koalition könnte zerbrechen 

scher Vertretung wahrschein- und die neue Linke sich Unter einem Ver- 
lieh eine Rebellion he~or ru -  hältniswahlrecht eine eigene Stimme 
fen, die er nicht wird kontrol- 
lieren können. Entweder Xhaffen.. 
macht er Konzessionen, um 
die Labour-Koalition wiederherzustellen, oder diese Ko- 
alition könnte zerbrechen und die neue Linke sich unter 
einem Verhältniswahlrecht eine eigene Stimme schaffen. 
Oder vielleicht bringt mich auch nur die Euphorie, all die- 
se bedrückten Tory-Gesichter während der Wahlnacht zu 
sehen, zum Träumen. spnr 

I Ken Livingstone ist der populäre radikal linke Chef des Greater 
London Council 1982 - 8 6  und seit 1987 Parlamentsmitglied. 
Toni Benn war der Führer der neuen Linken in der Labour Party 
1974 - 81, als er in einem harten Kampf um den stellvertreten- 
den Parteivorsitz knapp unterlag, und ist heute ein weithin re- 
spektierter - und bei New Labour wahrscheinlich gefürchteter - 
elder statesman der Linken. 

Diese heterogene Linke entwarf einige Schlüsselideen 
für die Modernisierung des Sozialismus. Nicht mehr nur 
der Staat sollte eine demokratische und soziale Ausrich- 
tung von Wirtschaft und Gesellschaft gewährleisten. In 
der Kommunalverwaltung, und - durch Tony Benn - 
auch kurz in der Regierung, experimentierte diese Linke 
mit einer staatlichen Unterstützung von Bürgerorganisa- 

8 tionen, die flexiblere Dienstleistungen anbieten konnten 

als die staatliche Verwaltung. 
New Labour hat diese neue Linkesp marginalisiert, er- 

leichtert durch den Schaden, den der Thatcherismus ange- 
richtet hat. Die Abschaffung des Greater London Council 
1986, die Aushöhlung der ~ommunalfinanzen im Verlauf 
der achtziger Jahre, die Niederlage der radikaleren Gewerk- I 
schaften wie der Bergarbeitergewerkschaft entzogen der 
Linken den Boden unter den Füßen. Aber diese Niederlagen 
waren keine intellektuellen, moralischen Niederlagen, son- 
dern die Linke erlag der materiellen Gewalt. Auch wenn die 
Kräfte hinter dieser alternativen Form der Modernisierung I 
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Alltag unter den Gesichtspunkten: Produk- schreiben, Studienmaterialien und Materia- 20.00 j. 5.95 [3-921630-13-4] 
tion, Familie, Arbeit der Frau, Ernährung, lien 'On Bezirksparteitagen). Ein der Fülberth,G.: Konzeption und Praxis so- 
Kleidung, Wohnung, Weltanschauung. Das wird erstmalig veröffentlicht. zialdemokratischer Kommunalpolitik 
berühmte Geschichtswerk ausder Feder des Schneider, U.: Zukunftsentwurf Antifa- 1918 bis 1933.208 S. VAG. Fr. 20.00j. 7.95 
Altmeisters. schismus. 50 Jahre Wirken der VVN für 17-971 h7n-47-01 
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Philosophie und Naturwissenschaft. Wör- 
terbuch zu den philosophischen Fragen 
der Naturwissenschaften. 1 120 S. Sonder- 
ausgabe der 3. völlig neubearbeiteten Aus- 
gabe von 199 1. Gb. PR\! 49.90 [3-89144- 
232-71 Philosophie und Naturwissenschaf- 
ten. herauseeeeben von einer Forschereruo- 
pe in der ~kademie  der ~issenschaft; &r 
DDR, ist ein im deutschen Sprachraum ein- 
zigartiges Wörterbuch zu den philosophi- 
schen Fragen, die sich aus der Entwicklung 
und Anwendung von Erkenntnissen der Bio- 
logie, Anthropologie, Psychologie, und 
Medizin: Chemie. Geo- und Kosmoswis- 
senschaften; Kybernetik und Informatik, 
Logik. Mathematik, Physik. Technik und 
Technikwissenschaften ergeben. Über 120 
Autoren und Autorinnen legen in 540 Arti- 
keln ihre Auffassungen dar. In diesem Wör- 
terbuch werden die verschiedenen Sachver- 
halte nicht nur systematisch, sondern auch 
unter wissenschafts- und philosophiehisto- 
rischen Gesichtspunkten betrachtet. Es ent- 
hält zusätzlich wichtige Übersichtsartikel zu 
den Grundströmungen der Philosophie in 
Geschichte und Gegenwart, so zur aristote- 
lischen, chinesischen und indischen Natur- 
philosophie, zu den Naturphilosophien der 
Aufklärung und Renaissance, zur klassi- 
schen Naturvhilosovhie von Kant. Fichte. 

Kofler, L.: Zur  Geschichte der  bürgerli- 
chen Gesellschaft.2 Bde. 840 S. Gb. Dietz. 
Fr. 48.00 j. 24.95 [3-320-01767-51 Die ein- 
zige umfassende Darstellung der geschicht- 
lichen Entwicklung in Europa vom 12. bis 
zum 20 Jh. aus der Sicht des historischen 
Materialismus. 
Briefs, U.: High-Tech und sozialerVerfall? 
Das moderne Deutschland nach dem 
Ende der „sozialen Marktwirtschaft". 186 
S. Gb. PRV 26.90 [3-89144-184-31 Die 
BRD befindet sich in einer tiefen und per- 
spektivlosen Krise. Diese kommt nicht von 
außen (Standortdebatte), sondern von innen 
(Binnennachfrage und sozialer Verfall). Es 
besteht die Gefahr der weiteren Eskalation: 
Dienstleistungs- und lnfogesellschaft sind 
keine realistischen Antworten. Hauptgrund 
der Krise ist die immer größer werdende 
Nichtnutzung umfangreicher moderner pro- 
duktiver Kapazitäten und die weiter um sich 
greifende Arbeitslosigkeit. Was hermuß, ist 
ein neuer Korisens: Zuerst Wirtschaftslei- 
stung und Wachstum, dann umfassende Re- 
formpolitik. 
Agee, Ph.: CIA Intern. 51 1 S. EVA. Fr. 
48.00j. 16.95 [285-116771 Der bislangvoll- 
ständigste .Bericht über CIA-Aktivitäten. 
Der ehemalige CIA-Agent Agee gibt Na- 
men und Operationen preis. In fast jeder 
Zeile enthüllt sich dem Leser das Spinnen- 
gewebe von Betrug, Heuchelei und Korrup- 
tion. mit der die US-Außenoolitik eanz La- 

„eine neueWelt des Friedens und der Frei- 
heit". 248 S., 300 Abb.. Großf. Gb. PRV 
38.00 [3-89144-237-81 Niemand, am aller- 
wenigsten die Antifaschisten selbst, hätte 
1945 erwartet, daß der Schwur der Häftlin- 
ge von Buchenwald biszur Jahrtausendwen- 
de aktuell bleiben würde. Die Forderung 
nach „Vernichtung des Nazismus mit sei- 
nen Wurzeln und der Schaffing einer neu- 
en Welt des Friedens und der Freiheit'' stieß 
in der BRD schon bald auf eine Gegenten- 
denz der Renazifizierung und Remilitari- 
sieiung. Daß die Überlebenden, verbunden 
in der ,,Vereinigung der Verfolgten des Na- 
ziregimes", dennoch nicht ihre Zukunftsvi- 
sion aus den Augen verloren haben. davon 
berichtet dieses Buch, das in Jahresschrit- 
ten die vielfältigen Facetten der 50jährigen 
Geschichte der ,,Vereinigung der Verfolg- 
ten des Naziregimes" lebendig werden läßt. 
In über 300 Fotos und Faksimilies spiegelt 
sich das Wirken für den Zukunftsentwurf 
Anrifaschisnius, (ier auch 50 Jahre nach 
Gründung der VVN eine politische Orien- 
tierung für nachfolgende Generationen sein 
kann. 
Ott, J.: Die Wirtschaftskonzeption der  
SPD nach 1945.298 S. VAG. Fr. 18.00 j. 
6.95 [3-92 1630- 1 1-81 
Schui, H., u.a.: Wollt ihr  den totalen 
Markt. Der Neoliberalismus und die ex- 
treme Rechte. 352 S. Knaur. 16.90 [3-426- 
80083-71 Welcher Zusammenhang besteht 
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' Günther, D.: Gewerkschafter im Exil. Die 
Landesgruppe deutscher Gewerkschafter in 
Schweden von 1938-1 945. 286 S. VAG. Fr. 
32.00 j. 9.95 [3-921630-27-41 
Kautsky, K.: Vorläufer des neueren So- 
zialismus. 432 S. Gb. Dietz. Fr.36.00 j. 
16.95 [207-630291 Die große Arbeit 
Kautskys zu den geistigen Wurzeln der So- 
zialismus. 
Kautsky, K.ILenin, W.I.ITrotzki, L.: 
Ausgwählte Schriften. 2 Bde. 648 S. Gb. 
Dietz. Fr. 58.00 j. 24.95 [207-630311 Dik- 
tatur des Proletariats,Terrorismus und Kom- 
munismus u.a. 
Lassalle, E: Ausgewählte Reden und 
Schriften. 360 S. Gb. Dietz Fr. 38.00 j. 
16.95 [207-646931 
Mandel, E.: Kontroversen um ..Das Ka- 
pital". 310 S. Gb. Dietz Fr. 32.00 j. 14.95 
[207-6596 I] 

r -~~ ~~ D~ -- 
Schelling, H'egel und Feuerbach. Da eine teinamerika überzogen hat. zwischen den Konzepten für einen Kapita- lCh bestelle gegen ~ ~ ~ h ~ ~ ~ ~ :  
größere Anzahl der Autoren einer auf Karl Internationalisierung, Finanzkapital, lismus und den den politischen Zielen 
M a n  zurückgehenden wissenschaftlichen, Maastricht II.Aktuelle EntwickJungsten- des EX. Nr. Preis 
humanistischen und dialektischen Denkwei- denzen und Alternativen. 180 S, 1 ~ s ~ .  Grofimacht* und Kriegspolitik heute. 80 
se verpflichtet ist, bietet das Werk authenti- 15.00 [20009-9] Internationalisierung heu- Jahre nach Lenins Imperialismuskritik. 
sche Auskünfte zu modernem marxistischen te und Theorie des Finanzkapitals: Lenin, SMES 27.184 S. PRV 28.00 [3-89144-234- 
Denken über Naturwissenschaften, Mathe- Hilferding, Keynes, Verselbständigung des 31 ,,Neoliberalismus" und „Globalisierung" 
matik und Technik, Humanismus und Wis- ~ ~ ~ i t a l ~ ?  Deutsche H ~ ~ ~ ~ ~ -  sind die Stichworte, mit denen die Verän- 
senschafisethik. ;ie in der EU? ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ h ~ - ~ r i ~ ~ r i ~ ~  ,,;i,j die derungen des Kapitalismus in den letzten 
Viett. 1.: Nie war ich furchtloser.Autobi~ Widersorüche der EtJ-inte~ration Jahren häufig beschrieben werden, aber hat 
graphie. 320 S. Gb. Ed. Nautilus. 38.00 [3- 
89401-270-61 lnge Viett verströmt noch 
heute. trotz langer Jahre hinter Gittern, viel 
von ihrem Mut und ihrer Lebensfreude. Um 
nicht stumm aus ihrer Geschichte zu ver- 
schwinden, schreibt sie - eine Symbolfigur 
der RAF - ihre Sichtder Rebellion der 60er 

- -r . ~ ~ .  - - ..... 

Kalt, H.: Stalins langer Schatten. 240 S. 
Gb PapyRossa. Fr. 38.00j. 19.95 [3-89438- 
077-21 Kalt geht es darum, die Diskussion 
um Irrwege und Zusammenbruchsursachen 
des sowjetischen Sozialismus-Modells über 
eine oberflächliche „Stalinismus" -Debatte 
hinauszuführen. Neben den oolitischen 

damit die ~eninsche lmpenalistheorie aus- 
gedient?. 
Zeitgenosse Kuczynski. 207 S. EP. Fr. 
29.90 j. 9.95 [3-88520-527-01 Zu seinem 
90. Geburtstag denken Wissenschaftler, 
Schriftsteller und Publizisten über den Wis- 
senschaftler und Querdenker Kuczynski 

Ab 100.00 DM portofrei innerhalb der BRD 

Ich bestelle diesmal nichts, 
mochte aber den kostenlo- 
sen Katalog. 

Jahre und des bewaffneten Kampfes in Fehlentwicklungen legt er besinderis 11ach. 
Deutschland auf. wicht auf die strukturelle Deformation der Butenschön, RJSpoo, E. (Hg.)Wozu muO Name Vorname 
Abendroth, W.: Einführung in die Ge- ökonomischen Basis. Wichtige Abschnitte einer de r  Bluthund sein? Der Mehrheits- 
schichte der Arbeiterbewegung. Von den der sowjetischen Geschichte erscheinen da- sozialdemokrat Gustav Noske und der  
Anfängen bis 1933.287 S. Distel.36.00[3- mit in einem neuen Licht. deutsche Militarismus des 20. Jahrhun- Strasse 
929388-08-X] Eine lebendige, praxisbezo- Krusch, H.J.: l r m e g  oder Alternative. derts. 95 S. Distel. 18.00 [3-929388-18-71 
gene Einführung, welche die Entwicklung Vereinigungsbestrebungen der Arbeiter- Ein Stück deutscher und speziell sozialde- pLZ 
derArbeiterbewegung imgesamtgeschicht- parteien 1945146 und gesellschaftspoliti- mokratischer Geschichte, das bisher ver- 
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lichen Zusammenhang darstellt. sche Forderungen. 272 S., mit 140 S. Fak- drängt, also nicht erledigt ist. 
Opitz, R.: Europastrategien des deut- similes. Gb. Großf PRV 38.00 [3-89 144- Bernstein, E.: Sozialdemokratische Lehr- Unterschrift 
sehen Kapitals 1900-1945. 1070 S. Gb. 217-3]~wischen„~wan~svereini~un~"und jahre1Entwicklungsgang eines Soziali- 
PR\!68.00[3-89144-198-31 Dokumentenir ,größter Errungenschaft der Arbeiterbewe- sten. 2 Bde. 469 S. Gb. Dietz. Fr. 52.00 j. Buchhandlung ehe & chandler 
Hegemonialpolitik der deutschen Eliten gung6'pendeln die Bewertungen deszusam- 24.95 [207-797291 
sind in diesem Quellenwerk mit einem um- menschlusses von KPD und SPD zur SED Butternegge, C.: ~ust romanrismus und Breite 47 531 Bann 
fangreichen Anmerkungsapparat veröffent- im April 1946 in der Sowjetischen Besat- Staat. Politiktheorie und Praxis der Oster- Tel. 02281632366 Fax 634968 

wortung einer termingerechten Euro-Einführung. Auch 
wenn dabei die fiskalischen Konvergenzkriterien nicht ein- 
gehalten werden sollten, könnte hieraus noch kein Aufwei- 
chen der monetaristischen Ausrichtung der Wirtschaftspoli- 
tik gefolgert werden. 

Die zweite Richtung der Wirtschafts- und Gesell- 
schaftspolitik zielt dagegen weniger auf die Stärkung der 
Europäischen Union im weltweiten Standortwettbewerb 
als auf eine Erhöhung des Beschäftigungsniveaus und 
den Ausbau der Sozialstaatlichkeit innerhalb der EU. Be- 
züglich der Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele be- 
stehen freilich unterschiedliche Einschätzungen. Eine Po- 
sition besagt, Währungskonkurrenz und die Vorherr- 
schaft von Bundesbank und DM in Europa müßten durch 
eine schnelle Einführung des Euro gebrochen werden. 
Um den Preis einer kurzfristigen Austeritätspolitik, der 
mit dem Maastrichter Euro-Konzept gefordert wird, sol- 
len längerfristige Spielräume einer interventionistischen 
Wirtschaftspolitik gewonnen werden. 

Die Gegenposition befürchtet infolge einer monetä- 
ren lntegration nach dem Maastricht-Konzept starke so- 
ziale und regionale Spaltungen innerhalb der Europäi- 
schen Union. Steigende Arbeitslosigkeit infolge fortge- 
setzter und möglicherweise noch radikalisierter Austeri- 
tätspolitik sowie die Spaltung der EU in einen Euro-Club 

D ie Streiks und Proteste in Frankreich im Dezember 
1995, die ,,Le Monde Diplomatique" als die er- 

sten Streiks gegen die Globalisierung bezeichnete, 
die Solidarisierungswelle mit den belgischen Renaultarbei- 
tern gegen die Schließung des Betriebs in Vilvorde und 
schließlich die heftige Auseinandersetzung über die sozialen 
Auswirkungen der Einhaltung der Konvergenzkriterien: Sol- 
len die Gewerkschaften die Konsequenz ziehen, die Gene- 
rallinie der europäischen lntegration zu verlassen? Was 
wäre die Alternative? 

Erfreulicherweise führt zunehmende Unsicherheit über 
den Weg der künftigen europäischen lntegration zu einer 
öffentlichen Diskussion, die sich nicht nur mit der politi- 
schen Integration, sondern mit den Perspektiven des euro- 
päischen Gesellschaftsmodells beschäftigt. Drei Meinungen 
will ich herausgreifen: Da plädiert Joschka Fischer vehement 
für den EURO als Vehikel zur Überwindung des unseligen 
europäischen Nationalstaats: „Wer dieses Europa möchte, 
muß auch diesen Qualitätssprung wollen. Denn dies ist in 
der Tat eine historische Wasserscheide, ja eine veritable Re- 
volution in der Geschichte Europas. Wenn sie endlich g e  
lingt, ist die vollständige politische lntegration Europas und 
damit der Abschied vom souveränen Nationalstaat kaum 
noch aufzuhalten. Und genau dies halte ich für dringend 
geboten."' 

Ganz anders sieht dies Wolfgang Streeck in seinem Fest- 
vortrag zum 75. Gründungsjubiläum der Akademie der Ar- 
beit: „Die europäischen Nationalstaaten betreiben ihre Eini- 
gung vor allem zu ihrer Selbsterhaltung durch Entlastung 
von wirtschaftlichen Funktionen, die sie nicht mehr zu erfül- 
len  erm mögen."^ Für Streeck ist deshalb klar, ,,daß der Zeit- 
punkt verpaßt ist, zu dem der Integrationsprozeß noch in 
einer Neuauflage des nationalen Wohlfahrtsstaates auf su- 
pranationaler Ebene enden konnte." 

Gilbert Ziebura teilt die Kritik an der neo-liberalen Aus- 
richtung der EU-Integration, hält aber einen ,dritten Weg' 
noch für möglich. Er fordert, ,,Elemente eines spezifisch eu- 

und eine Schwachwährungsperipherie erhöhen einerseits 
den Bedarf an sozial- und beschäftigungspolitischen Ein- 
griffen, erschweren aber zugleich Durchsetzbarkeit und 
Durchführung einer solchen Politik. Gefordert wird des- 
halb eine Politik, welche die realwirtschaftliche und so- 
ziale lntegration fördert und erst an zweiter Stelle die 
Frage nach einer monetären Vereinheitlichung stellt. 

Dem liegt die recht triviale Feststellung zugrunde, daß 
monetäre Instabilitäten am ehesten auftreten, wo ge- 
samtwirtschaftliche Ungleichgewichte und soziale Span- 
nungen bestehen. Gerade weil sich Finanzkrisen und 
Währungsturbulenzen auf den Finanzmärkten abspielen, 
darf nicht in Vergessenheit geraten, daß es sich dabei um 
krisenhafte Anpassungsprozesse an realwirtschaftliche 
Ungleichgewichte handelt. Gelingt es aber, solche Kri- 
senpotentiale abzubauen, verliert die Frage nach einer 
gemeinsamen Währung ihre gegenwärtige Dramatik; sie 
ist dann weniger Ausdruck gesellschaftlicher Interessen- 
gegensätze als eine technische Verfahrensfrage. Solche 
Probleme könnten in der Tat einem technokratischen Ap- 
parat überantwortet werden, die gegenwärtig anstehen- 
den Entscheidungen über wirtschaftspolitische Grundli- 
nien bedürfen dagegen öffentlicher Einflußnahme und 
demokratischer Entscheidung. spw 

Europas Gewerkschaften 
vor dem EURO-Zeitalter 

Alternativen und Szenarien 

von Fritz Rath* 

ropäischen Wachstumsmodells zu formulieren, die weder 
eine Renaissance des Fordismus noch ein Vorantreiben des 
neoliberalen Stabilitäts- und Umverteilungsprojekts anvisie- 
ren. (. . .) Andernfalls geraten die europäischen Gesellschaf- 
ten noch tiefer in die neoliberale Sackgasse, in der sie ohne- 
hin schon ~tecken."~ Ziebura witft folgende Fragen auf: 
,,Stellt die Fixierung der europäischen Ökonomien und G e  
sellschaften auf das, was vom Zentrum der Weltwirtschaft 
als neue Form kapitalistischer Reproduktion vorgegeben 
wird, ein unabänderliches Schicksal dar? Wird selbst der lei- 
seste Versuch einer Autonomisierung regionaler lntegration 
als Gegengewicht zur neo-liberal dominierten Globalisie- 
rung als verhängnisvolle Abkoppelung von Verwertungs- 
Prozessen begriffen, die nur zur (weiteren?) Venchlechte- 
rung von Wettbewerbsbedingungen führen müssen?" 

* Dr. Fritz Rath, Promotion Universität Konstanz, derzeit: Wirtschafts- und Sozialausschuß der EU. 
Leiter des Dienstes ,,Institutionelle Angelegenheiten - Beziehungen zwischen den Wirtschafts- und 

Sozialausschüssen", Brüssel. Der Beitrag stellt die persönliche Meinung des Autors dar. 
, 



dort (Real-) Lohnsenkungen undloder eine Zunahme der 
Arbeitslosigkeit in Kauf zu nehmen oder eine Umvertei- 
lung von reicheren in die ärmeren Länder vorzunehmen. 

Konjunktur- und Beschäftigungspolitik Contra 
Stabilitätsorientierung 
Mit solch einer politischen Entscheidung kann die Wäh- 
rungsunion aber nicht mehr ausschließlich als Problem 
des wirtschaftlichen Entwicklungsstandes ihrer potentiel- 
len Mitgliedsländer behandelt werden; sie muß dann 
auch mit Blick auf die wirtschaftspolitische ,,Großwetter- 
lage" in der Europäischen Union betrachtet werden, und 
hier enden die Gemeinsamkeiten zwischen Keynesianern 
und Monetaristen recht schnell. Zwar fordern beide eine 
koordinierte Wirtschaftspolitik innerhalb der Europäi- 
schen Union, fragt man aber, welche Politikfelder mit 
welchen Zielsetzungen aufeinander abgestimmt werden 
sollen, erhält man recht unterschiedliche Antworten. Die 
einen fordern eine Europäisierung der Fiskalpolitik, um 
Konjunkturschwankungen ausgleichen und die Beschäf- 
tigung zumindest stabilisieren zu können, während die 
anderen eine restriktive Geldpolitik auf europäischer und 
eine Politik der Haushaltskonsolidierung auf nationaler 
Ebene befürworten. 

Ein Blick in die Maastrichter Verträge und begleitende 
Regierungsdokumente zur Währungsunion zeugt von ei- 
ner klaren Dominanz monetaristischer, auf Haushalts- 
konsolidierung zielender Politikansätze. Nicht nur, daß 
die Beschränkung der staatlichen Nettoneuverschuldung 
sowie der Schuldenstand zur Eintrittsbedingung für den 
Euro-Club gemacht werden; darüber hinaus sind diese 
Kriterien mit dem ,,Stabilitätspaktn beim letzten EU-Gip- 
feltreffen in Dublin zur dauerhaften Leitlinie der Fiskalpo- 
litik gemacht worden, deren Nichteinhaltung mit Geld- 
bußen geahndet werden kann. Nach dieser Festschrei- 
bung der Konvergenzkriterien der Maastrichter Verträge 

ist mittlerweile der staatliche 
Budgetausgleich als nächste 

Die gegenwärtig anstehenden Entschei- monetaristischer Po- 
dungen über wirtschaftspolitische litik in die Verhandlungspro- 

zesse zur europäischen Inte- 
Grundlinien bedürfen öffentlicher Ein- gration eingebracht worden; 
flußnahme und demokratischer Entschei- offensichtlich soll also eine 

dung. schrittweise Radikalisierung 
bei der Umsetzung des Mone- 
tarismus vorgenommen wer- 

den. Dabei eilt die monetäre lntegration der realwirt- 
schaftlichen sowie der politischen lntegration weit vor- 
aus. Dies hat zur Folge, daß der Monetarismus auf euro- 
päischer Ebene ~uasi-verfassungsrang erhält, ohne daß 
aber politische Institutionen bestünden, denen gegen- 
über diese wirtschaftspolitische Marschrichtung legiti- 
miert werden müßte und die ggf. Richtungsänderungen 
vornehmen könnte. 

Unter rein ökonomischen Aspekten liegt die Schluß- 
folgerung nahe, daß nur eine kleine Zahl nord- und west- 
europäischer Länder die realen Voraussetzungen für ei- 
nen einheitlichen Währungsraum erfüllen. Unter wirt- 
schaftspolitischen Gesichtspunkten hängen Befürwor- 
tung oder Ablehnung einer Währungsunion davon ab, 
ob die monetaristische Linie der Maastrichter Verträqe - 
weiter verfolgt und verschärft oder aber zugunsten einer 
europäisierten Fiskalpolitik aufgegeben werden sollte. 
Zwar spielen auch hierfür die ökonomischen Vorausset- 
zungen eine wichtige Rolle, es handelt sich aber im we- 
sentlichen um eine politische Richtungsentscheidung. 

EUROPA UND DIE LINKE 

Wirtschaftspolitischer Entscheidungen bedarf im Falle 
einer Kern-Währungsunion auch die Ausgestaltung der 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen Insidern und Outsi- 
dern. In diesem Fall ist mit einer massiven Abwertung der 
Währungen der Outsidern zu rechnen, welche zwar die 
Exporte aus diesen Ländern begünstigt, ihnen aber die 
Mobilisierung von Kapital für die Weiterentwicklung ihrer 
Wirtschaftsstrukturen drastisch erschweren würde. Ohne 
eine regionale Umverteilung innerhalb der Europäischen 
Union würden die Outsider der Währungsunion zur öko- 
nomischen Zweitklassigkeit verdammt: Die Euro-Einfüh- 
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rung würde diesen Ländern mit Abwertung und Kapital- 
flucht nämlich nicht nur realwirtschaftliche Entwick- i 

lungsschranken setzen, sondern auch die Erfüllung der 1 

Maastrichter Konvergenzkriterien zu einer unlösbaren 
Aufgabe machen und somit einen dauerhaften Aus- 
schluß aus dem Euro-Club darstellen. 

Mit den Fragen nach der konzeptionellen Ausrich- 
tung der Wirtschaftspolitik in der Europäischen Union 
und nach der Gestaltung ihrer Binnenverhältnisse zwi- 
schen Euro- und Nicht-Euro-Ländern wird die Aufrnerk- 
samkeit notwendigerweise von der wissenschaftlichen 
Aufklärung über ökonomische Voraussetzungen einer 
Gemeinschaftswährung auf die Politik gelenkt. 

3. Politische Richtungsauseinandersetzungen 
Die regierungsoffizielle Politik in Deutschland hält noch 
immer halsstarrig an dem technokratischen Verfahren 
zur Einführung der Währungsunion fest, wie es in den 
Maastrichter Verträgen vorgegeben worden ist: Strikte 
Einhaltung der Konvergenzkriterien und des Starttermins 
am 1. Januar 1999. Dieses Festhalten steht in deutlichem 
Kontrast zu Prognosen von Wirtschaftsforschungsinstitu- 
ten und EU-Kommission, die ein Unterschreiten der 3%- 
Prozent-Obergrenze für die Nettoneuverschuldung in 
diesem und im nächsten Jahr ausschließen und zudem 
betonen, daß Erfolg oder Mißerfolg der Euro-Einführung 
sicher nicht von Budgetdefiziten im ,,Null-Komma-Be- 
reich" abhängen. 

Wenn aber Konvergenzkriterien und Zeitplan nicht zu- 
gleich eingehalten werden können, zerfällt der bislang ge- 
pflegte Anschein eines sachnotwendigen Übergangs zur 
gemeinsamen Währung; an die Stelle der technokratischer 
Sachzwänge tritt dann der politische Dezisionismus. Damit 
tut sich ein recht weites Spektrum an Handlungsoptionen 
auf, das von der Aufgabe der Euro-Pläne über eine Ver- 
schiebung des Starttermins bis zur weitgehenden Mißach- 
tung der monetären Konvergenzkriterien reicht. Welche 
dieser Optionen verfolgt wird, ist in der Tat weniger eine 
Frage nach Budgetsalden und Inflationsraten. Hierfür sind 
vielmehr die grundlegenden Orientierungen der Wirt- 

1 
schafts- und Gesellschaftspolitik ausschlaggebend. 

Hier lassen sich grob zwei Richtungen unterscheiden. 
Eine zielt darauf ab, durch Hartwährungspolitik einen Euro- 
Block zu schaffen, der an Gewicht gegenüber dem Dollar- F 

Block gewinnen würde. Diese Orientierung auf die weltwei- 
te Konkurrenz verbindet sich mit einer merkantilistischen 
Orientierung der deutschen Industrie, welche durch die 
Euro-Einführung den langanhaltenden Aufwertungstrend 
der DM brechen und damit ihre Absatzchancen innerhalb 
der Währungsunion erhöhen will. Obgleich dieser Merkan- 
tilismus ein innereuropäisches Konfliktpotentiai darstellt - 
Frankreich befürwortet die Währungsunion schließlich mit 
der konträren Zielsetzung, die Dominanz der deutschen Ex- 
portwirtschaft innerhalb der Europäischen Union zu über- 
winden -, führen die beiden genannten Linien zur Befür- 

EUROPA UND DIE LINKE 

Die nachfolgenden Thesen stellen das Ergebnis der inten- 
siven europapolitischen Diskussion der spw-frühjahrsta- 
gung vom 25.-27.4.1997 dar. 

Zur Diskussion um den Euro 

I .  Falsche Gegensätze in der Europadebatte 

E s ist offenkundig: Angesichts der bevorstehenden 
abschließenden Stufe der geplanten Währungsuni- 
on befindet sich die europäische lntegrationspolitik 

in einer kritischen Phase. Von einigen prominenten Ver- 
treterlnnen der Grünen und der Sozialdemokratie wird 
derzeit immer heftiger behauptet, daß in dieser Lage die 
deutsche Linke vor der historischen Alternative „Euro 
oder Nationalstaaterei" stände. Wir sind anderer Auffas- 
sung: Eine Währungsunion ohne eine demokratisch-poli- 
tische lntegration und ohne ausreichende wirtschafts- 
und sozialpolitische Flankierung begünstigt geradezu na- 
tionalistische Gegenreaktionen. Sie gefährdet den euro- 
päischen Integrationsprozeß. 

Wir sagen nein zu dieser Währungsunion, weil wir 
eine dezidiert europäische Position einnehmen, weil 
wir Europa als demokratischen und sozialen Rechts- 
staat mit wirtschaftspolitischer Kompetenz befürwor- 
ten und wir uns damit radikal vom antieuropäischen 
Rechtspopulismus unterscheiden. Wir kritisieren vor 
diesem Hintergrund entschieden die geistige Läh- 
mung, die große Teile der hiesigen Linken angesichts 
des Euro ergriffen hat. Noch entschiedener muß man 
sich gegen jene wenden, die eine europäisch-demo- 
kratisch motivierte Ablehnung der Währungsunion mit 
der rechtspopulistischen Demagogie in einen Topf 
werfen. Die Frage der Währungsunion berührt offen- 
bar die gesamte mentale Verfassung der Linken. Es ist 
an der Zeit, die selbstgestellte Falle ,,Eure-Monetaris- 
mus oder Nationalstaaterei" zu verlassen und eine ei- 
genständige Position einzunehmen. Die französische 
Entwicklung ermutigt uns dazu. 

2. Bedrohliches Dernokratiedefizit 
Gegenwärtig erleben wir, wie in der EU die monetäre In- 
tegration vorangetrieben wird und gleichzeitig die politi- 
sche lntegration vernachlässigt wird. Im Ergebnis bedeu- 
tet dies eine schleichende Entdemokratisierung, da damit 
wesentliche gesellschaftliche Prozesse der parlamentari- 
schen Kontrolle und Gestaltung entzogen werden. Insbe- 
sondere der im Februar 1992 in Maastricht geschlossene 
Vertrag über die Europäische Union leidet unter diesem 
Demokratiedefizit. Mit der Geldpolitik wird ein wesentli- 
cher Bereich der Wirtschaftspolitik der nationalen Ebene 
enthoben, ohne daß parallel demokratisch legitimierte 
wirtschaftspolitische Entscheidungsstrukturen in der EU 
errichtet werden. 

3. Die geplante Währungsunion - Sprengsatz für die In- 
tegration 
Darüber hinaus ist die geplante Währungsunion einer 
einseitigen Stabilitätsorientierung unterworfen. Ob- 
wohl die lnflationsgefahren schon seit längerer Zeit 
außerordentlich gering sind, soll eine extrem restriktive 
Politik in den EU-Verträgen festgeschrieben werden, 
die eine aktive Politik zur Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit und der fortschreitenden sozialen Spaltung 
zwischen und in den Mitgliedstaaten erheblich er- 
schwert. Mit dieser Politik wird der europäischen Inte- 
gration ein Bärendienst erwiesen. Die Zuspitzung der 

Raus aus der 
Sackgasse 

- Kurskorrektur für Europa! 

von einer spw-Autorlnnengruppe* 

sozialen Widersprüche würde den Zusammenhalt in 
der EU zunehmend belasten und weitere Integrations- 
schritte gefährden. 

4. Deshalb: Richtungsentscheidungen von Maastricht 
korrigieren 
Dieses neokonservative Europa der Maastrichter Verträge 
wird weder nationale Konflikte befrieden noch drängen- 
de soziale und ökologische Probleme lösen. Dieses Euro- 
pa wird unter dem Banner der lntegration die soziale 
Spaltung forcieren und Strukturen eines demokratischen 
Gemeinwesens nachhaltig zerstören. Deshalb teilen wir 
die Kritik des Deutschen Gewerkschaftsbundes an der 
einseitigen Ausrichtung der Maastrichter Verträge auf die 
fiskalischen Konvergenzkriterien. Mit einer reinen ,Kriteri- 
en-Kosmetik' ist es unserer Ansicht nach aber nicht ge- 
tan. Die Gesamtkonstruktion - Währungsunion ohne de- 
mokratisch-politische lntegration - stimmt nicht. Es kann 
auch nicht um eine Verschiebung oder ein Moratorium 
gehen. Vielmehr müssen die Richtungsentscheidungen 
der Maastrichter Verträge korrigiert werden. 

Eckpunkte eines linken Europaprojektes 

5. Für eine alternative lntegrationspolitik 
Die europäische lntegration ist 
nicht nur ein Garant des Frie 
dens in Europa. Angesichts Wir sagen nein zu dieser Währungsuni- 
der zunehmenden Internatio- on, weil wir eine dezidiert euro~äische 
nalisierung der Ökonomie 
kommt ihr ein wesentlicher Position einnehmen, weil wir Europa als 
Stellenwert bei der Regulation demokratischen und sozialen Rechts- 
wirtschaftlicher Prozesse zu. staat mit wirtschaftspolitischer Kompe- 
Die erheblichen Entwicklungs- 
unterschiede der europäi- tenz befürworten. 
schen Regionen sind in einem 
stetigen Prozeß der Integrati- 
on langfristig zu überwinden. Die EU muß und kann 
dazu beitragen, das unverzichtbare Umsteuern zu eine 
sozial und ökologisch verträglichen Entwicklung durch- 
zusetzen. Ihr kommen wesentliche Aufgaben bei der Ent- 
wicklung der osteuropäischen Staaten und der Mittel- 
meerregion zu. 

* Der Autorlnnengmppe gehörten an: Ralf Krämer, Uwe 
Krerner, Susi Möbbeck, Joachirn Schuster, Andreas Wehr 

und Thomas Westphal. 
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6. Wirtschaftregierung und Demokratisierung 
Die Entpolitisierung und Entdemokratisierung der 
Wirtschafts(po1itik) rnuß beendet werden. Parallel zur 
Verlagerung wirtschaftspolitischer Kompetenzen auf die 
Ebene der EU sind zugleich demokratisch legitimierte 
wirtschaftspolitische Steuerungsgremien aufzubauen. 
Wir brauchen eine europaische Wirtschaftsregierung, die 
wesentliche Koordinierungs- und Steuerungsaufgaben 
auch in den Bereichen der Arbeitsmarkt- und Sozialpoli- 
tik wahrnehmen muß. Hierbei darf es sich nicht nur um 
eine institutionalisierte Zusammenarbeit der Regierungen 
der Mitgliedstaaten handeln. Sie müssen verbunden wer- 
den mit umfassenden Kontroll- und Mitentscheidungs- 
rechten des Europäischen Parlaments. 

7. Europäische Beschä~igungspolitik 
Die einseitige Stabilitätsorientierung in der europäischen 
Wirtschaftspolitik ist weder ökonomisch geboten noch 

sozial sinnvoll. Auf der euro- 
Die Entpolitisierung und Entdemokrati- päischen Ebene müssen end- 

lich alle Kräfte gebündelt wer- sierung der Wirtschafts(politik) rnuß be- 
den, um dem größten sozia- 

endet werden. Wir brauchen eine euro- len Skandal unserer Zeit, der 

päische Wirtschaftsregierung. Massenarbeitslosigkeit, ent- 
schieden entgegenzutreten. 
Ähnlich wie etwa im deut- 

schen Stabilitätsgesetz von 1967 müssen in den europäi- 
schen Verträgen die wirtschaftspolitischen Verantwortli- 
chen auf ein Zielbündel verpflichtet werden, welches die 
Beseitigung der Massenarbeitslosigkeit als oberstes Ziel 
unter Beachtung der Ziele außenwirtschaftliches Gleich- 
gewicht, Geldwertstabilität und Abbau regionaler Ent- 
wicklungsunterschiede beinhalten muß. 

8. Europa als Sozialraum 
Das für die europäische Staaten typische Modell einer - 
sicherlich in den verschiedenen Staaten unterschiedliche 
ausgeprägten - sozial regulierten Wirtschaft, rnuß auch 
auf der europäischen Ebene verankert werden. Dies er- 
fordert den entschiedenen Ausbau der sozialen Dimensi- 
on der Integration. Die Übernahme des Sozialprotokolls 
in das gemeinschaftliche Vefiragswerk kann dabei nur 

den ersten Schritt bilden. Ausgehend von der Anerken- 
nung unterschiedlicher sozialer Sicherungssysteme rnuß 
das Ziel darin bestehen, das Niveau der sozialen Siche- 
rung in allen Mitgliedstaaten auszubauen. Dabei kann es 
nicht um eine vollständige Harmonisierung gehen. 
Gleichzeitig müssen die Anstrengungen zur Verringerung 
der regionalen Disparitäten effektiviert werden. 

9. Weiterentwicklung des Europäischen Währungssystems 
Im Rahmen dieser Gesamtkonzeption ist es dann sinn- 
voll, das Europäische Währungssystem zu einer Wäh- 
rungsunion weiterzuentwickeln. Grundsätzlich ist eine 
gemeinsame Währung geeignet, die gegenwärtige Ab- 
hängigkeit der europäischen nationalen Volkswirtschaf- 
ten von Währungskursschwankungen zu verringern, un- 
nötige Kosten einzusparen und das politische und öko- 
nomische Gewicht Europas zu verstärken. Dies setzt aller- 
dings voraus. daß die Währungsunion ausreichend groß 
ist, d.h. nicht auf ein Kerneuropa reduziert wird und so- 
mit die wesentlichen europäischen Handelspartner um- 
faßt. Dabei sind strukturpolitische Maßnahmen zu ergrei- 
fen, die den Wegfall des Wechselkursschutzes für schwä- 
chere Volkswirtschaften kompensieren. 

10. Europa als Kontinent des sozialen und ökologischen 
Umbaus 
Analog zum Ausbau der sozialen Dimension und ausge- 
hend von den Beschlüssen der Rio-Konferenz für eine 
nachhaltige Entwicklung der Wirtschafts- und Lebens- 
weise rnuß die EU konsequente Maßnahmen zum ökolo- 
gischen Umbau der Wirtschaft ergreifen. Im Mittelpunkt 
des Binnenmarktes darf nicht der möglichst unbe- 
schränkte kapitalistische Wettbewerb, sondern rnuß die 
Schaffung einer leistungsfähigen Wirtschaft stehen, die 
das Kriterium der ökologischen und sozialen Nachhaltig- 
keit erfüllt. Dies erfordert eine effektive europäische 
Struktur- und Innovationspolitik. Die EU muß zugleich 
ihre Außenbeziehungen an diesen Kriterien ausrichten 
und sie in den internationalen Institutionen der Weltwirt- 
schaft, insbesondere der W O ,  zur Geltung bringen. 

1 1. Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
Der Weg zu einer stärkeren lntegration der Außenpolitik ist 
fortzusetzen. Allerdings muß eine weitere Militarisierung 
der EU verhindert werden. Nicht der Aufbau einer europäi- 
schen Armee mit Interventionsfähigkeit darf das Ziel sein. 
Europa muß als Zivilmacht wirken und international für so- 
zialen Ausgleich sorgen. Besondere Bedeutung hat dabei 
die Mittelmeerpolitik sowie die Politik gegenüber den mit- 
tel- und osteuropäischen Staaten. Nur wenn es gelingt, die 
extreme Wohlstandskluft zwischen diesen Staaten und der 
EU schrittweise zu verringern, wird auch eine wirkliche eu- 
ropäische Friedensordnung zu errichten sein. 

12. Penpektive Verfassungsordnung 
Als langfristige Perspektive streben wir eine europäische 
Verfassungsordnung an, die die Menschenrechte umfas- 
send garantiert und das Zusammenleben der europäischen 
Völker, Wohlstand und nachhaltige Entwicklung fördert. 
Eine solche Ordnung muß nicht die Auflösung der heutigen 
Nationalstaaten bedeuten. Allerdings ist in einer solchen 
Perspektive die europäische Regulierungsebene erheblich zu 
stärken. Eine solche Verfassungsordnung muß auf demo- 
kratischen Strukturen beruhen, in deren Mittelpunkt das Eu- 
ropäische Parlament als Ausdruck europäischer Volkssouve- 
ränität stehen muß. spnr 

1. Worum dreht sich die Euro-Debatte? 
n i e  europäische lntegration umfaßt ganz unter 

V 
- - 

schiedliche Aspekte von Fragen des Außenhandds 
bis zum Kulturaustausch. All dies wird mit dem 

Näherrucken des für 1999 geplanten Starts einer euro- 

.. Der Euro" - ein Verwirr- 

päischen Währungsunion im Zusammenhang mit dem 
Euro verhandelt, ganz gleich ob dies sachlich gerechtfer- 
tigt ist oder nicht. Tatsächlich ist der Euro damit vom Na- 
men einer möglichen Gemeinschaftswährung zu einer 
Chiffre geworden, unter welcher die verschiedensten 
Dinge verstanden werden, ohne daß immer ganz klar 
wäre, was eigentlich gemeint ist. Dabei ist es durchaus 
nicht schwierig, einen Überblick über verschiedene Facet- 
ten der geplanten Währungsunion zu gewinnen. 

Ökonomisch wird eine europäische Gemeinschafts- 
währung als naheliegende Fortführung des Binnenmarkt- 
projektes von 1992 betrachtet. Die Wachstums- und Be- 
schäftigungspotentiale von Marktintegration und vertief- 
ter Arbeitsteilung - so die einfache Überlegung - lassen 
sich am sichersten realisieren, wenn Währungsturbulen- 
Zen ausgeschlossen werden können. In der Tat kann es 
innerhalb eines Währungsraumes weder Wechselkurs- 
schwankungen noch hierdurch ausgelöste Zahlungsbi- 
lanzprobleme geben. Zu fragen ist hier, inwieweit die 
ökonomischen Voraussetzungen für eine europäische 
Währungsunion gegeben sind und welche wirtschafts- 
politischen Strategien geeignet sind, diese Voraussetzun- 
gen ggf. zu schaffen oder weiterzuentwicklen. 

Auf globaler Ebene bedeutete eine gelungene Wäh- 
rungsunion das erste Mal seit dem Aufstieg der USA zur 
Weltmacht eine ernsthafte Konkurrenz zum Dollar als in- 
ternationaler Leitwährung, weil der Euro einen Binnen- 
markt repräsentieren würde, dessen Bevölkerungs- und 
Produktionspotential in etwa demjenigen der USA ent- 
sprechen würde. Westeuropa könnte hierdurch an Be- 
deutung innerhalb der internationalen Standortkonkur- 
renz gewinnen. 

In diesem Zusammenhang wird der Euro als ein Vehi- 
kel der politischen lntegration Westeuropas gesehen. Die 
in der ökonomischen Standortkonkurrenz gewonnenen 
Vorteile könnten damit zur Grundlage eines um die Euro- 
päische Union zentrierten Machtblocks gegenüber den 
USA und der NAFTA werden. Solche Pläne hängen zuvor- 
derst von einer gelungenen ökonomischen lntegration 
ab; daher soll im nächsten ,,Akta' die Frage behandelt 
werden, ob eine Gemeinschaftswährung der lntegration 
eher förderlich oder abträglich ist. 

2. Keynesianische und monetaristische Ansätze 
zur Währungsunion 
Daß unter der Chiffre 'Euro' Sachverhalte gehandelt wer- 

I 
den, die bestenfalls indirekt etwas mit den Problemen einer 
Gemeinschaftswährung zu tun haben, wurde bereits fect- 
gestellt und versucht, verschiedene Aspekte der Euro-De- 

, batte voneinander abzugrenzen. Ein ähnlicher Klärungsbe- 
darf besteht aber auch bezüglich der ökonomischen Beur- 
teilung der geplanten Währungsunion. Im Falle des Euro 
sind die gewohnten Abgrenzungen zwischen unterschiedli- 
chen Theorietraditionen und den damit verbundenen politi- 
schen Konzepten durcheinandergeraten und deshalb 
scheint der Versuch einer Neuorientierung sinnvoll. 

Die Idee, Währungssysteme durch Einrichtung fester 
Wechselkurse zu regulieren, ist keynesianischer Proveni- 
enz. Ihr Ziel besteht darin, wirtschaftspolitischen Spiel- 
raum im Inland gegenüber außenwirtschaftlichen Ein- 
flüssen abzusichern. Monetaristen bevorzugen dagegen 

spiel in drei Akten 
von lngo Schrnidt* 

flexible Wechselkurse, weil diese - in der Theorie - ohne 
politische Intervention einen Ausgleich der Zahlungsbi- 
lanz herbeiführen können. Geht es aber nicht um die Fra- 
ge nach dem Wechselkursregime, sondern um einen In- 
tegrationsschritt, der weit über die Festlegung der Wech- 
selkurse hinausgeht, nämlich um die Schaffung einer ein- 
heitlichen Währung, gibt es trotz unterschiedlicher theo- 
retischer Zugänge und wirtschaftspolitischer Vorlieben 
übereinstimmende Ansichten. 

Länder, die ähnliche Produktionsstrukturen und Pro- 
duktivitätsniveaus aufweisen, können eine gemeinsame 
Währung einführen, weil es im Falle exogener Schocks zu 
übereinstimmenden Reaktionen kommen wird. Reagie- 
ren die Stückkosten in mehreren Ländern - beispielsweise 
auf eine plötzliche Veränderung von Rohstoffpreisen - in 
gleicher Weise, können diese eine Währungsunion bil- 
den, weil die Wettbewerbs- 
verhältnisse zwischen diesen 
~ ä ~ d ~ ~ ~  unverändert bleiben ZU fragen ist, inwieweit die ökonomi- 
und daher keine WechseIkurs- schen Voraussetzungen für eine europäi- 
anpassungen nötig werden. 
Die Frage, wie sich exoqene sche Währungsunion gegeben sind und 
schock; auf Länder m i t  ge- welche wirtschaftspolitischen Strategien 
meinsamer Währung, aber 
unterschiedlichem realen Ent- geeignet sind. 

wicklungsniveau auswirken, 
wird dagegen unterschiedlich beantwortet. Keynesianer 
sehen in diesem Fall die Alternative zwischen (Real-) 
Lohnsenkungen oder Arbeitslosigkeit in dem Land, des- 
sen Wettbewerbsfähigkeit durch einen exogenen Schock 
sinkt. Monetaristen befürchten dagegen als Folge einer 
Gemeinschaftswährung die Tendenz einer Lohnanglei- 
chung und in Ländern mit sinkender Wettbewerbsfähig- 
keit aufkommende Forderungen nach beschäftigungspo- 
litischen Eingriffen, die zu steigenden Staatsausgaben im 
gemeinsamen Währungsraum und damit nach ihrer Auf- 
fassung zu einer Verringerung privater Investitionstätig- 
keit führen würden. 

All diese theoretischen Argumente finden sich auch in 
der Euro-Debatte wieder. Aus einer engen ökonomi- 
schen Sicht sprechen sich Keynesianer wie Monetaristen 
bestenfalls für eine Kernunion der West- und mitteleuro- 
päischen Länder mit den höchsten Produktivitätsniveaus 
und stark diversifizierten Produktionsstrukturen aus. Die 
Beteiligung der weniger entwickelten Länder der euro- 
päischen Peripherie stellt die Beteiligten vor die Wahl, 

lngo Schmidt, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Volkswirtschafilichen Seminar 
der Universität Göttingen, arbeitet in der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 

(Memorandum-Gruppe) mit. 
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6. Wirtschaftregierung und Demokratisierung 
Die Entpolitisierung und Entdemokratisierung der 
Wirtschafts(po1itik) rnuß beendet werden. Parallel zur 
Verlagerung wirtschaftspolitischer Kompetenzen auf die 
Ebene der EU sind zugleich demokratisch legitimierte 
wirtschaftspolitische Steuerungsgremien aufzubauen. 
Wir brauchen eine europaische Wirtschaftsregierung, die 
wesentliche Koordinierungs- und Steuerungsaufgaben 
auch in den Bereichen der Arbeitsmarkt- und Sozialpoli- 
tik wahrnehmen muß. Hierbei darf es sich nicht nur um 
eine institutionalisierte Zusammenarbeit der Regierungen 
der Mitgliedstaaten handeln. Sie müssen verbunden wer- 
den mit umfassenden Kontroll- und Mitentscheidungs- 
rechten des Europäischen Parlaments. 

7. Europäische Beschä~igungspolitik 
Die einseitige Stabilitätsorientierung in der europäischen 
Wirtschaftspolitik ist weder ökonomisch geboten noch 

sozial sinnvoll. Auf der euro- 
Die Entpolitisierung und Entdemokrati- päischen Ebene müssen end- 

lich alle Kräfte gebündelt wer- sierung der Wirtschafts(politik) rnuß be- 
den, um dem größten sozia- 

endet werden. Wir brauchen eine euro- len Skandal unserer Zeit, der 

päische Wirtschaftsregierung. Massenarbeitslosigkeit, ent- 
schieden entgegenzutreten. 
Ähnlich wie etwa im deut- 

schen Stabilitätsgesetz von 1967 müssen in den europäi- 
schen Verträgen die wirtschaftspolitischen Verantwortli- 
chen auf ein Zielbündel verpflichtet werden, welches die 
Beseitigung der Massenarbeitslosigkeit als oberstes Ziel 
unter Beachtung der Ziele außenwirtschaftliches Gleich- 
gewicht, Geldwertstabilität und Abbau regionaler Ent- 
wicklungsunterschiede beinhalten muß. 

8. Europa als Sozialraum 
Das für die europäische Staaten typische Modell einer - 
sicherlich in den verschiedenen Staaten unterschiedliche 
ausgeprägten - sozial regulierten Wirtschaft, rnuß auch 
auf der europäischen Ebene verankert werden. Dies er- 
fordert den entschiedenen Ausbau der sozialen Dimensi- 
on der Integration. Die Übernahme des Sozialprotokolls 
in das gemeinschaftliche Vefiragswerk kann dabei nur 

den ersten Schritt bilden. Ausgehend von der Anerken- 
nung unterschiedlicher sozialer Sicherungssysteme rnuß 
das Ziel darin bestehen, das Niveau der sozialen Siche- 
rung in allen Mitgliedstaaten auszubauen. Dabei kann es 
nicht um eine vollständige Harmonisierung gehen. 
Gleichzeitig müssen die Anstrengungen zur Verringerung 
der regionalen Disparitäten effektiviert werden. 

9. Weiterentwicklung des Europäischen Währungssystems 
Im Rahmen dieser Gesamtkonzeption ist es dann sinn- 
voll, das Europäische Währungssystem zu einer Wäh- 
rungsunion weiterzuentwickeln. Grundsätzlich ist eine 
gemeinsame Währung geeignet, die gegenwärtige Ab- 
hängigkeit der europäischen nationalen Volkswirtschaf- 
ten von Währungskursschwankungen zu verringern, un- 
nötige Kosten einzusparen und das politische und öko- 
nomische Gewicht Europas zu verstärken. Dies setzt aller- 
dings voraus. daß die Währungsunion ausreichend groß 
ist, d.h. nicht auf ein Kerneuropa reduziert wird und so- 
mit die wesentlichen europäischen Handelspartner um- 
faßt. Dabei sind strukturpolitische Maßnahmen zu ergrei- 
fen, die den Wegfall des Wechselkursschutzes für schwä- 
chere Volkswirtschaften kompensieren. 

10. Europa als Kontinent des sozialen und ökologischen 
Umbaus 
Analog zum Ausbau der sozialen Dimension und ausge- 
hend von den Beschlüssen der Rio-Konferenz für eine 
nachhaltige Entwicklung der Wirtschafts- und Lebens- 
weise rnuß die EU konsequente Maßnahmen zum ökolo- 
gischen Umbau der Wirtschaft ergreifen. Im Mittelpunkt 
des Binnenmarktes darf nicht der möglichst unbe- 
schränkte kapitalistische Wettbewerb, sondern rnuß die 
Schaffung einer leistungsfähigen Wirtschaft stehen, die 
das Kriterium der ökologischen und sozialen Nachhaltig- 
keit erfüllt. Dies erfordert eine effektive europäische 
Struktur- und Innovationspolitik. Die EU muß zugleich 
ihre Außenbeziehungen an diesen Kriterien ausrichten 
und sie in den internationalen Institutionen der Weltwirt- 
schaft, insbesondere der W O ,  zur Geltung bringen. 

1 1. Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
Der Weg zu einer stärkeren lntegration der Außenpolitik ist 
fortzusetzen. Allerdings muß eine weitere Militarisierung 
der EU verhindert werden. Nicht der Aufbau einer europäi- 
schen Armee mit Interventionsfähigkeit darf das Ziel sein. 
Europa muß als Zivilmacht wirken und international für so- 
zialen Ausgleich sorgen. Besondere Bedeutung hat dabei 
die Mittelmeerpolitik sowie die Politik gegenüber den mit- 
tel- und osteuropäischen Staaten. Nur wenn es gelingt, die 
extreme Wohlstandskluft zwischen diesen Staaten und der 
EU schrittweise zu verringern, wird auch eine wirkliche eu- 
ropäische Friedensordnung zu errichten sein. 

12. Penpektive Verfassungsordnung 
Als langfristige Perspektive streben wir eine europäische 
Verfassungsordnung an, die die Menschenrechte umfas- 
send garantiert und das Zusammenleben der europäischen 
Völker, Wohlstand und nachhaltige Entwicklung fördert. 
Eine solche Ordnung muß nicht die Auflösung der heutigen 
Nationalstaaten bedeuten. Allerdings ist in einer solchen 
Perspektive die europäische Regulierungsebene erheblich zu 
stärken. Eine solche Verfassungsordnung muß auf demo- 
kratischen Strukturen beruhen, in deren Mittelpunkt das Eu- 
ropäische Parlament als Ausdruck europäischer Volkssouve- 
ränität stehen muß. spnr 

1. Worum dreht sich die Euro-Debatte? 
n i e  europäische lntegration umfaßt ganz unter 

V 
- - 

schiedliche Aspekte von Fragen des Außenhandds 
bis zum Kulturaustausch. All dies wird mit dem 

Näherrucken des für 1999 geplanten Starts einer euro- 

.. Der Euro" - ein Verwirr- 

päischen Währungsunion im Zusammenhang mit dem 
Euro verhandelt, ganz gleich ob dies sachlich gerechtfer- 
tigt ist oder nicht. Tatsächlich ist der Euro damit vom Na- 
men einer möglichen Gemeinschaftswährung zu einer 
Chiffre geworden, unter welcher die verschiedensten 
Dinge verstanden werden, ohne daß immer ganz klar 
wäre, was eigentlich gemeint ist. Dabei ist es durchaus 
nicht schwierig, einen Überblick über verschiedene Facet- 
ten der geplanten Währungsunion zu gewinnen. 

Ökonomisch wird eine europäische Gemeinschafts- 
währung als naheliegende Fortführung des Binnenmarkt- 
projektes von 1992 betrachtet. Die Wachstums- und Be- 
schäftigungspotentiale von Marktintegration und vertief- 
ter Arbeitsteilung - so die einfache Überlegung - lassen 
sich am sichersten realisieren, wenn Währungsturbulen- 
Zen ausgeschlossen werden können. In der Tat kann es 
innerhalb eines Währungsraumes weder Wechselkurs- 
schwankungen noch hierdurch ausgelöste Zahlungsbi- 
lanzprobleme geben. Zu fragen ist hier, inwieweit die 
ökonomischen Voraussetzungen für eine europäische 
Währungsunion gegeben sind und welche wirtschafts- 
politischen Strategien geeignet sind, diese Voraussetzun- 
gen ggf. zu schaffen oder weiterzuentwicklen. 

Auf globaler Ebene bedeutete eine gelungene Wäh- 
rungsunion das erste Mal seit dem Aufstieg der USA zur 
Weltmacht eine ernsthafte Konkurrenz zum Dollar als in- 
ternationaler Leitwährung, weil der Euro einen Binnen- 
markt repräsentieren würde, dessen Bevölkerungs- und 
Produktionspotential in etwa demjenigen der USA ent- 
sprechen würde. Westeuropa könnte hierdurch an Be- 
deutung innerhalb der internationalen Standortkonkur- 
renz gewinnen. 

In diesem Zusammenhang wird der Euro als ein Vehi- 
kel der politischen lntegration Westeuropas gesehen. Die 
in der ökonomischen Standortkonkurrenz gewonnenen 
Vorteile könnten damit zur Grundlage eines um die Euro- 
päische Union zentrierten Machtblocks gegenüber den 
USA und der NAFTA werden. Solche Pläne hängen zuvor- 
derst von einer gelungenen ökonomischen lntegration 
ab; daher soll im nächsten ,,Akta' die Frage behandelt 
werden, ob eine Gemeinschaftswährung der lntegration 
eher förderlich oder abträglich ist. 

2. Keynesianische und monetaristische Ansätze 
zur Währungsunion 
Daß unter der Chiffre 'Euro' Sachverhalte gehandelt wer- 

I 
den, die bestenfalls indirekt etwas mit den Problemen einer 
Gemeinschaftswährung zu tun haben, wurde bereits fect- 
gestellt und versucht, verschiedene Aspekte der Euro-De- 

, batte voneinander abzugrenzen. Ein ähnlicher Klärungsbe- 
darf besteht aber auch bezüglich der ökonomischen Beur- 
teilung der geplanten Währungsunion. Im Falle des Euro 
sind die gewohnten Abgrenzungen zwischen unterschiedli- 
chen Theorietraditionen und den damit verbundenen politi- 
schen Konzepten durcheinandergeraten und deshalb 
scheint der Versuch einer Neuorientierung sinnvoll. 

Die Idee, Währungssysteme durch Einrichtung fester 
Wechselkurse zu regulieren, ist keynesianischer Proveni- 
enz. Ihr Ziel besteht darin, wirtschaftspolitischen Spiel- 
raum im Inland gegenüber außenwirtschaftlichen Ein- 
flüssen abzusichern. Monetaristen bevorzugen dagegen 

spiel in drei Akten 
von lngo Schrnidt* 

flexible Wechselkurse, weil diese - in der Theorie - ohne 
politische Intervention einen Ausgleich der Zahlungsbi- 
lanz herbeiführen können. Geht es aber nicht um die Fra- 
ge nach dem Wechselkursregime, sondern um einen In- 
tegrationsschritt, der weit über die Festlegung der Wech- 
selkurse hinausgeht, nämlich um die Schaffung einer ein- 
heitlichen Währung, gibt es trotz unterschiedlicher theo- 
retischer Zugänge und wirtschaftspolitischer Vorlieben 
übereinstimmende Ansichten. 

Länder, die ähnliche Produktionsstrukturen und Pro- 
duktivitätsniveaus aufweisen, können eine gemeinsame 
Währung einführen, weil es im Falle exogener Schocks zu 
übereinstimmenden Reaktionen kommen wird. Reagie- 
ren die Stückkosten in mehreren Ländern - beispielsweise 
auf eine plötzliche Veränderung von Rohstoffpreisen - in 
gleicher Weise, können diese eine Währungsunion bil- 
den, weil die Wettbewerbs- 
verhältnisse zwischen diesen 
~ ä ~ d ~ ~ ~  unverändert bleiben ZU fragen ist, inwieweit die ökonomi- 
und daher keine WechseIkurs- schen Voraussetzungen für eine europäi- 
anpassungen nötig werden. 
Die Frage, wie sich exoqene sche Währungsunion gegeben sind und 
schock; auf Länder m i t  ge- welche wirtschaftspolitischen Strategien 
meinsamer Währung, aber 
unterschiedlichem realen Ent- geeignet sind. 

wicklungsniveau auswirken, 
wird dagegen unterschiedlich beantwortet. Keynesianer 
sehen in diesem Fall die Alternative zwischen (Real-) 
Lohnsenkungen oder Arbeitslosigkeit in dem Land, des- 
sen Wettbewerbsfähigkeit durch einen exogenen Schock 
sinkt. Monetaristen befürchten dagegen als Folge einer 
Gemeinschaftswährung die Tendenz einer Lohnanglei- 
chung und in Ländern mit sinkender Wettbewerbsfähig- 
keit aufkommende Forderungen nach beschäftigungspo- 
litischen Eingriffen, die zu steigenden Staatsausgaben im 
gemeinsamen Währungsraum und damit nach ihrer Auf- 
fassung zu einer Verringerung privater Investitionstätig- 
keit führen würden. 

All diese theoretischen Argumente finden sich auch in 
der Euro-Debatte wieder. Aus einer engen ökonomi- 
schen Sicht sprechen sich Keynesianer wie Monetaristen 
bestenfalls für eine Kernunion der West- und mitteleuro- 
päischen Länder mit den höchsten Produktivitätsniveaus 
und stark diversifizierten Produktionsstrukturen aus. Die 
Beteiligung der weniger entwickelten Länder der euro- 
päischen Peripherie stellt die Beteiligten vor die Wahl, 

lngo Schmidt, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Volkswirtschafilichen Seminar 
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dort (Real-) Lohnsenkungen undloder eine Zunahme der 
Arbeitslosigkeit in Kauf zu nehmen oder eine Umvertei- 
lung von reicheren in die ärmeren Länder vorzunehmen. 

Konjunktur- und Beschäftigungspolitik Contra 
Stabilitätsorientierung 
Mit solch einer politischen Entscheidung kann die Wäh- 
rungsunion aber nicht mehr ausschließlich als Problem 
des wirtschaftlichen Entwicklungsstandes ihrer potentiel- 
len Mitgliedsländer behandelt werden; sie muß dann 
auch mit Blick auf die wirtschaftspolitische ,,Großwetter- 
lage" in der Europäischen Union betrachtet werden, und 
hier enden die Gemeinsamkeiten zwischen Keynesianern 
und Monetaristen recht schnell. Zwar fordern beide eine 
koordinierte Wirtschaftspolitik innerhalb der Europäi- 
schen Union, fragt man aber, welche Politikfelder mit 
welchen Zielsetzungen aufeinander abgestimmt werden 
sollen, erhält man recht unterschiedliche Antworten. Die 
einen fordern eine Europäisierung der Fiskalpolitik, um 
Konjunkturschwankungen ausgleichen und die Beschäf- 
tigung zumindest stabilisieren zu können, während die 
anderen eine restriktive Geldpolitik auf europäischer und 
eine Politik der Haushaltskonsolidierung auf nationaler 
Ebene befürworten. 

Ein Blick in die Maastrichter Verträge und begleitende 
Regierungsdokumente zur Währungsunion zeugt von ei- 
ner klaren Dominanz monetaristischer, auf Haushalts- 
konsolidierung zielender Politikansätze. Nicht nur, daß 
die Beschränkung der staatlichen Nettoneuverschuldung 
sowie der Schuldenstand zur Eintrittsbedingung für den 
Euro-Club gemacht werden; darüber hinaus sind diese 
Kriterien mit dem ,,Stabilitätspaktn beim letzten EU-Gip- 
feltreffen in Dublin zur dauerhaften Leitlinie der Fiskalpo- 
litik gemacht worden, deren Nichteinhaltung mit Geld- 
bußen geahndet werden kann. Nach dieser Festschrei- 
bung der Konvergenzkriterien der Maastrichter Verträge 

ist mittlerweile der staatliche 
Budgetausgleich als nächste 

Die gegenwärtig anstehenden Entschei- monetaristischer Po- 
dungen über wirtschaftspolitische litik in die Verhandlungspro- 

zesse zur europäischen Inte- 
Grundlinien bedürfen öffentlicher Ein- gration eingebracht worden; 
flußnahme und demokratischer Entschei- offensichtlich soll also eine 

dung. schrittweise Radikalisierung 
bei der Umsetzung des Mone- 
tarismus vorgenommen wer- 

den. Dabei eilt die monetäre lntegration der realwirt- 
schaftlichen sowie der politischen lntegration weit vor- 
aus. Dies hat zur Folge, daß der Monetarismus auf euro- 
päischer Ebene ~uasi-verfassungsrang erhält, ohne daß 
aber politische Institutionen bestünden, denen gegen- 
über diese wirtschaftspolitische Marschrichtung legiti- 
miert werden müßte und die ggf. Richtungsänderungen 
vornehmen könnte. 

Unter rein ökonomischen Aspekten liegt die Schluß- 
folgerung nahe, daß nur eine kleine Zahl nord- und west- 
europäischer Länder die realen Voraussetzungen für ei- 
nen einheitlichen Währungsraum erfüllen. Unter wirt- 
schaftspolitischen Gesichtspunkten hängen Befürwor- 
tung oder Ablehnung einer Währungsunion davon ab, 
ob die monetaristische Linie der Maastrichter Verträqe - 
weiter verfolgt und verschärft oder aber zugunsten einer 
europäisierten Fiskalpolitik aufgegeben werden sollte. 
Zwar spielen auch hierfür die ökonomischen Vorausset- 
zungen eine wichtige Rolle, es handelt sich aber im we- 
sentlichen um eine politische Richtungsentscheidung. 

EUROPA UND DIE LINKE 

Wirtschaftspolitischer Entscheidungen bedarf im Falle 
einer Kern-Währungsunion auch die Ausgestaltung der 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen Insidern und Outsi- 
dern. In diesem Fall ist mit einer massiven Abwertung der 
Währungen der Outsidern zu rechnen, welche zwar die 
Exporte aus diesen Ländern begünstigt, ihnen aber die 
Mobilisierung von Kapital für die Weiterentwicklung ihrer 
Wirtschaftsstrukturen drastisch erschweren würde. Ohne 
eine regionale Umverteilung innerhalb der Europäischen 
Union würden die Outsider der Währungsunion zur öko- 
nomischen Zweitklassigkeit verdammt: Die Euro-Einfüh- 

4 

rung würde diesen Ländern mit Abwertung und Kapital- 
flucht nämlich nicht nur realwirtschaftliche Entwick- i 

lungsschranken setzen, sondern auch die Erfüllung der 1 

Maastrichter Konvergenzkriterien zu einer unlösbaren 
Aufgabe machen und somit einen dauerhaften Aus- 
schluß aus dem Euro-Club darstellen. 

Mit den Fragen nach der konzeptionellen Ausrich- 
tung der Wirtschaftspolitik in der Europäischen Union 
und nach der Gestaltung ihrer Binnenverhältnisse zwi- 
schen Euro- und Nicht-Euro-Ländern wird die Aufrnerk- 
samkeit notwendigerweise von der wissenschaftlichen 
Aufklärung über ökonomische Voraussetzungen einer 
Gemeinschaftswährung auf die Politik gelenkt. 

3. Politische Richtungsauseinandersetzungen 
Die regierungsoffizielle Politik in Deutschland hält noch 
immer halsstarrig an dem technokratischen Verfahren 
zur Einführung der Währungsunion fest, wie es in den 
Maastrichter Verträgen vorgegeben worden ist: Strikte 
Einhaltung der Konvergenzkriterien und des Starttermins 
am 1. Januar 1999. Dieses Festhalten steht in deutlichem 
Kontrast zu Prognosen von Wirtschaftsforschungsinstitu- 
ten und EU-Kommission, die ein Unterschreiten der 3%- 
Prozent-Obergrenze für die Nettoneuverschuldung in 
diesem und im nächsten Jahr ausschließen und zudem 
betonen, daß Erfolg oder Mißerfolg der Euro-Einführung 
sicher nicht von Budgetdefiziten im ,,Null-Komma-Be- 
reich" abhängen. 

Wenn aber Konvergenzkriterien und Zeitplan nicht zu- 
gleich eingehalten werden können, zerfällt der bislang ge- 
pflegte Anschein eines sachnotwendigen Übergangs zur 
gemeinsamen Währung; an die Stelle der technokratischer 
Sachzwänge tritt dann der politische Dezisionismus. Damit 
tut sich ein recht weites Spektrum an Handlungsoptionen 
auf, das von der Aufgabe der Euro-Pläne über eine Ver- 
schiebung des Starttermins bis zur weitgehenden Mißach- 
tung der monetären Konvergenzkriterien reicht. Welche 
dieser Optionen verfolgt wird, ist in der Tat weniger eine 
Frage nach Budgetsalden und Inflationsraten. Hierfür sind 
vielmehr die grundlegenden Orientierungen der Wirt- 

1 
schafts- und Gesellschaftspolitik ausschlaggebend. 

Hier lassen sich grob zwei Richtungen unterscheiden. 
Eine zielt darauf ab, durch Hartwährungspolitik einen Euro- 
Block zu schaffen, der an Gewicht gegenüber dem Dollar- F 

Block gewinnen würde. Diese Orientierung auf die weltwei- 
te Konkurrenz verbindet sich mit einer merkantilistischen 
Orientierung der deutschen Industrie, welche durch die 
Euro-Einführung den langanhaltenden Aufwertungstrend 
der DM brechen und damit ihre Absatzchancen innerhalb 
der Währungsunion erhöhen will. Obgleich dieser Merkan- 
tilismus ein innereuropäisches Konfliktpotentiai darstellt - 
Frankreich befürwortet die Währungsunion schließlich mit 
der konträren Zielsetzung, die Dominanz der deutschen Ex- 
portwirtschaft innerhalb der Europäischen Union zu über- 
winden -, führen die beiden genannten Linien zur Befür- 

EUROPA UND DIE LINKE 

Die nachfolgenden Thesen stellen das Ergebnis der inten- 
siven europapolitischen Diskussion der spw-frühjahrsta- 
gung vom 25.-27.4.1997 dar. 

Zur Diskussion um den Euro 

I .  Falsche Gegensätze in der Europadebatte 

E s ist offenkundig: Angesichts der bevorstehenden 
abschließenden Stufe der geplanten Währungsuni- 
on befindet sich die europäische lntegrationspolitik 

in einer kritischen Phase. Von einigen prominenten Ver- 
treterlnnen der Grünen und der Sozialdemokratie wird 
derzeit immer heftiger behauptet, daß in dieser Lage die 
deutsche Linke vor der historischen Alternative „Euro 
oder Nationalstaaterei" stände. Wir sind anderer Auffas- 
sung: Eine Währungsunion ohne eine demokratisch-poli- 
tische lntegration und ohne ausreichende wirtschafts- 
und sozialpolitische Flankierung begünstigt geradezu na- 
tionalistische Gegenreaktionen. Sie gefährdet den euro- 
päischen Integrationsprozeß. 

Wir sagen nein zu dieser Währungsunion, weil wir 
eine dezidiert europäische Position einnehmen, weil 
wir Europa als demokratischen und sozialen Rechts- 
staat mit wirtschaftspolitischer Kompetenz befürwor- 
ten und wir uns damit radikal vom antieuropäischen 
Rechtspopulismus unterscheiden. Wir kritisieren vor 
diesem Hintergrund entschieden die geistige Läh- 
mung, die große Teile der hiesigen Linken angesichts 
des Euro ergriffen hat. Noch entschiedener muß man 
sich gegen jene wenden, die eine europäisch-demo- 
kratisch motivierte Ablehnung der Währungsunion mit 
der rechtspopulistischen Demagogie in einen Topf 
werfen. Die Frage der Währungsunion berührt offen- 
bar die gesamte mentale Verfassung der Linken. Es ist 
an der Zeit, die selbstgestellte Falle ,,Eure-Monetaris- 
mus oder Nationalstaaterei" zu verlassen und eine ei- 
genständige Position einzunehmen. Die französische 
Entwicklung ermutigt uns dazu. 

2. Bedrohliches Dernokratiedefizit 
Gegenwärtig erleben wir, wie in der EU die monetäre In- 
tegration vorangetrieben wird und gleichzeitig die politi- 
sche lntegration vernachlässigt wird. Im Ergebnis bedeu- 
tet dies eine schleichende Entdemokratisierung, da damit 
wesentliche gesellschaftliche Prozesse der parlamentari- 
schen Kontrolle und Gestaltung entzogen werden. Insbe- 
sondere der im Februar 1992 in Maastricht geschlossene 
Vertrag über die Europäische Union leidet unter diesem 
Demokratiedefizit. Mit der Geldpolitik wird ein wesentli- 
cher Bereich der Wirtschaftspolitik der nationalen Ebene 
enthoben, ohne daß parallel demokratisch legitimierte 
wirtschaftspolitische Entscheidungsstrukturen in der EU 
errichtet werden. 

3. Die geplante Währungsunion - Sprengsatz für die In- 
tegration 
Darüber hinaus ist die geplante Währungsunion einer 
einseitigen Stabilitätsorientierung unterworfen. Ob- 
wohl die lnflationsgefahren schon seit längerer Zeit 
außerordentlich gering sind, soll eine extrem restriktive 
Politik in den EU-Verträgen festgeschrieben werden, 
die eine aktive Politik zur Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit und der fortschreitenden sozialen Spaltung 
zwischen und in den Mitgliedstaaten erheblich er- 
schwert. Mit dieser Politik wird der europäischen Inte- 
gration ein Bärendienst erwiesen. Die Zuspitzung der 

Raus aus der 
Sackgasse 

- Kurskorrektur für Europa! 

von einer spw-Autorlnnengruppe* 

sozialen Widersprüche würde den Zusammenhalt in 
der EU zunehmend belasten und weitere Integrations- 
schritte gefährden. 

4. Deshalb: Richtungsentscheidungen von Maastricht 
korrigieren 
Dieses neokonservative Europa der Maastrichter Verträge 
wird weder nationale Konflikte befrieden noch drängen- 
de soziale und ökologische Probleme lösen. Dieses Euro- 
pa wird unter dem Banner der lntegration die soziale 
Spaltung forcieren und Strukturen eines demokratischen 
Gemeinwesens nachhaltig zerstören. Deshalb teilen wir 
die Kritik des Deutschen Gewerkschaftsbundes an der 
einseitigen Ausrichtung der Maastrichter Verträge auf die 
fiskalischen Konvergenzkriterien. Mit einer reinen ,Kriteri- 
en-Kosmetik' ist es unserer Ansicht nach aber nicht ge- 
tan. Die Gesamtkonstruktion - Währungsunion ohne de- 
mokratisch-politische lntegration - stimmt nicht. Es kann 
auch nicht um eine Verschiebung oder ein Moratorium 
gehen. Vielmehr müssen die Richtungsentscheidungen 
der Maastrichter Verträge korrigiert werden. 

Eckpunkte eines linken Europaprojektes 

5. Für eine alternative lntegrationspolitik 
Die europäische lntegration ist 
nicht nur ein Garant des Frie 
dens in Europa. Angesichts Wir sagen nein zu dieser Währungsuni- 
der zunehmenden Internatio- on, weil wir eine dezidiert euro~äische 
nalisierung der Ökonomie 
kommt ihr ein wesentlicher Position einnehmen, weil wir Europa als 
Stellenwert bei der Regulation demokratischen und sozialen Rechts- 
wirtschaftlicher Prozesse zu. staat mit wirtschaftspolitischer Kompe- 
Die erheblichen Entwicklungs- 
unterschiede der europäi- tenz befürworten. 
schen Regionen sind in einem 
stetigen Prozeß der Integrati- 
on langfristig zu überwinden. Die EU muß und kann 
dazu beitragen, das unverzichtbare Umsteuern zu eine 
sozial und ökologisch verträglichen Entwicklung durch- 
zusetzen. Ihr kommen wesentliche Aufgaben bei der Ent- 
wicklung der osteuropäischen Staaten und der Mittel- 
meerregion zu. 

* Der Autorlnnengmppe gehörten an: Ralf Krämer, Uwe 
Krerner, Susi Möbbeck, Joachirn Schuster, Andreas Wehr 

und Thomas Westphal. 
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Kleidung, Wohnung, Weltanschauung. Das wird erstmalig veröffentlicht. zialdemokratischer Kommunalpolitik 
berühmte Geschichtswerk ausder Feder des Schneider, U.: Zukunftsentwurf Antifa- 1918 bis 1933.208 S. VAG. Fr. 20.00j. 7.95 
Altmeisters. schismus. 50 Jahre Wirken der VVN für 17-971 h7n-47-01 
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Philosophie und Naturwissenschaft. Wör- 
terbuch zu den philosophischen Fragen 
der Naturwissenschaften. 1 120 S. Sonder- 
ausgabe der 3. völlig neubearbeiteten Aus- 
gabe von 199 1. Gb. PR\! 49.90 [3-89144- 
232-71 Philosophie und Naturwissenschaf- 
ten. herauseeeeben von einer Forschereruo- 
pe in der ~kademie  der ~issenschaft; &r 
DDR, ist ein im deutschen Sprachraum ein- 
zigartiges Wörterbuch zu den philosophi- 
schen Fragen, die sich aus der Entwicklung 
und Anwendung von Erkenntnissen der Bio- 
logie, Anthropologie, Psychologie, und 
Medizin: Chemie. Geo- und Kosmoswis- 
senschaften; Kybernetik und Informatik, 
Logik. Mathematik, Physik. Technik und 
Technikwissenschaften ergeben. Über 120 
Autoren und Autorinnen legen in 540 Arti- 
keln ihre Auffassungen dar. In diesem Wör- 
terbuch werden die verschiedenen Sachver- 
halte nicht nur systematisch, sondern auch 
unter wissenschafts- und philosophiehisto- 
rischen Gesichtspunkten betrachtet. Es ent- 
hält zusätzlich wichtige Übersichtsartikel zu 
den Grundströmungen der Philosophie in 
Geschichte und Gegenwart, so zur aristote- 
lischen, chinesischen und indischen Natur- 
philosophie, zu den Naturphilosophien der 
Aufklärung und Renaissance, zur klassi- 
schen Naturvhilosovhie von Kant. Fichte. 

Kofler, L.: Zur  Geschichte der  bürgerli- 
chen Gesellschaft.2 Bde. 840 S. Gb. Dietz. 
Fr. 48.00 j. 24.95 [3-320-01767-51 Die ein- 
zige umfassende Darstellung der geschicht- 
lichen Entwicklung in Europa vom 12. bis 
zum 20 Jh. aus der Sicht des historischen 
Materialismus. 
Briefs, U.: High-Tech und sozialerVerfall? 
Das moderne Deutschland nach dem 
Ende der „sozialen Marktwirtschaft". 186 
S. Gb. PRV 26.90 [3-89144-184-31 Die 
BRD befindet sich in einer tiefen und per- 
spektivlosen Krise. Diese kommt nicht von 
außen (Standortdebatte), sondern von innen 
(Binnennachfrage und sozialer Verfall). Es 
besteht die Gefahr der weiteren Eskalation: 
Dienstleistungs- und lnfogesellschaft sind 
keine realistischen Antworten. Hauptgrund 
der Krise ist die immer größer werdende 
Nichtnutzung umfangreicher moderner pro- 
duktiver Kapazitäten und die weiter um sich 
greifende Arbeitslosigkeit. Was hermuß, ist 
ein neuer Korisens: Zuerst Wirtschaftslei- 
stung und Wachstum, dann umfassende Re- 
formpolitik. 
Agee, Ph.: CIA Intern. 51 1 S. EVA. Fr. 
48.00j. 16.95 [285-116771 Der bislangvoll- 
ständigste .Bericht über CIA-Aktivitäten. 
Der ehemalige CIA-Agent Agee gibt Na- 
men und Operationen preis. In fast jeder 
Zeile enthüllt sich dem Leser das Spinnen- 
gewebe von Betrug, Heuchelei und Korrup- 
tion. mit der die US-Außenoolitik eanz La- 

„eine neueWelt des Friedens und der Frei- 
heit". 248 S., 300 Abb.. Großf. Gb. PRV 
38.00 [3-89144-237-81 Niemand, am aller- 
wenigsten die Antifaschisten selbst, hätte 
1945 erwartet, daß der Schwur der Häftlin- 
ge von Buchenwald biszur Jahrtausendwen- 
de aktuell bleiben würde. Die Forderung 
nach „Vernichtung des Nazismus mit sei- 
nen Wurzeln und der Schaffing einer neu- 
en Welt des Friedens und der Freiheit'' stieß 
in der BRD schon bald auf eine Gegenten- 
denz der Renazifizierung und Remilitari- 
sieiung. Daß die Überlebenden, verbunden 
in der ,,Vereinigung der Verfolgten des Na- 
ziregimes", dennoch nicht ihre Zukunftsvi- 
sion aus den Augen verloren haben. davon 
berichtet dieses Buch, das in Jahresschrit- 
ten die vielfältigen Facetten der 50jährigen 
Geschichte der ,,Vereinigung der Verfolg- 
ten des Naziregimes" lebendig werden läßt. 
In über 300 Fotos und Faksimilies spiegelt 
sich das Wirken für den Zukunftsentwurf 
Anrifaschisnius, (ier auch 50 Jahre nach 
Gründung der VVN eine politische Orien- 
tierung für nachfolgende Generationen sein 
kann. 
Ott, J.: Die Wirtschaftskonzeption der  
SPD nach 1945.298 S. VAG. Fr. 18.00 j. 
6.95 [3-92 1630- 1 1-81 
Schui, H., u.a.: Wollt ihr  den totalen 
Markt. Der Neoliberalismus und die ex- 
treme Rechte. 352 S. Knaur. 16.90 [3-426- 
80083-71 Welcher Zusammenhang besteht 
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' Günther, D.: Gewerkschafter im Exil. Die 
Landesgruppe deutscher Gewerkschafter in 
Schweden von 1938-1 945. 286 S. VAG. Fr. 
32.00 j. 9.95 [3-921630-27-41 
Kautsky, K.: Vorläufer des neueren So- 
zialismus. 432 S. Gb. Dietz. Fr.36.00 j. 
16.95 [207-630291 Die große Arbeit 
Kautskys zu den geistigen Wurzeln der So- 
zialismus. 
Kautsky, K.ILenin, W.I.ITrotzki, L.: 
Ausgwählte Schriften. 2 Bde. 648 S. Gb. 
Dietz. Fr. 58.00 j. 24.95 [207-630311 Dik- 
tatur des Proletariats,Terrorismus und Kom- 
munismus u.a. 
Lassalle, E: Ausgewählte Reden und 
Schriften. 360 S. Gb. Dietz Fr. 38.00 j. 
16.95 [207-646931 
Mandel, E.: Kontroversen um ..Das Ka- 
pital". 310 S. Gb. Dietz Fr. 32.00 j. 14.95 
[207-6596 I] 

r -~~ ~~ D~ -- 
Schelling, H'egel und Feuerbach. Da eine teinamerika überzogen hat. zwischen den Konzepten für einen Kapita- lCh bestelle gegen ~ ~ ~ h ~ ~ ~ ~ :  
größere Anzahl der Autoren einer auf Karl Internationalisierung, Finanzkapital, lismus und den den politischen Zielen 
M a n  zurückgehenden wissenschaftlichen, Maastricht II.Aktuelle EntwickJungsten- des EX. Nr. Preis 
humanistischen und dialektischen Denkwei- denzen und Alternativen. 180 S, 1 ~ s ~ .  Grofimacht* und Kriegspolitik heute. 80 
se verpflichtet ist, bietet das Werk authenti- 15.00 [20009-9] Internationalisierung heu- Jahre nach Lenins Imperialismuskritik. 
sche Auskünfte zu modernem marxistischen te und Theorie des Finanzkapitals: Lenin, SMES 27.184 S. PRV 28.00 [3-89144-234- 
Denken über Naturwissenschaften, Mathe- Hilferding, Keynes, Verselbständigung des 31 ,,Neoliberalismus" und „Globalisierung" 
matik und Technik, Humanismus und Wis- ~ ~ ~ i t a l ~ ?  Deutsche H ~ ~ ~ ~ ~ -  sind die Stichworte, mit denen die Verän- 
senschafisethik. ;ie in der EU? ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ h ~ - ~ r i ~ ~ r i ~ ~  ,,;i,j die derungen des Kapitalismus in den letzten 
Viett. 1.: Nie war ich furchtloser.Autobi~ Widersorüche der EtJ-inte~ration Jahren häufig beschrieben werden, aber hat 
graphie. 320 S. Gb. Ed. Nautilus. 38.00 [3- 
89401-270-61 lnge Viett verströmt noch 
heute. trotz langer Jahre hinter Gittern, viel 
von ihrem Mut und ihrer Lebensfreude. Um 
nicht stumm aus ihrer Geschichte zu ver- 
schwinden, schreibt sie - eine Symbolfigur 
der RAF - ihre Sichtder Rebellion der 60er 

- -r . ~ ~ .  - - ..... 

Kalt, H.: Stalins langer Schatten. 240 S. 
Gb PapyRossa. Fr. 38.00j. 19.95 [3-89438- 
077-21 Kalt geht es darum, die Diskussion 
um Irrwege und Zusammenbruchsursachen 
des sowjetischen Sozialismus-Modells über 
eine oberflächliche „Stalinismus" -Debatte 
hinauszuführen. Neben den oolitischen 

damit die ~eninsche lmpenalistheorie aus- 
gedient?. 
Zeitgenosse Kuczynski. 207 S. EP. Fr. 
29.90 j. 9.95 [3-88520-527-01 Zu seinem 
90. Geburtstag denken Wissenschaftler, 
Schriftsteller und Publizisten über den Wis- 
senschaftler und Querdenker Kuczynski 

Ab 100.00 DM portofrei innerhalb der BRD 

Ich bestelle diesmal nichts, 
mochte aber den kostenlo- 
sen Katalog. 

Jahre und des bewaffneten Kampfes in Fehlentwicklungen legt er besinderis 11ach. 
Deutschland auf. wicht auf die strukturelle Deformation der Butenschön, RJSpoo, E. (Hg.)Wozu muO Name Vorname 
Abendroth, W.: Einführung in die Ge- ökonomischen Basis. Wichtige Abschnitte einer de r  Bluthund sein? Der Mehrheits- 
schichte der Arbeiterbewegung. Von den der sowjetischen Geschichte erscheinen da- sozialdemokrat Gustav Noske und der  
Anfängen bis 1933.287 S. Distel.36.00[3- mit in einem neuen Licht. deutsche Militarismus des 20. Jahrhun- Strasse 
929388-08-X] Eine lebendige, praxisbezo- Krusch, H.J.: l r m e g  oder Alternative. derts. 95 S. Distel. 18.00 [3-929388-18-71 
gene Einführung, welche die Entwicklung Vereinigungsbestrebungen der Arbeiter- Ein Stück deutscher und speziell sozialde- pLZ 
derArbeiterbewegung imgesamtgeschicht- parteien 1945146 und gesellschaftspoliti- mokratischer Geschichte, das bisher ver- 
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lichen Zusammenhang darstellt. sche Forderungen. 272 S., mit 140 S. Fak- drängt, also nicht erledigt ist. 
Opitz, R.: Europastrategien des deut- similes. Gb. Großf PRV 38.00 [3-89 144- Bernstein, E.: Sozialdemokratische Lehr- Unterschrift 
sehen Kapitals 1900-1945. 1070 S. Gb. 217-3]~wischen„~wan~svereini~un~"und jahre1Entwicklungsgang eines Soziali- 
PR\!68.00[3-89144-198-31 Dokumentenir ,größter Errungenschaft der Arbeiterbewe- sten. 2 Bde. 469 S. Gb. Dietz. Fr. 52.00 j. Buchhandlung ehe & chandler 
Hegemonialpolitik der deutschen Eliten gung6'pendeln die Bewertungen deszusam- 24.95 [207-797291 
sind in diesem Quellenwerk mit einem um- menschlusses von KPD und SPD zur SED Butternegge, C.: ~ust romanrismus und Breite 47 531 Bann 
fangreichen Anmerkungsapparat veröffent- im April 1946 in der Sowjetischen Besat- Staat. Politiktheorie und Praxis der Oster- Tel. 02281632366 Fax 634968 

wortung einer termingerechten Euro-Einführung. Auch 
wenn dabei die fiskalischen Konvergenzkriterien nicht ein- 
gehalten werden sollten, könnte hieraus noch kein Aufwei- 
chen der monetaristischen Ausrichtung der Wirtschaftspoli- 
tik gefolgert werden. 

Die zweite Richtung der Wirtschafts- und Gesell- 
schaftspolitik zielt dagegen weniger auf die Stärkung der 
Europäischen Union im weltweiten Standortwettbewerb 
als auf eine Erhöhung des Beschäftigungsniveaus und 
den Ausbau der Sozialstaatlichkeit innerhalb der EU. Be- 
züglich der Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele be- 
stehen freilich unterschiedliche Einschätzungen. Eine Po- 
sition besagt, Währungskonkurrenz und die Vorherr- 
schaft von Bundesbank und DM in Europa müßten durch 
eine schnelle Einführung des Euro gebrochen werden. 
Um den Preis einer kurzfristigen Austeritätspolitik, der 
mit dem Maastrichter Euro-Konzept gefordert wird, sol- 
len längerfristige Spielräume einer interventionistischen 
Wirtschaftspolitik gewonnen werden. 

Die Gegenposition befürchtet infolge einer monetä- 
ren lntegration nach dem Maastricht-Konzept starke so- 
ziale und regionale Spaltungen innerhalb der Europäi- 
schen Union. Steigende Arbeitslosigkeit infolge fortge- 
setzter und möglicherweise noch radikalisierter Austeri- 
tätspolitik sowie die Spaltung der EU in einen Euro-Club 

D ie Streiks und Proteste in Frankreich im Dezember 
1995, die ,,Le Monde Diplomatique" als die er- 

sten Streiks gegen die Globalisierung bezeichnete, 
die Solidarisierungswelle mit den belgischen Renaultarbei- 
tern gegen die Schließung des Betriebs in Vilvorde und 
schließlich die heftige Auseinandersetzung über die sozialen 
Auswirkungen der Einhaltung der Konvergenzkriterien: Sol- 
len die Gewerkschaften die Konsequenz ziehen, die Gene- 
rallinie der europäischen lntegration zu verlassen? Was 
wäre die Alternative? 

Erfreulicherweise führt zunehmende Unsicherheit über 
den Weg der künftigen europäischen lntegration zu einer 
öffentlichen Diskussion, die sich nicht nur mit der politi- 
schen Integration, sondern mit den Perspektiven des euro- 
päischen Gesellschaftsmodells beschäftigt. Drei Meinungen 
will ich herausgreifen: Da plädiert Joschka Fischer vehement 
für den EURO als Vehikel zur Überwindung des unseligen 
europäischen Nationalstaats: „Wer dieses Europa möchte, 
muß auch diesen Qualitätssprung wollen. Denn dies ist in 
der Tat eine historische Wasserscheide, ja eine veritable Re- 
volution in der Geschichte Europas. Wenn sie endlich g e  
lingt, ist die vollständige politische lntegration Europas und 
damit der Abschied vom souveränen Nationalstaat kaum 
noch aufzuhalten. Und genau dies halte ich für dringend 
geboten."' 

Ganz anders sieht dies Wolfgang Streeck in seinem Fest- 
vortrag zum 75. Gründungsjubiläum der Akademie der Ar- 
beit: „Die europäischen Nationalstaaten betreiben ihre Eini- 
gung vor allem zu ihrer Selbsterhaltung durch Entlastung 
von wirtschaftlichen Funktionen, die sie nicht mehr zu erfül- 
len  erm mögen."^ Für Streeck ist deshalb klar, ,,daß der Zeit- 
punkt verpaßt ist, zu dem der Integrationsprozeß noch in 
einer Neuauflage des nationalen Wohlfahrtsstaates auf su- 
pranationaler Ebene enden konnte." 

Gilbert Ziebura teilt die Kritik an der neo-liberalen Aus- 
richtung der EU-Integration, hält aber einen ,dritten Weg' 
noch für möglich. Er fordert, ,,Elemente eines spezifisch eu- 

und eine Schwachwährungsperipherie erhöhen einerseits 
den Bedarf an sozial- und beschäftigungspolitischen Ein- 
griffen, erschweren aber zugleich Durchsetzbarkeit und 
Durchführung einer solchen Politik. Gefordert wird des- 
halb eine Politik, welche die realwirtschaftliche und so- 
ziale lntegration fördert und erst an zweiter Stelle die 
Frage nach einer monetären Vereinheitlichung stellt. 

Dem liegt die recht triviale Feststellung zugrunde, daß 
monetäre Instabilitäten am ehesten auftreten, wo ge- 
samtwirtschaftliche Ungleichgewichte und soziale Span- 
nungen bestehen. Gerade weil sich Finanzkrisen und 
Währungsturbulenzen auf den Finanzmärkten abspielen, 
darf nicht in Vergessenheit geraten, daß es sich dabei um 
krisenhafte Anpassungsprozesse an realwirtschaftliche 
Ungleichgewichte handelt. Gelingt es aber, solche Kri- 
senpotentiale abzubauen, verliert die Frage nach einer 
gemeinsamen Währung ihre gegenwärtige Dramatik; sie 
ist dann weniger Ausdruck gesellschaftlicher Interessen- 
gegensätze als eine technische Verfahrensfrage. Solche 
Probleme könnten in der Tat einem technokratischen Ap- 
parat überantwortet werden, die gegenwärtig anstehen- 
den Entscheidungen über wirtschaftspolitische Grundli- 
nien bedürfen dagegen öffentlicher Einflußnahme und 
demokratischer Entscheidung. spw 

Europas Gewerkschaften 
vor dem EURO-Zeitalter 

Alternativen und Szenarien 

von Fritz Rath* 

ropäischen Wachstumsmodells zu formulieren, die weder 
eine Renaissance des Fordismus noch ein Vorantreiben des 
neoliberalen Stabilitäts- und Umverteilungsprojekts anvisie- 
ren. (. . .) Andernfalls geraten die europäischen Gesellschaf- 
ten noch tiefer in die neoliberale Sackgasse, in der sie ohne- 
hin schon ~tecken."~ Ziebura witft folgende Fragen auf: 
,,Stellt die Fixierung der europäischen Ökonomien und G e  
sellschaften auf das, was vom Zentrum der Weltwirtschaft 
als neue Form kapitalistischer Reproduktion vorgegeben 
wird, ein unabänderliches Schicksal dar? Wird selbst der lei- 
seste Versuch einer Autonomisierung regionaler lntegration 
als Gegengewicht zur neo-liberal dominierten Globalisie- 
rung als verhängnisvolle Abkoppelung von Verwertungs- 
Prozessen begriffen, die nur zur (weiteren?) Venchlechte- 
rung von Wettbewerbsbedingungen führen müssen?" 

* Dr. Fritz Rath, Promotion Universität Konstanz, derzeit: Wirtschafts- und Sozialausschuß der EU. 
Leiter des Dienstes ,,Institutionelle Angelegenheiten - Beziehungen zwischen den Wirtschafts- und 

Sozialausschüssen", Brüssel. Der Beitrag stellt die persönliche Meinung des Autors dar. 
, 



Daß derartige Fragen nicht allein ,,akademischer Natur", 
sondern für die Gewerkschaften von höchster Relevanz 
sind, zeigen die weiteren Ausführungen von Streeck: Da 
sich der Nationalstaat über die EU seiner Rolle der ,,Absiehe- 
rung nationaler Vollbeschäftigungs- und Sozialpolitik" ent- 
ledige, gewinne er auf nationaler Ebene mehr Spielraum g e  
genüber den gesellschaftlichen Gruppen. Die ,,europäi- 
schen Interessen der deutschen Gewerkschaften" unter- 
scheiden sich aber „von denen der Gewerkschaften anderer 
europäischer Länder teilweise erheblichu3 (Stichworte: hohe 
Einkommen, geringe Lohnspreizung, hohes Niveau der so- 
zialen Sicherheit, Flächentarifvertrag, Mitbestimmung). Es 
eröffne sich deshalb die ,,unerfreuliche Aussicht auf eine 
jahrelange, mühsame und politisch kostspielige Verteidi- 
gung der Mitbestimmung"; auf ,,Rückzugsgefechte", ,,lan- 
ge Abwehrkämpfe". Da Europa keinen europäischen Sozial- 
staat schaffen kann, „muß heute alle politische Energie dar- 

auf verwendet werden, die so- 
Die ökonomischen Globalisierungspro- ziale Handlungsfähigkeit des 

zesse sind so mit der Reform des Gesell- Nationalstaates zu verteidi- 
aen." Die (deutschen) Gewerk- - 

schaftsmodells zu verknüpfen, daß seine schaften sollen sich von der 

demokratische, soziale und kulturelle Di- Emartung ei- 
ner ... Ausdehnuna des deut- 

rnension bewahrt werden kann. 
< 

sehen Sozial- und Tarifsystems 
auf die Union insgesamt verab- 

schieden". Sie sollen das ,,hohe deutsche Niveau sozialer Si- 
cherung und gewerkschaftlicher Beteiligung in einer inte- 
grierten europäischen Ökonomie ~erteidigen".~ 

Diese Analyse stellt zwar die wirischaftliche lntegration als 
solche nicht in Frage, präsentiert aber dann in letzter Konse 
quenz doch eine gewerkschaftliche Variante des nationalen Al- 
leingangs zur Gestaltung der sozialen Dimension. Ungewollt 
wird damit denjenigen Schützenhilfe geleistet, die - unter Hin- 
weis auf die Subsidiantät - Fragen der Beschäftigungs- und So- 
zialpolitik ohnehin für eine rein nationale Aufgabe halten. Da- 
mit bleibe aber das Ungleichgewicht mischen wirtschaftlicher 
und sozialer lntegration bestehen. 

Zieburas Überlegungen gehen in eine andere Richtung: 
Er plädiert dafür, durch gesellschaftliche Mobilisierung der 
politischen Union ein größeres Gewicht zu verleihen und ein 
neues europäisches Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell 
zu definieren: ,,Demokratisierung von unten und Entschei- 
dungsfähigkeit von oben müssen zusammenkommen, um 
so etwas wie eine transnationale Zivilgesellschaft zu begrün- 
den. ... Identität wächst nur im gemeinsamen Projekt mit 
allen Risiken, Chancen zum Experiment, Rückschlägen und 
Erfolgen, mit allen Kämpfen um die Sache, die es in sich 
birgt."4 Um das Entstehen dieser europäischen Zivilgesell- 
schaft ging es auch dem Wirtschafts- und Sozialausschuß 
(WSA) bei dem ,,Forum zur Zukunft der europäischen Ge- 
sellschaft" an dem Vertreter aller relevanten gesellschaftli- 
chen Gruppen und Wissenschaftler der verschiedensten Dis- 
ziplinen teilnahmen. 

1. Globalisierung und Krise des Sozialmodells 
Europas Chance für ein spezifisch europäisches Wirtschafts- 
und Sozialmodell ist, daß der in der neo-liberalen Diskussion 
dominierende einfache Zusammenhang zwischen Globali- 
sierung und Krise des Sozialmodells so nicht besteht. Die En- 
ergien sollten darauf konzentriert werden, das sog. unabän- 
derliche Schicksal in einen zu steuernden Prozeß zu verwan- 
deh4  Ein wesentlicher Punkt ist dabei, die ökonomischen 
Globalisierungsprozesse so mit der Reform des Gesell- 
schaftsmodells zu verknüpfen, daß seine demokratische, so- 
ziale und kulturelle Dimension bewahrt werden kann. 

EUROPA UND DIE LINKE 

Bei der ökonomischen Globalisierung besteht zunächst 
ein Interesse daran, daß die EU ihr ökonomisches Potential 
in die Waagschale wirft, um dort steuernd einzugreifen, wo 
die (kleinen und mittleren) Nationalstaaten nur mehr redu- 
ziertes Eingriffspotential haben. Lucio Pench führt z.B. fol- 
gende Bereiche auf: 

die ständige Ausweitung des Welthandels mit größeren 
Steigerungsraten als das Weltsozialprodukt aufgrund stän- 
dig sinkender Transportkosten von Gütern und noch ra- 
scher sinkender Kosten für lnformationsverarbeitung und 
-verbreitung; 

die enorme Steigerung der internationalen Finanztrans- 
aktionen. Zum Beispiel betragen die täglichen Weltdevisen- 
geschähe 1000 Mrd. US-Dollar, die täglichen Börsenge- 
schäfte 1500 Mrd. US-Dollar. Zum Vergleich: das gesamte 
BSP Deutschlands betrug 1993 1600 Mrd. ECU (entspricht 
nach aktuellem Kurs ca. 1840 Mrd. US-B). 

Zur Festlegung der EU-Ziele ist es notwendig, die ,,Ka- 
ninchen-starrt-auf-die Schlange"-Optik zu verlassen und die 
EU als Handelnden im Globalisierungsprozeß zu sehen: 

Europa ist ja keineswegs willenloses Opfer der Entwick- 
lung, sondern trägt aktiv dazu bei, die Liberalisierung des 
Welthandels zu fördern -und zwar im eigenen Interesse ei- 
nes Kontinents, der in starkem Maße exportabhängig pro- 
duziert. Die EU besitzt bekanntlich trotz fehlender gemein- 
samer Außenpolitik die Kompetenz der Außenhandelspoli- 
tik. Daß die Liberalisierung nicht mit einer entsprechenden 
europäischen Innovations-, Forschungs-, Industrie-und Bil- 
dungspolitik, d.h. einer veritablen Standortpolitik, verknüpft 
wurde, spricht für eine weitere europäische lntegration in 
diesen Bereichen. Die extreme Konzentration auf den inner- 
gemeinschaftlichen Handel deutet möglicherweise auf eine 
gewisse Schlafmützigkeit bei der Erschließung neuer Märk- 
te, die die Wirtschaft mit dem Hinweis auf den zu teuren 
Sozialstaat kaschiert. 

Europa ist bereits ein Hauptakteur auf der ökonomi- 
schen Bühne, insbesondere durch den Binnenmarkt, und 
noch verstärkt im Falle der Währungsunion. Auf der Ebene 
des Binnenmarkts ist die Deregulierungsfunktion unbestreit- 
bar; aber gleichzeitig entsteht auch ein europäischer Raum 
der Harmonisierung in den Bereichen von Arbeitssicherheit 
und -hygiene, Gesundheits- und Verbraucherschutz, wobei 
a) Deutschland nicht immer an der Spitze fortschrittlicher 
Gesetzgebung steht und b) die schrittweise Anpassung 
niedrigerer Standards in anderen EU-Ländern positive Aus- 
wirkungen auf die Sicherung von Standorten mit hohem Le- 
bensstandard hat. 

Europa hat bereits in der Vergangenheit einen Beitrag zur 
sozialen Globalisierung geleistet: als Mitautor der Sozialcharta, 
als ,,ExporteurN der Sozialpartnerschaft und der trilateralen Kon- 
sultation - z.B. in der Internationalen Arbeits-Organisation 
(IAO). Diese Dimension des europäischen Sozialmodells ist kei- 
neswegs am Ende, sondern stößt, wiesich auch an den Kontak- 
ten des WSA ablesen Iäßt, auf zunehmendes Interesse, ZU- 
nächst in Mittel- und Osteuropa, in der EURO-Med-Partner- 
schaft, bis hin zu Lateinamerika. Und auch innerhalb der EU 
entwickeln sich - auch in Bereichen, in denen keine europäische 
Gesetzgebung existiert- der soziale Dialog und gesellschaftliche 
Mitwirkungsstrukturen (Griechenland, Spanien, Portugal). 
Dorthin wurde zwar nicht das deutsche oder französische MO- 
ddl ,,exportiertn, wohl aber wollen diese Länder ja auch nicht 
ewig das Schlußlicht bleiben und kopieren positive Beispiele an- 
derer EU-Länder. 

Europa hat eine sozio-kulturelle Botschaft zu übermit- 
teln (friedliches Zusammenleben zwischen den Völkern, 
freiwillige grenzüberschreitende Zusammenarbeit, Respek- 
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Die Umstände haben sich geändert, aber jeder ernst- 
hafte Modernisierer in den neunziger Jahren würde gut 
daran tun, von den Modernisierungsversuchen in den 
sechziger und siebziger Jahren zu lernen. Aber weil das 
unvollendete Projekt industrieller Demokratie und repu- 
blikanischen Radikalismus', das mit dem Namen Tony 
Benns verbunden wird, und die chaotischen, aber kreati- 
ven Experimente radikaler Labour-Stadtverwaltungen 
nach links führten, sind sie tabu. Mit Blais Aneignung des 
Wortes ,neu' wurden sie in die Dunkelheit von ,Old La- 
bour' verbannt. Damit wird die Labour-Linke sehr be- 
quem mit denen zusammengeworfen, die an eine zen- 
tralistische Staatswirtschaft glaubten (in Wirklichkeit ent- 

9 wickelten Benn und seine Kollegen am Institut für Arbei- 
terkontrolle gut ausgearbeitete Kritiken der nationalisier- 
ten Industrien); mit Honoratiorenkorruption in der Kom- 
munalpolitik (in Wirklichkeit kämpfte die neue Linke in 
den siebziger und achtziger Jahren für eine Öffnung der 
Kommunalverwaltungen); mit den undurchsichtigen 
Machenschaften von Gewerkschaftsführern (der die 
neue Linke lange von der Gewerkschaftsbasis aus entge- 
gengetreten war). 

Die Labour-Koalition 
Die früheren Modernisierungsversuche sind für die Zukunft 
des Sozialismus und der Labour Party in Britannien wichtig, 
weil die ,neue Linke' der sechziger Jahre und die radikalen 
Bewegungen der siebziger und achtziger Jahre mit ihren In- 
novationen in demokratischer Theorie und Praxis, ihre politi- 
sche Stimme in der Labour Party suchten. Das war vor allem 
eine Notwendigkeit, die sich aus dem britischen Mehrheits-, 
wahlrecht ergibt. Aber diese Notwendigkeit hat ihre Tugen- 
den. Während die neue Linke vor allem in den nordeuropäi- 
schen Landern eigene kleine Parteien hat - mit all den Vor- 
teilen, die eine eigene Stimme hat -, war die neue Linke in 
Großbritannien zur Koexistenz mit Politikern gezwungen, 
deren Hauptziel eine Regierungsübernahme ist, und mit ei- 
ner Arbeiterbewegung, deren Hauptinteresse die industriel- 
le oder ökonomische Reform ist. Daher mußte die Linke Fra- 
gen der industriellen und ökonomischen Strategie und des 
Staates praktisch angehen. Das schloß eine ungewöhnlich 
enge Zusammenarbeit zwischen der linken Arbeiterbewe 
gung und der Linken, die von neueren sozialen Bewegun- 
gen wie dem Feminismus und der grünen Politik beeinflußt 
war, ein. Und als die Linke wirklichen Einfluß in der Partei 
hatte, wie in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre, war d ie 
se Kombination eine Quelle großer praktischer Kreativität. 

zumindest in England marginalisiert worden sind, waren die 
Ideen und das moralische Selbstvertrauen auch in den drei 
Jahren vor der Wahl immer vorhanden. Nach der Wahl wer- 
den sie innerhalb wie außerhalb der Labour Party wieder an 
die Oberfläche treten. 

Hinzukommt eine neue Generation mutiger und phan- 
tasievoller Aktivisten. Konzentrierten sie sich anfangs dar- 
auf, den Bau von Straßen zu verhindern und Raves zu veran- 
stalten, so beschäftigen sie sich nun auch mit Fragen der so- 
zialen Gerechtigkeit. Mitten im Wahlkampf vereinigten sich 
diese ,do it yourself'-Aktivisten mit militanten Gewerkschaf- 
tern zu einem 20.000 Köpfe starken Marsch ,für soziale G e  
rechtigkeit' - ein Aufschrei der Entrechteten. 

Diese jungen Aktivisten werden nicht der Labour Par- 
ty beitreten. Zudem haben viele der einstigen neuen Lin- 
ken die Partei verlassen. Die Linke ist eine zersplitterte 
Kraft. Aber die Politik von New Labour hat eine einigende 
Wirkung auf verschiedene linke Strömungen in der La- 
bour Party. Sie bringt offen gesinnte Mitglieder der ia- 
bour-Linken und grüne und libertäre Aktivisten außer- 
halb der Partei ins Gespräch. So wie Mrs. Thatchers Miß- 
brauch der ungeschriebenen britischen zentralisierten 
Verfassunq zu den Aufstän- - 
den gegen die tax' führ- Entweder macht Blair Konzessionen, um 
te, über die sie schließlich 
stürzte, wird Blairs Mißbrauch die Labour-Koalition wiederherzustellen, 

der bours Parteidisziplin Monopol linker und politi- La- 
oder diese Koalition könnte zerbrechen 

scher Vertretung wahrschein- und die neue Linke sich Unter einem Ver- 
lieh eine Rebellion he~or ru -  hältniswahlrecht eine eigene Stimme 
fen, die er nicht wird kontrol- 
lieren können. Entweder Xhaffen.. 
macht er Konzessionen, um 
die Labour-Koalition wiederherzustellen, oder diese Ko- 
alition könnte zerbrechen und die neue Linke sich unter 
einem Verhältniswahlrecht eine eigene Stimme schaffen. 
Oder vielleicht bringt mich auch nur die Euphorie, all die- 
se bedrückten Tory-Gesichter während der Wahlnacht zu 
sehen, zum Träumen. spnr 

I Ken Livingstone ist der populäre radikal linke Chef des Greater 
London Council 1982 - 8 6  und seit 1987 Parlamentsmitglied. 
Toni Benn war der Führer der neuen Linken in der Labour Party 
1974 - 81, als er in einem harten Kampf um den stellvertreten- 
den Parteivorsitz knapp unterlag, und ist heute ein weithin re- 
spektierter - und bei New Labour wahrscheinlich gefürchteter - 
elder statesman der Linken. 

Diese heterogene Linke entwarf einige Schlüsselideen 
für die Modernisierung des Sozialismus. Nicht mehr nur 
der Staat sollte eine demokratische und soziale Ausrich- 
tung von Wirtschaft und Gesellschaft gewährleisten. In 
der Kommunalverwaltung, und - durch Tony Benn - 
auch kurz in der Regierung, experimentierte diese Linke 
mit einer staatlichen Unterstützung von Bürgerorganisa- 

8 tionen, die flexiblere Dienstleistungen anbieten konnten 

als die staatliche Verwaltung. 
New Labour hat diese neue Linkesp marginalisiert, er- 

leichtert durch den Schaden, den der Thatcherismus ange- 
richtet hat. Die Abschaffung des Greater London Council 
1986, die Aushöhlung der ~ommunalfinanzen im Verlauf 
der achtziger Jahre, die Niederlage der radikaleren Gewerk- I 
schaften wie der Bergarbeitergewerkschaft entzogen der 
Linken den Boden unter den Füßen. Aber diese Niederlagen 
waren keine intellektuellen, moralischen Niederlagen, son- 
dern die Linke erlag der materiellen Gewalt. Auch wenn die 
Kräfte hinter dieser alternativen Form der Modernisierung I 

Foto Chr SI d i ~  Kiel {Meerbsv n) 
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Neil Kinnock, beraten von Peter Mandelson, die Parteilin- 
ke verantwortlich - und begann mit der Austreibung der 
Linken: Die rote Rose wurde das Parteisymbol; ,Nationali- 
sierung', sogar öffentliches Eigentum, wurde ein 
schmutziges Wort; Neil Kinnock, der gerade noch gegen 
die Atomrüstung gekämpft hatte, entschied, die britische 
Bombe sei am Ende eine so schlechte Sache nicht. Nach 
einer liberaleren Übergangsphase unter John Smith ver- 
wandelte schließlich Tonv Blair die Partei aus einer hoch- 
politisierten, aber zugleich innerlich tief gespaltenen Ko- 
alition in einen stromlinienförmigen, fast unpolitischen 
Apparat, in der jedeR Sprecherln an der kurzen Leine von 
Mandelsons Lakaien in der Parteizentrale in den Mill- 
banks Towers geführt wird - oder gar nicht sprechen 
darf. Die Entideologisierung der Partei war vollendet. Auf 
der Oberfläche zumindest. 

Damit jemand mit sowenig Labour-Verankerung wie 
Tony Blair zur Führung der Labour Party kommen konnte, 
mußten tausende Labour- und Gewerkschaftsmitglieder 
bereit sein, alles zu tun, um die Tories zu besiegen. Sie 
stimmten für Blair als Parteivorsitzenden, weil er als der 
Mann verkauft wurde, der die Wahlen gewinnen konnte, 
v.a. die Stimmen des von den Tories enttäuschten ,midd- 
le England'. Nach dem Trauma der unerwarteten Wahl- 
niederlage 1992 war es für viele Labourmitglieder, als ob 

sie ein unlösbares Problem 
Blair betrachtet sich selbst als ,die radika- einem Techniker übergaben, 

le Mitte'. Doch sein Radikalismus richtet einem der Lösungswe- 
ge finden würde, die ein 

sich nicht gegen die Herrschenden, son- Amateur nicht unbedingt 

dern gegen die 

bourlinke und 

Staat. 

Gewerkschaften, die La- verstehen konnte. Nachdem 
sie einmal gewählt waren, 

einen umverteilenden ließen die Mitglieder der 
~ l a i r l ~ a n d e l s o n - ~ ü h r u n ~  
völlig freie Hand, solange sie 

nur Labour zurück an die Regierung brachten. Noch eine 
Niederlage, und die Labour Party wäre nicht mehr regie- 
rungsfähig. Und die Labour Party ist dispzipliniert. Nach- 
dem die Wahlstrategie einmal festgelegt war, war die 
Disziplin insbesondere der Linken bemerkenswert. Per- 
sönlichkeiten wie Ken Livingstone oder Tony Benn,' sonst 
nicht mikrofonscheu, schwiegen - außerhalb ihrer eige- 
nen Wahlkreises - während des gesamten Wahlkampfs. 
Aber resultiert Blairs Herrschaft über die Partei wirklich 
nur aus Wahlkampfdiniplin? Oder ist sie die britische Ver- 
sion der Anpassung der europäischen Sozialdemokratie 
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an veränderte internationale politischen Bedingungen - 
an globale Märkte, eine flexible Produktion, den Zusam- 
menbruch des ,real existierenden Sozialismus' - und, un- 
ter dem Banner der ,Modernisierungl, den Glauben, daß 
soziale Gerechtigkeit von einer gutgehenden kapitalisti- 
schen Wirtschaft abhängt? 

Ich meine: Es hat ein solches Umdenken gegeben, 
aber er war nur eine blasse Parallele zu Veränderungen, 
die auf dem Kontinent stattgefunden haben. In der La- 
bour-Führung haben die Wahltaktiker die intellektuellen 
Erneuerer dominiert. Thatchers Konsens zu übernehmen, 
ist ein Zeichen der Flachheit und taktischen Getriebenheit 
von New Labour. kein intellektueller Radikalismus. 

Die Stärke der Labour-Linken: Die Modernisie- 
rungsprojekte der sechziger und siebziger Jahre 
Das Neue an ,New Labour' ist leer. Frühere Modernisie 
tungsprojekte innerhalb der britischen Labour-Party werden 
ignoriert. Es gab zwei solcher Modernisierungsprojekte. Ei- 
ner britischen Version der Anpassunci des kontinentalen So- - 
zialismus an den Kapitalismus kam 1956 der Klassiker ,Die 
Zukunft des Sozialismus' des zukünftigen Labour-Ministers 
Anthony Crossland am nächsten. Er begründete eine sozial- 
demokratische Tradition, die für soziale Gleichheit und kul- 
turelle Liberalität wie auch für eine gemischte Wirtschaft 
und das westliche Lager im Kalten Krieg stand. Sie wurde 
von einer Gruppe von ,Revisionisten1 getragen, die in den 
sechziger und siebziger Jahren Minister wurden. Viele schie- 
den Anfang der achtziger Jahre aus einer zunehmend nach 
links neigenden Labour Party aus, um die Sozialdemokrati- 
sche Partei zu bilden (heute Teil der Liberaldemokraten). Ei- 
nige, vor allem Roy Hattersley (stellv. Vorsitzender unter Neil 
Kinnock) blieben Labour treu und stehen heute deutlich 
links von Tony Blair. 

Diese Leute glaubten an Steuern und Staatsausga- 
ben, waren aber gegen die Ausweitung öffentlichen Ei- 
gentums. Es sind ihre Erben eher als Tony Blair, die ver- 
wandte Seelen unter kontinentalen Sozialdemokraten 
finden würden, für die die ,soziale Marktwirtschaft' die 
Verpflichtung einschließt, Ressourcen für die sozial aus- 
gegrenzten bereitzustellen. New Labour dagegen forder- 
te während des Wahlkampfs für die sozial ausgegrenzten 
nicht etwa Geld, um sie in das Wirtschaftsleben zu inte- 
grieren, sondern Gesetze, um sie zu kontrollieren - eine 
moralische Mission, um ihr Verhalten zu ändern. 

Ein weiteres, radikaleres Modernisierungsprojekt ging 
von den Architekten von Harold Wilsons gescheitertem 
Versuch (1964 - 69) aus, die ,weißglühende Hitze der 
Technologie' unter dem britischen finanziellen, industri- 
ellen und politischen Establishments zu verbreiten. Tony 
Benn (Tony Blair unter sehr verschiedenen Bedingungen 
nicht unähnlich) war der profilierteste dieser technokrati- 
schen Politiker, die durch ihre Begegnung mit dem zu- 
tiefst undemokratischen britischen Establishment radika- 
lisiert wurden. Sie sahen ihre besten Verbündeten in ei- 
ner zunehmend radikalen Gewerkschaftsbasis, die unter 
der Arroganz und Kurzsichtigkeit des Establishments litt. 
Sie entwickelten ein Programm der industriellen und fi- 
nanziellen Modernisierung, das dem Wahlprogramm der 
Labour-Regierungen 1974 - 79 zugrundelag. Am Ende 
wurden diese Politiker von der Industrie und den Banken 
besiegt, die sich nicht zuletzt auf den Konservatismus im 
Kabinett stützen konnten. Das Ergebnis: eine weitere Ra- 
dikalisierung in der Partei, ein harter und teilweise erfolg- 
reicher Kampf darum, die Parlamentsfraktion der Partei 
rechenschaftspflichtig zu machen. 
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tierung von Menschenrechten und Minderheiten). In dem 
derzeit so offensichtlichen Dilemma zwischen Handelsinter- 
essen einerseits und dem interkulturellen Dialog über die 
Respektierung von Grund- und Menschenrechten ist ein g e  
sellschaftlicher Diskurs und Konsens in Europa notwendig, 
der über die politische Diskussion (Gemeinsame Außenpoli- 
tik, Zusammenarbeit von Polizei und Justiz als Themen der 
Regierungskonferenz) hinausreichen muß und von den g e  
sellschaftlichen Organisationen zu führen bzw. herbeizu- 
führen ist. 

Giacomina Cassina fasst in ihrem Bericht zum WSA- Fo- 
rum zusammen: ,,Europa muß sich in dem Prozeß der Glo- 
balisierung vor allem für folgende Bereiche stark machen: 

I 
Erarbeitung weltweiter Umweltschutznormen; 
Förderung der sozialen Dimension im internationalen 

Handelsverkehr . . . (Sozialklausel); 
Regelung des internationalen Kapitalverkehrs zur Siche 

rung der Währungsstabilität; 
größtmögliche Abstimmung der gesamtwirtschaftli- 

chen Strategien, um den Erfordernissen des Welthandels 
gerecht werden zu können; 

Förderung konzertierter Aktionen . . . zur Herstellung ei- 
nes weltweit von Solidarität geprägten wirtschaftlichen und 
sozialen Umfelds, um in allen Ländern und Regionen der 
Welt ein Mindestmaß an Chancengleichheit zu s~haffen."~ 

2. EU und die Krise des europäischen 
Sozialmodells 
Unsere Chance, das europäische Sozialmodell in seinen 
Grundzielen zu bewahren,. liegt darin, daß es reformiert 
wird. Doch diese Reform muß sich zuallererst an den inner- 
gesellschaftlichen Entwicklungen in Europa orientieren, die 
sich sowohl von denen der USA, Japans und der Tiger un- 
terscheiden. 

Derzeit herrscht die ökonomische Kosten-Nutzen-Analy- 
se der Wettbewerbsfähigkeit vor (Höhe der Soziallasten und 
der Ausgaben, Höhe der Löhne, usw.). Doch das Problem 
einer einseitig an der Kostenfrage orientierten Reparaturpo- 
litik ist, daß mit dem Abbau des Sozialstaats gleichzeitig der 
Nutzen des Sozialmodells mit in Gefahr gerät, insbesondere 

die Rechtssicherheit für den einzelnen, 
die Grundlage einer Einkommenssicherheit durch Ar- 

beit, Kapitalanlage und soziale Umverteilung, 
hohe Arbeitsmotivation durch Sicherheit in der Lebens- 

planung, 
Konfliktlösung durch einen Mix von Arbeitgeber-Arbeit- 

nehmerbeziehungen und staatlichen Normen. 
Die Auseinandersetzung über die Umstrukturierung des 

Sozialmodells darf jedoch nicht dazu führen, das europäi- 
sche Kind mit dem Bade auszuschütten. Die politische Situa- 
tion ist nicht ungünstig: Schon einmal hat ein politischer 

I 
Richtungswechsel in Großbritannien der europäischen Sozi- 
alpolitik neue Impulse verliehen. Nicht zu vernachlässigen ist 
auch, daß die Arbeitgeber die Gefahren einer Zerstörung 
des Sozialmodells durchaus erkennen. ,,Die Wettbewerbsfä- 
higkeit Europas", so stellt beispielsweise der spanische Ar- 
beitgebervertreter Garcia-Caro in seinem Bericht zum WSA- 
Forum fest, ,,läßt sich nicht durch den Abbau des Wohl- 
fahrtsstaates oder die Kürzung der sozialen Mindeststan- 
dards ge~ährleisten"~. Ein Teil der Arbeitgeber, 2.B. der 
Verband der öffentlichen Unternehmen CEEP, eine der bei- 
den Arbeitgeberorganisationen des sozialen Dialogs, plä- 
diert auch - im Unterschied zu der Mehrheit des Industriel- 
lenverbands UNKE -für die Aufnahme des Sozialprotokolls 
in den EU-Vertrag.8 Von daher spricht einiges dafür, die Dis- 
kussion nicht auf die Gegenüberstellung von Nationalstaat 

und EU-Kompetenzen zu verengen und genau auszuloten, 
in welchen Bereichen Arbeitgeber und Gewerkschaften 
auch auf europäischer Ebene zu Ergebnissen kommen kön- 
nen. 

Mit Blick auf den EURO verschärft sich die Diskrepanz 
zwischen dem politischen Fahrplan zu seiner Einführung 
und den Defiziten bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 
Der DGB steht hier durchaus nicht allein, wenn er fordert, 
zur Erreichung der Konvergenzkritierien ,,keine weiteren so- 
zialen Einschnitte und Kürzungen von öffentlichen Investi- 
tionen vorzunehmen", sondern ,.Beschäftigungspolitik und 
Beschäftigungsziel" eindeutig im Vertrag zu verankern und 
eine ,,europaweite Modernisierungsinitiative" vorzuneh- 
men. 

3. Chancen der gewerkschaftlichen Zusammenarbeit 
und des sozialen Dialogs zur Sicherung des Sozial- 
modells 
Wird die Auseinandersetzung über die soziale Dimension der 
EU, wie in der Vergangenheit, nur auf rechtliche Fragen b e  
schränkt (EU-Richtlinien zum Arbeits- und Untemehmensrecht: 
ja oder nein), dann bleiben Chancen zur Nutzung des neuen In- 
struments europäischer Rahmenabkommen zwischen den So- 
zialpartnern ungenum. Dies ist eine mit Maastricht eingeführte 
neue Handlungsmöglichkeit der Sozialpartner, Abkommen auf 
europäischer Ebene zu schließen, die durch einen Bexhluß des 
Rates als Richtlinie allgemeinverbindlich erklärt werden.1° Die 
Mitgliedstaaten (inzwischen mit Großbritannien) gaben damit 
den europäischen Sozialpartnern ein Instrument an die Hand, 
das der Tradition europäischer Tarifautonomie entspricht, wo- 
bei die genauen Spielregeln im Bereich der kollektiven Rechte 
noch nicht europäixh geklärt sind. In der Praxis gab es zwar bis- 
her nur ein Abkommen zum Elternurlaub.ll Im sensiblen Be 
reich der Euro-Betriebsräte scheiterten Verhandlungen zwi- 
schen den Sozialparteien, jedoch entstand -gerade durch die 
ses Scheitern und die Möglichkeit einer Entscheidung des Mini- 
stenates mit qualifizierter Mehrheit (ohne Großbritannien) - g e  
nügend Druck, um eine entsprechende Richtlinie - nach jahr- 
zehntelangem Stillstand im gesetzgeberischen Bereich -zu ver- 
abschieden. Die praktischen Konsequenzen dieser Richtlinie 
sind von großer Bedeutung für die zukünftige Entwicklung un- 
ter den Bedingungen des Euro-Zeitalters. Allein durch die breit 
angelegte Möglichkeit von kurzen europäischen Informations- 
drähten zwischen den Betriebsrä- 
ten entsteht eine neue Dynamik, 
die weit über die Gremienarbeit ES ist notwendig, die ,,Kaninchen-starrt- 
der Gewerkschaften hinausreicht. auf-die Schlanaen-O~tik zu verlassen und 

d 

Gerade am Beispiel von Re 
nault Vilvorde wird deutlich. daß die EU als Handelnden im Globalisie- 

eine Verknüpfung nationaler und rungsprozeß zu sehen. 
europäischer Ebene auch von un- 
ten her entstehen kann. Erstens: 
Wenn die Arbeitnehmewertreter erkennen können, welche 
strategische Bedeutung die Einzelentscheidung eines Unter- 
nehmens in einem Land hat - der ständige Kontakt über die 
Euro-Betriebsräte leistet hierzu einen Beitrag -, kann auch eine 
von der Basis her kommende europäische Mobilisierung gelin- 
gen. Im Renault-Fall war die grenzüberschreitende Erkenntnis 
wichtig, daß die Schließung des technologisch modernsten 
Werks die Alarmglocken bei den Betriebsräten aller anderen 
schellen ließ. Die Beteiligung und das enorme Interesse aus an- 
deren Automobilkonzernen, spontane Solidarisietungen, ha- 
ben mit ,,rethorischen Forderungen nach ,internationaler Soli- 
darität'" (Streeck) nichts mehr zu tun. Denn den Beteiligten ist 
klar, daß es hier insgesamt um die Perspektiven des Konzerns 
und der europäischen Automobilindustrie geht. Zweitens: 
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Nicht nur belgisches, sondern auch europäisches Recht wurde 
durch das Vorgehen der Renault-Geschäftsleitung gebrochen. 
Die Reaktionen darauf waren damit nicht allein eine nationale 
Angelegenheit: sie blieben auch auf europäischer Ebene nicht 
aus. Die nationale und europäische Doppelsicherung macht es 
schwieriger für ein Unternehmen, nationale Rechtsvorschriften 
auszuhebeln. Es lohnt sich für die Gewerkschaften, den mühse 
ligen Weg europäischer Sozialgesetzgebung weiterzuverfolgen 
-nicht um nationales Recht zu ersetzen, sondern um auch eu- 
ropäische Sicherungen einzubauen. 

Im Zuge dieser neuen Dynamik ist es ein großer Vorteil der 
Entwicklung der letzten 25 Jahre (1 973: Gründung des Euro- 
päischen Gewerkschaftsbundes EGB), daß sich die europäi- 
schen Gewerkschaften von der Vorstellung getrennt haben, es 
gehe vor allem darum, nationale Arbeitsrechts- und Mitbestim- 
mungsmodelle zu exportieren und in europäisches Recht um- 
zuwandeln. Bei allen Bedenken, die von arbeitsrechtlicher Seite 
entwickelt wurden, sollte doch nicht übersehen werden, daß 
eine Mehrebenenpolitik der Gewerkschaften auch in diesem 
Bereich den Arbeitnehmerlnnen mehr Vorteile bringt als die Ab- 
schottung nationaler Systerne, die sich gegen Standortverlage 
rungen von multinationalen Unternehmen ohnehin nur b e  
dingt wehren können. An der Latte der jeweiligen nationalen 
Vertretungsstrukturen gemessen, genügen die EureBetriebsrä- 
te den Ansprüchen vieler nationaler Vertretungsmodelle nicht, 
seien sie nun deutsch, französisch oder niederländisch. Aber zur 
Sicherung nationaler Systeme ist die Existenz der EureBetriebs- 
räte deshalb von Bedeutung, weil sie auch in den global operie- 
renden europäischen Konzernen ein grundlegendes Element 
des europäischen Sozialstaatsmodells global absichert: die In- 
formation und Konsultation zwischen Management und Ar- 
beitnehmervertretem. 

Über die praktische Zusammenarbeit dürften auch neue 
Impulse für eine ,,best-practice-Diskussion" in den Gewerk- 
schaften entstehen, die bereits seit einiger Zeit Auswirkun- 
gen hat, z.B. bei der Gestaltung der Arbeitnehmervertretun- 

gen in Spanien, Portugal und 
Es geht also nicht um eine Alternative Griechenland oder der Gestal- 

tung der betriebsnahen Mitbe- zwischen Nationalstaat und Europa, son- 
stimmung im Bereich der Ar- 

dern um eine Verdopplung, um eine beitssicherheit (vorbildlich 2.B. 

Mehrebenenstrategie der Gewerkschaf- Dänemark). Fehlte eure- 
päische Dimension des Vonein- 

ten. anderlernens, wäre die Siche- 
rung und Verbesserung natio- 

naler Systeme schwieriger. Es geht also nicht um eine Alter- 
native zwischen Nationalstaat und Europa, sondern um 
eine Verdopplung, die ein Grundelement des Sozialmodells 
europäisch verstärkt, um eine Mehrebenenstrategie der Ge- 
werkschaften. 

4. Perspektiven einer breit angelegten Debatte über . 

die Veränderungen der europäischen Gesellschaft 
und der Sicherung des Sozialmodells 
Trifft die These zu, daß die europäischen Gesellschaften ei- 
nige Probleme gemeinsam haben, die sich aus der Diskre 
panz zwischen gesellschaftlichen Entwicklungen und den 
Strukturen des Sozialmodells ergeben, dann lohnt es sich, 
unabhängig von der Globalisierung nach Lösungen zu su- 
chen. Aus der WSA-Debatte ergab sich eine große Zustim- 
mung zu den Thesen von E. Barbieri Masini, die darauf auf- 
merksam machte, daß die Überalterung der europäischen 
Bevölkerung, die Zunahme von Ein-Personenhaushalten, 
die Spaltung der Gesellschaft aufgrund der Spaltung des Ar- 
beitsmarktes wesentliche Ursachen der gegenwärtigen Kri- 
se des europäischen Sozialmodells sind.I2 Daß sich weder 

EUROPA UND DIE LINKE 

die Strukturen der Arbeitsmärkte noch die der sozialen Si- 
cherheit auf diese Veränderungen ausreichend eingerichtet 
haben, hat mit der Globalisierung wenig zu tun. Doch, wie 
das WSA-Forum festellt: „Die Globalisierung legt veraltete 
Strukturen offen und trägt dazu bei, die Unzulänglichkeiten 
des europäischen Sozialmodells deutlich zu machen."13 

Das Beispiel der Arbeitszeitpolitik und der Lohnneben- 
kosten mag verdeutlichen, wie nationale und europäische 
Ebene ineinandergreifen. Die Anpassung des Sozialmodells 
an gesellschaftliche Veränderungen wirft. Fragen nach der 
Veränderungen der Lebensarbeitszeit und der täglichen Ar- 
beitszeit, der Neubewertung des Stellenwerts der Arbeit in 
unserer Gesellschaft, der Umstrukturierung des Generatio- 
nenvertrags, der Methoden der Umverteilung von Arbeit 
und der Kostenbelastung des Faktors Arbeit auf, die in Ver- 
handlungen einzubeziehen sind. Die nationale und die eu- 
ropäische Handlung- und Verhandlungssebene sind bereits 
jetzt miteinander verzahnt. Die derzeitigen Verhandlungen 
der europäischen Sozialpartner über ein Abkommen zur 
Teilzeitarbeit stehen wohl vor einem Abschluß und könnten 
damit den gesetzgeberischen Stillstand auf europäischer 
Ebene beenden. Zwischen dem Mindestrahmen auf euro- 
päischer Ebene und den nationalen Regelungen besteht 
dann immer noch ein ausreichender Spielraum, so wie dies 
auch bei dem Abkommen zum Elternurlaub der Fall ist, das 
seinerseits, wie in Belgien nationalen Verhandlungen neue 
Impulse gibt, die sich nun weiter auf die Branchenebene er- 
strecken. 

Bei der Entlastung des Faktors Arbeit besteht grundsätzlich 
ein politischer Konsens, daß - auf der Makroebene- die Lohn- 
nebenkosten zu hoch sind. Aber trotz gegenteiliger Absichtser- 
klärungen stieg in der EU die Abgabenbelastung des Faktors Ar- 
beit zwischen 1980 und 1994 von 34,7% auf 40,5% und sank 
die Belastung von Kapital, selbständiger Arbeit, Energie, natürli- 
chen Resourcen von 44.1 %auf 35,2%14. Aus Gründen der in- 
neren Wettbewerbsgleichheit und der Wettbewerbsfähigkeit 
nach außen ist ein koordiniertes Vorgehen sinnvoll. Dabei kön- 
nen auf nationaler Ebene durchaus unterschiedliche Wege zur 
Absenkung der Lohnnebenkosten gegangen werden. Der 
Spielraum für die Gestaltung der nationalen Systeme wird eher 
größer, wenn innerhalb der EU keine ,,catch-as-catch-can"-Si- 
tuation besteht. 

In einigen Mitgliedstaaten wird bereits vorexerziert, daß 
die soziale Absicherung neuer Beschäftigungsformen und 
die Senkung von Lohnnebenkosten positive Auswirkungen 
auf dem Arbeitsmarkt zeigt. Die derzeit vom neu gebildeten 
EU-Ausschuß für Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
verfolgte Strategie des ,,benchmarkingM sollte hier hilfreich 
sein, grenzüberschreitend innovative Initiativen und Politi- 
ken nutzbar zu machen, vorausgesetzt, daß sich dies nicht 
nur auf der Regierungsebene abspielt, sondern die Sozial- 
parteien vollberechtigt mit einbezieht. 

Die Alternative ,Nationalstaat oder Europa' führt zu 
einer Scheindiskussion, die bei der künftigen Gestaltung 
des europäischen Sozialmodells nur wenig weiterhilft. Er- 
folgversprechender scheint, den erstaunlichen Konsens 
der Europäerlnnen über gesellschaftliche Prioritäten zu 
nutzen, um innerhalb der EU öffentlichen Druck zu er- 
zeugen, der die Chancen einer Umgestaltung des euro- 
päischen lntegrationsprojekts erhöht: Friedenssicherung 
und die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit stehen an der 
Spitze der Prioritäten der öffentlichen Meinung, die aller- 
dings von der Politik wenig erwartet.15 Ein Grund mehr, 
daß sich die gesellschaftlichen Organisationen - und an 
erster Stelle die Sozialparteien - der Umgestaltung des 
Sozialmodells annehmen. SPW 
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Diese vorsichtige Kombination sollte die Erwartungen 
in die Labour Party dämpfen. Doch die Erdrutschniederla- 
ge der Tories hat die Erwartungen erhöht. Umfrageer- 
gebnisse und Wahlanalysen stimmen überein: gestimmt 
wurde eher gegen die Tories als für New Labour. Mei- 
nungsumfragen zufolge sind der Mehrheit - mittlere Ein- 
kommen wie Arme - bessere staatliche Dienste wichtiger 
als niedrige Steuern. Und sie erwarten von Labour, diese 
besseren Dienste einzurichten. Indem sie sich jedoch an 
die Ausgabengrenzen der Tories gebunden haben, lassen 
sich Blair und sein Schatzkanzler Gordon Brown wenig 
Spielraum, um solche Verbesserungen durchzuführen 
oder auch nur die krassesten Ungleichheiten abzubauen, 

1 die die Tory-Politik verursacht hat. 

Soziale Ungleichheit nach achtzehn Jahren Tory- 
Herrschaft - keine Frage der Werte 
Der Anteil des reichsten Fünftels der Bevölkerung am Volks- 
einkommen stieg von 37% 1979 auf 43% 1995, während 
der des ärmsten Fünftels von 9.5% auf 6,9% fiel. Lebte 
1979 jedes zehnte Kind in Armut, war es 1995 jedes dritte. 

Die sozialen Spaltungen, die Tony Blair anklagt, wenn 
er seine Werte von denen Mrs. Thatchers unterscheidet, 
sind das Ergebnis dieser wachsenden Ungleichheit. Doch 
New Labour will im Rahmen von Thatchers ökonomi- 
schen Vorgaben arbeiten, was Besteuerung, Arbeitsge- 
setzgebung und öffentliche Ausgaben angeht. Was wer- 
den andere ,Werte1 ändern, wenn die ökonomischen 
Grundregeln dieselben bleiben? Außer den Wahlverpre- 
chen bezüglich der Klassenstärken und der Schaffung 
von Arbeitsplätzen für einige arbeitslose Jugendlichen 
sind denn auch nur Vorschläge zu vernehmen, nach 
Pfadfinderart mit geringen Mitteln, aber viel gutem Wil- 
len Gutes zu tun: ,Heimarbeits-Clubs', die von Top-Fuß- 
ballteams unterstützt werden, oder den Einsatz Lotterie- 
einnahmen für Gesundheitsvorsorgeprogramme und 
Lehrerfortbildung in neuen Technologien. Ohne ernst- 
hafte Versuche aber, den Armen zurückzuholen, was 
Thatcher den Reichen gegeben hat, werden lediglich 
New Labours viktorianische Werte zum Tragen kommen: 
Nächtliche Ausgangssperren für Jugendliche stehen be- 
reits auf Labours Prioritätenliste. 

Das Verfassungsreformprogramm 
Doch die Linke in Großbritannien hat einen Grund zur 
Hoffnung. Der wirklich radikale und demokratische Teil 
von Labours Programm sind die - gemeinsam mit den Li- 
beraldemokraten entwickelten - Vorschläge, 

schottische und walisische Parlamente und möglicher- 
weise englische Regionalversammlungen einzurichten; 

das Verhältniswahlrecht einzuführen; 
t 

einen ,,freedom of information act" zu erlassen; 
die Grundrechte verfassungsmäßig zu verankern, 
das Vererbungsprinzip der Mitgliedschaft im Ober- 

haus abzuschaffen. 
Ein solches Programm ist eine Antwort auf die in  der 

Nachkriegszeit beispiellose Zentralisierung der Macht un- 
ter Mrs. Thatcher. Von Tony Blair stammt es nicht. Nach 
der Art zu urteilen, wie er die Macht in der Labour Party 
zentralisiert hat, möchte er wohl lieber die Macht über- 
nehmen, die Mrs. Thatcher angehäuft hat. Labours Ver- 
fassungsreformprogramm hat verschiedene Quellen. Ob- 
wohl ein vorsichtiger, traditionalistischer Labour-Zentrist, 
lenkte John Smith, als er 1987 Parteivorsitzender wurde, 
die Partei auf den Weg der Verfassungsreform - ge- 
drängt durch den Widerstand gegen Thatchers Erosion 

Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

selbst der mangelhaften Demokratie des ,Westminister- 
Modells'. In Schottland handelten in  einer regelrechten 
,,Verfassunggebenden Versammlung" (Constitutional 
Convention) Liberale und Labour Party zusammen mit 
der Kirche, dem schottischen Gewerkschaftsdachverband 
und vielen Bürgerorganisationen detaillierte Pläne für ein 
schottisches Parlament aus, das nach dem Verhältnis- 
wahlrecht gewählt werden, Steuern erheben und für alle 
schottischen Angelegenheiten zuständig sein sollte. 

Die New Labour-Zentrale in London stand diesen Ent- 
wicklungen unglücklich und verständnislos gegenüber. 
Doch die schottische Labour Party ist der Teil der Labour Par- 
ty, der nicht erfolgreich in das Modell New Labour umge- 
wandelt worden ist. Wie weit der Impuls für eine Verfas- 
sungsreform über Schottland hinaus tragen wird, hängt 
denn auch davon ab, wie stark sich radikale linke Traditio- 
nen in der englischen und walisischen Labour Party wieder 
durchsetzen, nun, nachdem die Tories weg sind. 

Die Schwäche der Labour-Linken 
Für die vernichtende Wahlniederlage der zerstrittenen 
Partei von 1983 machte die neue Parteiführung unter 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 95. 1997 
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I New Labour' - 
Thatchers Erbe und 
Verfassungsreform 
von Hilary Wainwright* 

W ir wurden als ,New Labour' gewählt, und wir 
werden als ,New Labour' regieren," sagte Tony 

Blair in seiner erste Rede als Premierminister. 
Manchmal scheint es, daß Tony Blair und Peter Mandelson 
in der britischen Labour Party tun und lassen können, was 
sie wollen, selbst ihren Namen von "Labour Party" in ,,New 
Labour" ändern. Aber sind die Veränderungen so tiefge- 
hend, wie sie gerne glauben möchten? Ist ,New Labour' 
mehr als eine clevere public relations-Strategie, mit der La- 
bour nach vier Niederlagen in Folge und achtzehn Jahren 
Einparteien-Herrschaft der Tories die Wahlen gewann? 
Wird das Konzept den Druck der Regierungsverantwortung 
überstehen, oder wird die Koalition, die die britische Labour 
Party war und ist, auseinanderbrechen? 

,New Labour' kann ohne Mrs. Thatchers Neoliberalis- 
mus nicht verstanden werden. ,New Labour' macht 
grundsätzliche Konzessionen an den durch Thatchers Re- 
gierungen geschaffenen Konsens - und ist gleichzeitig 

der zentrale politische Aus- 
,New Labour' macht grundsätzliche Kon- druck des Widerstands gegen 

zessionen an den durch Thatchers Regie- Thatchers Erbe. (Aus dem 
Wahlerfolg der Liberaldemo- 

rungen geschaffenen Konsens - und ist kraten und dem Wachstum 

gleichzeitig der zentrale politische Aus- außerparlamentarischer Ju- 
gendprotestbewegungen 

druck des Widerstands gegen Thatchers schließen einige, 

Erbe. daß Labour in der letzteren 
Rolle gescheitert ist). In der 

Wirtschaftspolitik und in einem gewissen Maße auch in 
der Sozialpolitik hat ,New Labour' viel von der neolibera- 
len Orthodoxie übernommen; im Führungsstil eifert Tony 
Blair Margaret Thatcher nach; in Fragen des britischen 
politischen Systems jedoch fokussiert die Labour Party als 
wichtigste Oppostionspartei ein aufgestautes Bedürfnis 
nach einem radikalen Verfassungswandel. So verbindet 
New Labour eine monetaristische ökonomische Orthodo- 
xie, die die Ungleichheit in der Gesellschaft vertieft und 
zudem ökologisch untragbar ist, mit einem Verfassungs- 

m - ein a~ ?r unhaltbarer Kom- refori 
prom 

rnprogram 
iiß. 

rf die Daui 

.L.. , „ , Blair - Thatchers Ei ue 
Der Einfluß des Thatcherismus auf Tony Blair, den jungen 
Anwalt mit der Managergesinnung, der die Labour Party 
seit dem plötzlichen Tode von John Smith 1994 führt, 
wurde offensichtlich, als er an der dreijährlichen Mana- 
gement-Konferenz von Rupert Murdochs News Corpora- 
tion teilnahm. (Ihr gehort das wichtigste britische Boule- 

* Hilaiy Wainwright, Herausgebern des linken britischen Zwetmonatsmagazins "Red Pepper" 
Ubersetzung: Thorsten Cabalo 

vardblatt, jene ,,SunU, die von sich behauptet, daß sie 
1992 die Wahl für die Konservativen gewann.) Hier erho- 
ben Blair und sein Team Anspruch auf Thatchers Erbe; 
nur eine Labour-Regierung könne ihre soziale und öko- 
nomische Revolution vollenden. „Sie hat einige Dinge 
verstanden. Eine größere Betonung des Unternehmens. 
Erfolg belohnen, nicht bestrafen. In diesem Sinne war 
Mrs. Thatcher eine Radikale, keine Tory,'' sagte Blair (The 
Times, 1 7.07.95.) 

Blair betrachtet sich selbst als ,die radikale Mitte' (was 
immer das heißt). Doch sein Radikalismus richtet sich -wie 
Thatchers - nicht gegen die Herrschenden, sondern gegen 
die Gewerkschaften, die Labourlinke und einen umvertei- 
lenden Staat. So rühmte er sich noch kürzlich, unter einer 
Labour-Regierung werde ,,Großbritannien immer noch die 
restriktivsten Gewerkxhaftsgesetze der westlichen Welt ha- 
ben" (Press ksociation, 25.03.97). Er werde ,,untadelig 
hart im Umgang mit den Gewerkschaften" sein. (Vorstel- 
lung des Labour-Wahlmanifests, 31. März 1997.) 

Dieser ,Radikalismus' geht - ebenfalls in Nachahmung 
Mn. Thatchers - mit einem tiefen Konse~atismus bezüglich 
Britanniens Rolle in der Welt einher. Statt für Britannien eine 
neue Rolle als kleine vorgelagerte Insel auszuarbeiten, die 
eine Zukunft mit dem Festland teilt und ihre imperiale Ver- 
gangenheit verwirft, verkündet Blair: ,,Jahrhundert auf Jahr- 
hundert war es Großbritanniens Bestimmung, andere Na- 
tionen zu führen. Das sollte keine Bestimmung sein, die Teil 
unserer Geschichte ist. Sie sollte Teil unserer Zukunft sein." 
Er werde zeigen, ,,worum es einem wahren britischen Pa- 
triotismus geht und Britannien neue Lebenschancen g e  
ben,,, und überhäuft die Streikräfte mit Lob für ihre Rolle 
auf den Falkland-Inseln und im Persisch-Arabischen Golf. 
(The Independent, 22.04.97.) 

Auf der anderen Seite erkennt er an: ,,Mrs. Thatcher 
irrte sich, wenn sie den Konsequenzen des sozialem Zu- 
sammenbruchs gleichgültig gegenüberstand." (Press As- 
sociation, 23.04.95.) Er besteht darauf, daß sich seine 
Werte von Thatchers unterscheiden. Tony Blair - in jeder 
Hinsicht ein wirklich netter Kerl, ein bißchen wie ein älte- 
rer Personalchef, der ,,hart aber fair" eine rücksichtlose 
downsizing-Operation in ihre Schranken weist, beraten 
vom Marktanalysten der Firma, Peter Mandelson. 

Minimale Wahlverprechen 
Die Labour Party führte den Wahlkampf mit nur fünf Ver- 
sprechungen, die sozialen Minimalismus, ökonomische 
Austerität und sozialen Autoritarismus kombinierten. 
(Das radikale Verfassungsreform programm wurde im 
Wahlkampf kaum erwähnt.) Diese fünf Ankündigungen 
haben Vorrang im Gesetzgebungsprogramm der neuen 
Regierung: 

Verkleinerung der Klassenstärke in Grundschulen auf 
30, finanziert durch einen Subventionsabbau bei den 
teuren ,öffentlicheni (d.h. privaten) Schulen; 

Schaffung von Arbeitsplätzen für 250.000 Jugendli- 
che (die Arbeitslosigkeit wird in Britannien auf vier Millio- 
nen geschätzt) durch eine Besteuerung der Extra-Profite 
kürzlich privatisierter Einrichtungen; 

Verkürzung der Wartelisten von Krankenhäusern 
durch eine Rationalisierung der Gesundheitsverwaltung; 

Beibehaltung geringer Staatsverschuldung, Staats- 
ausgaben, Steuern und Inflation (inzwischen formalisiert ' 

durch Gewährung der Unabhängig an die Bank von Eng- 
land); 

neuartige Schnellverfahren gegen jugendliche Straftä- 
ter. 
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3 Gilbert Ziebura: ,,Was ist geblieben von einem ,,Europa der dritten 
Kraft"?, Frankfurter Rundschau 22.3.96 (zitiert aus J. Schuster 
(Hrsg.): Maastricht neu verhandeln) 

4 Siehe dazu: Jürgen Hoffmann, Reiner Hoffmann: Globalisierung 
- Risiken und Chancen für gewerkschaftliche Politik in Europa 
(Ms.) Working Document des Europäischen Gewerkschaftsinsti- 
tuts 

5 Lucio Pench: (Ms.) Beitrag für das WSA-Forum 
6 WSA-Tagungsbericht 23.-24.5.1996. D160196. 5.6 
7 los6 IsaAis Rodriguez Garcia-Caro: ,,Das europäische Sozialmo- 

msterdam am 16. und 17. Juni: Die Staats- und A Regierungschefs der EU verabschieden eine revi- 
dierte Fassung des Vertrags über die Europäi- 

sche Union. Die für die europäischen Bürger entschei- 
denden Fragen -wie kann die Arbeitslosigkeit bekämpft, 
soziale Gerechtigkeit hergestellt, die EU transparenter 
und demokratischer gemacht werden -, diese Fragen 
werden von der Regierungskonferenz nicht beantwortet. 

Statt dessen wird die Militarisierung der Union voran- 
getrieben und eine europäische Polizei geschaffen, die in 
ihren Kompetenzen und ihrer Unkontrollierbarkeit (von 
lebenslanger Immunität der Beamten ist in den aktuellen 
Entwürfen die Rede) jede nationale Polizei übertrifft. Ne- 
benbei wird die Verwaltungs- und Entscheidungskompe- 
tenz mehr und mehr von der Kommission und dem EP 
zum Ministerrat verlagert, die Union also zu einer Veran- 
staltung zwischen den Regierungen gemacht und entde- 
mokratisiert. 

Dies alles wird von der Öffentlichkeit im Schatten der 
Frage ,,Kommt der Euro und welche Folgen hat das für 
mich?" nur am Rande wahrgenommen, bleibt doch der 
Bereich der Währungsunion bei der Regierungskonferenz 
bewußt außen vor. Dabei sind die anderen Aspekte der 
Ausgestaltung der Europäischen Union nicht nur trotz- 
dem, sondern gerade auch wegen der bevorstehenden 
Währungsunion wichtig. Euro und Maastricht II sind 
zwei zentrale Bereiche, in denen die Weichen für die Zu- 
kunft der lntegration gestellt werden. Und die Richtung 
der lntegration ist wiederum entscheidend dafür, ob 
man als Linke diese Integrations,,fortschritte" mitträgt 
und wie man die zukünftige Entwicklung zu beeinflussen 
versucht. 

Die Regierungskonferenz in Amsterdam bietet den 
Anlaß, alternative Vorstellungen zu entwickeln und über 
Strategien ihrer Umsetzung zu diskutieren. Seit Mitte 

L 

April finden Sternmärsche ,,gegen Erwerbslosigkeit, un- 
geschützte Beschäftigung und soziale Ausgrenzung" 
statt, die in einer großen Demonstration in Amsterdam 
am Vorabend der Regierungskonferenz enden (14.6.). 
Allerdings werden ,,die Märsche" in Deutschland haupt- 
sächlich von kleinen linken Splittergruppen getragen, 
weil die Gewerkschaften nicht in dieses Projekt eingestie- 
gen sind. Es Iäßt sich auch bezweifeln, ob der Versuch ei- 
ner Massenmobilisierung auf europäischer Ebene in der 
Frage der Arbeitslosigkeit zur Zeit der richtige strategi- 
sche Ansatz ist. 

Interessanter erscheint da die Initiative des ,,European 
Appeal for Full Employment", der von dem britischen La- 
bour-Europaabgeordneten Ken Coates ins Leben gerufen 
wurde und hinter dem sich (Crossover Iäßt grüßen) vor 
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Naar en ander Europa 
Alternativgipfel in Amsterdam 

von Thorben Albrecht* 

allem sozialdemokratische/sozialistische, kommunisti- 
sche und grüne europäische und nationale Abgeordnete, 
aber auch Vertreterlnnnen von NGOs, Wissenschaftlerln- 
nen und Kirchenvertreterlnnen gesammelt haben. Diese 
haben am 22. und 23. Mai in Brüssel eine Veranstaltung 
durchgeführt, um Strategien für Vollbeschäftigung auf 
europäischer Ebene zu entwickeln. Leider war zu Redakti- 
onsschluß dieser spw-Ausgabe noch unklar, ob und wie 
dieser Ansatz nach dem Treffen in Brüssel weiter verfolgt 
wird. 

Parallel zur Regierungskonferenz in Amsterdam fin- 
det vom 1 2. bis 1 7. Juni ein ,, Eurotop van Onderop" (Gip- 
fel von unten) statt, der von einem sehr breiten Bündnis 
getragen wird. Unter dem Motto ,,Naar en ander Euro- 
pa" werden in einer Vielzahl von Workshops und Podi- 
umsdiskussionen alternative Vorstellungen für ein sozia- 
les, ökologisches, feministisches, friedliches und solidari- 
sches Europa thematisiert. Die Referentlnnen reichen von 
NGO-Vertreterlnnen wie Vandana Shiva über kritische 
Wissenschaftlerlnnen wie Susan George zu Politikerlnnen 
wie Michel Rocard (angefr.), Frieder Otto Wolf und Heidi 
Wieczorek-Zeul. 

In Deutschland werden die Vorbereitungen des Alter- 
nativgipfels bei Bündnis 90/Die Grünen koordiniert1 und 
die teilnehmenden Organisationen reichen von den Or- 
ganisatorlnnen der ,,MärscheJ' über NGOs zu den Jusos. 
Der Alternativgipfel bietet so sicherlich die Gelegenheit, 
nach Bündnispartnern auf europäischer und deutscher 
Ebene zu suchen und Ideen für weitere gemeinsame Ak- 
tivitäten über Amsterdam hinaus zu entwickeln, um die 
europäische lntegration auf den Weg ,,naar en ander Eu- 
ropa" zu bringen. spw 

I Kontakt: Bernd Schneider, Bundesgeschäftstelle Bündnis 901Die 
Grünen, Baunscheidtstr. la, 53113 Bonn, Tel.: 0228-16 87022, 
Fax: 0228-1 6 46642, e-mail: FIC@oln.cornlink.apc.org. 

* Thorben Albrecht ist internationaler Sekretär beim Juso-Bundesverband 
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Skeptikerinnen der 
Europäischen Union 

EUROPA UND DIE LINKE 

hatte nach Abstimmung mit Norwegen und Finnland 
und in Widerspruch zu ablehnenden Parteitagsbeschlüs- 
sen ein Beitrittsgesuch ,,zum schnellstmöglichen Zeit- 
punkt" nach Brüssel geschickt. Wie in allen nordischen 
Landern gab es, angeheizt noch durch das dänische 

Frauen in Norwegen und Schweden ,,Neinn beim ersten Referendum zum Maastrichter Ver- 

von Susanne Schunter Kleemann* 

J ahrzehntelang galten Schweden, Norwegen, Däne- 
mark und Finnland in der europäischen Wohlfahrts- 
debatte als anregende Sozialstaatskulturen. War es die 

erfolgreiche Vollbeschäftigungspolitik, die sozialpartner- . schaftliche Konfliktlösung zwischen Kapital und Arbeit oder 
die Politik der sozialen Sicherheit, die nordischen kapitalisti- 
schen Gesellschaften hatten vorwärtsweisende Lösungsmu- 
Ster für alle möglichen sozialen Problemlagen nicht nur de- 
battiert, sondern weithin auch in die Realität umgesetzt. 
Dies galt insbesondere für die Frauenpolitik. Inzwischen hat 
die Wirtschaftskrise auch die nordischen Länder eingeholt. 
Seit Beginn der 90er Jahre sind -teilweise verschätft durch 
den Wegbruch der osteuropäischen Märkte - die Arbeitslo- 

trag vom Juni 1992, quer durch alle Parteien tiefgehende 
Kontroversen, ob man die jahrhundertelange Neutralität 
Schwedens nicht durch eine EU-Mitgliedschaft gefährde. 
lnsbesondere die Mitglieder und Wähler der Sozialdemo- 
kratie und der Gewerkschaften waren zutiefst gespalten, 
aber die Konflikte hatten wiederum auch eine nicht zu 
übersehende geschlechterpolitische Dimension. Bezeich- 
nenderweise waren es gut verdienende Männer des libe- 
ralen wie des konservativen Lagers, die einen Beitritt am 
stärksten befürworten. Sie erhoffen von ihm ein Ende der 
,,konfiskatorischen Einkommensbesteuerung" und damit 
eine merkliche Anhebung ihrer im Vergleich zu europäi- 
schen Spitzenverdienern niedrigeren Einkommen (Björn- 
berg 1995, 24). Schwedische Frauen hatten eine deutlich 
reserviertere Haltung zum EU-Europa. 

Wie die Ökonomin Agneta Stark unterstrich, war sel- 
ten eine ökonomische-politische Frage öffentlich so poin- 
tiert als eine Streitfrage diskutiert worden, die das Kräfte- 
verhältnis der Geschlechter berührt (Stark 1992). Vehe- 
mente Gegenstimmen kamen auch aus dem Bereich der 

senzahlen in einer kaum vorstellbaren Weise nach oben ge- feministischen Wissenschaft. Das schwedische Wohl- 
schnellt. In Finnland und Schweden katapultierten sich die fahrtssystem werde durch von der EU aufgezwungene 
Erwerbslosenquoten binnen weniger Jahre auf ein Niveau, Maßnahmen der Liberalisierung, Privatisierung und steu- 
das sogar noch über dem durchschnittlichen Niveau der EU- erlichen Harmonisierung in seiner Substanz gefährdet, 
Lander liegt. man gerate unter eine Fremdherrschaft und könne nicht 

Die sozialdemokratischen Regierungen in Norwegen mehr souverän und demokratisch über wichtige nationa- 
und Schweden, die bürgerliche Regierung in Finnland le Fragen wie Umwelt, Arbeitsmarkt und Gleichberechti- 
hatten Anfang der 90er Jahre versucht, durch Forcierung gung entscheiden (Deja-Lölhöffel 1993, 2-3). Besser als 
einer Politik der Marktöffnung und Hinwendung zur Eu- die EU-Mitgliedschaft sei eine Erneuerung der Kooperati- 
ropäischen Union die Wirtschaftsprobleme in den Griff on mit den anderen nordischen Staaten. Zu diesem 

zu bekommen. Die norwegi- Zweck wurde auch eine Iänderübergreifende, überpartei- 
sche Bevölkerung hat in einem liche skandinavische Bewegung ,,Kvinnors i norden" ge- 

BezeichnW'lderweise waren es gut verdie- Referendum des Jahres 1994 gründet, die in Zusammenarbeit mit Teilen der sozialde- 

nende Männer des liberalen wie des kon- das in langen Verhandlungs- mokratischen Jugendorganisationen, den Grünen, den 
runden mit der EU ausgehan- Linkssozialisten und den Bauern den Widerstand gegen 

servativen die einen am delte Ergebnis verworfen, in den Beitritt zu organisieren versuchte. Wie in Norwegen 

stärksten befürworten. Finnland und Schweden wur- und Finnland war man sich klar, daß der Ausgang des Re- 
de der Beitritt in Volksabstim- ferendums für die Lage der Frauen in den nordischen 
mungen bejaht. Damit sind Ländern eine Jahrhundertentscheidung sein würde. Das 

nach Dänemark, das bereits 1973 Mitglied der EG wurde, EU-Europa wurde weithin mit den drei K's assoziiert, die 
seit 1995 auch Finnland und Schweden Mitglieder der ,,fraun in den nordischen Gesellschaften nicht haben 
Europäischen Union. Norwegen gehört seit 1994 dem wollte, nämlich ,,Kapitalismus, Katholizismus und Kon- 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) an. In diesem Bei- servatismus" (Schmitz 1995, 326). 
trag sollen die gegenläufigen Entwicklungen der Gleich- Die geschlechtsspezifische Auswertung des Abstim- 
stellungspolitik in Norwegen und Schweden in Zusam- mungsverhaltens zeigte, daß 52% der Schwedinnen mit 
menhang mit der aktuellen Krisenbewältigungspolitik ,,Neinm stimmten. Noch entschiedener waren Gewerk- 
dieser Länder untersucht werden. schaftsmitglieder und jugendliche Wähler zwischen 18- 

21 Jahren gegen die EU eingestellt, sie stimmten mit 
1. Schweden: EU-Referendum als Jahrhundertent- 63% bzw. 59% mit ,,NeinJ' (Claesson, 1994, 2). Aus- 
scheidung schlaggebend für den Ausgang des Referendums dürfte, 
Die Führung der schwedischen Sozialdemokratie war im neben den regierungsamtlichen Informationen mit 
Frühjahr 1991 in ihrer Haltung zur EG innerhalb kürzester Schlagseite zugunsten der Union, gewesen sein, daß fast 
Zeit umgeschwenkt. Die damalige Regierung Carlsson alle großen Zeitungen und liberale, konservative und füh- 

rende sozialdemokratische Politiker sich vehement für 
den Beitritt einsetzten. lnsbesondere haben finanzkräfti- 
ge Wirtschaftskreise und Unternehmerverbände, folgt 
man der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, ,,durch Geld- 
soenden und massive Werbeaktionen wesentlich zum Er- 

* Dr. Susanne Schunter-Kleemann isi Professorin am Fachbereich Wirtschaft der 
Hochschule Bremen. 

folg beim Referendum beigetragen" (Schwedens Wirt- 
schaft 1994; Erleichterung in Stockholm 1994). 
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Eingeschlagen, auch in der deutschen Sozialdemo- 
kratie. ist der Erdrutsch-Sieg Tony Blairs. .,New Labour". 
so schreibt Uwe Kremer im Kurzum dieser spw-Ausgabe, 
zeichne sich dadurch aus, „daß der politische Pragmatis- 
mus mit durchaus visionären Zügen und einem intellek- 
tuell ausgewiesenen konzeptionellen Hintergrund ver- 
knüpft ist". Hilary Wainright von der britischen grün-fe- 
ministisch-sozialistischen Zeitschrift Red Pepper geht hart 
mit Tony Blair ins Gericht. Sie analysiert Blairs politische 
Rolle und die Bedeutung seines Wahlsieges für die Linke 
und kommt zu der These, daß es sehr auf die Linke neben 
Blair ankomme. Ob Tony Blair's „New Labour" nun als 
neues Modell sozialdemokratischer Parteien zum euro- 
päischen Exportschlager wird, diese Diskussion hat bei 
uns längst begonnen. ,,Deutscher Tony Blair gegen teu- 
tonischen Neil Kinnock" titelte Die Welt arn Sonntag 
(1 1.5.97). Die Medien-lnitiierung von Schröder als ge- 
wünschtem Kanzlerkandidaten im Glanze des Blair-Sie- 
ges bläst der Linken und Oskar Lafontaine den Wind hart 
ins Gesicht. 

Abstimmen über Europa 
Unter anderen Vorzeichen stehen die Wahlen in Frank- 
reich, deren Ausqanq zu Redaktionschluß noch offen ist. - - 
Durch die vorgezogenen Neuwahlen bestehe die ,,offen- 
kundige Absicht darin, die Wahlkampagne möglichst ab- 
zukürzen und dadurch die wesentlichen Fragestellungen 
auszublenden", nämlich vor allem die Entscheidung über 
die Zustimmung zur EU und den Euro, so folgert Le Mon- 
de diplomatique (5197). Das Panaroma der französischen 
Linken' und der französischen Sozialistischen Partei vor 
und nach den Neuwahlen und in bezug auf die Europäi- 
sche Union wird im nächsten Heft Bernard Pignerol von 
der französichen linken SP-Strömung Gauche Socialiste 
schildern. 

Die Frauen Europas, zumindest die Frauen in Skandi- 
navien, scheinen viel zu verlieren durch den sozialen An- 
passungskurs, der im Namen der EU auch in Schweden 
gefahren wird. Wenn auch nicht in organisierter Form, 
nämlich getragen von einer Partei oder organisierten 
Frauenbewegung, so gab es doch in Schweden und in 
Norwegen ein vor allem von Frauen gegebenes ,,Neinu- 
Votum bei den Referenden - mit unterschiedlichem Aus- 
gang. Zu dieser interessanten Schlußfolgerung kommt 
Susanne Schunter-Kleemann, Professorin in Bremen, die 
sich lange Jahre schon mit verschiedenen Aspekten der 
Situation von Frauen in Europa beschäftigt. Sie unter- 
sucht die beiden unterschiedlichen Wege, die Schweden 
und Norwegen in bezug auf sozialstaatliche Absicherung 
und Frauenförderung nach ihren Referenden (Beitritt und 
Nicht-Beitritt zur EU) gegangen sind. Bedeutet dies nun, 

1 

daß auch andere westliche Frauenbewegungen auf Euro- 
skeptischen Kurs gehen sollten, oder handelt es sich hier 
um eine Ausnahmesituation der skandinavischen Länder 
mit ihrer sozialpolitischen Vorreiterrolle? Anzukündigen 
bleibt noch ein ausführlicher Artikel zum ,,Modell Schwe- 
den" mit seiner ursprünglich vorbildlichen sozialen Absi- 
cherung für Frauen im nächsten spw-Heft (Rubrik Arbeit 
- Zeit und Geld), ebenfalls von Susanne Schunter-Klee- 
mann. 

Kurskorrektur für Europa! 
Die Frage nach den Kräften bzw. der Linken in Europa ist 
die eine, die nach der inhaltlichen Positionierung der Lin- 
ken ist die andere. Wie lassen sich eigentlich die Schritte 
zur Vollendung der Währungsunion wirtschafts- und so- 

Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

zialpolitisch einordnen? Und welche Konsequenzen wird 
die Wirtschafts- und Währungsunion sozial- und wirt- 
schaftspolitisch haben? Zu diesen Fragen hielt lngo 
Schmidt, Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafispolitik 
(Memorandum '97) auf der Frühjahrstagung ein ausführ- 
liches und grundlegendes Referat. Im vorliegenden Heft 
veröffentlichen wir eine zusammengefaßte Darstellung, 
um mit dieser Fundierung die Diskussion etwas zu er- 
leichtern. 

Die Positionsbestimmung, die wir auf der spw-Früh- 
jahrstagung vorgenommen haben, wird in dem Beitrag 
,,Raus aus der Sackgasse - Kurskorrektur für Europa!" der 
spw-Autorlnnengruppe erläutert. Beigetragen zu unserer 
eigenen Positionsbestimmung haben nicht zuletzt die - 
durchaus kontroversen - Diskussionen auf der Frühjahrs- 
tagung mit Harald Bauer (Institut für Internationale Poli- 
tik) zur Tradition europäischer Politik der französischen 
Linken, mit Heiko Thomas (Bündnis 90IDie Grünen, Spre- 
cher der LAG Frieden und Europa NRW) und mit Bernd 
Lange (MdEP) zum Thema ,,Grundlinien eines linken Eu- 
ropa-Projektes". Auch kleine 
Crossover-Diskussionen kön- 
nen also sehr fruchtbar sein! Ob Tony Blair's „New Labour" nun als 

~bschließend ist noch zu neues Modell sozialdemokratischer 
bemerken, daß uns das The- 
ma ,,Europa und die Linke" Parteien zum europäischen Exportschla- 

weiterhin, auch in der spw, ger wird, diese Diskussion hat bei uns 
beschäftigen wird. Wer die begonnen. 
spw seit mehreren Jahren be- 
zieht, sollte sich noch einmal 
die Thesen zum Europa-Kon- 
greß der spw von 1993 (Heft 71, Nr. 3/93) vor Augen 
führen. Der Heftschwerpunkt in dieser Ausgabe kann da- 
her nur ein weiterer Schritt sein. Aber, wie gesagt: der 
Countdown läuft. Viel Zeit, nicht nur zu analysieren, son- 
dern auch Bewegung für ein soziales und demokratisches 
Europa zu schaffen, bleibt nicht. spw 

1 Zum Weiterlesen: Etienne Balibar: Kann es ein europäisches 
Staatsbürgertum geben? In: Das Argument. Hg. von Frigga Haug 
und Wolfgang Fritz Haug. Nr. 206, Heft 415-1 994. 5. 621 -638. 
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Europa, die Linke Euro auseinanderzusetzen, sondern es geht darum, 
die Richtungsentscheidungen von Maastricht zu korri- 

1 .I. Drastischer Sparkurs, um das Vertrauen der 
Finanzmärkte wieder zu gewinnen 

verdoppeln. Zusammen mit der isolationistischen bäuer- 
lichen Zentrumspartei fordern diese Parteien nun, daß 
aufgrund dieser Wahlergebnisse eine Beteiligung an der 
Währungsunion oder der gemeinsamen Verteidigungs- 
politik nur nach einer erneuten Volksabstimmung mög- 
lich sei (FA2 vom 19.09.1 995). Auch eine Umfrage vom 
November 1995 bestätigte - mit 61% Stimmen gegen 
die EU-Mitgliedschaft - die große Enttäuschung über die 
dem Land nach dem EU-Beitritt verordnete strenge Au- 
steritätspolitik. (Lutz 1995, B 2). 

gieren! 
Insbesondere die Frage demokratischer Strukturen 

und demokratischer Einflußmöglichkeiten bezieht sich 
nicht nur auf die wirtschaftliche und finanzpolitische Sei- 
te (Forderung nach einer Wirtschaftsregierung). Was Eu- 
ropa braucht, ist eine europaweit agierende Linke und - 
noch weitergehend - die Entwicklung einer europäischen 
Zn/ilge~ellschaft.~ Eine europäische Zivilgesellschaft könn- 
te beispielsweise die Verankerung zivilgesellschaftlicher 
Strukturen auf Europa-Ebene mit realen Partizipations- 
möglichkeiten, 2.B. der Gewerkschaften, sowie die Ver- 
netzung der jeweiligen Elemente der nationalen Zivilge- , 
sellschaften bedeuten. Hier allerdings fangen die Schwie- 
rigkeiten an: Zivilgesellschaftliche Ansätze im katholi- 
schen Italien bedeuten etwas völlig anderes als in den 
protestantisch/calvinistisch liberalen Niederlanden. 

Im Widerspruch zu den Versprechungen, der Arbeits- 

und Major Tom 
Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Claudia Walther* 

marktpolitik den absoluten Vorrang zu geben, setzte die 
sozialdemokratische Regierung nach dem knappen ,,Jaa'- 
Votum zum EU-Beitritt (52,3% ,,Jar' ; 46,8% ,,Neinr'; 
0,9% Enthaltungen) eine Politik fort, die der währungs- 
politischen Stabilisierung höchste Priorität gab. Im Früh- 
jahr 1995 legte Finanzminister Göran Persson, der den 
amtsmüden Carlsson ein Jahr später als Regierungschef 
ablöste, ein neues Sparpaket vor, in der Erwartung, 
durch weitere drastische Maßnahmen der Haushaltssa- 1.3. Regierung geht auf Distanz zur Währungs- 

union nierung das Vertrauen der Finanzmärkte wiederzugewin- 
nen (Hailer 1995, 1). Der Sparhaushalt sah erneut Abstri- 
che an fast allen sozialen Leistungen, u.a. dem Rentensy- 

Bemerkenswert ist, daß die schwedische Regierung sich 
bezüglich der Teilnahme an der Währungsunion auch 
heute noch bedeckt hält. Eine Regierungskommission hat D er Countdown zur Wirtschafts- und Währungs- 

union der EU läuft. Und schon am 16/17. Juni 
findet der EU-weite Regierungsgipfel zur Revision 

von Maastricht II statt. Völlig losgelöst schwebte bzw. 
dämmerte die Linke in Europa lange Zeit dahin. Nun 
scheint sie langsam aufzuwachen. 

Die Positionen innerhalb der Linken gegenüber der 
EU im allgemeinen und der Wirtschafts- und Währungs- 
union im besonderen decken die gesamte Spannbreite 
ab. So auch in der SPD. Von Euro-Euphorie bis populi- 
stisch angehauchter Pauschal-Ablehnung - es gibt 
nichts, was es nicht gibt. 

stem, vor. Besonders hart betroffen wurden jedoch Ar- 
beitslose und Familien mit vielen Kindern: 

Die Voraussetzungen für den Bezug von Arbeitslosen- 
geld wurden verschärft, die Dauer der Leistungszahlun- 

im November 1996 ein Gutachten vorgelegt, in dem von 
einer Teilnahme Schwedens 
an der EWU schon von Beginn 
an abaeraten wird. Die zu er- 

Wie in Norwegen und Finnland war man Positionierung und Vernetzung 
Für die Linke stellen sich zunächst zwei Herausforderun- 
gen, um die es in diesem Heft gehen wird: zum einen die 
Positionsfindung, und zum anderen die Vernetzung der 
Linken bzw. die Notwendigkeit, europaweit zu agieren. 

Dafür schien es uns zunächst angemessen, sich ein Bild 
über die Linke in verschiedenen Bereichen in Europa zu ma- 
chen: Parteien, Gewerkschaften, Bewegungen ... Dieses Bild 
ist zunächst noch verzerrt, da wir uns schon aus Platzgrün- 
den beschränken mußten: auf Ausschnitte aus der (westli- 
chen) Sozialdemokratie, auf Gewerkschaften und auf eine 
frauenspezifische Sicht. Die Situation der Grünen sowie an- 
derer Parteien und Bewegungen anderer Länder fehlt noch 
- Grund genug, das Thema ,,Europa und die Linke" in den 
nächsten Heften der spw weiter zu verfolgen. Allein der in 
diesem Heft getroffene Ausschnitt der Linken in Europa ist 
bereits so vielseitig wie widersprüchlich. Es Iäßt sich das Fa- 
zit ziehen: zu einer gemeinsamen Linken in Europa ist es 
noch ein weiter Weg! 

gen gekürzt. Für Personen unter 55 Jahren entfällt das 
Arbeitslosengeld nach 300 Tagen, für über 55 jährige 
nach 450 Tagen. 

- 
wartenden Nachteile überwö- sich klar, daß der Ausgang des Referen- 
gen die Vorteile, heißt es dar- dums für die Lage der Frauen in den nor- 
in. Die Kommission warnt. Das Arbeitslosen-, Elternurlaubs- und Krankengeld 

wurde erneut, jetzt von 80 auf 75%. herabgesetzt. 
- 

Das Kindergeld wurde gekürzt, Sonderzulagen für Fa- 
daß Schweden bei einer EWU- dischen Ländern eine Jahrhundertent- 
Teilnahme 1999 zu schnell sei- 

' Scheidung sein würde. 
ne geldpolitischen Spielräume milien mit mehr als zwei Kindern und das Wohngeld für 

Familien mit Kindern wurde gestrichen (Zydra 1995). 
Von großer Tragweite waren weitere Gesetze zur Flexi- 

aufgeben müsse. Kritisiert 
wird auch die Stellung der Europäischen Zentralbank als 
zu unabhängig. Eine ausreichende demokratische Kon- 

Demokratie und Zivilgesellschaft 
,,Die europäische Einheitswährung wird den gesamten 
ökonomischen und damit auch den sozialen Bereich 
prägen und keiner politischen Einflußnahme unterlie- 

bilisierung des Arbeitsmarktes, weil sie zu einer starken Zu- 
nahme von befristeten und ungeschützten Beschäftigungs- 
verhältnissen, v.a. auch im öffentlichen Dienst, geführt ha- 

trolle sei nicht gesichert. Die Gutachter befürchten zu- 
dem einen weiteren ~nst ieg  der Arbeitslosigkeit infolge 
der Währungsunion, da Schweden seine währungspoliti- gen, denn sie ist von den demokratischen Mechanis- ben. Zuletzt wurde am 12. Dezember 1996 - trotz gewerk- 

schaftlicher Großdemonstrationen überall im Lande - ein li- 
beralisiertes Arbeitsrecht verabschiedet, das für die Unter- 

men 'abgekoppelt' und hat 
nur den Direktiven der Euro- 

Wieder einmal sollen die demokratische, päischen Zentralbank in ~ ~ ~ ~ k -  

sche Handlungsfreiheit aufgeben müsse. Die ~ ~ t e r n e h -  
men verlören im Aussenhandel ihre Konkurrenzfähigkeit 
und müßten daher Personal entlassen (Vgl. Währungs- 
union nachteilig für Schweden. In: FAZ vom 5.1 1 .I 996). 
Erst Ende 1997 wird es zur alles entscheidenden Abstim- 
mung im schwedischen Parlament kommen (Fromlet 
1996). 

nehmen noch weitere Erleichterungen bei der Einstellung 

politische und die soziale Dimension ei- furt Folge zu leisten". schreibt und Kündigung von Arbeitnehmern vorsieht. Seit Januar 
1997 ist es nun möglich, auf 12 Monate befristete Arbeits- 
verhältnisse abzuschließen, allerdings dürfen je Betrieb nur 

lgnacio Ramonet in Le rnonde 
ner Vereinigung dem Primat der ökono- diPIOmatique 5197. Genau 

mischen Freiheit und einer qemeinsa- diese Befürchtung prägte maximal fünf Personen befristet eingestellt werden. Das seit 
1974 geltende und vom schwedischen Arbeitgeberverband 
seit dieser Zeit bekämpfte ,,Last in-first out-Prinzip ,, wurde 

- 
auch die Diskussion der spw- Von Euromärschen und Tony Blair 

men Währung nachgeordnet werden. Frühjahrsfagung: nämlich die Wie steht es aber mit einzelnen Ansätzen einer Vernet- 1.4. Wie tiefgehend ist der Rückschlag für die 
Frauen? 
Zu fragen ist, was von der schwedischen Wohlfahrtspoli- 
tik, die ihrem Anspruch nach auf eine Angleichung des 

Frage nach demokratischen 
und sozialen Strukturen eines integrierten Europas. 
Wieder einmal sollen die demokratische, politische 
und die soziale Dimension einer Vereinigung dem Pri- 
mat der ökonomischen Freiheit und einer gemeinsa- 
men Währung nachgeordnet werden. Dies war schon 
so beim Übergang von der deutschen Kleinstaaterei 
zum Nationalstaat (Deutscher Zollverein 1834) und vor 
kurzem bei der deutsch/deutschen Vereinigung (Wäh- 
rungsunion 1990). Unser Resümee der spw-frühjahrs- 
tagung vom April diesen Jahres, das im Artikel der 
spw-Autorlnnengruppe ,,Raus aus der Sackgasse - 
Kurskorrektur für Europa!" seinen Ausdruck findet, 
lautet dementsprechend: es reicht nicht, sich über die 
einzelnen Stabilitätskriterien und den Zeitplan des 

zung und eines gemeinsamen Agierens? Gerade jetzt, 
Mai -Juli 97 gibt es doch drei sehr interessante Ansätze 
europaweiter linker Aktivitäten: die Euro-Märsche, die In- 
itiative des ,,European Appeal for Full Ernployment" und 
den Alternativen EU-Gipfel in Amsterdam. Thorben Al- 
brecht, Internationaler Sekretär der Jungsozialistlnnen, 
verfolgt diese Initiativen und nimmt in seinem Artikel 
,,Naar en ander Europa" eine politische Einschätzung vor, 
insbesondere zu dem Alternativgipfel in Amsterdam. 

Die französischen Renault-Arbeiter setzten sich in die- 
sem Frühjahr für ihre belgischen Kolleginnen ein, deren 
Werk geschlossen werden sollte. Wie steht es nun mit ei- 
nem gemeinsamen Agieren der europäischen Beschäftig- 
ten? Eine Schlüsselstellung kommt hier den Gewerk- 
schaften zu. Fritz Rath, Mitglied im Wirtschafts- und So- 
zialausschuß der EU, setzt sich mit verschiedenen Positio- 
nen im gewerkschaftlichen Spektrum auseinander - un- 
ter anderem derjenigen, die als Reaktion auf die zur Be- 
gründung der Deregulierung herangezogene Globalisie- 
rung vorschlägt, sich auf eine Regulierung im national- 
staatlichen Rahmen zu konzentrieren. Rath, der die oben 
erwähnten Renault-Proteste als die ersten Streiks gegen 
die Globalisierung erwähnt, kommt da zu anderen 
Schlußfolgerungen. Er plädiert dafür, die Herausforde- 
rung einer europaweiten Gestaltung anzunehmen. 

zwar nicht völlig abgeschafft, aber doch stark durchlöchert. 
Arbeitgebern war es vorher nur schwer möglich, einen Ar- 
beitnehmer zu kündigen. 

1.2. Europawahl 1995 -Triumph der EU-Kritiker 
Inzwischen ist die politische Stimmung in Schweden völ- 
lig umgeschlagen. Beherrschte noch Anfang der 90er 
Jahre die neolibeiale und konservative Krititik an den 
Schwächen des Wohlfahrtsstaates die öffentliche Debat- 
te, so weht jetzt der Wind der Kritik eher von links. Die 

I 

Wahlen zum Europaparlament im September 1995 - 
zehn Monate nach dem Referendum -führten zu einem 
furchtbaren Debakel für die Sozialdemokraten und zu ei- 
nem späten Triumph der EU-Kritiker. Die Sozialdemokra- 
ten verzeichneten das schlechteste Erqebnis ihrer Ge- 
schichte seit 50 Jahren und sanken auf>8,1% der Stim- I 
men ab (Schwedens EU-Gegner 1995). Dieser Verlust 
kam -anders als bei den Wahlen 1991 - aber nicht dem 
konservativ-liberalen Lager zugute. Stattdessen schlug 
das Pendel eher nach links aus. Die entschiedenen Geg- 
ner eines Beitritts zur Union konnten ihre Stimmen beina- 

- - 
he verdreifachen. Die Grüne Partei, die bei den Reichts- I 
tagswahlen 1994 nur 5% der Stimmen erreicht hatte, er- 
oberte 17,2% der Wählerstimmen, die Linkssozialistische 
Partei konnte ihren Anteil von 6.1 % auf 12,9% mehr als I Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 
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Lebensstandards über alle Bevölkerungsschichten und 
Lebenslagen hinweg ausgerichtet war, übrig geblieben 
ist. Und, wie die Perspektiven bezüglich der sozialen Lage 
der Frauen und Familien heute einzuschätzen sind. Jahr- 
zehntelang galt Schweden als das Land, das sein weit ge- 
fächertes Niveau wohlfahrtsstaatlicher Leistungen durch 
ein außerordentlich hohes Maß der Frauenerwerbsarbeit 
erwirtschaftet hatte. Nun ist man offensichtlich im Be- 
griff, die Voraussetzungen für den so verstandenen 
Volkswohlstand zu untergraben. Seit Beginn der Rezessi- 
on von 1990 hat sich die Situation der Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt dramatisch verschlechtert, es ist ein konti- 
nuierlicher Rückgang der Frauenerwerbstätigkeit zu ver- 
zeichnen. 1995 war die Frauenerwerbsquote, die ihren 
Höhepunkt in den 80er Jahren mit 86% erreicht hatte, 
bereits auf 75% abgesunken (Beschäftigungsobservatori- 
um -Trends 2311 995, 13). Damit liegt sie zwar noch weit 
über der deutschen Frauenerwerbsquote, die inzwischen 
bei knapp 60% liegt. Stark angestiegen - von 130.000 
(1 990) auf 230.000 (1 993) ist aber auch der Anteil der 
unterbeschäftigten Frauen, d.h. unfreiwillig teilzeitbe- 
schäftigten Frauen, die gerne mehr arbeiten möchten 
(Björnberg 1995, 29). 

Explodiert auf für die Schwedlnnen noch 1990 unvor- 
stellbare Größen ist die Jugendarbeitslosigkeit. Sie be- 

läuft sich bei den jungen Frau- 
Die Norwegerinnen haben vom Ausbau en zwischen 16 und 24 Jahren 

auf knapp 19% (Die schwedi- 
des Wohlfahrtsstaats in  den 80er Jahren sche Arbeitsmarktpolitik 

erheblich profitiert. 1994. Tatsachen über Schwe- 
den). Die Arbeitslosenquote 

der Frauen insgesamt liegt - wie in Finnland - noch et- 
was unter der der Männer (EU-Kommission 1996, 161). 
Die tiefen Verunsicherungen, unter denen die Schwedin- 
nen heute leben, haben - wie in Ostdeutschland - zu ei- 
ner rapiden Veränderung des generativen Verhaltens ge- 
führt. Mit 104.000 Geburten im Jahr 1995 kamen etwa 
20.000 Kinder weniger zur Welt als 1990. Die familien- 
politischen Sparmaßnahmen haben die Zahl der Gebur- 
ten in einem Maße zurückgehen lassen, wie sie zuletzt 
vor mehr als 70 Jahren registriert worden ist (Ring 1996). 
Heute ist Schweden, ein Land, das geglaubt hatte,, die 
Armut für immer beseitigt zu haben, auf dem Weg in 
eine sozial zerklüftete Gesellschaft. Der Zulauf zu den 
Volksküchen der durch Privatspenden finanzierten Wohl- 
fahrtsorganisationen ist in den letzten Jahren stark ange- 
wachsen. Nicht mehr nur Obdachlose nehmen hier täg- 
lich Lunchpakete entgegen, sondern auch immer öfter 
Familien mit vielen Kindern, Kranke, Rentner und Arbeits- 
lose (Zydra 1995). 

2. ,,Vor allem die Norwegerinnen haben kaum Lust 
auf Europa" 

2.1. Frauenfreundlicher Wohlfahrtsstaat - Realität 
oder Legende? 
Eine diametral andere, hoffnungsfrohere, Entwicklung 
hat der norwegische Wohlfahrstaat in den 90er Jahren 
zu verzeichnen. Wie der schwedische wird auch der nor- 
wegische Sozialstaat in der feministischen und sozialwis- 
senschaftlichen Literatur häufig als ,,frauenfreundlicher 
Staat" vorgestellt. Als unterstützender Partner der Frauen 
habe das sozialdemokratisch geprägte Wohlfahrtsregime 
auch hier dazu beigetragen, daß Frauen ein selbstver- 
ständliches Verhältnis zum Beruf, zur eigenen Existenzsi- 
cherung und zum öffentlichen Leben entwickeln konn- 
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ten. Früher als anderswo sei dem Drängen der Frauen 
nach Teilnahme am politischen Leben positiv entgegen- 
gekommen worden (Hernes 1989). 

Andere Norwegerinnen sehen den von Frauen erreich- 
ten Grad der politischen Einflußnahme in Norwegen skepti- 
scher. Sie verweisen auf erhebliche Emanzipationsdefizite, 
vor allem im ökonomischen und sozialpolitischen Bereich 
und bezeichnen die These vom ,,frauenfreundlichen Wohl- 
fahrststaat" als eine schöne Legende (Leira 1993, 49). Die 
norwegische Wirtschaft sei - wie die nordische generell - 
,,nach wie vor ein Männewerein''. Wenn heute auch 85% 
der Norwegerinnen zwischen 15 und 65 Jahren berufstätig 
seien, so sei der Arbeitsmarkt dennoch -wie in allen skandi- 
navischen Ländern - horizontal und vertikal zu Lasten des 1 

weiblichen Geschlechts gespalten. Beinahe jede zweite er- 
werbstätige Frau arbeite nur halbtags. was - trotz existenz- 
sichernder Grundrente - bekanntlich gravierende Siche- 
rungslücken bei Arbeitslosigkeit und im Alter mit sich bringe 
(Wendland 1993). 

Dennoch ist unverkennbar: die Norwegerinnen haben 
vom Ausbau des Wohlfahrtsstaats in den 80er Jahren er- 
heblich profitiert. Dies gilt in besonderem Maße für die 
Tarif- und Einkommenspolitik, in die auch hier die sozial- 
demokratische Regierung seit 1986 im Zuge einer ,,soli- 
darischen Lohnpolitik" als dritter Partner durch gesetzli- 
che Regulierung eingreift. Frauen konnten Einkommens- 
zuwächse verzeichnen, die die Lohndiskrepanzen zwi- 
schen Frauen- und Männerlöhnen in einigen Branchen 
erheblich verringerten. So lag in 1980 der Durchschnitts- 
lohn weiblicher Industriearbeiter bei 84% des Lohnes der 
männlichen, im Jahr 1990 war er auf 90% angestiegen. 
Der für bundesdeutsche Verhältnisse unglaubliche Lohn- 
ausgleich (BRD 73%) zugunsten der Frauen ist auch hier 
weitgehend der zentralisierten Verhandlungsform und 
einer entschiedenen Politik der Einkommensanhebung 
der Niedrigverdiener zuzuschreiben. Ausdrückliches Ziel 
der Intervention des Staates war es zu verhindern, daß 
andere Arbeitnehmergruppen als die von den Hauptver- 
bänden organisierten (beispielsweise gut dotierte Ange- 
stellte), höhere Lohnabschlüsse realisieren (Langelandl 
Nergard 1991,738 -740). 

2.2. Wärmste Empfehlungen für frauenpolitische 
Repräsentanz in der Regierung 
Auch im politischen Bereich sind die Erfolge einer egalitä- 
ren Ausrichtung der Politik unübersehbar. Norwegen ist 
seit Beginn der achtziger Jahre das Land mit der weltweit 
höchsten Beteiligung von Frauen an der Regiemng. Als 
die Sozialdemokratin Gro Harlem Brundtlandt 1981 ihr 
erstes Kabinett präsentierte, befanden sich darunter acht 
Frauen. Ihr konservativer Nachfolger wollte 1986 dahin- 

I 

ter nicht zurückstehen und nahm ebenfalls acht Ministe- 
rinnen in sein Kabinett auf. Mit einer 44prozentigen 
weiblichen Regierungsbeteiligung auch in der zweiten 
Regierung Brundtland (9 von 19 Kabinettsmitgliedern) 
hatte Norwegen im Jahr 1991 eine Konstellation erreicht, 
,,die ich allen wärmstens empfehle", wie die Regierungs- 
chefin bei ihrer Regierungserklärung der verblüfften 
Weltöffentlichkeit mitteilte (Kaiser 1991). Die nach dem 
überraschenden Abgang von Frau Brundtland Ende Ok- 
tober 1996 gebildete sozialdemokratische Minderheits- 
regierung unter Thorbjörn Jagland hat immerhin wieder- 
um acht Ministerinnen in ihrem Kabinett. 

Norwegen leistete sich aber nicht nur die erste weibli- 
che Ministerpräsidentin in Europa, auch die Vorsitzenden 
der drei größten Parteien und einiger ~ewerkschaften 
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den professionellen Arbeitszeitver- 
kürzungsbefürwortern gehören, sich 
bei deren praktischer Umsetzung im 
eigenen Bereich schwer tun. Es 
könnte einiges dafür sprechen, daß 
die Interessen an frei verfügbarer 
Zeit, an Persönlichkeitsentwicklung 
und Vereinbarkeit von Beruf und Fa- 
milie weniger stark wiegen als das 
an höherem Einkommen. Auch eine 
starke Karriereorientierung und die 
Angst vor einem möglichen Karriere- 
knick im Falle des Einlassens auf kür- 
zerer Arbeitszeiten könnten Gründe 
für dieses Phänomen sein. 

Angesichts dieser Fakten können 
die Linken eine radikale allgemeine 
Arbeitszeitverkürzung nur dann po- 
litisch glaubhaft fordern, wenn sie 
sich mit den aufgezeigten Proble- 
men und Hemmnissen auseinander- 
setzen. Dazu gehören m.E. Überle- 
gungen über Quellen, Umfang und 
Verteilung eines möglichen - und 
für die Akzeptanz der Maßnahmen 
auch notwendigen - (Teil-) Lohnaus- 
gleichs. Des weiteren geht es um 
Verfahren, die sichern, daß es infol- 
ge der Arbeitszeitverkürzungen in 
den Unternehmen tatsächlich zu 
Neueinstellungen kommt. Eine Aus- 
weitung der Überstunden der 
Schon-Beschäftigten würde den Be- 
schäftigungseffekt einer Arbeitszeit- 
verkürzung vermindern wenn nicht 
gar kompensieren. Weil Neueinstel- 
lungen nur bei einem entsprechend 
qualifizierten Arbeitsangebot mög- 
lich sind, ist Berufsbildungs- und 
Qualifizierungspolitik eine der wich- 
tigsten Voraussetzungen für die 
Umverteilung von Erwerbsarbeit. 

'Beschaftigungsförderung auf 
differenzierte Weise 
In den vorliegenden Thesen wird, wie 
schon in der Crossover-Erklärung vom 
Februar 1 996, ein ,,neuer gemeinwirt- 
schaftlicher Beschäftigungssektor" g e  
fordert. Ohne Zweifel ist es sinnvoll, not- 
wendig und - in bestimmten Grenzen - 
auch möglich, mit öffentlichen Mitteln 
dort gesellschaftlich nützliche Beschäfti- 
gung zu schaffen, wo sie unter reinen 
Marktbedingungen nicht entstehen 
würde. Aufgrund der bekannten Selbst- 
finanzierungseffekte solcher Maßnah- 
men hieße dies nichts anderes, als Ar- 
beit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren 
und dabei gleichzeitig gesellschaftliche 
Bedarfsfelder - etwa in den Bereichen 
Kultur, Sport und soziale Dienste - zu 
decken. 

Wenig überzeugend scheint mir 
allerdings die Vorstellung, dies im 
Rahmen eines besonderen ,,Sektorsu 

zwischen Markt und Staat realisieren 
zu wollen. Könnte man gleiches 
nicht ebenso durch staatliche Inve- 
stitionsförderprogramme oder die 
Ausweitung der Aufgaben des öf- 
fentlichen Dienstes erreichen? 

Ist die Forderung nach einem 
neuen gemeinwirtschaftlichen Sek- 
tor nicht viel zu unausgearbeitet, als 
daß sie in einer Situation, in der es 
nicht gelang, den bereits praktisch 
erprobten und von der Konstruktion 
her eher konsensfähigen Zweiten 
Arbeitsmarkt zu erhalten, politische 
Wirksamkeit entfalten könnte? Erst 
kürzlich ist mit der Annahme des Ar- 
beitsförderungs-Reformgesetzes die 
aktive Arbeitsmarktpolitik zum wie- 
derholten Male beschnitten worden. 
Auch dürften die häufig angemahn- 
ten Probleme einer großdimensio- 
nierten öffentlichen Beschäftigungs- 
förderung - die Wettbewerbsverzer- 
rungen durch Verdrängungs- und 
Mitnahmeeffekte - auf den gefor- 
derten gemeinwirtschaftlichen Sek- 
tor in gleicher Weise zutreffen. 

Schließlich: Es geht nicht nur 
darum, das globale Beschäftigungs- 
defizit zu verringern. Auch die Ver- 
härtung der Arbeitslosigkeit ist ein 
enormes soziales Problem. Unter 
den Arbeitslosen gibt es eine wach- 
sende Zahl von Langzeitarbeitslosen, 
deren soziale Situation besonders 
angespannt und deren Arbeits- 
marktchancen äußerst schlecht sind. 
Eine Untersuchung des Instituts Ar- 
beit und Technik zeigte, daß es zu- 
dem eine Überlappung von Lang- 
zeit- und Mehrfacharbeitslosig keit 
gibt. Dies bedeutet, daß eine wach- 
sende Gruppe von Arbeitslosen na- 
hezu dauerhaft aus dem Erwerbsle- 
ben ausgegrenzt ist. Für diese Men- 
schen sind staatlich geförderte Be- 
schäftigungs- und Qualifizierungs- 
maßnahmen oft die einzige Chance 
zur Rückkehr in Beschäftigung. Ne- 
ben der oben angemahnten Politik 
zur Arbeitsplatzschaffung bedarf es 
folglich auch spezifischer Hilfen für 
die auf dem Arbeitsmarkt benachtei- 
ligten Gruppen. Die Ausweitung der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik - zumin- 
dest auf ein bereits früher erreichtes 
Niveau - sollte deshalb auch Be- 
standteil eines linken Reformprojek- 
tes sein. SPW 

1 Vgl. dazu Appelbaum, E. / Schettkat, R.: 
Das Beschäftigungsproblem der Industrie- 
Iänder. Eine Neuinterpretation. Beitrag zur 
Internationalen Wirtschaftstagung 1996 
,,Beschäfiigungspolitik für Deutschland", 
28.8.1 996. 
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Für die Konzipierung 
eines linken Reform- 
projekes scheint es 
mir zwingend, nicht 

nur Vollbeschäfii- 
gung (als Alternative 
zur Arbeitslosigkeit 
zu fordern, sondern 

auch deren qualitati- 
ve Ausgestaltung zu 

bestimmen. 

haushalten mit erheblich verbesser- 
ten Steue~ergünstigungen geför- 
dert. Das Ziel besteht in der Ver- 
wandlung eines Teils der unbezahl- 
ten Hausarbeit der Haushalte im 
oberen Einkommenssegment in Ar- 
beit von (niedrig) bezahlten Gehilfin- 
nen. Damit wird die Not der von Ar- 
beitslosigkeit Betroffenen für den 
Bedarf der Besserverdienenden ge- 
nutzt, und es ergibt sich eine Spal- 
tung der Gesellschaft in eine rnoder- 
ne Dienstbotenklasse und in jene, 
die diese Dienste in Anspruch neh- 
men (können). An der Erwerbsarbeit 
nehmen die einen im Übermaß, an- 
dere nur geringfügig und wieder an- 
dere gegen ihren Willen überhaupt 
nicht teil; gleichzeitig kommt ein Teil 
der Gesellschaft mit den Notwen- 
digkeiten der alltäglichen Reproduk- 
tionsarbeit kaum in Berührung, 
während andere sich ausschließlich 
dieser Arbeit widmen. 

Schließlich kann man Vollbe- 
schäftigung auch mittels der Redu- 
zierung des Arbeitsangebots - etwa 
durch den Rückzug von Frauen und 
Ausländerinnen vom Arbeitsmarkt - 
bewerkstelligen. Das die Hausfrau- 
enehe subventionierende Ehegat- 
tensplitting, die kostenfreie Mitversi- 
cherung nichterwerbstätiger Ehe- 
gattinnen in der Krankenversiche- 
rung sowie das ungenügende Ange- 
bot von Teilzeitarbeitsplätzen und 
Kinderbetreuungseinrichtungen 
dürften derzeit in diese Richtung 
wirken. Aber auch über die Anpas- 
sung des Arbeitskräftezuzugs an die 
Arbeitsmarktbedarfe wird inzwi- 
schen (wieder) laut nachgedacht. So 
plädiert der Vorsitzende der Deut- 
schen Gesellschaft für Soziologie S. 
Hradil für eine arbeitsmarktadäquat 
geregelte Zuwanderung nach den 
Kriterien: jung, gesund und bil- 
dungsfähig, denn: ,,Es entspricht ... 
sowohl den Interessen der Zuwan- 
dernden als auch der hier Lebenden, 
daß Armut, Arbeitslosigkeit und 
Konflikte nicht schon wegen der 
Zahl und Eigenschaften der Zuwan- 
dernden vorprogrammiert sind." 

Alternative gesellschaftspoliti- 
sche Konzepte müssen Antworten 
geben auf die Fragen nach der wei- 
teren Entwicklung der Arbeitsgesell- 
schaft, nach der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung, nach dem Verhältnis 
von Erwerbs- und Reproduktionsar- 
beit, von kommerzialisierten und 
nicht kommerzialisierten Formen 
von Arbeit, nach einer gerechten 
Verteilung von Erwerbsarbeit sowie 
von Arbeits- und Sozialeinkommen 

und nach Strukturen demokratischer 
Entscheidungsfindung zu den ge- 
nannten Fragen. 

Zur gegenwärtigen Realität von 
Arbeitszeitverkürzungen 
So notwendig und sympathisch die 
Forderung nach einer radikalen Ar- 
beitszeitverkürzung (laut Papier von 
H. Dietzel auf Ca. 31 Stunden pro 
Woche) auch ist, sie scheint mir ge- 
genwärtig schlicht unrealistisch zu 
sein. Betrachten wir die derzeitige 
Arbeitszeitrealität, so fällt auf: 

1. Wo es jenseits von individu- 
ellen Teilzeitwünschen Arbeitszeit- 
verkürzungen auf ein Niveau unter- 
halb der tariflichen Wochenarbeits- 
zeiten gab, sind sie erzwungen wor- 
den bzw. sind sie ein temporärer 
Kompromiß und nicht auf die gesell- 
schaftliche Umverteilung von Er- 
werbsarbeit gerichtet. 

Wie repräsentative Befragungen der 
von Arbeitszeitverkürzungen betroffe- 
nen Beschäftigten bei W und der Ruhr- 
kohle AG ergaben, hängt die Akzeptanz 
für diese Kützungen in erheblichem 
Maße von der akuten Arbeitsplatzbedro- 
hung ab. ,,Offensichtlich sind akute Kri- 
sensituationen eines Betriebs bzw. Un- 
ternehmens oder einer Branche, die für 
die Beschäftigten auch subjektiv in Form 
einer unsicheren Beschäftigungsper- 
spektive 'spürbar' werden, Vorausset- 
zung für eine breite Akzeptanz derartig 
einschneidender Tarifvereinbaningen. 
Damit dürften vergleichbare Regelun- 
gen, die tiefgreifende Arbeitszeitverkür- 
Zungen mit Einkommenseinbußen ver- 
knüpfen, gegenwärtig wohl eher nur als 
bexhäftigungssichernde Maßnahmen 
durchsetzbar sein. Als beschäftigungs- 
schaffende Vereinbarungen laufen sie 
hingegen Gefahr, von den Betroffenen 
nur in deutlich geringerem Maße akep- 
tiert zu werden, da in einer prosperieren- 
den wirtschaftlichen Situation ohne aku- 
te (individuelle - AW.) Beschäftigungs- 
bedrohung eine befristete Arbeitsplatz- 
garantie keinen bedeutsamen Tausch- 
wert für die Beschäftigten darstellt." 

2. Reduzierte Arbeitszeiten 
sind in den verschiedenen Bereichen 
von Produktion und Verwaltung 
nicht gleichermaßen leicht umsetz- 
bar und gehen - insbesondere bei 
den Angestellten - häufig mit einer 
Leistungsverdichtung einher. Bei der 
Volkswagen AG ist infolge der Ar- 
beitszeitverkürzung die Arbeitsbela- 
stung vieler Angestellter, dabei vor 
allem der höherqualifizierten, grö- 
ßer geworden, während gleichzeitig 
die Einkommen gesunken sind. Für 
einen Teil der W-Beschäftigten - 
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die außertariflich Angestellten - blie- 
ben die Arbeitszeiten bei Kürzung 
des Entgelts nominell unverändert 
und haben sich real sogar durch- 
schnittlich verlängert. In diesen Be- 
reichen hat folglich nicht nur keine 
Umverteilung von Erwerbsarbeit 
stattgefunden, sondern auch keine 
Arbeitszeitverkürzung. Der einzige 
Effekt war ein deutliches Absinken 
des Entgelts pro Stunde. 

3. Das Interesse an einem Frei- 
zeitgewinn durch Arbeitszeitverkür- 
zung ist weniger ausgeprägt als das 
an Einkommenserhöhung bzw. Ein- 
kommenserhalt. Es ist bekannt, daß in 
der betrieblichen Praxis häufig in ge- 
genseitigem Einvernehmen von Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern die 
auf Zeitkonten angesammelten Über- 
stunden letztlich doch finanziell und 
nicht, wie ursprünglich vorgesehen, 
durch Freizeit entgolten werden. Die 
repräsentative Beschäftigtenbefra- 
gung bei W und der Ruhrkohle AG 
ergab, daß die Mehrheit der Beschäf- 
tigten im Konflikt zwischen Zeit- und 
Geldpräferenz dem Geld den Vorrang 
einräumen. Interessant ist, daß Frauen 
weit häufiger als Männer eine ausge- 
prägte Zeitpräferenz aufweisen. 

4. Im Falle von (erzwungenen) 
Arbeitszeitverkürzungen ohne Lohn- 
ausgleich wird von vielen Betroffe- 
nen versucht. die Einbußen beim 
Haushaltseinkommen durch andere 
zusätzliche Einnahmen zu kompen- 
sieren. Dies gelang bei WV 14% und 
bei der Ruhrkohle AG 35% der Be- 
fragten. Von denjenigen Beschäftig- 
ten, die den tariflichen Einkom- 
mensverlust (über-) kompensieren 
konnten, gaben bei WV und der 
Ruhrkohle AG 45% bzw. 60% an, 
Überstunden zu leisten, in 25% 
bzw. 22% der Fälle arbeitete zusätz- 
lich ein weiteres Haushaltsmitglied. 
Während die Beschäftigten bei W 
nicht nach Nebentätigkeiten gefragt 
wurden, gaben 28% der RAG Be- 
schäftigten an, die Einkommenssi- 
cherung über Nebentätigkeiten er- 
reicht zu haben. 32% (W) bzw. 
13% (RAG) kompensierten Einkom- 
mensverluste aus .,anderen Quel- 
len". Es zeigt sich, daß die im regulä- 
ren Beschäftigungsverhältnis zur 
Vermeidung von Entlassungen ab- 
gegebene Erwerbsarbeit zumindest 
zu einem Teil an anderer Stelle des 
Arbeitsmarktes ,,zurückgeholt" wird 
und daß neben Urnverteilungs- auch 
Verdrängungsprozesse stattfinden. 

5. Schließlich dürfte hinrei- 
chend bekannt sein, daß selbst Per- 
sonen und Einrichtungen, die zu 
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sind weiblichen Geschlechts. Seit Beginn der 90er Jahre 
werden die politischen Fäden geschickt von einer Frauen- 
Troika gezogen, wenn auch oft in unterschiedliche Rich- 
tung. Die erfolglose Widersacherin von Gro Brundtlandt X f 

bei den Parlamentswahlen von 1993 war die konservati- 
ve Parteiführerin Kaci Kullmann Five. Die erklärte und er- 
folgreiche Gegnerin beim EU-Referendum des Jahres 
1994 war Anne Enger Lahnstein von der bäuerlichen 
Zentrumspartei, die mit ihrem entschiedenen Anti-EU- 
Wahlkampf den Stimmenanteil ihrer Partei von 6 auf 
18% erhöhen konnte. 

Auch auf kommunaler, regionaler und nationaler 
Ebene ist die politische Repräsentanz der Norwegerinnen 
im europäischen Vergleich überragend. Bei den Kommu- 
nalräten stellen sie über 3l%'von den Bezirksräten und 
im Parlament stellen sie 40% der Abgeordneten (Pause- 
wang 1993, 67). Dennoch ist einigen Norwegerinnen 
klar, daß sie mit der Eroberung von Abgeordnetensitzen 
nur begrenzt in die Sphären der Macht eingedrungen 
sind. Wie die Sozialpolitikerin Helga Hernes sagt, hätten 
Frauen erst dann in größerer Zahl ~arlamentsmandate er- 
rungen, seitdem wichtige politische und ökonomische 
Entscheidungen nicht mehr in den nationalen Parlamen- 
ten, sondern zunehmend in nicht-öffentlichen Interes- 
senclearings der supranationalen Bürokratien, der Groß- 
konzerne und Verbände verhandelt werden (Hernes 
1986, 174). 

2.3. ,,Wir sind gegen das übernationale System 
und gegen die Dominanz der marktwirtschaftli- 
chen Triebkräfte" 
Dies ist auch ein wesentlicher Grund, warum viele Nor- 
wegerinnen gegenüber einer Mitgliedschaft in der EU 
außerordentlich reserviert waren und die seit 1991 voll 
auf eine Politik der Marktöffnung und Liberalisierung set- 
zende Brundtlandt-Regierung nur noch von Fall zu Fall 
bei innenpolitischen Fragen Unterstützung fand. Viele 
Norwegerinnen befürchteten, daß ein EU-Beitritt die von 
ihnen erkämpften sozialen und politischen Rechte in Ge- 
fahr bringen könnte und daß die internen Entwicklungen 
hin zu einen sozial gespaltenen und erodierenden Wohl- 
fahrtsstaat durch die internationalen Veränderungen 
noch verstärkt werden könnten. Die Erhaltung der natio- 
nalen Unabhängigkeit und der demokratischen Selbstbe- 
stimmung wurden demzufolge den von der Brundlandt- 
Regierung gepriesenen Ideen des sozialistischen Interna- 
tionalismus und der Integration in die europäische Ge- 
meinschaft vehement entgegengesetzt. 

Ausgelöst durch die Wirtschaftskrise zu Beginn der 
90er Jahre mit einer stark ansteigenden Zahl von Arbeits- 
losen (1 990: 5%) waren - wie in den anderen nordischen 
Staaten - öffentliche Stimmen laut geworden, daß die 
äußerste Expansion des Sozialstaats nun erreicht sei, daß 
man den öffentlichen Sektor rasch den internationalen 
Bedingungen anpassen und der Privatisierung Vorrang 
geben müsse. Der ausgebaute Wohlfahrsstaat habe zu 
Anspruchsdenken geführt und die Moral der Bevölke- 
rung untergraben. Von Seiten der Großunternehmen 
und arbeitgebernahen Politikern war der Verlust von 
100.000 Arbeitsplätzen, ja sogar der wirtschaftliche Kol- 
laps prophezeit worden, wenn Norwegen nicht der EU 
beitrete (Zank 1996). 

2.4. Tief verankerte EU-Skepsis 
In der Volksabstimmung vom 28. November 1994 haben 
sich die Norwegerlnnen dennoch zum zweiten Mal mit 

52,2 gegen 47,8% gegen den Beitritt zur EU entschie- 
den. Erstmals hatten sie im Jahr 1972 die EG-Mitglied- 
schaft in einem Referendum verworfen. Das Kalkül der 
Ministerpräsidentin, daß es gelingen könnte, die Bevölke- 
rung durch eine geschickte Referendums-Regie im mit- 
reissenden Sog der erwarteten ,,Jav-Voten nach Öster- 
reich, Finnland und Schweden, schließlich doch noch 
umzustimmen, scheiterte. Die sehr hohe Beteiligung am 
norwegischen Referendum (88.6%) im Vergleich zu 
Österreich (81,2%), Finnland (74%) und Schweden 
(83,3%) manifestierte, daß die Bevölkerung verstand, 
daß es bei dieser Volksabstimmung ums eine Richtungs- 
entscheidung ging. Der basisdemokratische Widerstand 
gegen den von der Regierung Brundlandt und einer Par- 
lamentsmehrheit befürworteten Beitritt speiste sich aus 
vielen Kräften: 

Während die städtischen Schichten in den dicht be- 
siedelten Region des Oslo-Fjords eine engere wirtschaftli- 
che Verflechtung mit den EU-Staaten eher befürworte- 
ten, fand die „Volksbewegung gegen die EU" Unterstüt- 
zung bei vielen Stammwählern der Arbeiterpartei. des 
Gewerkschaftsverbandes L0 
(FAZ vom 23.9.1 994). bei den Wahlauswertungen belegten, daß die 
in den norwegischen Provin- 
zen lebenden Bauern und Fi- 

Nein-Entscheidung vor allem auf den 

schern, den Frauenverbänden. großen Block der Frauen zurückzuführen 
Jugendlichen und Umwelt- war. 
schützern. Wahlauswertun- 
gen belegten, daß die Nein- 
Entscheidung vor allem auf den großen Block der Frauen 
zurückzuführen war, die mit deutlichen 57% gegen die 
EU-Mitgliedschaft gestimmt hatten (Die Norweger 1994, 
2). 

2.5. Norwegen bleibt EU-Außenseiter - doch der 
Wirtschaft des Landes geht es besser den je 
Zwei Jahre nach dem Referendum sieht es so aus, als 
ob sich die Norwegerlnnen richtig entschieden haben, 
denn die Wirtschaft des Landes steht im europäischen 
Vergleich sehr gut da, die Betriebe verbuchen Rekord- 
profite. Der Staatshaushalt schloß 1996 mit einem 
Überschuß von 35 Milliarden Kronen (rd. 8 Milliarden 
DM), das Bruttoinlandsprodukt wuchs mit über 5% 
und die Arbeitslosenquote konnte von 7,2% (1 992) 
auf 4% verringert werden (Zank 1996). Die vom Ar- 
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beitgeberlager verkün- 
deten ökonomischen 
Horrorvisionen haben 
sich also nicht erfüllt. 
Im Gegenteil. Ein Jahr 
nach der Nein-Abstim- 
mung steckten auslän- 
dische Investoren rund 
zwei Milliarden DM in 
norwegische Betriebe, 
fast doppelt so viel wie 
im Jahr zuvor. Zweifels- 
ohne: Die Erklärung für 
den öffentlichen Wohl- 
stand der Norweger ist 
an erster Stelle das Öl. 
Mit dem Export von Öl 
und Gas verdienen sie 
etwa ein Drittel ihrer 
Exporteinnahmen, elf% 
der öffentlichen Ein- 
nahmen kamen 1995 
aus Öl- und Gasquellen. 
Andererseits ist bemer- 
kenswert: Statt der ho- 
hen Arbeitslosigkeit zu 
Beginn der 90er Jahre 
mit Privatisierung, De- 
zentralisierung und De- 
regulierung zu begeg- 
nen, reagierte die nor- 
wegische Politik eher 
durch Reregulierung 
und Rekorporativisie- 
rung (Longva 1996, 
764). 

Norwegen hat sich dem von den internationalen Or- 
ganisationen ausgehenden Privatisierungsdruck bislang 
erfolgreich wiedersetzt. Der Staat hat in Norwegen wei- 
terhin eine enorm starke Position; er besitzt die Statsoil, 
die Norsk Hydro liegt zu 51% in öffentlicher Hand, die 
beiden größten Geschäftsbanken sind zu zwei Dritteln 
staatlich, dazu kommen die Telenor, die meisten Strom- 
erzeuger, die Eisenbahn und vieles mehr. Alles in allem ist 

etwa die Hälfte der norwegi- 
schen Wirtschaft in Staatsbe- 

Statt der hohen Arbeitslosigkeit zu Be- sitz. Gewerkchafter denken 

ginn der 90er Jahre mit Privatisierung, mittlerweiie darüber nach, 
ausländische Kapitalanteile in 

Dezentralisierung und Deregulierung zu der no„gischen Wirtschaft - 
begegnen, reagierte die norwegische Po- aufzukaufen, um mehr 

Einfluß auf die eigene Ökono- 
litik eher durch Reregulierung und Rekor- mie zu bekommen (Zank 

porativisierung. 1996). Auch die sozialen Si- 
cherungsysteme sind - anders 
als in Schweden - nicht be- 

droht. Schließlich setzte Norwegen im Unterschied zu 
Schweden und Finnland auf die Fortführung ,,traditionel- 
ler ,, Wohlfahrts-Politik wie umfassender sozialstaatlicher 
Leistungen. solidarischer Lohnentwicklung und einer 
starken Regulierung des Arbeitsmarktes. Teilweise wurde 
dies aufgrund der hohen Einnahmen aus der Erdöl- und 
Ergasproduktion möglich, aber auch die politischen und 
institutionellen Kräftefaktoren sind als Erklärungsfakto- 
ren für die erfolgreiche Entwicklung des ,,norwegischen 
Weges" bedeutsam. spw 
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tenachfrage und des Drucks der Ar- 
beitslosigkeit in ihrer Kampfposition 
geschwächt und zu offensiver Aus- 
einandersetzung immer weniger in 
der Lage. 

Mittels der sogenannten Refor- 
mierungen der Sozialversicherungs- 
systeme, die das gesamte System 
mehr und mehr in Richtung einer 
Privatisierung der Risiken wandeln, 
verabschiedet sich der Staat aus der 
sozialpolitischen Verantwortung. 
Der soziale Zusammenhalt der Ge- 
sellschaft ist durch die Ausgrenzung 
immer größerer Gruppen von Men- 
schen und zunehmende Entsolidari- 
sierungstendenzen aufs höchste ge- 
fährdet. 

Müßte in dieser Situation nicht 
zunächst eine politische Richtungs- 
änderung angestrebt werden, die es 
erst ermöglicht, weiterreichende ge- 
sellschaftspolitische Ziele in Angriff 
zu nehmen? Müßte ein linkes Re- 
formprojekt, wie crossover es sein 
will, nicht gerade damit beginnen, 
den oben beschriebenen Teufels- 
kreis zu durchbrechen? 

Ich möchte dafür plädieren, den 
Dialog auch darüber zu führen, mit 
welchen Mitteln und Instrumenten 
man kurz- und mittelfristig Arbeits- 
losigkeit bekämpfen kann. Stichwor- 
te für eine solche Politik könnten , 
sein: Konzipierung einer europäi- 
schen Beschäftigungspolitik, Ver- 
schiebung der Europäischen Wäh- 
rungsunion, Investitionsförderung 
und Ausweitung öffentlicher Investi- 
tionen, z. B. in Form von Infrastruk- 
turprojekten, Erschließung neuer 
Wachstumsfelder, insbesondere im 
Bereich des Umweltschutzes und 
der sozialen und kulturellen Dienst- 
leistungen, Ausweitung der akZiven 
Arbeitsmarktpolitik, Stärkung der 
Massenkaufkraft durch Rücknahme 
von Kürzungen der Sozialleistungen 
usw. 

Vollbeschäftigung - mit wel- * 
chen gesellschaftlichen Leitbil- 
dern und Zielen? 
Abwehrkämpfe von heute können 
nur dann tragfähig sein, wenn sie 
gleichzeitig Teil eines Zukunftskon- 
zeptes sind. Für die Konzipierung ei- 
nes linken Reformprojektes scheint 
es mir zwingend, nicht nur Vollbe- 
schäftigung (als Alternative zur Ar- 
beitslosigkeit) zu fordern, sondern 
auch deren qualitative Ausgestal- 
tung zu bestimmen. Wie die Praxis 
zeigt, gibt es mindestens drei ideal- 
typische Reaktionsmuster auf die 
sinkende Arbeitskräftenachfrage im 

Industriesektor, denen unterschiedli- 
che Gesellschaftsmodelle entspre- 
chen: Lohn- und Einkommensdiffe- 
renzierung bei Expansion privater 
Dienstleistungsbeschäftigung (USA 
und Japan), aktiver Wohlfahrtsstaat 
mit Beschäftigungsexpansion im öf- 
fentlichen Sektor (skandinavische 
Länder) und passiver Wohlfahrts- 
staat mit Beschäftigungsstagnation 
(Kontinentaleuropa).l Auch unter 
der Prämisse der ~eschäft i~un~saus- 
weitung ergeben sich in Abhängig- 
keit davon, wie Einkommen und Ar- 
beitszeit sowie Erwerbs- und Repro- 
duktionsarbeit verteilt und Sozialsy- 
steme ausgestaltet sind, unter- 
schiedliche Gesellschaftsmodelle. 

In den USA geht eine Auswei- 
tung von Arbeitsplätzen einher mit 
der Absenkung und Flexibilisierung 
der Löhne, verlängerten Arbeitszei- 
ten, zunehmender Mehrfachbe- 
schäftigung, Einkommenspolarisie- 
rung und wachsender Armut. Selbst 
Arbeitseinkommen reichen häufig 
nicht zur Existenzsicherung aus. Es 
wächst eine Unterklasse, die sich in 
den Städten konzentriert und oft kri- 
minell und gewalttätig wird. Parallel 
zum Abbau des Sozialstaates erfolg- 
te eine Ausweitung des staatlichen 
Zwangsapparates. 

Beschäftigungsaufbau muß kei- 
nesfalls zwangsläufig mit Arbeits- 
zeitverkürzung verbunden sein. In 
den USA und Japan gehen lange 
Jahresarbeitszeiten einher mit hohen 
Beschäftigtenquoten. Umgekehrt ist 
die Beschäftigtenquote in Deutsch- 
land trotz relativ kurzer Jahresar- 
beitszeiten gering. Anders als in den 
USA werden in skandinavischen Län- 

dern hohe Beschäftigungsquoten 
bei Verkürzung der Arbeitszeiten er- 
reicht. 

Lange Arbeitszeiten und eine 
hohe Frauenerwerbsquote sind häu- 
fig mit einer größeren Nachfrage 
nach bezahlten Dienstleistungen 
verbunden, während umgekehrt bei 
kurzen Arbeitszeiten und einer ge- 
ringen Frauenerwerbsbeteiligung 
haushaltsbezogene Dienstleistungen 
eher in Eigenarbeit erbracht werden. 
Eine der Quellen des amerikanischen 
,,Beschäftigungswunders" liegt tat- 
sächlich darin, daß bei einer gestie- 
genen Zahl von Doppelverdiener- 
Haushalten der Umfang der Haus- 
haltsproduktion sinkt und die Markt- 
nachfrage nach Gütern und Dienst- 
leistungen steigt, die früher von den 
Haushalten selbst erstellt bzw. er- 
bracht wurden. Dies ist vor allem 
dort der Fall, wo der Preis für derarti- 
ge Güter und Dienstleistungen, auch 
aufgrund der zunehmenden Schere 
bei den Realeinkommen, deutlich 
niedriger ist als der durch vermehrte 
Erwerbsarbeit erzielte Zusatzver- 
dienst. Auf Jobs, welche auf die 
Substitution der Haushaltsprodukti- 
on durch marktvermittelte Dienstlei- 
stungen zurückzuführen sind, ent- 
fallen etwa 15% der Beschäftigungs- 
Zunahme der letzten Dekade in den 
USA, was rund 3.5 Mio Jobs ent- 
spricht. 

Auch die Bundesregierung sieht 
im Ausbau von Beschäftigungsver- 
hältnissen in Privathaushalten eine 
Perspektive für die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze. Ab 1997 wird die Be- 
schäftigung sozialversicherungspflich- 
tiger Arbeitnehmerlnnen in Privat- 

Wenn die Beschrän- 
kung auf einzelne 
kunffnsge Maßnah- 
men zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit 
zweifellos nicht 
ausreichend ist. so 
dürfie ihre Gering- 
schätzung noch 
schädlicher sein. 
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Die Linke und das 
Ziel der 
Vollbeschäftigung 
von Alexandra Wagner* 

Anmerkungen zu den Thesen von 
H. Dietzel ,,Umbau der Arbeit - Poli- 
tik für Vollbeschäftigung" zur Cros- 
sover-Tagung arn 13.04.7997 (vgl. 
den Bericht von Joachim Schuster 
weiter vorn in diesem Heft). 

ngesichts wachsender Mas- 
senarbeitslosigkeit, deren ge- A samtfiskalische Kosten sich 

nach Angaben des IAB 1996 auf 
154 Mrd. DM beliefen, und der dar- 
aus resultierenden wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme bedarf es kei- 
ner Begründung dafür, die Beschäf- 
tigungspolitik zum zentralen Punkt 
einer linken politischen Alternative 

Mein wichtigstes 
Unbehagen resultiert 
daraus, daß Linke seit 
langem immer wieder 

und unverdrossen 
zweifellos richtige 

Forde~ngen 
wiederholen - 

scheinbar unberUhrt 
davon, daß die 

politische Realität sich 
in die entgegenge- 

setzte Richtung 
bewegt. 

zu machen. Ausdrücklich unterstüt- 
zen möchte ich auch die Forderung, 
am Ziel der Vollbeschäftigung fest- 
zuhalten. Konzepte, die ausschließ- 
lich eine materielle Existenzsiche- 
rung - etwa in Form eines Bürger- 
geldes - ohne die (Möglichkeit und 
Bereitschaft zur) Beteiligung an der 
gesellschaftlichen Produktion vorse- 
hen, sind m. E. weder erstrebens- 
wert noch realisierbar. 

Trotzdem oder gerade weil ich 
die vorgestellten Thesen von H. Diet- 
zel in ihrer generellen Ausrichtung 
für konsensfähig halte, möchte ich 
einige Fragen aufwerfen, die disku- 
tiert werden müßten, wenn aus den 
formulierten allgemeinen Zielvor- 
stellungen tatsächlich ein politisches 
Projekt werden soll. 

Mein wichtigstes Unbehagen re- 
sultiert daraus, daß, Linke seit lan- 

* Alexandra Wagner, wissenschaftliche Mitarbeiterin irn Institut Arbeit und 
Technik (IAV irn Wissenschafiszentrurn Nordrhein-Westfalen. 

gem immer wieder und unverdros- 
sen zweifellos richtige Forderungen 
wiederholen - scheinbar unberührt 
davon, daß die politische Realität 
sich in die entgegengesetzte Rich- 
tung bewegt: Während bisher prak- 
tizierte öffentlich geförderte Be- 
schäftigung als Teil der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik immer mehr be- 
schnitten wird, fordern Linke einen 
großdimensionierten gemeinwirt- 
schaftlichen Beschäftigungssektor mit 
neu zu 'schaffenden Strukturen; 
während die Einkommensfrage auf- 
grund von Massenarbeitslosigkeit, 
Sozialabbau und Umverteilung von 
unten nach oben gewichtiger wird, 
fordern sie mehr Entfaltung von In- 
dividualität und Persönlichkeit; wäh- 
rend die Wochen- und Lebensar- 
beitszeit durch Einführung flexibler 
Arbeitszeiten (Arbeitszeitkorridor) 
und die Anhebung der Altersgren- 
zen in der Rentenversicherung ver- 
längert wird, fordern die Linken Ar- 
beitszeitverkürzung in großen 
Schritten. 

Wenn die Linke sich selbst und 
ihren Anspruch auf ein gesell- 
schaftliches Reformprojekt ernst 
nimmt (und von anderen ernst ge- 
nommen werden will), reicht es 
nicht aus, sich im kleinen Kreis po- 
litisch Gleichgesinnter der Kon- 
sensfähigkeit bestimmter Forde- 
rungen zu versichern. Sie muß sich 
vielmehr fragen, wie sie gesell- 
schaftliche Mehrheiten für die von 
ihr vorgeschlagenen Veränderun- 
gen gewinnen will - dies um so 
mehr, als Mehrheiten zur Zeit eine 
andere Politik stützen. Eine präzise 
Analyse der Wirklichkeit ist dazu 
ebenso unabdingbar wie die Ver- 
bindung von kurz-, mittel- und 
langfristigen politischen Forderun- 
gen. Andernfalls bleibt es bei Leer- 
formeln, die zwar das eigene Ge- 
wissen beruhigen mögen, aber 
letztlich zu Unglaubwürdigkeit 
und politischer Wirkungslosigkeit 
verdammen. 

Im folgenden möchte ich thesen- 
haft plädieren für: 

die Konzentration der Kräfte 
auf einen politischen Richtungs- 
wechsel, 

die inhaltliche Ausfüllung des 
Vollbeschäftigungsziels, 

eine Auseinandersetzung mit 
den Hemmnissen einer allgemeinen 
Arbeitszeitverkürzung, 

eine stärkere Verbindung der 
Forderung nach einem neuen ge- 
meinwirtschaftlicher Sektor mit der 
nach aktiver Arbeitsmarktpolitik. 

ARBEIT - ZEIT UND GELD 

Für einen schnellen politischen 
Richtungswechsel 
In den Thesen wird zu Recht erklärt, 
daß Vollbeschäftigung ohne tief- 
greifende Reformen und allein mit 
verschiedenen kurzfristigen Maß- 
nahmen nicht erreichbar ist. Deshalb 
konzentriere man sich auf die 
,,Knackpunkteu: Arbeitszeitverkür- 
zung, Umverteilung der Arbeit zwi- 
schen Frauen und Männern, neuer 
gemeinwirtschaftlicher Beschäfti- 
gungssektor. Wenn die Beschrän- 
kung auf einzelne kurzfristige Maß- 
nahmen zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit zweifellos nicht ausrei- 
chend ist, so dürfte ihre Gering- 
schätzung noch schädlicher sein. 

Die Bundesregierung verfolgt ei- 
nen politischen Kurs, der die Proble- 
me weiter verschärft, statt sie zu Iö- 
sen. Mit der Begründung, daß sich 
die alte Wachstumsdynamik des Ka- 
pitalismus mittels Deregulierung zu- 
rückgewinnen ließe, findet ein ver- 
hängnisvoller internationaler Wett- 
lauf um niedrigere Löhne, sinkende 
Sozialleistungen, Steuersenkungen 
usw. statt. Letztlich werden sich alle 
am Wettlauf Beteiligten auf einem 
noch flacher verlaufenden Wachs- 
tumspfad und mit noch höherer Ar- 
beitslosigkeit wiederfinden, denn 
auf diese Art sind keine dauerhaften, 
sondern bestenfalls zeitweilige Kon- 
kurrenzvorteile zu erlangen. Durch 
die Absenkung der Lohn- und Sozi- 
aleinkommen wird die Binnennach- 
frage geschwächt, woraus sich wei- 
tere Beschäftigungsverluste erge- 
ben. Die einzelwirtschaftliche Tu- 
gend der Sparsamkeit verkehrt sich 
volkswirtschaftlich zum Übel der 
Nachfrageschwäche. 
Hinzu kommt: Durch steigende Sozi- 
alausgaben zur Abfederung der Ar- 
beitslosigkeit und die arbeitslosig- 
keitsbedingte Verschlechterung des 
Steuer- und Abgabenaufkommens 
werden die öffentlichen Haushalte 
sowohl auf der Ausgaben- als auch 
auf der Einnahmenseite belastet. 
Wird in dieser Situation -wie derzeit 
- eine Konsolidierungspolitik betrie- 
ben, ist ein weiterer Nachfragerück- 
gang die Folge. Der Teufelskreis 
schließt sich. Ergebnis ist eine sich 
selbst verstärkende Abwärtsspirale, 
deren Ende nicht abzusehen ist. 

Die wachsende Massenarbeitslo- 
sigkeit wird längst als politisches In- 
strument genutzt, um tarifliche und 
soziale Leistungen zu beschneiden 
und soziale Ungleichheiten zu ver- 
stärken. Die Gewerkschaften sind 
angesichts der geringen Arbeitskräf- 

GLOBALISIERUNG UND POLITIK 

Rezension zu: ,,Grenzen der Globali- stische Problembeschreibung und 
sieruna" von Elmar Altvater und Bir- ein realistisches Anqebot der Pro- Globalisieruna und 

< - 
git Mahnkopf (1996) sowie ,,Unter- blemlösung weit auseinanderfallen" 
nehmen Globus", herausgegeben (Altvater/Mahnkopf, S. 575). 
von Michael Bruch und Hans-Peter 
Krebs (I 996) 

as ist Globalisierung und 
inwiefern hat sich die Rol- 
le des Staates geändert? W 

Diese beiden herausgehobenen Fra- 
gen werden in beiden Büchern un- 
terschiedlich analysiert und beant- 
wortet. Während die regulations- 
theoretische Herangehensweise 
sämtlicher Beiträge des ,,Unterneh- 
men Globus" stringent durchgehal- 
ten wird, bedienen sich Altvater und 
Mahnkopf der Möglichkeit des 
Theorie-Shoppings: ,,Wer also als 
Neoklassiker, Keynesianer, Marxist, 
lnstitutionalist die Welt zu erklären 
beansprucht, dürfte so lange schief 
liegen, wie nicht lngredienzen ver- 
schiedener Ansätze kombiniert wer- 
den." (AltvaterIMahnkopf, 5. 79). 

Altvater und Mahnkopf produ- 
zierten auf über 600 Seiten die bis- 
her umfangreichste wissenschaftli- 
che Analyse über die ökonomische 
Globalisierung mit dem Anspruch, 
eine gesellschaftstheoretische Ent- 
schlüsselung des Begriffs sowie 
,,provokante Alternativen" zu lie- 
fern, unter Berücksichtigung der 
Entwicklungen in Produktion und 
Konsumtion, in Ökonomie und Poli- 
tik, von Finanzmärkten und Ökolo- 
gie. Es kann vorweggenommen wer- 
den, daß sich die auf lediglich fünf- 
zehn Seiten kompakt formulierten 
Alternativen auf die Skizzierung der 
Elemente einer ökologisch-sozialen 
Entwicklungsbahn beschränken, 
sprich internationale Spekulation 
durch eine Tobintax belasten, Arbeit 
entlasten, die Arbeitszeit verkürzen 
und die Energie verteuern. Die Erar- 
beitung der Umsetzungsstrategien 
zugunsten einer alternativen Gesell- 
schaftsform verbleibt als offene Auf- 
gabe für die gesellschaftspolitischen 
Kräfte. 

Die Durchsetzung der Alternati- 
ven, so Altvater und Mahnkopf wei- 
ter, führe zur Stärkung regionaler 
Kreisläufe, zu weniger globaler Kon- 
kurrenz, Verteuerung der Transporte 
und einer geringeren Arbeitsproduk- 
tivität. Dadurch würden die ge- 
wünschten Absichten eines arbeits- 
unabhängigen Einkommens, einer 
ökologischen Nachhaltigkeit und zu- 
sätzlicher Arbeitsplätze gewährlei- 
stet werden. Altvater und Mahnkopf 
bemerkten zurecht, „daß eine reali- 

Die neue Globalisierung 
Altvater und Mahnkopf betrachten 
,,die Herstellung des kapitalistischen 
Weltsystems (...) nach 1989 als ab- 
geschlossen", nicht aber den Globa- 
lisierungsprozeß, der auch weiterhin 
Zeit und Raum entdimensioniere, al- 
lerdings ohne je den Anspruch auf 
,,GlobalitätM erheben zu können 
(ebd., S. 11). da erstens die Anpas- 
sungsleistungen an die Herausforde- 
rungen der ökonomischen Globali- 
sierung einen ,,sozialen Streß" er- 
zeugten und zweitens es ausge- 
schlossen sei, ,,daß auf dem be- 
grenzten Globus grenzenlos, wie es 
die monetär gesteuerte Akkumulati- 
onsdynamik verlange, Stoffe und 
Energien verbraucht werden" (ebd., 
5. 44). Neu an dem gegenwärtigen 
Globalisierungsprozeß seien insbe- 
sondere die durchlöcherten natürli- 
chen Konkurrenzgrenzen (Distanz) 
durch niedrigere Transport-, Trans- 
aktions- und Kommunikationsko- 
sten, die erst den direkten Vergleich 
der Produktionskosten ermöglichen 
würden. Weil die sozialen und öko- 
logischen Produktionsbedingungen 
sich im Preis nicht niederschlagen, 
sind Kosten nur noch von der Pro- 
duktivität der Arbeit, von den Lohn- 
kosten, dem Wechselkurs, den öf- 
fentlichen Subventionen, den Nut- 
zungsmöglichkeiten öffentlicher Gü- 
ter sowie von den Möglichkeiten der 
,,Externalisierung" privater Kosten 
als soziale Kosten in den globalen 
Umweltraum abhängig (ebd., S. 
41). Damit hätte der Globus eine 
neue Zeit- und Raumkompaktheit 
erfahren. 

Aber solange die Nationalstaa- 
ten und der Weltmarkt existieren, 
wird die ökonomische Globalisie- 
rung sich zwischen totalem Freihan- 
del und völligem Protektionismus 
bewegen, da im Falle des globalen 
Freihandels der nationale Wirt- 
schaftsraum an Bedeutung verlöre 
und im Falle totaler Protektion es 
keinen Weltmarkt gäbe. Der freie 
Weltmarkt provoziere also protek- 
tionistische Maßnahmen von Stand- 
orten (ebd., S. 383). Der ,,neuen Pro- 
tektionismus hinge jedoch ,,mit dem 
Zerfall der hegemonialen Ordnung 
und mit den Versuchen, die fehlen- 
den oder fehlgehenden Regulations- 
leistungen anstelle der internationa- 
len Institutionen durch national- 

Nationalstaat 
von Rainer Zugehör* 

staatliche - oder suprastaatliche, re- 
gionale - 'Alleingänge' zu substitu- 
ieren (ebd., 5. 384). Wichtiger als 
die traditionellen nationalstaatlich- 
territorialen stofflichen seien heute 
die wertmäßig-monetären Protek- 
tionismen des nationalen (oder: re- 
gionalen) Währungsraums (ebd., 5. 
388). Auschließlich die Geldvermö- 
gensbesitzer würden profitieren, da 
durch eine stabile oder gar aufge- 
wertete Währung der Realwert 
(Kaufkraft) der Vermögensbesitzer 
steigt, ohne realwirtschaftliche 
Wertschöpfung oder Profite ge- 
macht zu haben. Dies ginge zu La- 
sten der exportierenden Industrie, 
die durch erhöhte Preise an Konkur- 
renzfähigkeit verlöre (ebd., 5. 178). 
Die in Maastricht beschlossenen 
Konvergenzkriterien für die europäi- 
sche Währungsunion schrieben nun 
die ,,Stabilitätsgemeinschaft" kaum 
mehr revidierbar fest. 

Internationalismus in der 
Regulationstheorie 
Christian Schmid, aber auch Ronald 
Noppe und Karin Waringo, kritisie- 
ren im Buch ,,Unternehmen Globus" 
den fehlenden oder verkümmerten 
internationalen Ansatz der Regulati- 
onstheorie; die Globalisierung wür- 
de lediglich als Krise des Fordismus 
oder Übergang zum Postfordismus 
abhakt (Krebs, 5. 24). ,,Der National- 
staat ist gewissermaßen die archety- 
pische Form kapitalistischer Regula- 
tion (Lipietz 1985) und bildet, als 
politische, ökonomische und ideolo- 
gische Einheit, den gesellschaftli- 
chen Nexus des sozialen Formations- 
Prozesses und der gesellschaftlichen 
Territorialität" (Schmid, 5. 242). Die 
globale Ebene konstituiere sich nur 
vermittelt über die nationale Ebene, 
der Nationalstaat bliebe weiterhin 

* von Rainer Zugehör, freier Journalist; /E  
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GLOBALISIERUNG UND POLITIK BONN APART 

, Globalisierung ist 
C..) keine , begriffslo- 

gische' Weiterent- 
wicklung ,des' 

Kapitals, sondern hat 
bestimmte Akteure, 

findet in bestimmten 
sozialen Umfeldern 
statt und impliziert 

spezifiche Kräftever- 
hältnisse - ist selbst 

ein Kräfteverhältnis." 
(Hans-Peter Krebs) 

das relevante Terrain für die gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzungen 
(ebd., 5. 242). Insofern stößt .die Re- 
gulationstheorie bei der Analyse an 
selbst gesteckte Grenzen. ,,Insofern 
der Regulationsansatz nicht als eine 
Theorie der nationalen Fordismen 
mit der Krise dieser Formation als 
obsolet betrachtet werden soll, er- 
scheint es uns (...) erforderlich, die in 
den letzten Jahren neu entstandene 
Qualität der Transnationalisierung 
zu berücksichtigen", schließen Nop- 
pe und Waringo in ihrem Artikel 
über das Fallbeispiel der Telekom- 
munikation im Zuge der Transnatio- 
nalisierung der Ökonomie (Noppe/ 
Waringo, S. 156). 

Globalisierung ist nach Hans- 
Peter Krebs, der in seinem Beitrag 
die historische Entwicklung des 
Fordismus skizziert, ,,eben keine 
'begriffslogische' Weiterentwick- 
lung 'des' Kapitals, sondern hat 
bestimmte Akteure, findet in be- 
stimmten sozialen Umfeldern statt 
und impliziert spezifische Kräfte- 
verhältnisse - ist selbst ein Kräfte- 
verhältnis (und kein Ultra-lmperia- 
lismus)". Er spricht wegen des 
scheinbaren lokalen Umsetzungs- 
zwanges der global vorgegeben 
Größen, wie auch AltvaterIMahn- 
kopf, von ,,Glokalisierung" (Krebs, 
5. 27f). Auch für Christian Schmid 
beschreibt das Globale die domi- 
nierende Konstante und das Lokale 
als abhängige Variable. ,,Globali- 
sierung wird zu einem einseitigen 
Vorgang, der Prozesse umfaßt, die 
oberhalb und scheinbar außerhalb 
nationalstaatlicher, regionaler und 
städtischer Ebenen Form gewinnen 

I Funktionieren der Standortlogik ge- 
1 schaffen, da Staaten mit massivem 

Kapitalabfluß bestraft werden könn- 
ten. 

Auch bei dieser beliebten Stan- 
i dardformulierung, gerade wenn es 

um höhere Steuerlasten für die 
Vermögenden geht, fehlt der 
Nachweis über die Qualität und 

I Wirkung des Kapitalabflusses auf 
die Gesellschaft insgesamt. Der 
Nationalstaat und dessen politi- 
sche Handlungskompetenz wird 
bei AltvaterIMahnkopf auf dem Al- 
tar des ,,Sachzwangs Weltmarkt" 
geopfert, ohne daß dies wissen- 

und sich gleichsam durch einen 
Trichter in die untergeordneten 
Ebenen ergießen" (Schmid, S. 
231). 

Die Rolle des Nationalstaats 
Völlig unterbelichtet im gesamten 
Buch von Bruch und Krebs ist die 
Funktion der globalen Finanzmärk- 
te, die Altvater und Mahnkopf als 
von den gesellschaftlichen Prozessen 
,,entbettet8' und als entscheidenen 
Faktor für die realwirtschaftliche 
Entwicklung beschrieben haben. 
Demnach fungiere Geld auch nur 
noch zu einem Prozent als Zirkulati- 
onsmittel und zu 99 Prozent als Zah- 
lungsmittel (Gläubiger-Schuldner- 
Verhältnis). Aufgrund der verstärk- 
ten Orientierung auf finanzielle statt 
reale lnvestitionen infolge einer ho- 
hen realen Zinsrate hätte eine Ent- 
koppelung von monetärer und rea- 
ler Akkumulation stattgefunden. Da- 
mit stiegen die lnvestitionen in Fi- 
nanzanlagen und verschärfen somit 
die Konkurrenz um Zinssätze auf 
den Finanzmärkten, die sich auf die 
Währungsparitäten und schließlich 
auf die Exportwirtschaft auswirkten. 

Die Nationalstaaten hätten die 
Zinssouveränität an die globalen Fi- 
nanzmärkte verloren, so Altvater 
und Mahnkopf, ohne einen Nach- 
weis dieser bedeutenden, aber lapi- 
dar formulierten These, geliefert zu 
haben (AltvaterIMahnkopf, S. 404). 
Eine expansive keynesianischen 
Geldpolitik sei anachronistisch, da 
der Zins durch die internationalen 
Märkte vorgegeben sei. Das gleiche 
gelte für die nationalstaatliche Bil- 
dung der Löhne angesichts der öko- 

schaftlich nachzuvollziehen wäre. 
Das Deutsche Institut für Wirt- 
schaft (DIW) aber hat 1995 nach- 
gewiesen, daß die Bundesrepublik 
ihre Geld- und Zinssouveränität so- 
gar ausbauen konnte. Altvater und 
Mahnkopf gehen darauf über- 
haupt nicht ein, es paßt ihnen na- 
türlich nicht ins Konzept. Denn 
beide Autoren verfolgen konse- 
quenterweise ihre Hauptthese: ,,lm 
Zuge der umfassenden Internatio- 
nalisierung und Globalisierung der 
Wirtschaft ist dem Nationalstaat 
die monopolistische Herrschaft 
über den territorialen Raum ab- 
handen geraten, auf den sich tra- 
ditionellerweise die Staatseigen- 
Schaft der Souveränität und ihre 
Fähigkeit zur Ein- und Ausgren- 
zung beziehen" (ebd., 5. 376). 

Vielmehr ist der Nationalstaat 
Opfer des neoliberalen Projekts der 
Liberalisierung, ~ere~ul ierdng und 
Privatisierung. Das neoliberale Pro- 
jekt ist Voraussetzung für eine diffe- 
renzierte Ausweitung der ökonomi- 
schen Internationalisierung, die den 
keynesianischen Wohlfahrtsstaat 
sukzessive zum nationalen Wettbe- 
werbsstaat (Joachim Hirsch) for- 
miert. Der sogenannte Sachzwang 
des Weltmarktes ist somit kein Na- 
turereignis, sondern politisch insze- 
niert, um eine neoliberale Wirt- 
schaftspolitik alternativlos erschei- 
nen zu lassen. Die Beschreibung des 
neoliberalen Projekts ist bei Altvater 
und Mahnkopf leider unterbelichtet, 
da die ökonomische lnternationali- 
sierung als im System inhärent ange- 
sehen wird, die im gegenwärtigen 
Stadium kaum noch alternative Kon- 
zepte zuließe. 
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D as Spiel wird uns noch eine 
Weile beschäftigen: Zu je 
weils gegebenem Anlaß wird 

es in der Presse heißen: ,,SPD erneut/ 
verstärkt/weiterhin unter Druck - 
Wer wird Kanzlerkandidat?" Das 
Reizvolle des Spiels: Jeder - vom Hin- 
terbänkler über den Profilneurotiker 
bis zum argumentierenden Intellek- 
tuellen - darf mitspielen und von 
Zeit zu Zeit Presseerklärungen her- 
ausgeben oder besorgte Fragen stel- 
len. Clou des Spieles ist: Wer die 
Nerven als erster verliert, hat verio- 
ren, und wer nicht mitmacht. ist 
Spielverderber oder, wie es mittler- 
weile so schön heißt, Verweigerer 
bzw. Blockierer - und hat sowieso 
verloren. Das alles läuft seit Kohls 
Kandidaturerklärung nach Ostern. 
Stufe 2 war dann die Blair-Frage an 
die SPD nach dem Labour-Sieg: Wer 
wird der Tony der deutschen Sozis 
(By the way, wer ist eigentlich der 
John Major der CDU?). Stufe 3 wird 
demnächst im Sommerloch erklom- 
men. Weitere Prognosen sind noch 
nicht möglich. 

Bleibt die Frage nach den The- 
men und Strategien des bereits be- 
gonnenen Wahlkampfes. Steuer, 
Rente, Euro sind prekäre, bald im 
schlechten Kompromiß entschiede- 
ne oder derart unübersichtliche Be- 
reiche, daß in dieser Kolumne noch 
nichts Fundiertes geschrieben wer- 
den kann. Immerhin: ,,Innovation" 
wird der erste Kampfbegriff und das 
neue Feld der sozialdemokratischen 
Etappenstrategie. Nach innovativem 
Wirtschafts-Kongreß im Mai und 
dem Aktionswochenende der Orts- 
vereine im Juni soll, so will es die Ba- 
racke, die Profilierung der SPD ent- 
lang des Doppelmottos ,,Innovation 
und soziale Gerechtigkeit" sichtbar 
werden. Spannend allerdings wird 
es, wenn der eher diffuse Begriff, 
der richtigerweise strategisch auf 
Zukunftsorientierung setzt, mit 
Fleisch gefüllt werden soll. Solange 
die SPD aber weder kampagnenfähi- 
ge Einzelprogramme vorlegt, noch 
die Wahlprogrammdebatte insge- 
samt begonnen hat, wirkt alles wie 
eine Lockerungsübung der Vertrags- 
werbeagentur. 

Die Agentur KNSVBBDO, die 
u.a. auch Lucky Strike bewirbt, soll 
eng mit einer externen (!) Wahl- 
kampfzentrale zusammenarbeiten. 
Viele haben noch gar nicht recht 
realisiert, was das heißt. Einerseits si- 
cher mehr Professionalität (im Ver- 
gleich etwa zu früheren hausbak- 
ken-peinlichen ZAS-Ausgaben) und 

flexible Schlagkraft. Andererseits 
weitere Entmachtung der Partei, 
Amerikanisierung, letzlich Personali- 
sierung und massive Unterordnung 
des Wahlkampfes unter die Kandi- 
datenfuchtel. Zur Zeit weiß außer- 
dem kein Mensch, wer alles im ex- 
ternen Team sitzen wird. 

Aktuell arbeitet die Kommission ' 
2000 des SPD-Parteivorstandes an 
ihrem Abschlußbericht, der die Zu- 
arbeit der anderen Sachkommissio- 
nen verwertet und die Grundlage für 
die Programmarbeit der Partei lie- 
fern soll. Wann der Bericht veröf- 
fentlicht wird, ist unbekannt (viel- 
leicht September), ebenso, wann 
und wie die Partei in die Programm- 
debatte einbezogen werden soll. 
Fest steht nur, daß auf dem Partei- 
tag im Dezember irgendwie darüber 
geredet wird und dann im April 
1998 der Leipziger Programmpartei- 
tag abstimmen muß. 

Im Gegensatz zur SPD hat die 
CDU einen Kandidaten - aber zwei 
Wahlkampf-Teams. Eines davon ist 
das Schröderteam, dessen Aufgabe 
es ist, unter Ausnutzung der Verbin- 
dungen zur bürgerlichen Medien- 
landschaft den Kandidaten Schröder 
hochzujubeln, um bis zur Entschei- 
dung Schröder und SPD gegenein- 
ander auszuspielen. Nach der denk- 
baren Entscheidung für Schröder 
würde die Demontage folgen. Erstes 
Element: Was unterscheidet ihn von 
Kohl? Weniger die praktische Politik 
als die Last der linken Lafontaine- 
Partei. Zweites Element: Die evtl. 
magere Bilanz in Niedersachsen gar- 
niert mit Sottisen aus dem Privatle- 
ben und der Latzhosenvergangen- 
heit. Das Lafontaine-Team der CDU 
arbeitet im Adenauerhaus gleichzei- 
tig daran, den SPD-Vorsitzenden 
und potentiellen Kandidaten als 
Blockierer, Spalter und unsolide 
linksintellektuelle Kassandra zu stig- 
matisieren. 

Was kann man noch sicher er- 
warten? Richtig, die Neuauflage der 
Rote-Socken-Kampagne, mit Zusatz- 
futter aus der Gauckbehörde, wo 
noch 30.000 IM-Vorgänge auf öf- 
fentliche Verwertung warten - viel- 
fach betroffen sind angeblich Sozial- 
demokratlnnen. Das Gegenmittel 
der SPD ist es, eifrig zu erklären, ein 
sozialdemokratischer Kanzler lasse 
sich nicht von der PDS wählen, jede 
Stimme für die PDS sei daher eine 
für die CDU. 

Außerdem, wie immer, law and 
order, ausländerfeindliche Sprüche 
und Sachzwangideologie. Wer das 

Zwei zu eins 
-für Kohl? 

von Frank Wilhelmy* 

Zaubenvort ,,Globalisierung" nur lei- 
se dahermurmelt, wird schon a) als 
kompetent und b) als pragmatischer 
Manager der alternativlosen Sach- 
zwangwelt verehrt. Was noch? 
Überraschende Aktivitäten! Die CDU 
ist zu vielem fähig. Mit zwei, drei so- 
zialen oder ökologischen Aktivitäten 
im Wahljahr ließe sich vielleicht die 
Vergangenheit relativieren, Eindruck 
schinden und sogar der Gegner links 
überholen -alles unter dem korrup- 
ten Beifall der Mehrheitsjournaille. 

Das beste aber ist, jede Regung 
und Zuckung auf dem Arbeitsmarkt 
und in der Wirtschaft wird als Zei- 
chen des Erfolges verbucht werden. 
Und manipulieren Iäßt sich da noch 
zusätzlich einiges. Wenn die SPD 
z.B. bei der Steuerreform einige Ab- 
schrei bungsvergünstigungen weg- 
fallen Iäßt, wird das Waigel nur freu- 

Solange die SPD 
weder kampagnenfä- 
hige Einzelprogram- 
me vorlegt, noch die 
Wahlprogrammde- 
batte insgesamt 
begonnen hat, wirkt 
die Innovationskam- 
pagne wie eine 
Lockenrngsübung der 
Vertragswerbeagen- 
tur. 

en. Etwaige Vorzieh- und schnelle 
Mitnahmeffekte wirken als Konjunk- 
turstrohfeuer. Gleichzeitig ist die 
Mitgliedschaft im Club der Euro-Teil- 
nehmer entweder entschieden oder 
vertagt. So oder so könnte Waigel 
ein letztes Mal noch lustvoll die Kon- 
vergenzkriterien verletzen und ein 
paar Ausgabenprogramme oder 
Haushaltsüberschreitungen zur 
Strohfeuerstimulierung genehmi- 
gen. Denn die Maastricht-Kriterien 
werden an 1997 gemessen und die 
Strafabgaben des sogenannten Soli- 
daritätspaktes bei Verletzung der 
Kriterien würden erst ab 1999 erho- 
ben. 

Schließlich: Industrie und Ver- 
waltungen werden sowieso geplan- 
te lnvestitionen vorverlegen. Und 
der SPD bleibt wenig übrig, als jedes 
Aufschwungzeichen zu begrüßen ... 

W"' 

* Frank Wilhelmy, Mitglied der spw-Redaktion 



Das Problem abrei- 
Bender Verdingungen 

zwischen Gewerk- 
schaft und Mitglie 

dem bleibt angesichts 
der MassenarbeilsIo- 

sigkeit und den 
aktuellen industriellen 

Reorganisationspro- 
zessen nicht nur für 

die /G Metall aktuell. 

gruppen entwickeln. Eine mögliche 
Antwort auf diese Herausforderung ist 
der Aufbau der Wohnbereichsarbeit. 

Projekt Wohnbereichsarbeit 
,,Hinter dem Gedanken der Wohnbe 
reichsarbeit steht also ein Anspruch 
der ,doppelten Demokratisierung': 
Den Mitgliedergruppen, die am Ran- 
de oder außerhalb des Beschäfti- 
gungssysterns stehen, soll über bereits 
bestehende Senioren- oder Arbeitslo- 
senarbeitskreise hinaus ein breiterer 
Zugang zur Gewerkschaft ermöglicht 
werden. Gleichzeitig sollen über lokale 
Mitgliederarbeit Angebote für eine er- 
weiterte Partizipation geschaffen wer- 
den, die über die Beteiligungsangebo- 
te in der Praxis der betrieblichen Funk- 
tionärsarbeit hinausgehen" (5. 37). 

Sowohl die soziologische Begrün- 
dung als auch der demokratietheore- 
tische Anspruch an das Wohnbe- 
reichsprojekt bilden den theoretischen 
Rahmen für die wissenschaftliche 
Analyse der praktischen Umsetzung 
des Projektes in den vier Ortsverwal- 
tungen Emden, Bremerhaven, Ro- 
stock und Neubrandenburg. Ihre Rolle 
in den Untersuchungsfeldern be- 
schreiben die Wissenschaftlerlnnen als 
zugleich prozeßuntersuchend und 
prozeßunterstützend (S. 169). 

Beides war möglich, weil ,,(die) 
professionelle und kulturelle Distanz 
durch die vermutete oder tatsächliche 
Gesinnungsgemeinschaft, die aus 
dem gemeinsamen Bezugsfeld IG Me- 
tall entstanden ist, recht schnell über- 
wunden (wurde). Die Forscherinnen 
und Forscher haben sich gleichwohl 
darum bemüht, den Standort der Di- 
stanz gegenüber den Akteuren im 
Feld aufrechtzuerhalten, um die dar- 
aus resultierenden Beobachtungs- 
chancen nicht durch Assimilation zu 
verlieren" (5. 172). 

Die Ergebnisse, die die Wissen- 
schaftlerlnnen zum Abschluß des Pro- 
jektes 1995 zu Papier gebracht haben, 
sind ambivalent. In den beiden östli- 
chen Verwaltungsbereichen Rostock 
und Neubrandenburg hat sich die 
Wohnbereichsarbeit mit Hilfe von eh- 
renamtlichen Funktionären und 
hauptamtlichen Betreuern ein Stück 
weit etabliert. Die Gruppen werden 
sowohl von Vorruheständlern als auch 
von arbeitslosen Kollegen getragen, 
wobei die Gruppenzusammenkünfte 
sowohl einen inhaltlichen Schwer- 
punkt umfassen als auch dem Erhalt 
und dem Ausbau der sozialen Kontak- 
te dienen sollen. Im Gegensatz zur 
traditionellen Gremienstruktur der b e  
triebsorientierten Gewerkschaftsarbeit 

ist die Wohnbereichsarbeit, wo sie bis- 
her erfolgreich aufgebaut werden 
konnte, als Projektarbeit mit starker 
sozialer Ausrichtung verankert wor- 
den. 

Soziale Kompetenz und haupt- 
amtliche Betreung nötig 
Die Autorlnnen weisen in ihrem For- 
schungsbericht auf eine wichtige Be 
dingung für den erfolgreichen Aufbau 
von Wohnbereichsprojekten hin: Die 
Verantwortlichen für diese Projekte 
müssen über eine hohe soziale Kom- 
petenz verfügen und in der Lage sein, 
Abschied von liebgewordenen Ritua- 
len zu nehmen. 

So beschreiben sie ein Beispiel ei- 
ner ritualisierten und damit letztlich 
mißlungenen Versammlung, bei der 
die Versammlungsleitung der Situati- 
on nicht genügen konnte. Obwohl 
etwa 100 Teilnehmer zu dieser Zu- 
sammenkunft erwartet worden wa- 
ren, verloren sich letztendlich 20 Teil- 
nehmer in dem überdimensionierten 
Saal. ,,Doch anstatt flexibel die Gele- 
genheit zu nutzen, mit der kleinen 
Runde einen informellen, aber intensi- 
ven Austausch zu führen, verlas der 
Gewerkschaftssekretär am Redner- 
pult, das mitsamt Mikrofon knapp 
zehn Meter (sic!) von der Gruppe ent- 
fernt an der Stirnseite des Saales auf- 
gebaut war, eine vorbereitete Rede" 
(5. 92). 

Neben dieser Kritik am bürokrati- 
schen Ritual fördert der Forschungs- 
bericht noch ein weiteres wichtiges Er- 
gebnis zu Tage: Wohnbereichsarbeit 
entsteht nicht von allein, die Mitglie- 
der fordern ihre Beteiligungsmöglich- 
keiten nicht ein, sondern die Mehrzahl 
muß für die Beteiligung motiviert wer- 
den, d.h. ohne entsprechende haupt- 
amtliche Betreuung wird sich die 
Wohnbereichsarbeit nicht als Ergän- 
zung der traditionellen gewerkschaft- 
lichen Betriebsarbeit etablieren kön- 
nen. Doch ob die dafür notwendigen 
personellen und finanziellen Ressour- 
cen bereitgestellt werden, ist ange 
sichts knapper werdender Mittel und 
des verbreiteten Rückzugs der Ge- 
werkschaften aus der Fläche keines- 
wegs sicher. 

Wenn xhon die IG Metall als größte 
Einzelgewekxhaft im Deutschen Ge 
werkschafbbund große Mühe hatte, 
dieses Wohnbereichsprojekt in den vier 
ewähnten O r b w d q m  durchzu- 
führen, wieviel xhwim'ger muß es dann 
für die übrigen Gewerkschaften sein, in 
he7 0- Wohnbe 
reichsprojekte aufzubauen und zu ver- 
an kem? 
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Ein weiteres Resultat des For- 
schungsprojektes ist die Erkenntnis, 
„daß für den Aufbau außerbetriebli- 
cher Mitgliedergruppen eine Iängere 
Zeitdauer veranschlagt werden muß 
als ursprünglich vermutet wurde" 
(5.139). Obwohl diese Erfahrungen 
für diejenigen nicht neu sind, die 
selbst soziale Projekte mitaufgebaut 
haben, scheint dieser Transfer von Er- 
fahrungen innerhalb von Gewerksd7af- 
t3-1 sowie in Forschungseinrichtungen 
und Universitäten immer noch nicht 
gelungen zu sein, vielleicht auch des- 
halb, weil die Bedingungen, die „vor 
Ort" existieren, immer noch nicht rea- 
listisch eingeschätzt werden können. 

Ambivalentes Resümee 
So kommt die Forschungsgruppe 
dann auch zu einem ambivalenten Re- 
sümee über das Wohnbereichspro- 
jekt: ,,Die Hoffnung auf starke Mitglie- 
derbeteiligung hat sich zwar nicht un- 
mittelbar erfüllt, doch verspricht le- 
bensweltliche Gewerkschaftsarbeit 
auf Iängere Sicht, die Organisation für 
neue Politikfelder und Politikformen 
zu öffnen. Wohnbereichsarbeit könn- 
te sich dabei als ein gewerkschaftli- 
ches Politikfeld erweisen, das zwar 
nicht unmittelbar die Kampfkraft ver- 
bessert, aber die Überzeugungskraft 
von Mitgliedern und Funktionären 
stärken kann. Wohnbereichsarbeit er- 
öffnet ein Feld für die Eigeninitiative 
der Mitglieder und erschließt ein Fo- 
rum, in dem männliche und weibli- 
che, kulturell und politisch unter- 
schiedliche Perspektiven ausgetragen 
werden können" (5. 168). 

Als Möglichkeit ist dieser Einschät- 
zung ausdrücklich zuzustimmen, 
doch bleibt die Frage offen, ob die Ge- 
werkschaften in der Bundesrepublik 
Deutschland die Ressourcen und den 
politischen Willen besitzen, dieses Pro- 
jekt in ihren Organisationen zu institu- 
tionalisieren. Das Problem abreißen- 
der Verdingungen zwischen Gewerk- 
schaft und Mitgliedern bleibt ange 
sichts der Massenarbeitslosigkeit und 
den aktuellen industriellen Reorgani- 
sationsprozessen nicht nur für die IG 
Metall aktuell. Wie auf diese Entwick- 
lung mit einer organisationspoliti- 
schen Strategie geantwortet werden 
kann, ist bislang allerdings wenig dis- 
kutiert worden -weder in den Einzel- 
gewerkschaften noch im DGB. 

Der vorliegende Bericht liefert für 
eine solche Debatte nach meiner Ein- 
schätzung einige gute Argumente, frag- 
lich ist, ob sie mit der notwendigen Reso- 
nanz in die gewerkschaftliche Debatte 
aufgenommen werden. spw 
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Das Dilemma der fordistischen 
Linken 
Hans-Peter Krebs sieht die nationale 
fordistische Linke im Dilemma. Ent- 
weder sie befördere einen wohl- 
standschauvinistischen Klientelismus 
bestimmter sozialer Gruppen und 
Schichten unter lnkaufnahme einer 
zunehmenden Polarisierung und 
Spaltung der Gesellschaft oder sie 
träte für die Verteidigung und Fort- 
führung des bisher territorial umfas- 
senden fordistischen Kompromisses 
(Sozialstaat und Tarifautonomie) 
ein. Wahrscheinlich aber gelinge ihr 
dann „der Spagat zu den neuen An- 
forderungen des 'Wettbewerbsstaa- 
tes' angesichts einer globalisierten 
Ökonomie" nicht mehr (Krebs, 5. 
34f). Hans-Jürgen Bielings fatalisti- 
scher Ausblick kann frustieren: ,,Da 
kein Ausweg erkennbar ist, 'implo- 
diert' die soziale Krise. Sie bleibt ten- 
denziell unpolitisch und kann von 
seiten des Staates technokratisch- 
administrativ entsorgt werden'' (Bie- 
ling, 5. 84). Die supranationale Ebe- 
ne und die lokale Regulierungsebene 
gewännen somit gegenüber dem 
geschwächten Nationalstaat an Ge- 
wicht. Für Alex Demirovic steht 
ebenso fest: ,,Es kommt also insge- 
samt zu einer partiellen und selekti- 
ven Schwächung staatlicher Kompe- 
tenzen und zur Transformation des 
Nationalstaats", da die fiskal- und 

,,Mansfelder Forum" versarn- 
mel t  Parteilinke i n  Sachsen- 
Anhalt 

I n Sachsen-Anhalt hat sich unter 
dem Namen ,,Mansfelder Forum" 
eine sozialdemokratische Linke 

konstituiert und ihre politischen 
Grundsätze öffentlich vorgestellt. 
Vorangegangen war eine mehrmo- 
natige Debatte über die Aufgaben 
des Kreises und die Funktion des 
Grundlagenpapiers. Das jetzt vorge- 
legte Papier soll an alle Kreisverbän- 
de zur Diskussion versandt werden. 
Über die 21 Erstunterzeichner/innen 
hinaus soll dabei für Unterstützung 
geworben werden. 

Auch wenn zur ,,Zusammenar- 
beit aller linken Kräfte" an promi- 
nenter Stelle des Papiers Aussagen 
getroffen werden, nimmt die Frage 
nach einer Kooperation mit der PDS 
im Mansfelder Forum nicht so brei- 
ten Raum ein wie'in anderen linken 

vor allem finanzpolitischen Spielräu- 
me des Wohlfahrtsstaats verschwän- 
den (Demirovic, 5. 94f). 

Nach Hans-Peter Krebs ergeben 
sich aus verbleibender rnikroökono- 
mischer Sicht für den Nationalstaat 
demnach lediglich zwei Lösungsper- 
spektiven: ,,Senkung der Reallöhne, 
d.h. Verschiebung der Distributions- 
verhältnisse (Neotaylorismus)" und 
,,Erhöhung der Produktivität, d.h. 
neue Formen der Einbindung von 
Arbeitskräften in den Kampf um Pro- 

Zusammenhängen in der ostdeut- 
schen SPD. Das dürfte nicht zuletzt 
darauf zurückzuführen sein, daß es 
über die im ,,Magdeburger Modell" 
real praktizierte Kooperation in der 
sachsen-anhaltischen SPD keinen 
Rechts-Links-Konflikt gibt. Wichtiger 
ist den Initiatoren des Papiers die 
Verständigung darüber, daß die In- 
halte des in Sachsen-Anhalt begon- 
nenen Reformprojekts in einer ,,Gro- 
ßen Koalition'' keinen Bestand ha- 
ben können. 

Die Gruppe der Erstunterzeich- 
nerhnnen stellt einen Querschnitt 
durch die Landespartei dar. Zu ihnen 
gehören ein Regierungsmitglied, 
mehrere Landtagsabgeordnete und 
Landesvorstandsmitglieder, Kreis- 
vorsitzende, Hauptamtliche, Ge- 
werkschafter und außerparlamenta- 
risch Aktive. 

Martin Krems 

duktivität und Qualität (Kalmaris- 
mus)" (Krebs, 5. 27). 

Im ,,Unternehmen Globus" 
wird zwar eine exzellente Analyse 
der ,,Krise des Fordismus" gebo- 
ten, ähnlich wie bei Altvater und 
Mahnkopf, aber kaum Ansatz- 
punkte für dessen Überwindung. 
Daher bleibt die Suche nach gesell- 
schaftlichen Alternativen und be- 
sonders deren Umsetzungsstrate- 
gien die große Aufgabe der gesell- 
schaftspolitischen Akteure. spw 

Linke Perspektiven 
für das ,,Land der 

Reformen" 

Grundsätze der Sozialdemo- 
kratischen Linken in 
Sachsen-Anhalt 
Thesen des Mansfelder Forums 

1. Richtschnur unseres politi- 
schen Handeln bleibt das in der Ge- 
schichte der Sozialdemokratie ver- 
wurzelte, zuletzt im Berliner Grund- 
satzprogramm formulierte Ziel, eine 
am Demokratischen Sozialismus ori- 
entierte Gesellschaft zu gestalten. (..J 

2. Wir erleben eine Zeit, in der 
deutlich wird, daß auch die ,,sozia- 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 95. 1997 



Außerparlamen- 
tarisch und in den 

Vertretungskörper- 
schafien wollen wir 
mit allen progressi- 

ven, nach sozialer 
Gerechtigkeit 

strebenden Kräften 
zusammenarbeiten. 
Um die Gesellschafi 

zu erneuern, streben 
wir ein breites 

Reformbündnis an. 

le" Marktwirtschaft ihre Schwächen 
hat und sie ohne Regulation alleine 
nicht in der Lage ist, Gerechtigkeit 
zu schaffen. (...) 

3. Unser Ziel ist eine Gesellschaft, 
in der Frauen und Männer partner- 
schaftlich zusammenleben. Wir er- 
streben die tatsächliche Gleichstel- 
lung von Frauen und Männern. ... 

4. Wir wollen die Politik, die im 
nationalen und im europäischen 
Rahmen Verantwortung für die Lö- 
sung globaler Probleme übernimmt. 
C..) 

5. Gerade für die Menschen im 
Osten wird immer spürbarer und of- 
fenkundiger, daß die herkömmli- 
chen Mittel und Methoden nicht 
mehr taugen, um die sozialen und 
ökologischen Probleme dieser Ge- 
sellschaft zu lösen. Wir wollen struk- 
turelle Verkrustungen aufbrechen, 
Reformblockaden überwinden und 
auf eine wirtschaftliche, ökologische 
und soziale Erneuerung der Gesell- 
schaft drängen. Es genügt nicht, die 
Verhältnisse hier im Osten Deutsch- 
lands allein an westlichen Struktu- 
ren, Gegebenheiten und Gewohn- 
heiten ausrichten zu wollen. Wir 
wollen auch unter Rückbesinnung 
auf die Erfahrungen des Umbruches 
1989 und auf das Leben zuvor neue, 
eigenständige Wege zur Lösung an- 
stehender gesellschaftspolitischer 
Probleme gehen. Wir sind davon 
überzeugt, daß die Erfahrungen der 
Menschen in Ostdeutschland unver- 
zichtbar sind für die Gestaltung der 
Zukunftsaufgaben in dieser sich ver- 
ändernden Republik. 

6. Pflicht eines demokratischen 
und sozialen Rechtsstaates ist es, 
das Recht auf Arbeit als Menschen- 
recht im Sinne von Vollbeschäfti- 
gung durchzusetzen. Arbeit muß 
neu und gerecht verteilt werden. 
Das gilt auch für die Verteilung zwi- 
schen Erwerbs- und Hausarbeit zwi- 
schen Männern und Frauen. Bei der 
Bekämpfung der Massenarbeitslo- 
sigkeit allein oder vornehmlich auf 
die Kräfte des Marktes zu setzen, 
lehnen wir ab. Die Erwerbsarbeit der 
Zukunft muß stärker denn je auf ge- 
sellschaftlichen Nutzen und ökologi- 
sche Nachhaltigkeit verpflichtet wer- 
den. Es gilt Arbeit statt Arbeitslosig- 
keit zu finanzieren. Massenarmut 
muß verhindert, die Funktionsfähig- 
keit der sozialen Sicherungssysteme 
durch einen Lastenausgleich erhal- 
ten werden. 

7. Wir wollen den Einstieg in eine 
ökologische Steuerreform und eine 
Steuerpolitik zugunsten der Benach- 

teiligten und Schwächeren der Ge- 
sellschaft. Gewinne, Groß-Erbschaf- 
ten, Vermögen, Spekulationen mit 
Grund und Boden und Umweltbela- 
stungen müssen stärker besteuert 
werden. 

8. Wir halten fest am gleichen 
Recht auf Bildung und Kultur für 
alle Menschen unserer Gesell- 
schaft. Schüler, Auszubildende 
und Studenten sind finanziell so zu 
unterstützen, daß sie ihren Berufs- 
weg unabhängig vom Einkommen 
ihrer Eltern gehen können. Das 
duale Ausbildungssystern ist durch 
eine solidarische Finanzierung 
nach dem Prinzip „Wer nicht aus- 
bildet, muß zahlen" zu sichern. 
Das Schul- und Hochschulwesen 
muß reformiert werden. 

9. Wir werden alles tun, Ver- 
ständnis, Achtung und Zusam- 
menarbeit zwischen unterschiedli- 
chen Nationen und Kulturen zu 
fördern. Entschieden wenden wir 
uns gegen jegliche Form von Frem- 
denhaß und Ausländerdiskriminie- 
rung. Wir wollen die Integration 
der Ausländerinnen und Ausländer 
verbessern. 

10. Wir wollen dazu beitragen, 
Politikverdrossenheit und Resignati- 
on zu überwinden. Dazu wollen wir 
eine grundlegende Erneuerung und 
Modernisierung aller staatlichen Ge- 
walten, der parlamentarischen De- 
mokratie, der Verwaltung und Ju- 
stiz. Administrative Erstarrungen 
müssen überwunden, Machtmiß- 
brauch verhindert und ungerecht- 
fertigte Privilegien abgeschafft wer- 
den. Der Rechtsstaat lebt von der 
Akzeptanz seiner Institutionen. Des- 
halb müssen diese von bürokrati- 
schen Auswüchsen befreit, einfa- 
cher, transparenter und effizienter 
gestaltet werden. Um mit ihrer Poli- 
tik zu überzeugen und zu mobilisie- 
ren, müssen Politiker in ihrem Han- 
deln auch selbst Aufrichtigkeit, Ver- 
Iäßlichkeit und Glaubwürdigkeit be- 
weisen. Wer für die Sozialdemokra- 
tie politische Verantwortung über- 
nimmt, sollte die Probleme offen 
und konstruktiv anpacken, uneigen- 
nützig handeln, Solidarität vorleben 
und sich auch selbst bescheiden 
können. 

1 1. Wir wollen versöhnen statt 
ausgrenzen. Ziel muß es sein, Brük- 
ken zu bauen und alle einzubezie- 
hen, die die Zukunft demokratisch 
mitgestalten wollen. Ehemalige 
SED- und Blockparteienmitglieder, 
die sich mit den Zielen der Sozialde- 
mokratie identifizieren, sollten stär- 
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ker auch für eine Mitgliedschaft in 
der SPD gewonnen werden. Auch 
diejenigen, die Mitverantwortung 
getragen und Schuld auf sich gela- 
den haben, dürfen nicht auf Dauer 
aus dem politischen Leben ausge- 
grenzt werden. 

12. Außerparlamentarisch und 
in den Vertretungskörperschaften 
wollen wir mit allen progressiven, 
nach sozialer Gerechtigkeit stre- 
benden Kräften zusammenarbei- 
ten. Um die Gesellschaft zu erneu- 
ern, streben wir ein breites Re- 
formbündnis an. Die ,,Erfurter Er- 
klärung" findet unsere grundsätzli- 
che Unterstützung. Wir gehen da- 
von aus, daß die SPD ihre politi- 
sche Gestaltungskraft nur bewah- 
ren und entfalten kann, wenn sie 
sich links der Mitte etabliert und 
bereit ist, mit allen anderen linken 
Kräften zusammenzuarbeiten. Ziel 
muß es sein, die Wortführerschaft 
in einem solchen Bündnis zu über- 
nehmen. Sachsen-Anhalt hat mit 
seinem „Magdeburger Modell" 
bundesweit für Aufsehen gesorgt 
und gezeigt, daß es möglich ist. 
auch politische Wege zu gehen, 
die nicht in die festgefügten Poli- 
tikstrukturen der bisherigen Bun- 
desrepublik passen. Den einge- 
schlagenen Reformkurs wollen wir 
auch nach den Landtagswahlen im 
Jahr 1998 fortsetzen. In Anti-Re- 
formbündnissen mit konservativen 
Kräften sehen wir dagegen die Ge- 
fahr, daß die SPD an politischer 
Gestaltungskraft verliert. Das gilt 
auch für eine ,,Große Koalition" 
mit der CDU. 

Nach einem intensiven Ge- 
sprächsprozeß im ,,Mansfelder Fo- 
rum" möchten wir nun mit diesen 
Thesen einen Diskussionsprozeß in- 
nerhalb und außerhalb der SPD 
Sachsen-Anhalts anstoßen. 

Wir hoffen auf breites Interesse 
und eine kontroverse und konstruk- 
tive Debatte. 

Eisleben, im März 1997 

Erstunterzeichnerlnnen 
Norbert Bischoff, Frank Bogisch, 
Mechthild Bolik, Ronald Brachmann, 
Jens Bullerjahn, Josef Albert Dütsch, 
Roman Dütsch, Jürgen Heyer, Dieter 
Hirche, Harald Koch, Martin Krems, 
Robert Marhold, Tobias Marhold. 
Rainer Metke, Uwe Mitsch, Susi 
Möbbeck, Axel Oppold, Jens Ran- 
nenberg, Martin Rieß, Marco Stek- 
kel, Jürgen Wolf. spw 
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steht eine außerordentlich unüber- 
sichtliche Situation. Das Zurück- 
drängen der islamistischen Kräfte, 
das die Armee aus Selbsterhal- 
tungsgründen tatkräftig unterstüt- 
zen muß, um nicht noch mehr Ein- 
fluß zu verlieren, ist angesichts der 
breit getragenen Bewegung gegen 
die Regierung aber auch gefährlich 
für das Militärregime in der Türkei. 
Schon gibt es eine Auseinanderset- 
zung im Unternehmensverband 
Tüsaid um die richtigen Konse- 
quenzen aus dem Susurluk-Zwi- 
schenfall. Es gibt einen Bericht 
,,Perspektiven der Demokratisie- 
rung in der Türkei", der an das Par- 
lament weitergeleitet werden soll- 
te. In diesem Bericht stehen Sätze 
wie: ,,Eine dauerhafte Marktwirt- 
schaft kann nur erreicht werden, 
wenn wir Kanäle für eine Versöh- 
nung im öffentlichen Leben schaf- 
fen, eine breite Beteiligung der Be- 
völkerung am politischen Prozeß 
und eine pluralistische Struktur." 

Der Bericht verweist auf die drin- 
gende Notwendigkeit, daß der Staat 
mehr Achtung vor individuellen Frei- 
heiten haben muß, daß Pressefreiheit, 
religiöse Toleranz notwendig sind. Es 
wird gefordert, die Sicherheitsgesetze 
zu reformieren, die dem Staat freie 
Hand bei Repressionen ~chaffen.~ Zu- 
dem soll das Militär zivil kontrolliert 
werden - denn es fungiert nach wie 
vor im Nationalen Sicherheitsrat als 
eine Art ,,Schattenkabinett". dessen 
Entscheidungen sich ja jüngst auch 
wieder die Regierung Erbakan beugen 
mußte. Doch hier beginnt dann auch 
die neue Unübersichtlichkeit in der 
Türkei: Ohne eine Demokratisierung 
hat die breite gesellschaftliche Bewe- 
gung gegen die islamischen Funda- 
mentalisten keine Chance auf grund- 
legende Veränderung der innenpoliti- 
schen Verhältnisse. 

Letzte Meldung: Die Redaktions- 
räume der prokurdischen Zeitung 
Demoknsi in lstanbul sind am 
Abend des 2. Mai auf Grund eines 

Besprechung zu: Götz Richter, Hanne- Vetrauensleutekörper und die haupt- 
lore Wittenberg, Volker Hielscher amtlichen Funktionäre geleistet wor- 

richterlichen Beschlusses geschlos- 
sen worden. Die Sonnabendausga- 
be der Tageszeitung ist noch er- 
schienen. Alle weiteren Ausgaben 
wurden zunächst für einen Monat 
verboten. Der Beschluß wurde vom 
1.  lstanbuler Staatssicherheitsge- 
richt erlassen. Eine Begründung 
wurde nicht angegeben. Demokrasi 
hat angekündigt, das Gerichtsurteil 
anzufechten. Die sozialistische Ta- 
geszeitung Emek hat der Redaktion 
vwi Demokrasi solidarische Unter- 
stützung angeboten. Unter ande- 
rem sollen die Artikel und Berichte 
der Demokrasi von Emek veröffent- 
licht werden. Ach ja - das Verbot 
wurde ausgesprochen am Interna- 
tionalen  ab der Pressefreiheit. s ~ w  

Vgl. Ömer Eneren: Erbakan und Gller Rük- 
ken an Rücken. TAZvom 21. Febr. 1997.5.9. 
Vgl. Der Kemalismus hat in der Türkei ausge- 
dient. TAZ vom 4. Män 1997, S .  15. 
Vgl. Für die Demokratie in Ankara läuten 
die Alarmglocken. Handelsblatt vom 5. 
Febr. 1997, 5. 8. 

Wohn bereichspro- 
(1996): Gewerkschaftsarbeit im den. Da aber im Laufe der letzten Jah- 

I 

Wohnbereich. Verlag Westfälisches re durch den strukturellen Umbruch in 
~ampfboot, Münster, 1 74 Seiten, den Betrieben und Unternehmen im- 

jekte als Perspektive 

wischen Mitte 1989 und Mitte 
1995 wurde im Bezirk Küste 

desPr IG Metall ein Projekt 
durchgeführt, in dessen Verlauf in 4 
Ortsverwaltungen Initiativen entstan- 
den, um die Gewerkschaftsarbeit von 
den Betrieben in die Wohnbereiche 
der Mitglieder zu übertragen. Über 
dieses Projekt liegt nunmehr der von 
Götz Richter, Hannelore Wittenberg 
und Volker Hielscher verfaßte For- 
schungsbericht „Gewerkschaftsarbeit 
im Wohnbereich" als Buchveröffentli- 
chung vor. 

Veränderte Bedingungen für 
Gewerkschaften 
In seinem Vorwort weist Rainer Zoll, 
Professor für Gewerkschaftssoziologie 
an der Universität Bremen, auf die 

. Vorgeschichte dieses Projektes hin: 
Gewerkschaften in Deutschland seien 
in ihrem Selbstverständnis betriebsbe- 
zogen gewesen, die Mitglieder seien 
über die Vertrauensleute und die ge- 
werkschaftlich organisierten Betriebs- 
räte in die Gewerkschaftsarbeit einbe- 
zogen worden. Die eigentliche G e  
werkschaftsarbeit sei aber durch die 

mer mehr Mitglieder der IG Metall 
entweder aus den Betrieben ausge- 
schieden seien oder in den Betrieben 
nicht mehr unmittelbar angesprochen 
werden könnten, sei es immer drin- 
gender geworden, ein gewerkschaftli- 
ches Standbein außerhalb der Betrie- 
be aufzubauen. 

Zu dieser organisationssoziologi- 
schen Begründung kommt eine de- 
mokratietheoretische Argumentation 
hinzu. Aufgrund der nachlassenden 
Bindung zwischen den Arbeitnehme 
rlnnen und den Gewerkschaften der 
Bundesrepublik Deutschland sollten 
über den Ausbau von Beteiligungs- 
möglichkeiten für die Mitglieder diese 
Bindungen intensiviert werden. Die 
bereits häufig konstatierte Auflösung 
von Sozialmilieus mit den durch sie 
früher geprägten loyalen Mitgliedern 
Iäßt die feste Verankerung der G e  
werkschaften in der jüngeren Arbeit- 
nehmerschaft brüchig werden. An die 
Stelle des Normenmusters der pro- 
stestantischen Ethik ist bei den jünge- 
ren Arbeitnehmern die ,,Selbstverwirk- 
lichung im Hier und Jetzt" als neuer 
Lebensmittelpunkt getreten. ,,Die 
neue Kultur (....) ist ganz wesentlich 
eine kommunikative Kultur, in der sich 

für Gewerkschafts- 

von Volker Dörgeloh * 

das Handeln von Menschen nicht 
mehr durch überlieferte Werte und 
Normen rechtfertigt, sondern hinter- 
fragt wird und sich kommunikativ le 
gitimieren muß" (5. 27). 

Soweit die Gewerkschaften immer 
noch den Anspruch haben, durch ihre 
Politik die Lebensverhältnisse aller 
Menschen verbessern und dafür die 
neuen sozialen Gruppen gewinnen zu 
wollen, müssen sie neue Politik- und 
Beteiligungsangebote für ihre Ziel- 

* Volker Dörgeloh, Geschäftsführer der Bildungsgerneinschaft Arbeit und 
Leben Brernerhaven e. V. und Mitglied irn DGB-Kreisvorstand Brernerhaven. 
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Die Wut der Bevölkerung ist eine 
Folge der desolaten Verhältnisse in 
einem Land, das mit Macht in die 
Europäische Gemeinschaft drängt, 
um seine wirtschaftliche Probleme in 
den Griff zu bekommen. Die Men- 
schen leiden seit Jahren unter einer 
gallopierenden Inflation von über 80 
Prozent. Hinzu kommt, daß der 
Krieg im kurdischen Südosten Jahr 
für Jahr tausenden von Menschen 
das Leben kostet, 3,s Millionen ver- 
triebene Kurden sind ständig auf der 
Flucht, fast 4.000 einst intakte Dorf- 
gemeinschaften sind zerstört. 

Was das Land jedoch in den Ruin 
treibt, sind die Kosten für den Krieg 
gegen die Kurden: Pro Jahr fast 9 Milli- 
arden Dollar. Die Folge: Es gibt kaum 
noch intakte soziale Einrichtungen des 
Staates, die Dunkelziffer der Arbeitslo- 
sigkeit liegt bei fast 40 Prozent und 
fast 70 Prozent aller Familien leben 
von der Hand in den Mund. 

Unterdessen müssen sich die 
Demonstrantlnnen auf 1 

tobahn E 5 einer unw 
Leibesvisitation untei 
Alle werden durch ein S„, „„ 
ter geschleust, abgetastet und 
müssen anschließend durch ein 
Spalier von Polizisten laufen. 
Viele müssen ihr Hemd 
werden geschubst, ge 
wieder zurückgerufen, r 
durchsucht. Die Holz4 
von Transparenten und 
werden beschlagnahm 
nen mit kritischen Sy 
und Parolen an Ort und Stelle 
verbrannt. Wer protestiert, wird 
sofort geschlagen, abgeführt. 

der Au- 
ürdigen 
rziehen: 
n-rrni+_ 

öffnen, 
lstoßen, 
iochmal 
:tannen *.-,, .,-2, 

Fahnen 
t, fah- 
mbolen 

Susurluk - ein Autounfall wird 
zum Symbol 
Angeheizt wurde die Stimmung im 
Lande nach einem Verkehrsunfall, der 
in der Türkei unter dem Stichwort ,,Su- 
surluk" bekannt wurde. Susurluk ist 
eine Kleinstadt nördlich von Izmir. Hier 
kamen am 3. November letzten Jahres 
ein hochrangiger Polizeioffizier, ein 
Mafia- und Drogenchef und seine 
Freundin ums Leben, als ihr PKW ge- 
gen einen LKW prallte. Mit im Auto 
saß ein Abgeordneter der DYP, der 
Partei von Außenministerin Tansu Cil- 
ler, die mit Erbakan eine Regierungs- 
koalition bildet. Der Kofferraum des 
PKW war voller Waffen und Drogen. 

Susurluk ist seither das Synonym 
für die Verbindung der türkischen 
Drogenmafia und der von ihr mitfi- 
nanzierten Konterguerilla zu hoch- 

rangigen Vertretern der türkischen 
Regierung und der Administration in 
fast allen Ministerien und Verwal- 
tungsapparaten. 

Der Protest der Bevölkerung gegen 
die Regierungskoalition und ihren Isla- 
misierungskurs hatte seit diesem Zwi- 
schenfall in den vergangenen Mona- 
ten ein kaum noch kalkulierbares Aus- 
maß erreicht: Seit dem 1. Februar ge- 
hen an jedem Abend um 9 Uhr zwi- 
schen lstanbul und Diyarbakir in hun- 
derttausenden von Haushalten die 
Lichter aus. ,,Eine Minute Finsternis für 
immerwährende Helligkeit,, lautete 
die Aktion, die sich im Lande wie ein 
Lauffeuer verbreitete. 

Die Polizei wurde deshalb ange- 
wiesen. nach ,,Provokateuren, Aus- 
schau zu halten, die das Licht in ihren 
Wohnungen gezielt an- und ausknip- 
sen. inzwischen hat die Reaktion der 
Staatsmacht groteske Formen ange- 
nommen: Mehrere hundert Familien- 
väter sitzen in den Gefängnissen ein, 
allein wegen des Vorwurfes, den 
Lichtschalter benutzt zu haben. 

,,Schweige nicht, sonst bist Du als 
nächster an der Reihe" - diese Anspie- 
lung auf die staatliche Tolerierung von 
Todesschwadronen, wird mittlerweile 
von einer breiten gesellschaftlichen 
Bewegung getragen. War der Aus- 
gangspunkt noch eine kleine Gruppe 
linker unorthodoxer Politiker, werben 
mittlerweile täglich Prominente, wie 
die ,,Königinn des türkischen Kino, 
Türkan Soray, die Popsängerin Sezen 
Aksu ebenso wie der Literat Orhan Pa- 
muk für die Aktion.' 

Konflikt zwischen Regierung 
und Militär 
Erbakan und mit ihm die Führung 
der islamistischen Refah-Partei ha- 
ben seit dem Amtsantritt im vergan- 
genen Jahr nichts unversucht gelas- 
sen, um ihren Einfluß auszubauen: 
Tausende von Posten in der Regie- 
rungsadministration und in den Be- 
hörden wurden mit islamistischen 
Anhängern besetzt, und selbst in 
der traditionell laizistisch, also religi- 
onsunabhängig, ausgerichteten Ar- 
mee wollte Erbakan Fuß fassen. 

Doch das mißlang gründlich: 
Zweimal in den letzten Wochen hat 
der Nationale Sicherheitsrat den tür- 
kischen Regierungschef davor ge- 
warnt, seinen innenpolitischen Kurs 
der lslamisierung fortzusetzen, mit 
deutlichen Drohgebärden, die nur 
als Ankündigung eines Militärput- 
sches verstanden werden konnten. 
Schon Anfang des Jahres waren 
über 60 führende und islamistisch 

MAGAZIN 

orientierte Offiziere entlassen wor- 
den, ein deutliches Signal. Am 26. 
April schließlich, wenige Tage vor 
dem 1. Mai, gab der Nationale Si- 
cherheitsrat einen letzten Warn- 
schuß ab: Erbakan lenkte ein und 
gab vor laufenden Fernsehkameras 
die Zusicherung, daß die Islamisie- 
rung des Landes gestoppt werde. So 
mußte sich die Regierung Erbakan 
positiv zu einem Maßnahmekatalog 
bekennen: Die Erhöhung der Grund- 
schulpflicht von fünf auf acht Jahre 
ist gleichbedeutend mit der Schlie- 
ßung zahlreicher staatlicher, religiö- 
ser Schulen. Auch die Korankunde 
soll eingedämmt werden. 

Als kommunistische Gruppie- 
rungen auf die Polizeischleuse 
zusteuern, eskaliert die Situati- 
on: Weil sie am Weitergehen 
behindert werden, entschließen 
sich etwa 8.000 Demonstran- 
tlnnen zur Umkehr. Das ist für 
die Polizei das Signal, die Men- 
schen regelrecht zu jagen, ein- 
zeln oder in Gruppen. Die Poli- 
zeikaktion ist generalstabsmä- 
ßig vorbereitet: Während die 
meisten Demonstrantlnnen in 
den Nebenstraßen wie in einer 
Falle sitzen, dirigiert die Polizei 
ihren Gewaltausbruch uber 
Hubschrauber. 

Doch die Zusicherung Erbakans ist 
wenig glaubhaft: Korrespondenten 
nahezu aller westlichen Medien äu- 
ßerten die Vermutung, daß Erbakan 
dennoch die Kraftprobe mit dem Mili- 
tär suchen werde und daß der islami- 
stische Einfluß längst nicht mehr zu- 
rückgedrängt werden könne. Noch im 
März formulierte die nationalliberale 
Zeitung Hürriyet die Einschätzung: ,,In 
der Türkei beginnt eine Phase, in der 
die Armee den politischen Sieg der Is- 
lamisten auf Dauer nicht verhindern 
können wird. (...) Der Kemalismus hat 
uns von unseren Wurzeln, unserer Re- 
ligion und unserer Geschichte ent- 
fremdet, Mustafa Kemal Atatürk, der 
ein autoritärer Soldat war, drängte die 
Türkei in eine Situation, in der sie Eu- 
ropa nachäffte. (...) Der Islam ist an 
die Stelle des Marxismus getreten und 
nichts, auch nicht die Armee, kann 
seinen Siegeszug aufhalten." 

Daß die Proteste der Bevölke- 
rung eine Perspektive haben könn- 
ten, den Einfluß der islamistischen 
Kräfte in der Türkei zurückzudrän- 
gen, ist keine unrealistische Ein- 
schätzung, aber angesichts der un- 
demokratischen Verhältnisse ent- 
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M it ,.Ein Berliner Experi- 
ment" überschrieb die 
FAZ einen Artikel auf der 

Meinungsseite und fügte als Unter- 
Überschrift hinzu: „Die SPD kehrt 
alte Erfolgsrezepte der Parteipolitik 
um". Der Autor kam anschließend 
gleich zum Kern der Sache: ,,lm sozi- 
aldemokratischen Forschungslabor 
Wege zur Mehrheit und zum Macht- 
erhalt verfolgt die Berliner SPD der- 
zeit das härteste Experiment. Die 
Berliner Finanzsenatorin Fugmann- 
Heesing, der Berliner SPD-Fraktions- 
chef Böger und andere führende 
SPD-Landespolitiker arbeiten an 
dem Versuch, die Partei nach der ka- 
tastrophalen Niederlage (23.6% der 
Stimmen bei der Berliner Wahl im 
Herbst 1995) für Wählermehrheiten 
wieder vertrauenswürdig zu ma- 
chen. Ihre Versuchsmethode kehrt 
dabei die gängigen Erfolgsrezepte 
der Parteipolitik nahezu um: Der Be- 
völkerung werden Zumutungen 
statt Verheißungen in Aussicht ge- 
stellt; der eigenen Klientel werden 
Verluste an Organisationsmacht und 
programmatischer Behaglichkeit an- 
gekündigt, statt ihr eine Aussicht auf 
personellen Einflußgewinn und ide- 
elle Traditionstreue zu zeigen" (FM 
vom 25.1.97). 

Da die Berliner politischen Ver- 
hältnisse in der Vergangenheit 
schon mehrfach gut für Vorreiterrol- 
len und Pioniertaten waren, soll die- 
ses ,,Experiment" hier näher unter- 
sucht werden, nicht zuletzt auf seine 
Tauglichkeit hin, auch für andere 
Kommunen und Länder und wo- 
möglich gar für die Bundesebene als 
Vorbild zu dienen. 

Zunächst ein Blick auf die Bedin- 
gungen des Experiments. Zwei Vor- 
aussetzungen sind es vor allem, die 
den Rahmen bilden: Die beispiellos 
schlechte, fast schon aussichtslos zu 
nennende Finanzsituation des Lan- 
des und die versteinerten politischen 
Verhältnisse, die jegliche Aussicht 
auf die Bildung eines rot-grünen Re- 
formbündnisses für die Stadt blok- 
kieren, da dafür auch die Abgeord- 
neten der PDS benötigt würden. 

Die vor diesem Hintergrund im- 
mer erfolgloser agierende Große Ko- 
alition - im März 1991 noch ange- 
treten zur Bewältigung der Proble- 
me des Zusammenwachsens der 
beiden Stadthälften - verlor denn' 
auch die Wahlen im Oktober 1995, 
ohne allerdings zugleich die Mehr- 
heit einzubüßen. Besonders getrof- 
fen wurden die Sozialdemokraten, 
sie stürzten von 30,4% auf dürftige 

23,6%. Es bedurfte dreier Parteita- 
ge, um die innerparteiliche Oppositi- 
on niederzuhalten und das geschei- 
terte Bündnis von CDU und SPD er- 
neuern zu können. 

Wie eine neue Identität der 
Partei geschaffen wird 
Eingekeilt in eine komplizierte Lage, 
in der ein ,,weiter so" nach den dra- 
matischen Stimmenverlusten nicht 
mehr möglich war, konfrontiert mit 
kolossalen Haushaltsproblemen, die 
weitere unpopuläre Sparmaßnah- 
men bereits absehbar machten, und 
angesichts der scheinbar unentrinn- 
baren Perspektive der traurigen Exi- 
stenz eines zudem noch geschwäch- 
ten Juniorpartners der CDU, be- 
schloß man im Führungskreis der 
Berliner SPD, sich auf die Suche nach 
einer neuen, unverwechselbaren 
Identität zu machen. In nur wenigen 
Wochen wandelte sich die Berliner 
SPD von einer Partei, die noch im 
Wahlkampf unter der Spitzenkandi- 
datin lngrid Stahmer, seinerzeit am- 
tierend als Senatorin für Soziales 
und Gesundheit, die Fragen sozialer 
Ausgrenzung, wachsender Armut 
und die der notwendigen Bekämp- 
fung der hohen Arbeitslosigkeit mit 
einem Programm zur Schaffung von 
100.000 Arbeitsplätzen in den Mit- 
telpunkt ihrer Wahlkampagne stell- 
te, in eine politische Kraft, die nach 
Konsolidierung, Sparsamkeit und 
Selbstbeschränkung rief. 

Die einzelnen Elemente dieser 
neuen Identität waren allerdings von 
der Opposition, insbesondere von 
Bündnis 90IDie Grünen, bereits im 
Wahlkampf präsentiert worden. Im 
Sommer 1995 versuchte sie die 
wachsende Verschuldung der Stadt 
zum zentralen Thema in dem sich 
müde dahinschleppenden Wahl- 
kampf zu machen. Arm in Arm hat- 
ten damals noch sowohl CDU als 
auch SPD diese nüchternen Feststel- 
lungen, insbesondere der haushalts- 
politischen Sprecherin der Bündnis- 
grünen, Michaele Schreyer, seiner- 
zeit als Schwarzmalerei und Panik- 
mache zu Lasten des Standortes Ber- 
lin brüsk zurückgewiesen. Walter 
Momper war es, der Michaele 
Schreyer als ,,grüne Maggie That- 
cher" karikierte. Man muß ihm zu- 
gute halten, daß er damals noch 
nicht den Namen Annette Fug- 
mann-Heesing kannte. 

Nun jedoch, gebeutelt durch ein 
niederschmetterndes Wahlergebnis, 
griff man dankbar nach dem Stroh- 
halm, übte ein wenig Selbstkritik 

Völlig losgelöst 
oder: Wie sich die Berliner SPD 

eine neue Basis sucht 

und erklärte zerknirscht, daß man 
sich wohl geirrt haben müsse. Insze- 
niert wurde die Kehrtwendung ef- 
fektvoll bereits kurz nach den Wah- 
len vom 23. Oktober 1995. In der 
Mitgliederzeitung ,,Berliner Stimme" 
vom 4.1 1.95 forderte der Fraktions- 
vorsitzende Klaus Böger ,,einen 
schonungslosen Kassensturz" und 
befand, daß „die finanzpolitische 
Wurstelei des Finanzsenators" nicht 
länger hingenommen werden kön- 
ne, da sie geeignet sei, „die Hand- 
lungsfähigkeit der Berliner Politik zu 
lähmen." 

Der neue Kurs: ,,Klarheit und 
Wahrheit" 
Was sind nun die Kernelemente die- 
ses Kurses? In mehreren ausführli- 
chen Interviews gegenüber Berliner 
Zeitungen und in Reden auf Partei- 
tagen haben sowohl der Fraktions- 
vorsitzende Klaus Böger als auch die 
Finanzsenatorin Annette Fugmann- 
Heesing Auskunft über die Grundla- 
gen ihrer Politik gegeben. Es soll ver- 
sucht werden, an Hand ihrer eige- 
nen Aussagen den ideologischen In- 
halt des neuen Kurses in Umrissen 
kenntlich zu machen. 

1. Die in der Tat ausgesprochen 
schwierige Finanzsituation Berlins 
wird nicht in einen Zusammenhang 
mit bundesweiten politischen Ent- 
scheidungen, etwa in der Wirt- 
schafts-, Arbeitsmarkt- und Finanz- 
politik, gestellt. Bekanntlich sind 
durch diese Vorgaben auch andere 
Kommunen und ganze Bundeslän- 
der in eine finanzielle Schieflage ge- 
raten. Selbst das rücksichtslose Zu- 
sammenstreichen der Berlinförde- 
rung durch die Bundesregierung in 
nur wenigen Jahren wird nur am 
Rande erwähnt. Ein entsprechender 
Parteitagsbeschluß, der diese Bedin- 
gungen benennt und für einen Blick 

von Andreas Wehr* 

Durch das bewußte 
Verrühren der 
unterschiedlichsten 
Ursachen der 
Haushattslage zu 
einem Brei werden 
politische Verant- 
wortlichkeiten nicht 
mehr erkennbar. 
Kritik wird auf diese 
Weise entwaffnet, 
Widerstand und 
bewußtes Eingreifen 
werden blockiert 

* Andreas Wehr, Mitglied des SPD-Landesvorxtands Berlin 
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Jeder Angestellte und 
Arbeiter, der sich 

heute gegen 
Privatisierungen 

wehrt, beweist mehr 
Einblick und Kenntnis 

vom wirklichen Lauf 
der Dinge, als die 

gesamte Riege 
sozialdemokratischer 

Senatorinnen und 
Senatoren in Berlin. 

über den Tellerrand wirbt, blieb 
weitgehend folgenlos. Hausge- 
machte Defizite und bundespoliti- 
sche Vorgaben werden in einem 
Atemzug als ,,Probleme der Stadt" 
benannt und zur ,,Wirklichkeit" stili- 
siert. Eines der beliebtesten Schlag- 
worte von Annette Fugmann- 
Heesing ist denn auch ,,Wirklich- 
keitsverweigerung als Krankheit'' (so 
bereits in ihrer Rede auf dem Lan- 
desparteitag am 21.9.96, zitiert 
nach Berliner Stimme vom 
12.1 0.96, 5. 3). Konstatiert wird die 
,,völlige Veränderung von Rahmen- 
bedingungen, die Umdenken von al- 
len Seiten erfordert" (Tagesspiegel 
vom 30.6.96). Nach ihrer Einschät- 
zung sind die Berliner dabei aber 
schon ein Stück vorangekommen: 
,,Ich finde, daß die Bevölkerung die- 
ser Stadt gut reagiert hat. Sie ist be- 
reit, sich mit der Wahrheit auseinan- 
derzusetzen" (Berliner Zeitung vom 
26.8.96). 

Durch dieses bewußte Verrühren 
der unterschiedlichsten Ursachen 
der Haushaltslage zu einem Brei 
werden politische Verantwortlich- 
keiten nicht mehr erkennbar, mit 
dem Ergebnis, daß irgendwie jeder 
für alles Verantwortung trägt. Kritik, 
etwa an der für die Kommunen rui- 
nösen Finanzpolitik der Bundesre- 
gierung, wird auf diese Weise ent- 
waffnet, Widerstand und bewußtes 
Eingreifen werden blockiert. Man 
stelle sich nur einmal vor, die de- 
monstrierenden Bergarbeiter hätten 
sich mit den Rahmenbedingungen 
des Subventionsabbaus im Stein- 
kohlebergbau für die Regionen des 
Ruhrgebiets und des Saarlandes ab- 
gefunden. Sie hätten wohl nicht all- 
zuviel erreicht. 

2. Da jeder Verantwortung für die 
entstandene Situation trägt, soll auch 
jeder zu ihrer Bewältigung beitragen. 
Klaus Böger: ,,Ich bleibe dabei. Es 
steht alles zur Prüfung an. Nicht nur 
Soziales oder Kulturelles, auch im Bau- 
oder Verkehrsbereich. Das ist keine 
pragmatische, sondern eine prinzipiel- 
le Sicht" (Neues Deutschland vom 
6.9.96). ,,Es gibt in Berlin - in beiden 
früheren Teilen der Stadt - historisch 
bedingt sicherlich auch eine Versor- 
gungsmentalität. Man ist gewohnt, 
staatliche Leistungen in erheblichem 
Umfang zu erhalten und sich nicht 
hinreichend mit der Frage auseinan- 
dersetzen zu müssen, wie die Wirt- 
schaft und damit die Einnahmeseite 
aktiviert werden kann, damit Einnah- 
men und Ausgaben zur Deckung ge- 
bracht werden", so Annette Fug- 

mann-Heesing am 26.8.96 in der Ber- 
liner Zeitung. Ausdrücklich sieht sie 
diese ,,Versorgungsmentalität" in der 
gesamten Bundesrepublik: ,,Aber 
wichtig ist, daß wir diesen Leidens- 
druck ummünzen in eine positive 
Strukturdiskussion. Das gilt übrigens 
für die gesamte Bundesrepublik. Wir 
stehen gesellschaftspolitisch an einem 
Punkt, an dem wir öffentliche Leistun- 
gen neu überdenken müssen" (Tages- 
spiegel vom 30.6.96). Leidensdruck 
soll demnach nicht Widerstand her- 
vorrufen, sondern zu Anpassung und 
Verzicht führen. Staatliche Transferlei- 
stungen zugunsten der sozial Schwa- 
chen werden hier nicht nur neutral 
behandelt und aus dem historischen 
Kontext herausgelöst, in dem sie einst 
errungen werden konnten, mehr 
noch: Sie werden rücksichtslos zur 
Disposition gestellt. 

Neoliberalismus und politische 
Naivität 
3. Haushaltspolitik verbleibt allein im 
Rahmen der neoliberalen Standort- 
konkurrenz. Zum Beispiel der Messe- 
ausbau: Hier hatte die Chance be- 
standen, durch das Stoppen eines 
Bauabschnitts erhebliche Mittel ein- 
zusparen, zumal nur kostenträchtige 
Überkapazitäten entstehen werden. 
Annette Fugmann-Heesing sieht das 
anders: „Die Messe ist ein wichtiger 
Standortfaktor. Wir müssen die 
Stadt als Dienstleistungs- und Han- 
delszentrum stärken. Im scharfen 
Wettbewerb der deutschen Messe- 
plätze müssen wir die Messe kon- 
kurrenzfähig halten'' (Tagesspiegel 
vom 1.7.96). Und der Fraktionsvor- 
sitzende Klaus Böger weiß zu berich- 
ten: ,,Seit 1990 hat sich die Welt ge- 
ändert. Stichwort Globalisierung. 
Der müssen wir uns stellen. Nicht 
mit Überbordwerfen von SPD Gesell- 
schaftskonzepten. Aber mit der Ein- 
sicht, daß das Sozialstaatsmodell 
'Bundesrepubliklalt' nicht erhalten 
werden kann. Um den Sozialstaat 
überhaupt zu halten, sind Reformen 
nötig" (Neues Deutschland vom 
6.9.96). 

An welche ,,Reformenu dabei ge- 
dacht wird, machte die neue Finanz- 
senatorin gleich inihren ersten Auf- 
tritten klar. Zum Entsetzen aller sozi- 
aldemokratischen Bildungspolitiker 
forderte sie die Verkürzung der 
Schulzeit von dreizehn auf zwölf 
Jahre, das Ende der Lernmittelfrei- 
heit und eine sogenannte Akademi- 
kersteuer: ,,Diejenigen, die eine vom 
Staat finanzierte hochqualifizierte 
Ausbildung erhalten und danach 

entsprechend gut verdienen, müs- 
sen dann zu einer ebenso guten 
Ausbildung der nächsten Generati- 
on beitragen" (Tagesspiegel vom 
30.6.96). Sie hat allerdings nicht 
verraten, wie mit einer solchen Aka- 
demikersteuer die Haushaltslöcher 
Berlins kurzfristig gestopft werden 
können. 

4. Der restriktive Kurs in der Haus- 
haltspolitik wird als vorübergehende, 
notwendige Einschränkung, als Durst- 
strecke interpretiert. Sozialdemokrati- 
sche Reformpolitik hat es danach g e  
geben, wird es irgendwann wieder 
geben, sie kann nur leider gegenwär- 
tig nicht finanziert werden. Rück- 
schritte bei öffentlichen Leistungen, 
der Abbau sozialer Transferzahlungen 
und Privatisierungen öffentlichen Ei- 
gentums werden daher gern auch als 
Beiträge zur Zukunftssicherung gese- 
hen. ,,Ich halte es für ursozialdemo- 
kratisch, die Zukunft zu sichern. Wenn 
wir jetzt keine Konsolidierung schaf- 
fen, dann gibt es in drei, vier Jahren 
keine Politik mehr in dieser Stadt" (so 
Annette Fugmann-Heesing in der taz 
vom 12.7.96). Und: ,,Ich bin nicht für 
Rückzug, sondern für Umbau des 
Staates. Das bedeutet, daß wir natür- 
lich alles untersuchen, ob es noch sei- 
nen Zweck erfüllt. Ob der Mittelein- 
satz stimmt. Es wird zur Beendigung, 
zur Kürzung und zur Streckung von 
staatlichen Leistungen kommen. Ideal 
wäre es, wenn wir Raum für neue Ak- 
tivitäten finden. Aber daran, daß muß 
man offen sagen, ist in unserer Situati- 
on nicht zu denken. (Annette Fug- 
mann-Heesing in ihrer Rede auf dem 
Landesparteitag am 21.9.96, a.a.0.). 

Die dahinter stehende Vorstellung, 
es bedürfe nur einer gewissen, unaus- 
weichlichen Anpassung der Politik an 
veränderte wirtschaftliche Rahmenbe- 
dingungen, eines Umbaus und dann 
ginge es mit dem gründlich renovier- 
ten und fit gemachten Sozialstaat auf 
dem kurvenreichen sozialdemokrati- 
schen Weg schon irgendwie weiter, ist 
wohl ehrenhaft, aber, gelinde gesagt. 
ausgesprochen naiv. Und überhaupt: 
Wie will man dann ,,nach der Konsoli- 
dierung" wieder ,,zukunftsfähig" im 
sozialdemokratischen Sinne werden? 
Einmal privatisiert ist auf nicht abseh- 
bare Dauer privatisiert, eine soziale 
Leistung wird doch wohl kaum des- 
halb wieder aufgestockt, nur weil die 
:,da unten" mal wieder dran sind. Die 
gesellschaftlichen Kräfte, die dies alles 
in der Zukunft bewerkstelligen müß- 
ten, werden zudem durch eine solche 
Politik Tag für Tag entmutigt und des- 
orientiert. Jeder Angestellte und Ar- 

dahingehend befragt werden, in- 
wieweit die Jusos ihre Funktion, ei- 
nerseits eine organisationspolitische 
Basis für die Herausbildung linker 
Positionen in der Sozialdemokratie 
darzustellen und andererseits die In- 
teressen und Ansprüche von Ju- 
gendlichen in die Partei hineinzutra- 
gen, erfüllen konnten. 

Orientierung aus der Geschichte 
75 Jahre nach der Gründung der 
Kölner Jusos versucht die Partei mit 
ihrem Kölner Bundesparteitag, ver- 
lorenes Terrain bei der Jugend zu- 
rückzugewinnen. Dabei geht es vor- 
rangig darum, Überalterung und 
Auszehrung der Partei zu stoppen 
und eine Verjüngung der Mandats- 
träger zu erreichen. Das ist legitim, 
für die Jusos aber eine schwierige Si- 
tuation, weil die Gefahr besteht, daß 
der Gewinn an Einfluß für einzelne 
Jüngere verbunden wird mit Einfluß- 
verlust für die Jusos als Richtungsor- 
ganisation. Die Jusos tun in dieser Si- 
tuation und mit Blick auf die Ge- 
schichte gut daran, dafür zu sorgen, 

I n vielen Staaten der westlichen 
Welt wird der 1. Mai seit Jahr- 
zehnten zumindest als Tag der Ar- 

beiterbewegung ,,gefeiert" - als ein 
Symbol für demokratische Freiheiten 
und Gleichberechtigung. Nicht in der 
Türkei, wo der 1. Mai in der Vergan- 
genheit oft in einem Blutbad endete: 
Vor genau zwanzig Jahren wurden 
auf dem Taksim-Platz in lstanbul 37 
Demonstranten von der Polizei er- 
schossen. Auch in diesem Jahr schlug 
die Staatsmacht wieder gnadenlos zu: 
Mehr als 300 Demonstranten wurden 
verhaftet, über 100 erlitten schwerste 
Verletzungen. Schon Tage vor dem 1. 
Mai waren über 1.000 Menschen ver- 
haftet worden, Gewerkschafter und 
Oppositionelle, von denen viele bis 
heute noch nicht wieder aufgetaucht 
sind. Ihre Angehörigen erhalten keine 
Bestätigung für die Verhaftung. Einige 
werden wohl für immer ,,verschwun- 
den" sein. 

Vor dem 1. Mai dieses Jahres hat- 
ten die staatstreuen türkischen Medi- 
en die Öffentlichkeit über das Fernse- 
hen ,,vorbereitet" - mit Szenen vom 
vergangenen Jahr. Damals waren drei 
Demonstranten von der Polizei er- 
schossen, hunderte waren verletzt 
worden. Die Propaganda und die mit 
ihr verbreitete Angst zeigte Wirkung: 

daß die kommenden ,,Hoffnungsträ- 
ger" politisch in den Verband einge- 
bunden werden, dort auf reale Un- 
terstützung rechnen können und vor 
allem nicht als ,,Einzelkämpferln- 
nen" agieren müssen. 

Das Kölner Buch kann insofern 
Orientierungspunkte bieten. Es 
macht aber gleichzeitig dringlich 
darauf aufmerksam, daß es eine ver- 
gleichbare Aufarbeitung für die Ge- 
schichte des Gesamtverbandes aus 
der Perspektive der Verbandslinken 
bis heute nicht gibt. Dies wäre aber 
umso wichtiger, als seit einigen Jah- 
ren der Impuls der Linkswende der 
Jusos nachläßt und die Gefahr be- 
steht, daß die eigenständige politi- 
sche Identität der Jusos sich immer 
mehr auflöst. So11 dies verhindert 
werden, so ist eine Neu-Aneignung 
der Verbrandsgeschichte dringend 
erforderlich. Gerade die Verbands- 
linke braucht den kritisch-reflektie- 
renden Bezug auf die eigene Ge- 
schichte. Bleibt also die Hoffnung, 
daß das Kölner Projekt Lust macht 
auf mehr. =PW 

Entgegen des innenpolitischen Klimas 
und den Ewartungen der Opposition 
hatte die Demonstrationsbereitschaft 
der lstanbuler deutlich nachgelassen: 
Mit mehreren hunderttausend De- 
monstranten war allein in lstanbul ge- 
rechnet worden, doch ,,nur" knapp 
100.000 beteiligten sich dieses Jahr. 
Die Zahlen aus anderen Landesteilen: 
Ankara - 40.000, Izmir - 35.000, 
Adana - 10.000, Mersin - 10.000, Di- 
yarbakir - 3.000 und in anderen türki- 
schen Städten - 15.000. 

Als sich die Demonstranten am 
Morgen des 1. Mai in lstanbul 
zu sammeln beginnen, da ist 
längst klar, daß es nach dem 
Willen der türkischen Staats- 
macht kein friedlicher Tag wer- 
den soll. 20.000 Polizisten sind 
allein in lstanbul zusammenge- 
zogen worden. Das Heer der 
Uniformierten kontrolliert Pas- 
santen, Busse mit Demonstran- 
ten werden behindert. 

1. Mai in Istanbul: Schon um 9 
Uhr sammeln sich die ersten Demon- 
strantlnnen auf der Autobahn E 5 .  
Dorthin hatte die Polizei den Auf- 
marsch verlegt, nachdem für den tra- 
ditionellen Demonstrationsort Taksim 

II Eine Minute 
Finsternis für 

immerwährende 
Helligkeit" 

Die Türkei -vor neuem Militärputsch oder 
Aufbruch in die Zivilgesellschaft? 

von Peter Vogel und Hans-Joachim Olczyk* 

eine Genehmigung verweigert wor- 
den war - an diesem Ort waren vor 
genau 20 Jahren 37 Menschen im Ku- 
gelhagel der Polizei gestorben. 

Die innenpolitische Situation in 
der Türkei wird seit Monaten be- 
stimmt durch einen zunehmenden 
Protest breiter Bevölkerungsschich- 
ten gegen die Regierung von Nec- 
mettin Erbakan. 

* Peter Vogel, Journalist, Medienagentur für Menschenrechte mfm, 
Delmenhorst; Hans-Joachim Olczyk, Oldenburg 
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I r = . .  die treiben es ja Geschichte der Kölner Jusos als 
Teil des Gesamtverbands 

Bezug auf außerparlamentarische 
Bewegung und lnteressenvertretung 
zum gemeinsamen Erbe und zur ge- 
meinsamen Identität aller linken 
Juso-Strömungen gehört, so wird 
doch in den vorliegenden Beiträgen 
einmal mehr deutlich, wie sehr das 
Verhältnis zur eigenen Partei die po- 
litische Identität der Jusos prägt. 
Daß die SPD ihrerseits dies bis zum 
heutigen Tage am allerwenigsten 
verstanden hat, Iäßt sich anhand der 
vorliegenden Beiträge ebenfalls 
nachweisen: sie zeigen eindrucks- 
voll, wie sehr die SPD seit Gründung 
der Jusos immer wieder mit admini- 
strativ-repressiven Maßnahmen dar- 
um bemüht war, ein Auseinander- 
driften von Partei und Jugendorga- 
nisation zu verhindern, beginnend 
mit den Ausschlüssen der links-inter- 
nationalistischen ,,NelsonianerU 
1925 über die Trennung vom SDS 
und später vom SHB, den Ausschluß 
von Klaus-Uwe Benneter 1977 oder 
die Disziplinarmaßnahmen gegen 
Jusos, die in der Friedensbewegung 
mit Kommunisten zusammengear- 
beitet hatten. 

Doch war die administrative Sei- 
te beileibe nie die einzige, meist 
nicht einmal die wichtigste zur Diszi- 
plinierung der eigenen Jugendorga- 
nisation. In dem vorliegenden Band 
werden sehr anschaulich am Beispiel 
Kölns mit seinen prominenten Dia- 
gonalkarrieren die persönlich-politi- 
schen Mechanismen zur Integration 
in die ,,alltägliche Sozialdemokratie" 
beschrieben. Der Beitrag von Karl 
Rössel, der die 70er Jahre zum The- 
ma hat, beschreibt diese Mechanis- 
men einfach glänzend. Nun ist gera- 
de dieser Beitrag von der Redaktion 
des Bandes sehr kritisch diskutiert 
worden, weil Rössel - Kölner Juso- 
Vorsitzender von 1976-78 - mit Karl 
Kraus zu dem Ergebnis kommt, daß 
die Sozialdemokratie eine ,,Anstalt 
zum Verbrauch revolutionärer Ener- 
gien" darstelle. Die Redaktion hat 
sich - zurecht, wie ich meine - dafür 
entschieden, Rössels Beitrag den- 
noch in den Band aufzunehmen. 
Noch besser wäre es gewesen, die- 
sem Beitrag eine fundierte Replik an 
die Seite zu stellen, die aus der Ge- 
schichte der Jusos heraus die politi- 
sche Wirksamkeit linker Sozialdemo- 
kratinnen und Sozialdemokraten 
nachweist. Da das Buch jeweils nur 
einen Beitrag für eine Phase der 
Juso-Entwicklung enthält, kommen 
übergreifend bewertende Sichtwei- 
sen leider etwas kurz. Dabei könnte 
das vorhandene Material durchaus 

beiter, der sich heute gegen Privatisie 
rungen wehrt, beweist letztlich mehr 
Einblick und Kenntnis vom wirklichen 
Lauf der Dinge, als die gesamte Riege 
sozialdemokratischer Senatorinnen 
und Senatoren in Berlin. 

nannt worden, unter deren Beach- 
tung lediglich ein Verkauf ,,geprüftJ' 
werden sollte. Vor Beginn der Koali- 
tionsverhandlungen gab es einen 
Konsens in der Partei, daß ein Ver- 
kauf öffentlichen Eigentums nicht 
zum Stopfen von Haushaltslöchern 
verwendet werden darf. In einem 
gemeinsamen Positionspapier for- 
mulierten am 1. November 1995 die 
damaligen sozialdemokratischen Se- 
natoren, die früheren Landesvorsit- 
zenden Walter Momper und Diet- 
mar Staffelt, der Fraktionsvorsitzen- 
de Klaus Böger und der brandenbur- 
gische Landesvorsitzende Steffen 
Reiche: ,,In diesem Zusammenhang 
(gemeint war die Sanierung des Ber- 
liner Haushalts, A.W.) darf es eine 
Veräußerung öffentlicher Beteiligun- 
gen nicht nach kurzfristigen finanz- 
politischen Erfordernissen geben." 
Der damalige Wirtschaftssenator 
Norbert Meisner erklärte gar: ,,Ein 
Verkauf wäre ein Verrat an der SPD" 
(Berliner Zeitung vom 18.12.95). 
Wohlgemerkt: Damals ging es nur 
um jene 25,8%, nicht um den inzwi- 
schen beschlossenen gänzlichen 
Verkauf der Landesanteile. Und: Da- 
mals ging es darum, mit der Heraus- 
stellung sozialdemokratischer Grund- 
satzpositionen möglichst viele von 
der Notwendigkeit der Neuauflage 
einer großen Koalition zu überzeu- 
gen. 

Doch bereits im Herbst 1996 ver- 
ständigte sich der Senat auf die Auf- 
gabe des gesamten Landeseigen- 
tums an der BEWAG und folgte da- 

mit der Linie der CDU. Der CDU- 
Fraktionsvorsitzende Klaus-Rüdiger 
Landowsky brachte die Haltung sei- 
ner Partei auf den Punkt: ,,Ich gehe 
an diese Frage ganz pragmatisch 
heran: Berlin hat 50 Milliarden DM 
Schulden und 150 Milliarden DM an 
Vermögen - warum die ganze Auf- 
regung?" (Berliner Morgenpost vom 
27.1.97). Es mag zwar so sein, daß 
auch die Finanzsenatorin die voll- 
ständige Privatisierung wenigstens 
nicht so schnell gewollt hatte, allein 
schon deshalb, weil ein solcher Ver- 
kauf ja nur einmal Geld in die Kassen 
bringt und zudem der Druck zur Re- 
duzierung von Ausgaben in anderen 
Bereichen allzu schnell nachläßt. 
Grundsätzliche Bedenken hatte sie 
allerdings nie. Im Gegenteil: Bereits 
vor der entscheidenden Sitzung des 
Senats hatte sie einen Gesamtver- 
kauf der BEWAG angeregt. 

Das Wichtigste vorweg: Das dabei 

auch zu weit" 
von Susi Möbbeck* 

herausgekommene Buch ist bei wei- 
tem nicht nur für Kölnerinnen und 
Kölner interessant. Im Gegenteil: 
Durch alle Beiträge zieht sich das Be- 
mühen, die Geschichte der Kölner 
Jusos als Teil der Geschichte des Ge- 
samtverbandes zu verarbeiten. Die- 

Der Konflikt u m  die Privatisie- 
rung der BEWAG 
Zu einer ersten schweren Ausein- 
andersetzung um den neuen Kurs 
der Berliner SPD in der Haushalts- 
politik kam es anläßlich der Ent- 
scheidung, die bisherige Aktien- 
rnehrheit von 50,8% des Berliner 
Energieversorgungsunternehmens 
BEWAG zu verkaufen. Die Parteilin- 
ke wie auch die Gewerkschaften 
versuchten. diese Entscheidung zu 
verhindern. 

Über einen Verkauf der BEWAG 
wird bereits seit gut I Jahren ge- 
sprochen und verhandelt. Vor allem 
die CDU brachte eine Veräußerung 
aller Berliner BEWAG-Anteile immer 
wieder ins Gespräch. Vom Berliner 
CDU-Vorsitzenden und Regierenden 
Bürgermeister Eberhard Diepgen 
wurde klargestellt, daß der Verkauf 
öffentlichen Eigentums auch aus 
ordnungspolitischen Gründen aus- 
drücklich gewollt wird. 

Noch in den Koalitionsverhand- 
lungen bestand die SPD auf den Ver- 
kauf von lediglich 25,8% der Aktien, 
wonach beim Land eine Sperrmino- 
rität verblieben wäre. Ausdrücklich 
waren in der Anlage zur Koalitions- 
vereinbarung vom 23.1.96 eine Rei- 
he von restriktiven Bedingungen ge- 

ser Ansatz, ausgehend von der Ge- 
schichte der Kölner Jusos die Ent- 
wicklung des Gesamtverbrandes zu 

Am Konflikt um die 
BMIAG-Privatisie- 
rung wurde die 
dmmatische Einfluß- 
losigkeit der Gewerk- 
schaften auf die SPD 
und damit auf die 
Berliner Politik 
deutlich. 

Rezension zu: ,,... die treiben es ja 
auch zu weit." 75 Jahre Kölner Jusos 
- ein Sammelband. Hrsg. von den 
lungsozialist/nnen in der SPD U6 
Köln. spw-Verlag 7 996, DM 9,80 

reflektieren und seine Rolle in der 
Sozialdemokratie zu untersuchen, 
kann das Buch über Köln hinaus für 
die aktuelle Juso-Generation und 
insbesondere ihre Linke zu einem 
Bezugspunkt bei der Entwicklung U nter der Überschrift ,,Jungso- 

zialisten heraus!" wurde in 
der sozialdemokratischen 

,,Rheinischen Zeitung" zur Grün- 
dung der Kölner Jusos am 25. No- 
vember 1921 aufgerufen: „Der Ge- 
danke des Jungsozialismus, der in 
Deutschland schon eine starke Be- 
wegung ins Leben rief, hat seit eini- 
ger Zeit auch in Köln seinen Samen 
gestreut. Es ist an der Zeit, dem auf- 
keimenden Sproß ans Licht zu hel- 
fen. Deshalb wollen wir uns, die wir 
uns Jungsozialisten nennen, zusam- 
menschließen, gleichviel, ob wir 
unsre Kraft bisher der ,Arbeiter-Ju- 
gend' widmeten und ihr auch wei- 
terhin treu bleiben, ob wir einer an- 
deren Bewegung dienten, ob wir der 
Partei unsre Kraft zur Verfügung 
stellten oder im Studium einen Weg 
zur Förderung unserer Ziele such- 
ten". Auf den Tag genau 75 Jahre 
später führte die SPD in Köln ihren 
Jugendparteitag durch - schade ei- 
gentlich, daß dieses Jubiläum auf 
dem Kölner Bundesparteitag nicht 
zum Anlaß genommen wurde, ei- 
nen (se1bst)kritischen Blick zurück 
auf das wechselvolle Verhältnis der 
SPD zu ihrer Jugendorganisation zu 
werfen. Umso verdienstvoller, daß 
die Kölner Jusos sich der Mühe un- 
terzogen haben, in aufwendiger 
Quellenarbeit, aber sichtbar mit viel 
Spaß daran, die Geschichte der KöI- 
ner Jusos seit ihrer Gründung gründ- 
lich aufzuarbeiten. 

der eigenen politischen ldentits 
machen. 

Der Band gliedert sich im we- 
sentlichen chronologisch, begin- 
nend mit einem Beitrag von Jürgen 
Seitz, der anhand von sozialdemo- Parteilinke und DGB niederge- 

st immt 
Von der Parteilinken wurde eine Al- 
ternative zu der angestrebten Auf- 
gabe des Landesbesitzes an der BE- 
WAG vorgelegt, in der durch Einspa- 
rungen in vielen einzelnen Bereichen 
die geforderte Summe erbracht 
worden wäre. Dieser Vorschlag wur- 
de ohne weitere Begründung als 
nicht praktikabel zurückgewiesen 
Der DGB präsentierte ein Fondsmo- 
dell, nach dem die landeseigenen 
Unternehmen einen Kredit aufneh- 
men und ihn an den Landeshaushalt 
weiterreichen. Die Zinsen für diesen 

kratischen und jungsozialistischen 
Publikationen die Entwicklung der 
Jusos in der Weimarer Republik 
nachzeichnet, endend mit einem In- 
terview mit dem heutigen Kölner 
SPD-Vorsitzenden Kurt Uhlenbruch 
und mit Hans Lawitzke, Kölner Juso- 
Vorsitzender 1995-96. In weiteren 
Beiträgen werden die Phasen von 
1945-1 960, die 60er. 70er und 80er 

Das Kölner Buch kann 
Orientierungspunkte 

bieten - zumal es 
eine vergleichbare 

Aufarbeitung für die 
Geschichte des 

Gesamtverbandes aus 
der Penpektive der 
Verbandslinken bis 

heute nicht gibt. 

Jahre, die Frauenpolitik, die Ge- 
schichte der sozialdemokratischen 
Hochschulorganisationen und die 
kommunalpolitische Arbeit darge- 
stellt. Die Beiträge sind gut recher- 
chiert, und ganz besonders span- 
nend sind diejenigen, die die Ent- 
wicklung der Jusos bis in die 70er 
Jahre nachzeichnen. Die ,,jüngerenu 
Beiträge, die die Zeit seit den 80er uofanagens ,r~i~dell Bundesrepu bli k 

Blätter für - vorgecteibbei der Verleihung des dlesjahngen Demokratiepreises der Blatter in Bonn - hat die Kommentatoren 
ebencoverMGift, w e  1996smn Buch .H~tlerswllige Vollstrecker erst einmal auf Abwehr stieß Eine Provokation7 deutsche und Ein gewendeter ~ o l d h a g a ?  

Jahren zum Thema haben, leiden 
nach meinem Geschmack daran, 
daß die Autorlnnen noch zu nah am 
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Bundes . . .. .. 

& internationale Juso-Geschehen sind, so daß sie 
häufig deskriptiv und zum Teil de- 
tailverliebt bleiben. Eine politische 

chland-Debatte ist überfällig. Was wird aus der 
? Sind die Deutschen wirklich im Westen angekommen? .- Politik 

Einschätzung der Wirksamkeit der 
Jusos seit Beginn der Ära Kohl steht 
somit noch aus - was nicht als Kritik, 
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ii9DM inklusive Versand und Porio) Das Verhältnis von Jusos und 

SPD 
Die Autorlnnen - allesamt vormals 
oder heute noch aktive Juso-Funk- 
tionärlnnen - stellen überwiegend 
das Verhältnis zwischen SPD und Ju- 
sos in den Mittelpunkt. Obgleich seit 
der 69er Linkswende der Jusos die 
,,Doppelstrategie" und damit der 
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P U .  On * Susi Möbbeck, Mitherausgeberin der spw, war 1988 bis 199 1 Bundes- 
vorsitzende der Jusos in der SPD, lebt jetzt in Magdeburg. 
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Era- 

Spendenaktion fiir 
N i e J o u r n a l i s t i n  

Am 6. Febmar 1997 wurde die deutsche Journalistii, 
Gewerkschaflerin und Menschenrechtle~ Ursula 

von der 14. Kammer des G m k  Pariser Straf- 
gerichtes wegen angeblicher »Mitgliedschaft in einer 
loimmellen Vereinigung« zu einer 2-jährigen Habtrafe 
mit fünfiähriger B e w h g s z e i t  verurteilt. Außerdem 
erhielt sie ein dreijähriges Einreiseverbot für Paris 
und Umgebung. Vorher durfle sie 17 Monate lang die 
üanzösische Hauptstadt nicht verlassen, ihren Bemf 
als Journalistio nicht mehr ausüben. Nach E i h ä t -  
mng von unabhängigen Beobachtern und Gewerk- 
schaftsverüetem ist das Urteil der Pariser Justiz ein 
GesinnuogsudeiL Ursulaünlü sympathisiert mit der 
prokommunistischen DHKC, und sie hat bisher über- 
wiegend tiirkeikritische Arbeit geleistet. Für die Be- 
schuldigungen wurden keine Beweise vorgelegt! 

Bnkara- . . .  

mfm startet eine Solidaritäts- und Spendenaktion, um 
vor dem Gerichtshof für Menschenrechte in Siraß- 
burg exemplarisch eine Klage gegen die französische 
Republik zu fllhren. Denn Ursula Ünlii wurde (bei 
Bemfsvertut) vom französischen Staat 17 Monate lang 
die Zahlung von Sozialhilfe verweigert, ein klarer 
B ~ c h  des Europ;lischen FiiMrgeabkommens.Um den 
P m 0  finanzieren zu können. benötigen wir Beistand! 

G e g a u h a ~ l i d a r i t i i t  
derer.-- - medieoagentur Ku menschemechte, 
Postscheckkonto Hannover, Nr.: 6569 15-305, BLZ: 
250 100 30. Stichwort: Ünlü 

Kredit sollten aus den Gewinnen der 
städtischen Unternehmen gezahlt 
werden (so der Berliner ÖTV-Vorsit- 
zende Kurt Lange im Tagesspiegel 
vom 9.1.97). Auch dieser Vorschlag 
wurde ohne jede nähere Prüfung 
vom Tisch gefegt. 

Am Ende des 
Experiments könnte 

eine Partei stehen, 
der es zwar immer 

mal wieder gelingt, 
Wählergruppen aus 

allen möglichen 
Richtungen kumeitig 
zu bündeln, die aber 

keinen politisch- 
ideologischen Kern 

und keine stabile 
Stammwähle~chaft 

mehr besitzt. 

Rinks und lechts in der Berliner 
Politik 
Der neue Kurs der Berliner SPD 
scheint die politischen Koordinaten 
in der Stadt völlig zu verändern. Seit- 
dem sich die Sozialdemokraten als 
Partei des schlanken Staates und der 
Modernisierung begreifen, besetzt 
die CDU - und hier besonders der 
Fraktionsvorsitzende Landowsky - 
demagogisch die Rolle des nach- 
denklichen Bremsers und Mahners, 
der sorgenvoll. darauf achtet, daß 
der kleine Mann nicht zu kurz 
kommt. Geschickt stellte er die Fi- 
nanzsenatorin als kalte und techno- 
kratische Sparkommissarin dar, die 
von den Nöten der Menschen nichts 
versteht. ,,Politik muß ein Gespür für 
die persönlichen Arbeitsplatzsorgen 
haben. Man darf den Bürgern nicht 
mit Kälte und Teilnahmslosigkeit be- 
gegnen. Für Eberhard Diepgen und 
mich haben Arbeitsplätze und Si- 
cherheit oberste Priorität" (Klaus-Rü- 
diger Landowsky in der Berliner 

Morgenpost vom 16.3.97). Gewürzt 
wurde diese Parteinahme für die 
Entrechteten mit genau geplanten 
Ausflügen in rechtspopulistische 
Demagogie. So beließ man es in der 
CDU nicht beim Lob der Sozialde- 
mokraten für ihren Beschluß zur Pri- 
vatisierung der BEWAG, sondern 
Landowsky fügte sogleich hinzu, 
daß das Unternehmen in deutscher 
Hand bleiben müsse. 

Der demagogischen Annähe- 
rung der CDU an die Sorge und 
Nöte der sozial Schwachen ent- 
spricht die bewußt gewollte Ent- 
fernung der Sozialdemokraten von 
ihrer eigentlichen Klientel. Als rei- 
che der gegen die Gewerkschaften 
durchgedrückte Privatisierungsbe- 
schluß nicht aus, traten sie noch 
nach: Der von der SPD gestellte 
Vorsitzende des für die Stadtfinan- 
Zen zuständigen Hauptausschus- 
ses, Klaus Wowereit, befand, daß 
die BEWAG-Mitarbeiter einen ,,Sta- 
tus wie im Paradies" genössen (Die 
Welt vom 22.1.97). Auch Walter 
Momper stieß sich an vermeintli- 
chen Privilegien der Mitarbeiter: 
,,Wer sich mit Hilfe des Mehrheits- 
eigners Senat üppige Strompreise 
genehmigt, setzt auch Speck an. 
Die BEWAG muß sich endlich dem 
Wettbewerb stellen. Alle haben et- 
was davon, wenn die Stromtarife 
sinken" (Die Welt vom 22.1.97). 

Die Antwort der Gewerkschaften 
ließ nicht lange auf sich warten. Der 
ÖTV -Vorsitzende Kurt Lange be- 
fand: „Die Distanz wächst auch mit 
jeder solcher Äußerung. Wären da 
nicht jene in der Berliner SPD, die vor 
Ort für Arbeitnehmerinteressen 
kämpfen - die Distanz wäre unüber- 
brückbar" (Berliner Stimme vom 
1.3.97). Noch weiter ging der Vor- 
sitzende der DAG, Hartmut Fried- 
rich: „Der letzte Parteitag der SPD 
hat die Spaltung zwischen den Ge- 
werkschaften und den Sozialdemo- 
kraten erkennen lassen und weiter 
betrieben: Die Ignoranz nicht weni- 
ger Delegierter gegenüber den Kol- 
leginnen und Kollegen, die vor dem 
Parteitag ihre Ängste artikulierten, 
hätte auf einem FDP-Parteitag nicht 
ausgeprägter sein können. Über die- 
sem Parteitag schwebte der Geist 
der CDU, die Beschlüsse zum Total- 
ausverkauf überwiegend im Landes- 
besitz befindlicher Berliner Unter- 
nehmen waren da die leider nur 
noch logische Folge" (Berliner Stim- 
me vom 5.4.97). Jener Hartmut 
Friedrich gehörte übrigens nach der 
Wahl im Oktober '95 zu den ent- 

spw. Zeitschrift 

schiedenen Befürwortern der gro- 
ßen Koalition. 

SPD ohne politisch-ideologi- 
schen Kern? 
Das Berliner Experiment des Umbaus 
einer Partei an ihrem Körper ist in der 
SPD gegenwärtig noch nicht abge- 
schlossen. Denjenigen, die es voran- 
treiben, schweben als zu gewinnende 
sozialdemokratische Wähler die mi- 
lieuunabhängigen, aufgeschlossenen 
und in jeder Hinsicht mobilen und 
modernisierungswilligen Bürger vor. 
Diese gilt es, wenn es nicht anders 
möglich ist, auch unter Zurücklassung 
traditioneller Wählerschichten, zu er- 
reichen. So wie man sich selbst gesell- 
schaftlich einordnet, sollen auch die 
eigenen Anhängerinnen und Anhän- 
ger sein. Dabei übersehen aber diese 
Parteimodernisierer, daß es sich dabei 
um ein relativ kleines und zudem um 
ein auch von den übrigen Parteien 
heftig umworbenes Bevölkerungsseg- 
ment handelt. 

Im Unterschied zur Berliner SPD 
verfügen aber die konkurrierenden 
Parteien CDU, PDS und Bündnisgrü- 
ne - die einen im Westteil, die ande- 
ren im Ostteil der Stadt - über relativ 
gefestigte Wählerblöcke, von denen 
aus sie weitgehend gefahrlos operie- 
ren können. Eine an der Berliner 
Freien Universität erstellte Studie 
über das Wahlverhalten der Berline- 
rinnen und Berliner bei der Abge- 
ordnetenhauswahl kam zu dem 
Schluß, daß „der Anteil der Wähler, 
die sich schon bei vorangegangenen 
Wahlen, etwa der Bundestagswahl 
1994, für dieselbe Partei entschie- 
den, bei der SPD unter allen Parteien 
weitaus am geringsten sei. Auch 
hätten sich jene Wähler, die sich von 
der SPD abwandten, in alle politi- 
schen Richtungen zerstreut. Die 
Wählerschaft der SPD setze sich aus 
Gruppen mit unterschiedlichsten 
Wertvorstellungen zusammen, sie 
sei heterogener als bei allen anderen 
Parteien" (zitiert nach FAZ vom 
4.1 1.95). 

Am Ende des Experiments könn- 
te demnach eine Partei stehen, der 
es zwar immer mal wieder gelingt, 
Wählergruppen aus allen möglichen 
Richtungen kurzzeitig zu bündeln, 
die aber keinen politisch-ideologi- 
schen Kern mehr besitzt, um den 
sich dauerhaft eine auch in schwieri- 
gen Zeiten stabile Stammwähler- 
schaft gruppieren kann. Eine solche 
Partei würde es vielmehr schwer ha- 
ben, sich in einer sich zuspitzenden 
Polarisierung zu behaupten. sprv 

für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 95. 1997 

MAGAZIN 

ginnen, die - ehemals von allen 
Strömungen bei den Jusos gemein- 
sam getragenen '- sozialistischen 
und feministischen Grundlagen des 
Verbands aufzukündigen. Es gibt 
eine erhebliche Zahl von Jusos. die 
vor allem mit dem vorgeschobenen 
Argument, die ,,echten Jugendli- 
chen" interessierten sich nicht mehr 
für sozialistische Politikentwürfe, 
versuchen, die Jusos insgesamt als 
linken Richtungsverband in Frage zu 
stellen. 

Die Jusos haben in den letzten 
zwei Jahren mit Andrea Nahles gro- 
ße Erfolge erzielt. Sie haben sich in- 

nerparteilich als ernstzunehmende 
Macht etabliert. Sie sind außerhalb 
des Verbandes in der Auseinander- 
setzung um die Umlagefinanzierung 
als wichtige Bündnispartnerlnnen 
erkannt und akzeptiert worden. Auf 
dem Bundeskongreß konnte sowohl 
inhaltlich als auch personell eine so- 
lide Grundlage zur Weiterführung 
dieser Politik erreicht werden. Auf- 
gabe der Juso-Linken muß es in den 
kommenden zwei Jahren sein, diese 
Politik weiterzuentwickeln. 

Gleichzeitig muß sich der Ver- 
band an den zentralen Auseinander- 
setzungspunkten neu formieren. Bei 

I m September 1995 wählte die Ar- dische Konzeption des Bundestags- 
beitsgemeinschaft der Selbständi- wahlkampfs, die auch das Motto für 

I gen/sozialdemokratische Unter- die Bundeskonferenz am 19.120. 
nehmer (AGS) - damals noch über- April 1997 in Kölnnanzbrunnen lie- 
raschend - den SPD-Linken Diether fern sollte: ,,Deutschland vor der 
Dehm im zweiten Wahlgang zu ih- 
rem Bundesvorsitzenden. Eine neoli- 
berale Rechte blieb auch inhaltlich in 
beeindruckender Minderheit. Der 
damals neu gewählte Vorsitzende 
hatte mit dem Konferenzmotto ,,Mit 
Weitsicht wirtschaften" die Sus- 
tainability-Diskussion selbst auf die 
Gewinne übertragen: ,,Ich ziehe 
nachhaltige mittelständische Gewin- 
ne dem schnellen Geldmachen und 
Spekulieren der Großkonzerne und 
Großbanken radikal vor!" 

Doch danach war Diether Dehm 
heftigen Angriffen ausgesetzt. Zu- 
nächst als Reaktion aus den eigenen 
Reihen auf seine massive Kritik an 
der Deutschen Bank, als Kopper zur 
Privatisierung der öffentlich-rechtli- 
chen Sparkassen aufrief (,,Macht 
und Reichtum der Großbanken sind 
für unsere Volkswirtschaften auf der 
Welt wie ein Krebsgeschwür"). Es 
folgte ein Prozeß wegen angeblicher 
,,Beihilfe zur Veruntreuung" in Sa- 
chen ,,Hessischer Rundfunk", der 
mittlerweile mit Freispruch endete. 
Und dann kam die Stasi-Akte (vgl. 
den Artikel von Neumann in spw 51 
96). Im Bundesvorstand der AGS 
wurde Diether Dehm mit knapper 
aehrheit zum Rücktritt aufgefordert 
- ohne jegliche Satzungsrelevanz 
und 10 Tage, bevor das Bezirks- 
schiedsgericht das Parteiordnungs- 
verfahren einstellte. 

Im Auftrag des Bundesvorstands 
erarbeitete der ,,Noch-Bundesvorsit- 
zende" dann allerdings einen neuen 
Grundsatzantrag für eine mittelstän- 

Wahl - Pleiten oder Arbeitsplätze". 
In bewußter politischer Kontinui- 

tät kandidierte der einstige Vorgän- 
ger Diether Dehms zu seinem Nach- 
folger: Jürgen Vahlberg, ehrenamtli- 
cher Schatzmeister und mit Her- 
mann Scheer Mitbetreiber von ,,Eu- 
rosolar". Auf der anderen Seite kan- 
didierten der langjährige wirt- 
schaftspolitische Sprecher der SPD- 
Bundestagsfraktion, Prof. Uwe Jens, 
und der wirtschaftspolitische Spre- 
cher der sächsischen SPD J. Kehl 
(,,nur Lohnkürzungen helfen aus der 
Krise!"). Der zweite Wahlgang 
brachte es eindeutig auf den Punkt: 
Jürgen Vahlberg erhielt 85 und Uwe 
Jens 51 Stimmen (worauf dieser die 
AGS-Konferenz sofort verließ). 

Diether Dehm kandidierte zu ei- 
nem der fünf stellvertretenden Vor- 
sitzenden. Ein Antrag, zuvor seine 
,,Stasi-Vergangenheit" zu diskutie- 
ren, wurde nur von sechs der 131 
Delegierten unterstützt. Zuvor hat- 
ten die beiden Bundestagsabgeord- 
neten und SPD-Obleute aus dem 
Ausschuß ,,Veruntreutes DDR-Ver- 
mögen", Friedhelm Julius Beucher 
und Dorle Marx. den Delegierten 
eine klare Einschätzung der ,.IM- 
Akte Willy" auf die Tische gelegt: Mit 
dieser Akte sei keinesfalls eine wis- 
sentliche IM-Tätigkeit zu beweisen! 
Das Ganze sei eine Kampagne von 
rechts gewesen. Mit 73 Stimmen 
wurde Diether Dehm überzeugend 
gewählt. Daneben: Peter Gottschalk, 
MdB Jelena Hoffmann, Vera Dick- 
Wenzel, die sich ebenfalls zur sozial- 

diesem Prozeß muß es zwischen un- 
abhängigen linken Teilen des Ver- 
bandes, der Juso-Linken und auch 
den sich auf diesem Bundeskongreß 
erstmals ,,geoutetenn konstruktiven 
Teilen der ostdeutschen Landesver- 
bände eine konstruktive Zusammen- 
arbeit geben, die die Jusos als sozia- 
listischen Richtungsverband profi- 
liert und ihre politischen Machtan- 
sprüche deutlich macht. Daran führt 
auch angesichts der Bundestags- 
wahlen im nächsten Jahr kein Weg 
vorbei. =PW 

Die Jusos haben in 
den letzten zwei 
Jahren mit Andrea 
Nahles große Erfolge 
erzielt Sie haben sich 
innerparteilich als 
ernstzunehmende 
Macht etabliert. 

im sozial-ökologi- 
schen Aufbruch 

Kurzbericht über die AGS-Bundeskonferenz 

von der spw-Redaktion 

ökologischen Linie der Selbständi- 
gen bekannten. 

Die Konferenz nahm die Grund- 
satzresolution ,,Deutschland vor der 
Wahl" bei wenigen Enthaltungen 
und keinen Gegenstimmen an. Dem 
1 %köpfigen Bundesvorstand gehö- 
ren nun nur noch zwei Mitglieder an 
(und das qua Quote), die der Medi- 
en-Kampagne in Sachen angeblicher 
Stasi-Mitarbeit in Dehms Jugend 
nachgegeben hatten. 

Schwerpunkt der zukünftigen 
Arbeit der AGS wird es sein, linke 
mittelständische Positionen in den 
Bundestagswahlkampf einzubringen 
und auch bei Handwerkern, kleinen Schwerpunkt der 
und mittleren Unternehmern und mkünfiigen Arbeit 
Gewerbetreibenden, bei Freiberuf- der AGS wird es sein, 
lern und Selbständigen die Differen- linke mittelständische 
Zen zu Großbanken, Versicherungs- Positionen in den 
konzernen, Shareholder-Value-Spe- Bundestagswahl- 
kulanten und ,,Global Players" kampfeinzubringen. 
grundsätzlich herauszuarbeiten und 
für Marktchancen der Klein- und 
mittelständischen Unternehmen 
beim sozial-ökologischen Umbau 
und einen Wahlsieg der SPD zu wer- 
ben. spw 
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Wahlen, Wahlen, Wahlen risierung zu organisieren und mit 
Andrea Nahles wurde mit 188 Stim- den ostdeutschen Landesverbänden 
men wieder zur Juso-Bundesvorsit- gemeinsam auszuziehen scheiterte 
zenden gewählt. Von Rheinland- jedoch, vielmehr wurde deutlich, 
Hessen-Nassau nominiert, kandi- daß es sich hier um eine Auseinan- 
dierte sie als unabhänaiae Linke dersetzung zwischen linken und 

Wer über alle Gebiete der Kommu- 
iialpolitik kompetente Euifuhningeii 
sucht, 

wer die wichtigsten Konzepte und 
Debatten von BÜNDNIS 901DIE 
GRÜNEN zu den zahlreichen Poli- 
tkfeldeni rund ums Rathaus kennen- 
lenien will, 

. . . für denldie gibt's nur eins - die 
reiclilialtige Angebotspalette der AKP. 

Erstens: Wer die ~Alteniative Kom- 
munalpolitib (AKP) - die seit 17 Jah- 
ren erscheinende Fachzeitschrift der 
Grünen für "Komrnunalas I Kommu- 
nalos" - noch nicht kennt, sollte Asche 
auf sein Haupt streuen, Buße tun und 
ganz, ganz schnell ein kostenloses 
Probeliefi ordern. Die AKP erscheint 
6 mal im Jahr mit jeweils 68 Seiten 
und kostet im Abo 66 DM. 

Zweitens: Unser *Ha~idbucli für alter- 
native Kommunaipolitik» bietet mit 45 
Kapitel, die von über 50 Fachleuteii 
aus d e n  Gebieten der Kommunalpoli- 
tik gescluieben wurden, so allerhand 
Wisseiiswenes. Das engbednickte, 
415 Seiten dicke Werk verkaufen wir 
koiikurreiulos preiswert für nur 45 
DM (zzgl. 4 DM Porto), weil wir 
wollen, daß möglichst viele Veraiit- 
wonliche ui den Rathauseni damit 
arbeiten. 

Drittens: Wer noch gezielter infor- 
miert werden möchte, z.B. über wei- 
tere Faclibüclier aus unserem Hause, 
Sonderhefte oder Tliemenpakete. soll- 
te euifach den aktuellen Gesamtkata- 
log anfordeni und einen Blick hinein- 
werfen. 

Probeheft und Katalog an- 
fordern bei: 

Alternative 

- - 
und wurde von der Juso-Linken und 
anderen linken Teilen des Verban- 
des unterstützt. Andrea wurde trotz 
des Gegenkandidaten bereits im er- 
sten Wahlgang gewählt und konnte 
ihren Stimmenzahl im Vergleich 
zum Bundeskongreß in Bonn-Bad 
Godesberg deutlich verbessern. 

Ihr Gegenkandidat Stefan Grü- 
ger erhielt lediglich 142 Stimmen. 
Seine Kandidatur wurde erst in der 
Nacht vor der Wahl bekannt und 
war der Versuch, das zerstrittene 
undogmatische Lager hinter seiner 
Kandidatur zu einen. Die Erfolglo- 
siqkeit dieses Versuchs dokumen- 
tiert sich allerdings daran, daß sein 
eigener Bezirk Niederrhein Grüger 
mit der Begründung, einen rein per- 
sonellen Machtanspruch ohne ge- 
meinsame inhaltliche Fundierung 
nicht unterstützen zu wollen. aus- 
drücklich nicht zum Bundesvorsit- 
zenden, sondern nur als Stellvertre- 
ter nominiert hatte und die Wahl 
zum Vorsitz freigab. 

Die Diskussion, die sich begin- 
nend mit der Rechenschaftsdebatte 
um Andrea Nahles entfachte, war 
zum großem Teil unpolitisch, aber 
gerade deshalb ein Politikum. An- 
drea wurde vorgeworfen, ihre Me- 
dienpräsenz lediglich zu persönli- 
chen Profilierungszwecken zu nut- 
zen, anstatt politische Inhalte zu 
transportieren. Ein Politikum sind 
solche Vorwürfe deshalb, weil sich 
in Personalauseinandersetzungen 
gerade Frauen immer wieder den 
Vorwurf der Politikunfähigkeit ge- 
fallen lassen müssen. Mehr oder 
weniger unterschwellig klang 
durch, daß die Medienpräsens auf- 
grund von Weiblichkeit und nicht 
von Kompetenz erworben worden 
sei. Die Kritiker vergessen zudem: 
Öffentlichkeit und Politik bzw. poli- 
tische Wirkung gehören zusammen. 

Der neue Bundesgeschäftsführer 
heißt Michael Rüter. Er stammt ur- 
sprünglich aus dem Westlichen 
Westfalen und ist der Juso-Linken 
zurechnen. Er gewann mit 187 
Stimmen gegen Benjamin Ehlers aus 
Brandenburq, der 145 Stimmen er- 

rechten Teilen des Verbandes han- 
delte. Um eine Vertretung der ost- 
deutschen Interessen sicherzustel- 
len, wurde Thilo Krah als stellvertre- 
tender Juso-Bundesvorsitzender im 
ersten Wahlgang gewählt. 

Als weitere Stellvertreterlnnen 
wurden Ulf-Birger Franz (Hannover), 
Heike Schneppendahl (Westliches 
Westfalen), Eckart Seidel (Berlin) für 
die Juso Linke; Kristina Augst (Rhein- 
land-Hessen-Nassau) und Marcel 
Schaller (Bayern) für das unabhängi- 
ge Lager sowie Stefan Grüger (Nie- 
derrhein) und Adele Frombach 
(Pfalz) für das undogmatische Laqer . , - 
gewählt. Matthias Boysen aus 
Schleswig Holstein und Ulrike Rohne 
aus Sachsen-Anhalt, die sich noch 
kurzfristig zu einer Kandidatur ent- 
schloß, wurden nicht in den Bundes- 
vorstand gewählt. 

Die Jusos nach Berlin 
Berlin hat illustriert, was eigentlich 
schon immer klar war: Die Jusos sind 
ein Verband, der sich streitet. Selbst 
medienöffentlich wurde diesmal 
aber deutlich, daß es sich jetzt um 
eine Rechts-Links Auseinanderset- 
zung innerhalb der Jusos handelt, in 
der (auch) unterschiedliche inhaltli- 
che Konzepte gegeneinander ste- 
hen. 

Politische Auseinandersetzungen 
hat es bei den Jusos immer gege- 
ben, allerdings beweisen die Kandi- 
datur von Stefan Grüger und seine 
öffentlichen Stalinismusvorwürfe 
gegen Andrea Nahles in der Nach- 
bereitung des Kongresses, daß die 
Auseinandersetzung an vielen Punk- 
ten die politische Ebene verlassen 
hat. Das ehemalige undogmatische 
Lager zerfällt und ist nicht einmal 
mehr bei Personaldebatten zu eini- 
gen. Harald Schrapers und Stefan 
Zimkeit vom (undogmatisch orien- 
tierten) Juso-Bezirk Niederrhein kon- 
statieren im NR-Magazin: ,,Endgül- 
tig deutlich wurde auf diesem Bun- 
deskongreß, daß es keine Basis für 
ein gemeinsames inhaltliches Projekt 
jenseits der sogenannten ,Juso-Lin- 
ken' aibt." - 

Kommunalpolitik hielt. Gefährlich ist diese Entwicklung 
Damit war der zu diesem Zeit- aber deshalb, weil sich außerhalb ~- - - -  - .  

Luisenstr. 40,33602 Bielefeld, punkt einzige ostdeutsche Kandidat dieses Lagers am rechten Rand der 
4 05211177517, 05211177568 nicht gewählt worden. Der Versuch Jusos die selbsternannten ,,jungen 

an dieser Stelle eine Ost-West-Pola- Wilden" der SPD formieren und be- 

,,Last Exit Dallas"? 
m Ende des 20. Jahrhunderts A steckt die Linke in einer para- 

doxen Konstellation. Der 
globale Kapitalismus erlebt seit 
1974175 Erschütterungen wie zuvor 
nur in der ,,Großen Depression" der 
dreißiger Jahre. Trotz der tristen „Te- 
alwirtschaftlichen Performance" 
aber feiert konservative Ideologie ei- 
nen beispiellosen Triumph, und das 
keineswegs nur wegen des - mit 
den Worten eines US-Verteidigungs- 
ministers - ,,winselnden Verlö- 
schen~" des ,,Sozialismus sowjeti- 
schen Typs". 

Zu denen, die eine solche Kon- 
stellation prognostiziert hatten, ge- 
hört Ernest Mandel. In seinem 
Hauptwerk ,,Der Spätkapitalismus" 
bestand er - mitten in der „Wirt- 
schaftswunder-Ara'' mit Vollbe- 
schäftigung und superben Wachs- 
tumsraten - auf der ,,existenziellen 
Krisenhaftigkeit" der kapitalistischen 
Weltökonomie. Zugleich entwarf er 
- trotz aller Hoffnungen auf eine Of- 
fensive der Linken - ein verblüffend 
realistisches Szenario des Scheiterns 
sozialdemokratischer Konjunktur- 
Steuerung und der Restauration 
,,marktradikaler" Politik. 

Aber ebenso ist seine Analyse 
Dokument einer emphatischen Illusi- 
on. Der Begriff ,,Spätkapitalismus" 
suggerierte den nahen Bankrott des 
Kapitalismus - auch wenn Mandel 
diesen Ruin als politische Tendenz. 
nicht als ökonomischen Automatis- 
mus bestimmte. 

Wissenschaftliche Unbefangen- 
heit und radikales Engagement 
Mandel erscheint heute als einer der 
bedeutendsten Vertreter eines un- 
dogmatischen Marxismus - nicht 
diskreditiert durch Zustimmung zum 
,,marktwirtschaftlichen Illusionis- 
mus" der Sozialdemokratie oder zur 
Diktatur der ,,realsozialistischen" Bü- 
rokratie. 

Er wurde am 5. April 1923 als 
Kind jüdischer Eltern in Frankfurt am 
Main geboren. Mit ihnen ging er in 
die Emigration nach Antwerpen. 
Während der deutschen Besetzung 
Belgiens war er in der Widerstands- 
bewegung aktiv, kam ins KZ. Er 
überlebte. Später lehrte er an der 
Universite Libre in Brüssel Ökono- 
mie. Berufungen an die FU Berlin 
und die Universität Tübingen wur- 
den ,,administrativ" blockiert. 

Seine Veröffentlichungen umrei- 
ßen einen ungewöhnlich weiten Ho- 
rizont: von den Krisen der US-Wirt- 

schaft bis zu den Chancen eines ,,of- 
fenen Marxismus", von der Ästhetik 
des Kriminalromans bis zu den My- 
then sowjetischer Geschichtsschrei- 
bung. 

In den sechziger und siebziger 
Jahren war Mandel - offen, lebhaft, 
aber auch verletzlich, manchmal et- 
was professoral - einer der wichtig- 
sten Sprecher des ,,neuenn Trotzkis- 
mus. Aus dem ,,Sozialistischen La- 
ger" warf man ihm ,,dreiste feindli- 
che Hetze" vor. Er gehörte zu den 
wenigen Menschen, die zeitweise 
Einreiseverbot in beiden deutschen 
Staaten hatten. Er starb am 20. Juli 
1995. 

International bekannt wurde er 
mit der 1962 zuerst in Frankreich er- 
schienenen ,,Marxistischen Wirt- 
schaftstheorie". In ihr versuchte er 
nicht nur, die fragmentarische, oft 
verzerrt dargestellte ,,Politische Öko- 
nomie" von Marx zu rekonstruieren, 
sondern auch einige ihrer Lücken zu 
schließen - wie die Analyse der „zy- 
klischen Bewegung der Akkumulati- 
on" oder der internationalen Wirt- 
schaftsbeziehungen. Besonders in- 
teressierte ihn - Stichworte Mono- 
polisierung, Staatsintervention, Sy- 
stemkonkurrenz - die ,,fieberge- 
schüttelte Dynamik" des Kapitalis- 
mus im 20. Jahrhundert. 

,,Spätkapitalismus"? 
„Der Spatkapitalismus", erschienen 
1972, handelt von der Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg, vom Kon- 
fliktpotential der ,,Wohlstandsgesell- 
schaften". So anspruchsvoll und dif- 
ferenziert auch die Versuche sind, 
eine Linie etwa von der Marxschen 
Werttheorie zu den Verwerfungen 
der US-Wirtschaft in der Ara Kenne- 
dy1Johnson zu ziehen - wichtiger 
scheinen heute die politischen, ge- 
sellschafts- und wirtschaftspoliti- 
schen Analysen und Prognosen d i e  
Ses Buches. 

Als Mandel es schrieb, formierte 
sich - in Kontrast zum ,,Staatssicher- 
heits-Sozialismus", aber auch zur 
unaufhaltsam in die ,,Mittem driften- 
den Sozialdemokratie - weltweit 
eine ,,Neue Linke". Der ,,Mai 68" 
brachte die „autoritäre Demokratie" 
General de Gaulles ins Wanken, von 
Glasgow bis Palermo erhob eine ra- 
dikalisierte Gewerkschaftsbewegung 
ungewohnte Forderungen nach 
Kontrolle der lnvestitionsentschei- 
dungen, der ,,Weltpolizist" USA ge- 
riet nicht nur in Vietnam, sondern 
auch gegenüber der Antikriegsbe- 
wegung im eigenen Land in die De- 

Ernest Mandel: 
Theoretiker der ka- 
pitalistischen Krise 

von Winfried Roth* 

fensive, 1970 gewann der ,,revolu- 
tionare Sozialist" Salvador Allende 
die Prasidentschaftswahlen in Chile, 
in Prag und Warschau forderten 
,,Reformer" einen ,,authentischen" 
Sozialismus, und selbst das Packeis 
der ,,Adenauer-Republik" wurde 
durch die Studentenbewegung und 
die Proteste gegen die Notstandsge 
setze aufgebrochen. In einer Zeit 
ausklingender Prosperität fand fun- 
damentale Kapitalismuskritik, fan- 
den die Veröffentlichungen Mandels 
erstaunliche Resonanz. 

Das ,,Goldene Zeitalter" des 
Kapitalismus 
Damals, kurz vor dem Desaster, das 
der ,,Olpreisschock" nur auslöste, 
proklamierte dre ,,mainstreamu- 
Okonomie den Fortschritt von der 
,,Wohlstands-" zur .,Ü berflußgesell- 
schaft". Mandel dagegen rechnete 
mit der Rückkehr zum ,,gewöhnli- 
chen Kapitalismus" - und behielt 
recht. Drei Jahre nach Erscheinen 
seines Buchs war das ,,Wirtschafts- 
wunder" im Dunst der Depression 
verschwunden. 

Fur das „Goldene Zeitalter" der 
fünfziger und sechziger Jahre hatte 
Mandel alles andere als mythische 
Erklärungen: Erstens die nachhaltige 
,,Urnverteilung" zugunsten des Kapi- 
tals während des Faschismus in 
Deutschland und Japan, während 
der staatlich organisierten ,,Kriegs- 
wirtschaft" in den USA und Großbri- 
tannien. Zweitens das Überangebot 
billiger Arbeitskräfte: in der BRD ka- 
men vor den ,,Gastarbeiternn Millio- 
nen Flüchtlinge aus dem Osten, in 
anderen Ländern wurden zahlllose 
Bauern und Landarbeiter aus der zü- 
gig ,,durchindustrialisierten" Land- 
wirtschaft ,,freigesetzt". Drittens die 

Aus dem ,Sozialisti- 
schen Lager" warf 
man ihm ,dreiste 
feindliche Hetze' vor. 
Er gehörte zu den 
wenigen Menschen, 
die zeitweise 
Einreiseverbot in 
beiden deutschen 
Staaten hatten. 

* Winfried Roth, Diplom-Volkswirr, freier Journali* in Berlin 
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Vertraut man dem 
statistischen Modell, 

dann wäre die 
Prosperitätsphase um 

1970, die anschlie- 
ßende, Große 

Depression" jetzt, 
Mitte der neunziger 

Jahre, zu Ende. 

,,Systemkonkurrenz" zwischen ,,real 
existierendem Sozialismus" und ,,so- 
zialer Marktwirtschaft". 

Die beiden ersten Faktoren be- 
günstigten - zusammen mi t  dem 
,,Technologieschub" des Krieges, 
vom Düsenflugzeug bis zum Kern- 
reaktor, zusammen aber auch mit 
massiven staatlichen ,,Anschubfi- 
nanzierungen", etwa dem Mars- 
hall-Plan - einen Investitionsboom. 
Die Antwort auf die ,,kommunisti- 
sche Herausforderung" hieß: ein 
faszinierendes Angebot bezahlba- 
rer Konsumgüter, reißfeste soziale 
Sicherungsnetze, Vollbeschäfti- 

gung. 
Anfang der siebziger Jahre waren 

die Fundamente dieses Modells, so 
Mandel, brüchig geworden; er ging 
von einer Überlagerung konjunkturel- 
ler und struktureller Krisenmomente 
aus. Anzeichen eines ,,Trendbruchs" 
sah er im heftigeren Aufflackern von 
Rezessionen (in der Bundesrepublik 
etwa 1967), in der Zerrüttung des 
westlichen Währungssystems (1 971 
fiel der ,,Gold-Dollar-Standard" aus- 
einander), in dem schärferen ,,Verteil 
lungskampf" zwischen ,,Nordu und 
,,Südu (1 973 folgte die Konfrontation 
mit der OPEC). 

Das Modell der ,,Langen Wel- 
len" 
Der Theorie der ,,Langen Wellen der 
Wirtschaftsentwicklung" widmete 
Mandel 1980 auch eine Monogra- 
fie. Die Grundthese: seit dem Ende 
des 18. Jahrhunderts hat es in der 
kapitalistischen Weltwirtschaft vier 
,,epochaleu Entwicklungszyklen ge- 
geben, jeweils zwanzig bis dreißig 
Jahre Prosperität, zwanzig bis drei- 
ßig Jahre Depression - Grundströ- 
mungen unter den kurzfristigen Os- 

zillationen der Konjunktur. 
Zum ersten Mal analysiert wur- 

den solche ,,Mega-Trends" in den 
zwanziger und dreißiger Jahren, vor 
allem von Nikolai Kondratieff und 
Joseph Schumpeter - oft ist auch die 
Rede von ,,Kondratieff-Zyklen". Im 
Gegensatz zu ihnen erklärt Mandel 
den Übergang zur Prosperität nicht 
oder nur beiläufig durch ,,technolo- 
gische Basisinnovationen" oder das 
Auftauchen besonders dynamischer 
,,Entrepreneursu. 

Mögliche Voraussetzungen von 
,,Goldrausch", ,,Gründerzeiten", ,,Wirt- 
schaftswundern" laut Mandel: die 
Verschiebung der Machtverhältnisse 
zwischen ,,Kapitalu und ,,Arbeit" mit 
einer durchgreifenden Senkung der 
Reallöhne; Kapitalexport in nicht 
oder nur oberflächlich ,,erschlosse- 
ne" Regionen des Weltmarkts; eine 
,,historische" Verbilligung von Roh- 
stoffen oder ,,produktionsbezoge- 
nen" Dienstleistungen (etwa Trans- 
port und Telekommunikation). Mit  
einem Wort: die durchschnittliche 
Kapitalrendite steigt. Was aber, 
wenn der Tiger anfängt, sich in den 
Schwanz zu beißen ? Prosperität ,,in 
the long run" heißt Vollbeschäfti- 
gung, Vollbeschäftigung heißt Ar- 
beitskräftemangel, Arbeitskräfte- 
mange1 heißt Reallohnsteigerungen. 
Rationalisierung und aggressivere 
Konkurrenz führen zu einer steigen- 
den ,,Kapitalintensität" der Produkti- 
on, die ebenfalls die Profitrate ge- 
fährdet. Die Folge: eine stagnative 
Grundströmung unterspült das dy- 
namische Glück. 

Wenn Mandel den Beginn der 
letzten ,,expansiven Welle" auf Mitte 
der vierziger Jahre datiert, ist der 
Krieg für ihn ein Faktor unter ande- 
ren. Vertraut man dem statistischen 

Modell, dann wäre die 

Borsencrash 1929 

Prosperitätsphase um 
1970, die anschließen- 
de ,,Große Depressi- 
on" jetzt, Mitte der 
neunziger Jahre, zu 
Ende. 

Allerdings: anders 
als bei den kurzen Zy- 
klen ist schon der em- 
pirische Nachweis lan- 
ger ,,Wellenn umstrit- 
ten - zu ungenau sind 
die internationalen 
Statistiken gerade des 
19. Jahrhunderts. Kaum 
exakt zu bestimmen ist 
außerdem der Einfluß 
politischer „Verwerfun- 
gen" - Kriege und Re- 

volutionen - auf die langfristige 
Wirtschaftsentwicklung. 

Die Illusion des .,krisenfreien 
Wachstums" 
Dabei schien es einmal, als seien Re- 
zessionen, Krisen, ,,Große" Depres- 
sionen für immer in die Schatten der 
Vormoderne verwiesene Ungeheu- 
er. Unter sozialdemokratischen Poli- 
tikern herrschte Euphorie über die 
Möglichkeiten der ,,Globaliteue- 
rung". Der Glamour des schwedi- 
schen ,,Wohlfahrtskapitalismus" 
oder die Erfolge des ,,sozialdemo- 
kratischen Erhard" Karl Schiller bei 
der ,,BewältigungJ' der schweren Re- 
zession von 1966167 schienen ihnen 
recht zu geben. 

Doch noch bevor der Glaube an 
die definitive ,,Verstetigung des 
Wachstums" sich durchgesetzt hat- 
te, wurde er von der tristen Wirklich- 
keit dementiert. Auf dem Höhe- 
punkt des Optimismus behauptete 
Mandel ein drohendes Versagen der 
Konjunktursteuerung. 

Die entscheidenden Punkte sei- 
ner Kritik: steigende Zinslasten - 
der Preis kreditfinanzierten „Ge- 
gensteuern~" - engen den Spiel- 
raum der Wirtschaftspolitik rasch 
ein; die staatlichen Impulse für pri- 
vate Investitionen bleiben of t  zu 
diffus oder lösen nur ,,Mitnahme- 
effekte" aus; eine internationale 
Koordination der Wirtschaftspolitik 
- über Proklamationen hinaus - ist 
kaum durchzusetzen, binnenwirt- 
schaftliche Stabilisierungserfolge 
können leicht durch ,,externen Ein- 
flüsse neutralisiert werden; „ex- 
pansive" Konjunkturpolitik be- 
schleunigt die Inflation. 

Der Weg in die Niederlage 
Anders als von Mandel erwartet, 
führte die Zuspitzung der Krise - 
und mit ihr das Scheitern der Sozial- 
demokratie - nicht zur sozialisti- 
schen, sondern zur ,,neokonse~ati- 
ven" Revolution. Zentralen Stellen- 
wert für seine Analyse hatte die „Of- 
fensive der Arbeiterbewegung" in 
den sechziger und frühen siebziger 
Jahren, die Eskalation von Streiks, 
Massendemonstrationen und Fa- 
brikbesetzungen, oft  - wie 1969 in 
der BRD - gegen den Willen der Ge- 
werkschaftsführungen. 

Am Anfang ging es um höhere 
Löhne, nach einiger Zeit standen ge- 
wöhnlich auch Arbeitsorganisation 
und ,,Unternehmensziele" zur Dis- 
kussion. Gleichzeitig wurden die un- 
terschiedlichsten ,,Gegenmacht- 
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J USOS als sozialistischer und femi- 
nistischer Richtungsverband - 

drohte dieser Anspruch zwi- 
schenzeitlich bei den Jusos fast zur 
Phrase zu verkommen, hat er nun 
mit dem Bundeskongresses in  Berlin 
wieder neue Brisanz gewonnen. Es 
ging darum, ob die Jusos diesen An- 
spruch aufgeben oder nicht. 

Das Ergebnis war eindeutig, in 
allen zentralen inhaltlichen Fragen 
konnte sich die Verbandslinke durch- 
setzen, der Versuch, die Frauenquote 
zu einer Geschlechterquote zu ver- 
stümmeln, scheiterte gleich zu Be- 
ginn des Kongresses - auch lästige 
Diskussionen um den Rückzug von 
Delegierten aus nicht-quotierten De- 
legationen entfielen. Der. Verband 
hat sich trotz aller Streitigkeiten ein- 
deutig als sozialistischer und femini- 
stischer Richtungsverband positio- 
niert. 

Das allerdings interessierte die 
Medienöffentlichkeit kaum. Auf- 
grund der plötzlichen Kandidatur 
Stefan Grügers für den Bundesvor- 
sitz war die öffentliche Botschaft 
lediglich die, daß der Juso-Ver- 
band nach wie vor zerstritten sei. 
Der Versuch, mi t  dem Bundeskon- 
greß in  der öffentlichen politischen 
Debatte Duftmarken zu setzen und 
die in weiten Teilen erfolgreiche 
politische Arbeit der letzten zwei 
Jahre zu präsentieren, wurde da- 
m i t  vereitelt. 

Schwerpunkt: Sozialstaat 
Schwerpunkt des Kongresses war 
die Frage nach der Zukunft des Sozi- 
alstaat~. Zusammen mit den bayeri- 
schen Genossen und Genossinnen 
ist es der Juso-Linken gelungen. sich 
von neoliberalen Elementen in der 
Rentenpolitik, wie sie von den Jusos 
Baden-Württemberg vertreten wur- 
den, klar zu distanzieren. Eine deut- 
liche Mehrheit des Kongresses erteil- 
te  einer teilweisen Einführung des 
Kapitaldeckungsverfahrens in der 
Rentenversicherung eine Absage. 
Die Jusos bekräftigten damit ihre Po- 
sition, daß nicht die demographi- 
sche Entwicklung das Problem der 
Rentenversicherung ist, sondern die 
Massenarbeitslosigkeit. Der Wider- 
spruch in  unserer Gesellschaft ver- 
läuft nach wie vor nicht zwischen 
Jung und Alt, sondern zwischen Ka- 
pital und Arbeit. 

Klassische Auseinanderset- 
zungspunkte in  der Generaldebat- 
te  waren die Frage einer bedarfs- 
orientierten Mindestsicherung 
Contra Negativsteuer und die Frage 

der Arbeitszeitverkürzung bei vol- 
lem Lohnausgleich. Auch hier 
konnte sich die Verbandslinke mit 
ihren Positionen durchsetzen. Pro- 
blematisch war allerdings, daß die 
Juso-Linke zum Bereich Steuern 
und Renten keine eigenen Anträge 
eingebracht hatte, und sich daher 
inhaltlich nur durch die Debatte 
profilieren konnte. 

Es ist aber gelungen, neue Um- 
verteilungsprojekte zu entwickeln 
und zu beschließen, die an das mit 
Erfolg vorgetragene Konzept der 
Umlagefinanzierung der berufli- 
chen Bildung anknüpfen. Neue po- 
litische Handlungsfelder wurden 
vor allen Dingen mit dem Beschluß 
aufgezeigt, eine elternunabhängi- 
ge Jugend-Ausbildungsförderung 
durchzusetzen und dies zum Teil 
mi t  einer Erhöhung der Erbschafts- 
steuer gegenzufinanzieren. M i t  
dem Vorschlag, allen Jugendlichen 
unabhängig von ihrem Elternhaus 
die Ausbildung zu finanzieren, 
wird der Anspruch von Jugendli- 
chen, diese Lebensphase eigen- 
ständig zu gestalten, aufgenom- 
men und Bildung als gesellschaftli- 
che Aufgabe definiert. 

Auch im Bereich der Frauenpoli- 
tik ist es gelungen, die konkreten 
Ansprüche gerade von jungen Frau- 
en mit sozialpolitischen Debatten zu 
verknüpfen. Mit  einer ~rbeitszeitver- 
kürzung bei vollem Lohnausgleich 
kann dem doppelten Lebensentwurf 
von jungen Frauen, nämlich Beruf 
und Privatleben gleichberechtigt ne- 
beneinander zu stellen, Rechnung 
getragen werden. Gleichzeitig wur- 
de damit ein neuer strategischer An- 
satzpunkt in der feministischen De- 
batte gefunden: Der Wunsch, Priva- 
tes und Beruf zu verbinden, wird 
nicht mehr als Schwäche, sondern 
als Stärke definiert und ist somit 
Maßstab gesellschaftlicher Entwick- 
lung. 

Oskar: Teil zwei 
Oskar Lafontaine machte es den Ju- 
sos mit seiner Rede am Freitag Nach- 
mittag nicht unbedingt leicht, ihn zu 
kritisieren. Er griff alle zentralen Poli- 
tikfelder der Jusos, von der Kritik an 
der Standortideologie über den 
doppelten Lebensentwurf bis zum 
solaren Umbau auf, so daß die Aus- 
einandersetzung sich hauptsächlich 
darauf beschränkte, einzufordern, 
seine hehren Worte doch endlich 
auch in Politik umzusetzen. Interes- 
sant ist aber die Tatsache, daß Oskar 
Lafontaine bereits den zweiten Juso- 

Berlin, 
Alexanderplatz 

Der Juso-Bundeskongreß 1997 

von Bettina Kohlrausch* 

Bundeskongreß in  Folge besuchte. 
Auch das zeigt, daß die Jusos inner- 
parteilich an Bedeutung gewonnen 
haben. 

Arbeitsprogramm 
Der Versuch, ein gemeinsames Ar- 
beitsprogramm zu erstellen, schei- 
terte trotz großer Annäherungen ein 
paar Stunden vor Beginn des Kon- Der Verband hat sich 
gresses. Entscheidender Auseinan- trotz aller Streitigkei- 
dersetzungspunkt war die Frage, ob ten eindeutig als 
bei einer neuen Grundsatzdebatte sozialistischer und 
der Jusos ihre politische Grundaus- feministischer 
richtung als sozialistischer Rich- Richtungsverband 
tungsverband ein Fixpunkt bleiben positioniert. 
oder in Frage gestellt werden sollte. 

Dennoch war der von Andrea 
Nahles und der Juso-Linken getrage- 
ne Diskussionsprozeß im Vorfeld des 
Kongresses wichtig, um breite Teile 
des Verbandes in die Entwicklung 
des Arbeitsprogrammes einzubezie- 
hen. Die Neuerung, Kompromisse 
um das Arbeitsprogramm bereits 
frühzeitig zu klären, ist sicherlich be- 
grüßenswert, was auch das im Ver- 
gleich zu anderen Arbeitsprogram- 
men in sich geschlossene Ergebnis 
beweist. Aufgrund der Kurzfristig- 
keit des Scheiterns waren aber trotz- 
dem der Prozeß und die Auseinan- 
dersetzungspunkte für viele Dele- 
gierte nur noch schwer nachvoll- 
ziehbar. 

Die Verbandslinke konte sich 
auch an diesem Punkt mit ihrem Ar- 
beitsprogrammentwurf klar durch- 
setzen. Zentraler Inhalt des Arbeits- 
Programms ist die Kampagne zum 
Thema ,,Zukunft der Arbeit" mit Pro- 
jekten zur Beschäftigungspolitik, 
Umverteilung, zum solaren Umbau 
und einer Bildungsoffensive. 

* Betiina Kohlrausch, Bonn, Mitglied des Juso-Bezirksvorstands Mittelrhein 
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ber; Edelgard Bulrnahn aus Hanno- ausgeber seit 1993; Sigrid Skarpelis- 
ver ist seit Oktober 1993 Herausge- Sperk ist Bundestagsabgeordnete 
berin, sie ist Mitglied im SPD-Partei- aus Kaufbeuren und Mitglied des 
vorstand und bildungs- und for- Parteivorstands, seit 1993 eine der 
schunqspolitische Sprecherin der Herausaeberlnnen: Andreas Wehr 

Intern 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Die Zeitschrift hat schon wieder 
ein neues Redaktionsrnitglied: Uta 
Bierrnann, in Mainz lebende und ar- 
beitende Chemikerin, wird sich 
schwerpunktmäßig um die Felder 
Ökologie sowie Forschung und Wis- 
senschaft kümmern. 

Wir wollen unsere Berichterstat- 
tung über Vorgänge im ,,Raurnschiff 
Bonn" durch eine regelmäßige Ko- 
lumne verstärken. Als Rubrikentitel 
für die Beiträge dazu sind wir nach 
vielem Nachdenken jetzt auf BONN 
APART verfallen, was verschiedenste 
Assoziationen zu toten und leben- 
den Personen zuläßt. Falls jemand 
einen besseren Vorschlag hat, sind 
wir für sachdienliche Hinweise jeder- 
zeit dankbar. 

Die im letzten intern angekün- 
digte stärkere Darstellung der im 
spw-Zusammenhang tätigen Perso- 
nen wollen wir in diesem Heft damit 
beginnen, den erlauchten Kreis un- 
serer gegenwärtig 14 Herausgebe- 
rlnnen etwas näher vorzustellen: 
Heinz Albrecht ist der älteste, Wider- 
standskämpfer und früherer Leiter 
des Marxistischen Arbeitskreises der 
SPD Berlin (West), er ist seit der 
Gründung der spw 1978 Herausge- 

smndestagshaktion; 
- 

Karin ist Mitglied des SPD-Landesvor- 
Benz-Overhage ist Mitglied im Ge- stands Berlin und seit 1996 Heraus- 
schäftsführenden Hauptvorstand 
der IG Metall in Frankfurt und eben- 
falls seit 1993 eine der Herausgebe- 
rlnnen; Dierher Dehrn ist Songautor 
und stellvertretender Bundesvorsit- 
zender der AG Selbständige und Un- 
ternehmer in der SPD und seit 1991 
Herausgeber; Katrin Fuchs aus Gü- 
tersloh ist Parlamentarische Ge- 
schäftsführerin der SPD-Bundestags- 
fraktion und war Mitglied des SPD- 
Parteivorstands, seit 1986 Herausge- 
berin; Christel Hanewickel aus Halle/ 
Saale ist seit 1993 Herausgeberin 
und frauen- und familienpolitische 
Sprecherin der SPD-Bundestagsfrak- 
tion; Uwe Krerner wohnt in Dort- 
mund und arbeitet bei dem gewerk- 
schaftseigenen Beratungsunterneh- 
men ISA Consult und ist seit 1995 
Herausgeber; Detlev von Larcher aus 
Weyhe bei Bremen ist Bundestags- 
abgeordneter und Koordinator des 
Frankfurter Kreises der SPD-Linken 
und Herausgeber seit 1993; Susi 
Möbbeck war Juso-Bundesvorsit- 
zende 1988 - 1991, arbeitet als wis- 
senschaftliche Abgeordnetenrnitar- 
beiterin und wohnt in Magdeburg, 
Herausgeberin seit 1990; Prof. Peter 
von Oertzen aus Bremen war lange 
Zeit Mitglied des SPD-Parteivor- 
stands und Leiter der Parteischule, 
Herausgeber seit 1993; Horst Peter 
aus Kassel war bis vor einigen Jahren 
Mitglied des Bundestags und Koor- 
dinator des Frankfurter Kreises, Her- 

geber; Thomas Westphal war Juso- 
Bundesvorsitzender 1993 - 1995 
und ist seit 1993 Herausgeber der 
spw, arbeitet jetzt bei der ISA Con- 
sult und wohnt in Dortmund. 

In spw 1/97 hatten wir die Erfur- 
ter Erklärung veröffentlicht und an- 
gekündigt, daß wir uns für den Er- 
folg dieser Initiative einsetzen wol- 
len. Am 14. Mai hatte hierzu das 
spw-Leserlnnenforurn Rheinland 
eingeladen, um in Köln einen Unter- 
stützerlnnenkreis für die Erfurter Er- 
klärung zu bilden. Dem Aufruf folg- 
ten Ca. 20 Personen aus Parteien 
und Gewerkschaften. Die Anwesen- 
den haben sich darauf verständigt, 
es nicht bei einer verbalen Unter- 
stützung der Erklärung zu belassen, 
sondern aktiv in die Formierung ei- 
ner ,,Gegenbewebung" zur Kohl-Re- 
gierung einzugreifen und dabei an 
markante lokale Probolemlagen an- 
zuknüpfen. Vor der politischen Som- 
merpause soll z.6. gemeinsam mit 
Beschäftigten der städtischen Betrie- 
be eine Veranstaltung zum Thema 
,,Privatisierung im öffentlichen 
Dienst" durchgeführt werden. Wer 
sich für die Arbeit des spw-Leserln- 
nenforum Rheinland und die Kölner 
Aktivitäten rund um die Erfuter Er- 
klärung interessiert, wende sich an: 
Hans-Günter Bell, Tel. 0221 - 
885299. 

Die spw-Redaktion 

spw - Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft und die Jusos in der SPD (Bundesverband, 
Landesverband NRW, Bezirke Mittelrhein und Rheinland-Hessen-Nassau, UB Bonn) laden gemein- 
sam ein zur Veranstaltung am 12. Juni 1997: 

POLITIKWECHSEL I N  DEUTSCHLAND ' 9 8  
P e r s p e k t i v e n  - P a r t e i e n  - P o s i t i o n e n  
Es diskutieren: Edelgard Bulmahn (SPD-Parteivontand, spw-Herausgeberin) 

Gregor Gysi (Sprecher der PDS-Gruppe im Bundestag) 
Kerstin Müller (Fraktionssprecherin Bündnis 90/Die Grünen) 
Andrea Nahles (Juso-Bundesvorsitzende) 
Bodo Ramelow (Thüringer Landesvorsitzender der Gewerkschaft HBV, Mitinitiator 
der ,,Erfurter Erklärung") 
Moderation: Gesa Rünker 

Wann und wo: Donnerstag, 12. Juni 1997 - 19.30 Uhr 

Stadthalle Bad Godesberg 1 Kleiner Saal 
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Strategien" entwickelt, von ,,auto- William Kapps Theorie 
nomen Fabrikräten" bis zur ,,paritä- der ,,Sozialkosten", 
tischen Mitbestimmung". In den 
meisten Ländern folgte eine Korrek- 
tur der Einkommensverteilung zu- 
gunsten der ,,Lohnabhängigen". 

Aber nicht allein das reformisti- 
sche Projekt eines ,,gebändigten Ka- 
pitalismus" scheiterte - alle wichti- 
gen Strömungen links-traditioneller 
Politik erlebten statt der ,,Götter- 
dämmerung des Profitsystems" ih- 
ren eigenen Bankrott. 

Mandel wußte, daß die Militanz 
jener Jahre die Hochkonjunktur, die 
fehlende ,,Disziplinierung" der Be- 
schäftigten durch die Arbeitslosig- 
keit zur Voraussetzunq hatte. Doch - 
dem Kapital fiel der Weg aus der De- 
fensive ungeahnt leicht. Von Lon- 
don bis Pnom Penh diskreditierte die 
Linke - blutbefleckt, subaltern oder 
,,nur" wirr - sich selbst. 

Defizite der Linken 
Das Dilemma der ,,autoritären Arbei- 
terbewegung" - in ihrer diktatori- 
schen wie ihrer sozialreformerischen 
Variante - hatte Mandel schon 1967 
in einem polemischen Text mit dem 
Titel ,,Über die Bürokratie" analysiert. 

Aber auch die wenigen Ansätze 
einer demokratischen, radikal anti- 
kapitalistischen Wirtschaftspolitik 
scheiterten - in Chile in der Regie- 
rungszeit der ,,Unidad Popular", 
dann zu Beginn des ,,Experiments 
Mitterand" in Frankreich, während 
der unruhigen sozialistisch-kommu- 
nistischen Koalition. In beiden Fällen 
erwies sich, daß gegen eine ent- 
schlossene Boykottstrategie des Ka- 
pitals - ,,lnvestitionsstreiks", Kapital- 
flucht - in einem Land allein nicht 
anzukommen war. 

Gerade die Befangenheit der Lin- 
ken, der Gewerkschaften im ,,natio- 
nalen Bewußtsein" kritisierte Man- 
del immer wieder. Und während 
heute Kapital mit wachsender 
Selbstverständlichkeit als ,,global 
player" agiert, gibt es auf Seiten der 
,,Arbeit" nach wie vor nur dürftige 
Ansätze internationaler Kooperati- 
on, breiten sich nationalistisch-frem- 
denfeindliche Überzeugungen vor 
allem in der ,,Arbeiterklasseu aus. 

Die Hoffnung auf eine ,,Offensive 
der Linken" war nicht die einzige 
Fehleinschätzung Mandels. Typische 
Defizite der sozialistischen Bewe- 
gung spiegeln sich auch auf den Sei- 
ten von ,,Der Spätkapitalismus". Die 
,,ökologische Herausforderung" war 
schon 1972 zu spüren. Mandel ver- 
weist durchaus zustimmend auf Karl 

der durch den ,,freien 
Markt" bedingten 
Wohlstandsverluste, er 
hebt wie der nonkon- 
formistische US-Öko- 
nom den Konflikt zwi- 
schen Teil-Rationalität 
und Gesamt-lrrationa- 
lität in Ökonomie und 
Ökologie hervor. An- 
ders als der ,,mainst- 
ream" ignorierte Man- 
del also die Probleme 
nicht, die wenig später 
ins Zentrum ,,grünern 
Wir tschaf tstheor ie 

... und die glitzernde Fassade des Kapitalismus heute 

rückten -aber mehr als einige Rand- 
bemerkungen waren sie ihm auch 
nicht wert. Im Gegenteil findet sich 
häufig bei ihm ein aus heutiger Sicht 
naiver technologischer Optimismus. 

Ebenfalls charakteristisch: der 
übersehene Stellenwert ,,weiblicher 
Reproduktionsarbeit"; die ,,Ökono- 
mie der Frauen" - ein ,,weißer Fleck" 
nicht nur im Denken Mandels, son- 
dern des traditionellen Sozialismus 
allgemein. 

Die ,,kapitalistische Revolution" 
Mandel skizzierte in ,,Der Spätkapi- 
talismus" - im Zusammenhang mit 
dem Auslaufen der „langen Welle 
der Prosperität" - auch eine mögli- 
che Gegenoffensive des Kapitals, die 
er allerdings für politisch kaum mehr 
durchsetzbar hielt. 

Natürlich scheiterte die ,,Arbei- 
terbewegung" nicht allein an ihren 
Fehlern und Widersprüchen. Fatal 
wirkten sich zwei Jahrzehnte Mas- 
senarbeitslosigkeit aus. Unter ,,nor- 
malen" Bedingungen, so Mandel 
(und Marx), ist das Kapital nicht an 
Vollbeschäftigung interessiert, son- 
dern an einer nicht zu hohen und 
nicht zu niedrigen Erwerbslosigkeit, 
die vor allem zur Disziplinierung der 
noch Beschäftigten - gerade mit 
Blick auf ,,unverantwortliche" Um- 
verteilungs- und Mitbestimmungs- 
forderungen - dient. 

Elemente der „kapitalistischen 
Offensive" laut Mandel: die Gewin- 
nung von Minderheiten der ,,Lohn- 
abhängigen" - Facharbeiter, qualifi- 
zierte Angestellte - durch großzügi- 
ge oder auch nur bescheidene Privi- 
legien; Vernichtung von Arbeitsplät- 
zen durch Rationalisierung; Abbau 
von sozialen Garantien - Stichworte 
,,Flexibilisierung", ,,prekäre Arbeits- 
verhältnisse"; organisierte ..Stand- 
ortkonkurrenz", national wie inter- 

national; schließlich die Taktik des 
,,Ausblutenlassens" - exemplarisch 
im britischen Bergarbeiterstreik 
1984/85, in der BRD die ,,Operation 
Rheinhausen". 

Überall zeigte sich, daß es im 
Zweifel eine konsequente ,,Klassen- 
solidarität" des Kapitals gab, aber al- 
lenfalls eine punktuelle Solidarität 
der ,,Arbeitr'. 

Prosperität oder Katastrophe 7 
Überzeugender als seine politischen 
Prognosen erscheinen heute Man- 
d e l ~  ökonomische Analysen. 

Bestätigt haben sich etwa seine Er- 
wartungen, Befürchtungen irn Hin- 
blick auf die Kapitalzentralisation. Der 
Mythos Markt steht in krassem Ge- 
gensatz zur realen ,,Vermachtungu 
der Märkte. Den Myriaden autonomer 
Unternehmen weltweit werden die 
,,Spielregeln" von einigen tausend - 
vielleicht sind es auch nur fünfhundert 
- Industrie-, Handels- und Finanzkon- 
zernen vorgegeben. 

Ein anderes Beispiel: der ,,Volks- 
kapitalismus". Seiner beschwingten 
Ideologie zum Trotz konzentriert 
sich in den großen Industrieländern 
das Geld- und das Produktiwermö- 
gen bei einer verblüffend kleinen 
Minderheit der Bevölkerung, nicht 
viel anders als vor hundert Jahren. 
Nur ist die Tatsache, daß bei uns 
etwa fünf Prozent der Bürger und 
Bürgerinnen soviel Vermögen besit- 
zen wie die restlichen 95 Prozent zu- 
sammen', für die unendliche Ge- 
schichte ,,Wir alle müssen unsere 
Ansprüche reduzieren!" ohne Be- 
deutung. 

Über transnationale Konzerne, 
die bedrohte Hegemonie der US- 
Wirtschaft oder die Krise des inter- 
nationalen Währungssystems wurde 
schon 1970 heftig debattiert. Als ei- 
ner der ersten analysierte Mandel 

Gerade die Befangen- 
heit der Linken, der 
Gewerkschaften irn 
,nationalen Bewußt- 
sein' kritisierte 
Mandel immer 
wieder. 
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sazial4kologische 
Wirlsch~orschung e. l! 

analysen 
faktea & argumamte 

isw~eport 
erscheint vierIelj#ri!kh, DM 5,- t Versand 
(Jahresabo: 30,- DM) 

EUROStrategien des Kapltals 
(Nr. 29, Oktober 1996) 
Das Geschäft mil der Wohnung 
(Ni. 30, Februar 1997) 
Deutsche Macht-Allianz 
(Nr. 31, April 1997) 

isw-spezial 
Cuba libre - Kuba Ilberal? 
(Nt. 9, Januar 97), DM 5,- t Versand 
Energiesteuer - und dann? 
(NI. 10, April 97), 80 C., DM 8,- t Vers. 

Armut 81 sozialabbau 
in einem reichen Land 

die Globalisierung des Finanzsektors 
und seine zunehmende Verselbstän- 
digung gegenüber der ,,realen, pro- 
duzierenden" Ökonomie. Die Tau- 
sende von Milliarden, die heute in  
einem interkontinentalen ,,Casino- 
Kapitalismus" hin- und hergescho- 
ben werden, widerlegen nicht nur 
die Überzeugung, es fehle an Kapital 
für produktive Investitionen. Die auf- 
fallende Häufung von Kredit-, Bör- 
sen- und Währungskrisen seit dem 
Crash vom Herbst 1987 zeigt, daß 
sich kaum noch kalkulierbare Risiko- 
potentiale aufgestaut haben, gerade 
auch für die ,,reale Ökonomie". 

Die staatlichen Garantien für 
das private Finanzsystem, die bis- 
her noch die Hoffnung begründen 
konnten, eine Katastrophe wie 
1929130 sei ausgeschlossen, er- 
scheinen angesichts der irritieren- 
den Eigendynamik und der kaum 
noch vorstellbaren Größe der heu- 
te über die Daten- Highways flak- 
kernden Summen brüchig. Gleich- 
zeitig greift - Stichwort ,,Verlust 
der Zinssouveränität" - nicht nur 
nationalstaatliche, sondern gene- 
rell staatliche, öffentliche Regulie- 
rung privater Kapitalverwertung - 
man braucht sich nur an den Ein- 
sturz des Europäischen Währungs- 
systems 1993 zu erinnern - immer 
häufiger ins Leere. 

Ist die ,,Lange Welle der Stagna- 
tion" tatsächlich überwunden? Be- 
deutet die zögernde internationale 
Konjunkturbelebung der letzten Jah- 
re den Beginn einer neuen Epoche 
kapitalistischer Expansion? 

Immerhin leuchten im gegen- 
wärtigen Dunst gelbgrüne Signale: 

infolge der Massenarbeitslosig- 

nipulation repräsentieren einen „ka- 
pitalsparenden" Typ industrieller 
Entwicklung. 

Der Kapitalismus, ,,Sieger der  
Geschichte"? 
Unzufriedenheit und Protest werden 
in den westlichen Industrieländern 
(USA, Frankreich, Italien, Österreich) 
- angesichts kaum mehr wahrnehm- 
barer linker Alternativen - immer 
häufiger von der sozialen Demago- 
gie der radikalen Rechten instru- 
mentalisiert. Sind wir auf dem Weg 
in die ,,soziale Entropie", in  gesell- 
schaftliche Desintegration und Bru- 
talisierung, in den ,,Kampf aller ge- 
gen alle"? 

Ernest Mandels Analysen, vor al- 
lem ,,Der Spätkapitalismus", sind - 
trotz fataler Fehleinschätzungen - 
mit ihrem Weitblick und ihrer kriti- 
schen Unbefangenheit faszinierend. 
Auch heute, an der Schwelle zum 
21. Jahrhundert, liefern sie ,,funda- 
mentale" Argumente für eine nicht 
nur ökonomische, sondern auch po- 
litische und moralische Kritik des Ka- 
pitalismus - und zahllose Anregun- 
gen für weitere theoretische Arbeit. 

Auswahlbibl iographie 
Es sind die deutschen Erstausgaben 
wichtiger Bücher Ernest Mandels auf- 
geführt. 
Einführung in die marxistische Wirtschafts- 

theorie, Verlag Neue Kritik, FrankfurVM. 
1967 

Marxistische Wirtschaftstheorie, Suhrkamp 
Verlag, FrankfurVM. 1968 

Über die Bürokratie, ISP-Verlag, FrankfurV 
M. 1971 

Der Spätkapitalismus, Suhrkamp Verlag, 
FrankfurVM. 1972 

Kritik des Eurokommunismus, Verlag Olle 
und Wolter, Berlin (West) 1978 

keit und der Schwächung der Ge- Trotzki, Verlag Olle und Wolter, Berlin 

werkschaften sind die Reallöhne ge- (West) lg7' 
Die langen Wellen im Kapitalismus, ISP-Ver- 

sunken, in den USA beispielsweise las, FrankfurVM, 1983 
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ten" Bundesrepublik ist die ,,struk- 
turbereinigte" Lohnquote längst auf ' H. Schlomann: ,,Die Entwicklung der 

das ~i~~~~ der sechziger ~~h~~ ge- Vermögensverteilung in Westdeutsch- 

=-,,. -, land", in: E.-U. Huster ( ~ g . ) :  ,,Reichtum 
Reichtum und ~ a ~ i G m a c h t  in 
Deutschland (Nr. 2, Nov. 95), 8,- +Vers. 
Der Steuer-Skandal 

steigen; 
in den letzten fünfzehn Jahren 

sind die Preise für Rohstoffe aus der 
Dritten Welt dramatisch gesunken3; 

die ,,Zweite Welt", das ehemali- 
ge ,,Sozialistische Lager", verheißt, 
trotz aller Unsicherheiten, Absatz- 
und Beschaffungsmärkte von kolo- 
nialer Dimension; 

Technologien wie ,,fortgeschrit- 
tene" Mikroelektronik und Genma- 

raiien-; in Deutschland". FrankfurVNew York, 
,.lean productionm-Strategien 1993, S .  54ff. 

lassen die Gewinne eindrucksvoll J. Huffschmid: ,,Arbeit im Zerfall - Stim- 
mungen und Tatsachen aus den USA", 
in: ,,Zeitschrift Marxistische Erneue- 
rung", Nr. 26, Juni 1996, 5. 24; M. 
Wendl: ,Die angebotspolitische Wende 
in der Tarifpolitik", in: PROKLA, Nr. 106, 
März 1997, 5. 103. 
Deutsche Bundesbank: Monatsberichte. 
Februar 1997. 5. 156. 

der lnitiierung notwendiger gesell- 
schaftlicher Nachfrage nach ökolo- 
gisch sinnvoller Produktion wesentli- 
che Schrittmacherfunktionen wahr- 
nehmen. C) Es bedarf einer Auswei- 
tung wirtschaftsdemokratischer In- 
strumente und Verfahren, um den 
ökologischen Umbau zum Teil auch 
gegen Marktkräfte umzusetzen. 
Strittig war in diesem Zusammen- 
hang, welchen Stellenwert dabei 
eine institutionelle Stärkung von 
Verbraucherinteressen einnehmen 
kann. Die unter anderem vorge- 
schlagenen Verbraucherräte und 
-wahlen wurden beispielsweise sehr 
kritisch bewertet. 

Auf der Tagung konnten wesent- 
liche Eckpunkte eines radikalrefor- 
merischen Projektes schärfer kontu- 
riert werden. Damit ist ein Zwischen- 
schritt bei der Konkretisierung einer 
inhaltlichen Alternative zur sozial- 
feindlichen Politik der geleistet wor- 
den, der durchaus auch eine Orien- 
tierung für die Bonner Oppositons- 
parteien zur Ablösung der Kohl-Re- 
gierung bieten kann. Bezeichnend 

für die Diskussion der Tagung war, 
daß inhaltliche Diffenrenzen sich zu- 
meist nicht mehr an der Parteizuge- 
hörigkeit festmachten, sondern quer 
dazu lagen. 

Verbindung zur Erfurter 
Erklärung 
Den Abschluß der Tagung bildete 
eine Diskussion mi t  Initiatoren der 
Erfurter Erklärung. Edelbert Richter 
aus Weimar und Eckart Spoo aus 
Hannover legten ihre Motivation 
zur Mitarbeit bei der Erfurter Erklä- 
rung dar, wobei deutliche Unter- 
schiede in  der West- und Ost-Sicht 
zutage traten. Der gemeinsame 
Nenner ist jedoch, daß es in  die- 
sem Land dringend einer anderen 
Poltik bedarf, die den sozialen 
Spaltungsprozessen entschieden 
entgegen wirkt. 

Einigkeit bestand darin, daß die 
Erfurter Erklärung Crossover keines- 
wegs überflüssig macht. Im Gegen- 
teil, beide Initiativen können sich 
hervorragend ergänzen. Während 
,,Erfurt" den Schwerpunkt auf die 

Mobilisierung für eine neue Politik in  
der Gesellschaft legen wird, kom- 
men Crossover wichtige Funktionen 
bei der inhaltlichen Ausarbeitung ei- 
ner radikalreformerischen Politik wie 
auch bei der Veränderung von Kräf- 
teverhältnissen und der Veranke- 
rung radikalreformerischer Projekte 
innerhalb der jeweiligen Parteien zu. 
In diesem Sinne wird eine möglichst Auf der Tagung 
enge Kooperation zwischen der Er- konnten wesentliche 
furter Erklärung und Crossover an- Eckpunkte eines 
gestrebt. Dies soll auch auf der für radikalreformerischen 
den 3.1 0.97 geplanten Konferenz Projektes schärfer 
der Erfurter Erklärung deutlich ge- konturiert werden. 
macht werden. 

Crossover wird auch in diesem 
Jahr seine Fortsetzung finden. Ge- 
plant ist die Herausgabe eines ge- 
meinsamen Buches ,,Zurück zur Poli- 
tik", welches sich vor allem mit der 
Formierung gesellschaftlicher Träger 
für eine radikalreformerische Politik 
befassen soll. Im Dezember schließ- 
lich ist ein großer Kongreß vorgese- 
hen, auf dem der inhaltliche Diskus- 
sionsprozeß weitergeführt und ver- 
breitert werden soll. SPW 

280 S., DM 38,OO 
ISBN 3-89438-1 24-8 

Michasl Schöngarth Iris Weber 
Die Totalitarismus- 

Staat und Ei  

159 S., DM 28.- 120 S., DM 24.- 
ISBN 3-89438-1 17-5 ISBN 3-89438-1 29-9 

leologie der Neu, 
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Für einen öko- 
logisch-solida- 
rischen New Deal 
Crossover-Arbeitstagung 13.04.97 

von Joachirn Schuster* 

Wenn wir dem 
materiellen Fortschritt 

nicht endlich eine 
andere Richtung 
geben, wird die 

Massenarbeitslosig- 
keit nicht zu besiegen 

sein. 

napp 100 Personen berieten 
auf der inzwischen dritten 
Arbeitstagung von Crosso- 

ver am 13.04.97 in Hannover Eck- 
punkte eines radikalen Reformpro- 
jektes. Der Diskurs im Rahmen von 
Crossover hat damit eine Konti- 
nuität und Breite gewonnen, die 
beachtlich ist. War es zu Beginn 
des Prozesses neben der Erarbei- 
tung inhaltlicher Reformperspekti- 
ven noch ein zentrales Anliegen, 
der politischen Lähmung der Lin- 
ken in der Bundesrepublik und der 
wachsenden Entpolitisierung ent- 
gegenzuwirken, hat sich das ge- 
sellschaftliche Umfeld in Deutsch- 
land erheblich verändert. So heißt 
es in der Erklärung des Koordinie- 
rungskreises zur Hannoveraner Ta- 
gung: 

Unruhe in der Gesellschaft 
,,lm Jahr vor der Bundestagswahl 
und vor der Entscheidung über die 
europäische Währungsunion ist 
Deutschland ein unruhiges Land: 
Gewerkschafter kämpfen mit Erfolg 
gegen die Kürzung der Lohnfortzah- 
lung und mobilisieren Hunderttau- 
sende von Menschen zu Streiks und 
Demonstrationen gegen die Umver- 
teilungspolitik der Bundesregierung. 
Beschäftigte in ostdeutschen Indu- 
striebetrieben protestieren gegen 
die Fortsetzung der Deindustrialisie- 
rung und gegen Lohnungleichheit; 
ganze Landstriche kämpfen für den 
Erhalt öffentlich geförderter Be- 
schäftigungsstrukturen. Wohlfahrts- 
verbände, Selbsthilfeorganisationen 

* Joachim Schuster, Bremen, Mitglied der spw-Redaktion und für spw in 
der Koordination des Crossover-Prozesses tätig. 

und betroffene Berufsgru ppen weh- 
ren sich gegen die Zerschlagung des 
solidarisch organisierten Gesund- 
heitssystems. Die Atom-Politik der 
Regierung stößt auf vielfältigen Wi- 
derstand. Fortschrittliche Intellektu- 
elle fordern eine Politik zur Überwin- 
dung der Massenarbeitslosigkeit 
und rufen zu neuen Bündnissen auf. 

Diese Unruhe in der Gesellschaft 
findet in der Politik noch nicht ihre 
Entsprechung. Der Politik der Bun- 
desregierung, die den ,globalen 
Wettbewerbsdruck' als Legitimation 
für Entsolidarisierung, Umverteilung 
und den Abbau demokratischer 
Rechte benutzt, steht die parlamen- 
tarische Opposition häufig gelähmt 
gegenüber. 

Unsere Gesellschaft steht vor 
einer Wegscheide: wird die Aus- 
höhlung und Zerstörung solidari- 
scher Strukturen weiter fortgesetzt 
und damit dem Gemeinsinn die 
Grundlage entzogen oder gelingt 
es, einen grundlegenden Rich- 
tungswechsel einzuleiten und eine 
Politik der Vollbeschäftigung, der 
Erneuerung des Sozialstaats und 
der ökologisch nachhaltigen Wirt- 
schaftsweise in Angriff zu nehmen. 
Wenn wir dem ,materiellen Fort- 
schritt' nicht endlich eine andere 
Richtung geben, ihn gegenüber 
neuen Bedürfnissen öffnen, wird 
auch die Massenarbeitslosigkeit 
nicht zu besiegen sein." 

Inhaltlich standen auf der Ta- 
gung zwei Reformfelder im Mittel- 
punkt, die jeweils durch Papiere von 
Mitgliedern des Koordinierungskrei- 
ses eingeleitet wurden. 

Perspektiven für Vollbeschäfti- 
9ung 
In dem Forum ,,Zukunft der Arbeit" 
wurden Perspektiven zur Wiederer- 
langung von Vollbeschäftigung dis- 
kutiert. Grundlage waren ein The- 
senpapier von Horst Dietzel und 
dazu Stellungnahmen von Alexan- 
dra Wagner (siehe weiter hinten in 
diesem Heft) und Michael Jäger. Da- 
bei kristallisierten sich drei Projekte 
heraus, die im Zentrum einer Re- 
formalternative stehen sollten: Er- 
stens bedarf es entgegen aller 
Standortpolemik einer Politik spür- 
barer Arbeitszeitsverkürzung, die öf- 
fentlich forciert und wo möglich ge- 
fördert werden muß. In der Frage 
des Lohnausgleiches sollte in diesem 
Kontext auch überlegt werden, ob 
nicht die öffentliche Hand zur Finan- 
zierung teilweise herangezogen 
werden kann, wenn durch die Ver- 

kürzung der Arbeitszeit neue Stellen 
geschaffen werden. Denkbar wären 
zeitlich befristete Lohnkostenzu- 
schüsse für neu eingestellte Beschäf- 
tigte. Diese Umverteilung der Arbeit 
muß zweitens mit einer Umvertei- 
lung der Arbeit zwischen den Ge- 
schlechtern verknüpft werden. Drit- 
tens sollte ein umfassender dritter 
Beschäftigungssektor mit öffentlich 
geförderter Beschäftigung aufge- 
baut werden. 

Öffentlich geförderte Beschäfti- 
gung sollte aber nicht nur als ar- 
beitsmarktpolitisches lnstrument ge- 
sehen werden. Es kann sich dabei 
zugleich um ein lnstrument zur akti- 
ven Förderung eines ökologisch-so- 
zialen Umbaus handeln, wenn ge- 
zielt Arbeit in gesellschaftlich sinn- 
vollen Bereichen, die bisher nicht 
vom Markt wahrgenommen wer- 
den, gefördert wird. Dahinter steht 
die Überzeugung, daß angesichts 
der offensichtlichen Mängel des vor- 
herrschenden Wirtschaftssystems 
nicht eine Reduzierung, sondern 
eine Ausweitung des öffentlichen 
Sektors notwendig ist. Allerdings 
kommt es dabei darauf an, nicht le- 
diglich den klassischen öffentlichen 
Dienst auszudehnen, sondern neue 
intelligente Organisationsformen zu 
finden, die Marktbeziehungen zu- 
lassen und auch selbtsverwaltete 
oder genossenschaftliche Unterneh- 
mensformen stärken. 

Ansatzpunkte des ökologischen 
Umbaus 
Im zweiten Forum zum ökologi- 
schen Umbau der Industriegesell- 
schaft, das durch Statements von 
Willi Brüggen, Hermann Bömer und 
Mohssen Massarat eingeleitet wur- 
de, kristallisierte sich ein Konsens auf 
drei Feldern heraus, der über den 
bisherigen Debattenstand hinaus- 
weist: a) Öko-steuern sind ein not- 
wendiges lnstrument zur marktkon- 
formen Feinsteuerung. Sie sind aber 
kein Allheilmittel und werden allein 
nicht ausreichen, den ökologischen 
Umbau zu vollziehen. Sie müssen 
flankiert werden durch umfassende 
Konversionsprogramme der indu- 
striellen Kernsektoren, wobei auch 
Produ ktionsquoten für bestimmte 
Produkte in Erwägung gezogen wer- 
den sollten. Daneben gilt es selbst- 
verständlich durch staatliche Ge- 
und Verbote steuernd in den Pro- 
duktionsprozeß einzugreifen. b) Der 
schon im Forum Zukunft der Arbeit 
diskutierte öffentlich geförderte Be- 
schäftigungssektor kann gerade bei 

S eit 1995 nähern sich die grü- 
nen Positionen in rasantem 
Tempo dem sicherheitspoliti- 

schen Mainstream an. Die ,,Normali- 
sierung" grüner Außenpolitik erfolgt 
dabei v.a. entlang der Stichworte 
NATO-Osterweiterung und Bosnien. 
J. Fischer befand schon im Sommer 
1995: „... in der Außenpolitik sind 
weite Teile der demokratischen Lin- 
ken wie auch der demokratischen 
Rechten in zentralen Grundannah- 
men eigentlich einer Meinung ..."I. 

Jetzt vollziehen auch prominente 
grüne Linke den Anpassungsprozeß 
nach. 

Das ,,Lutz-Papier" 
Auf Initiative von D.S. Lutz (IFSH) 
trifft sich seit Anfang 1996 ein Kreis 
von SPD- und Grünen-Politikerlnnen 
zur Diskussion friedenspolitischer 
Themen. Entstanden ist dabei ein 
Papier, das zwar 5 Personen verfaßt 
haben, aber niemand verbindlich 
unterzeichnet hat. Es Iäßt aus grüner 
Sicht an folgenden Punkten interes- 
sante Positionsentwicklungen erken- 
nen: 

1. Auch wenn auf ein Glaubens- 
bekenntnis zur NATO verzichtet und 
gemeinsame Sicherheit mit Rußland 
propagiert wird, bleibt die Hintertür 
zur NATO-Osterweiterung offen: 
,,Abzulehnen ist ein Vorgehen, das 
einzelne Staaten zu neuen Mitglie- 
dern der NATO macht, ohne ein si- 
cherheitspolitisches Konzept für den 
Gesamtraum Europa zu entwickeln 
... Sollte sich Rußland dem Konsens- 
prinzip entziehen, so gilt es, bei al- 
len erforderlichen Maßnahmen und 
Schritten die Möglichkeiten verein- 
barter Kooperation gleichwohl offen 
zu halten und fortdauernd darauf 
hinzuwirken, daß das Konsensprin- 
zip als Chance nicht verschüttet 
wird." 

2. Ja zur WEU: ,,Akzeptabel ist 
eine Westeuropäische Union (WEU), 
die im Übergang zu einer Sicher- 
heitsgemeinschaft für Europa die 
Rolle der Europäischen Union stärkt 
und den Interessen derjenigen Staa- 
ten gerecht wird, die Nichtmitglied 
der NATO sind bzw. werden. Abzu- 
lehnen ist eine WEU, die ohne Auto- 
rität eines kollektiven Sicherheitssy- 
stems militärische Einsätze in eige- 
ner Verantwortung durchführt." 

3. Die OSZE soll mit eigenen 
Streitkräften ausgerüstet werden, 
die wie üblich nur ,,als äußerstes 
Mittel" zum Einsatz kommen sollen. 
Über die Ausrichtung dieser Trup- 
pen darf spekuliert werden, eine Ein- 

schränkung auf klassische Peacekee- 
ping-Aufgaben ist nicht festge- 
schrieben. 

4. Spannend sind die Lücken, die 
das Papier Iäßt, wie z.B. die Frage, 
wie für notwendig erachtete Militär- 
einsätze (als äußerstes Mittel) orga- 
nisiert werden sollen, solange die 
OSZE keine eigenen Streitkräfte hat. 
Wird für diese ,,Übergangszeitu 
dann auf NATO und WEU zurückge- 
griffen? 

Beschlußlage der Grünen 
zur NATO 
Daß solche Positionen von der grü- 
nen Beschlußlage nicht abgedeckt 
sind, versteht sich von selbst. Noch 
im Mai 1996 hat der grüne Länder- 
rat einen Beschluß gegen die NATO- 
Osterweiterung gefaßt. Im Bundes- 
tagswahlprogramm 1 994 wurde 
realistisch eingeschätzt, daß die 
NATO ,,ihren ursprünglichen militä- 
rischen Charakter der atomaren und 
konventionellen Abschreckung ein- 
schließlich einer atomaren Erst- 
schlags-Option nicht verändert, son- 
dern ihm lediglich noch die Möglich- 
keit für eine globale Intervention 
hinzugefügt" hätte. Konsequent 
wurde als politisches Ziel die Auflö- 
sung der NATO formuliert. 

Seitdem hat die globale Interven- 
tionsfähigkeit der NATO - die 57% 
der weltweiten Militärausgaben tä- 
tigt2 - über neue Militärdoktrin, 
neue Kommandostruktur und den 
zügigen Aufbau der Krisenreaktions- 
kräfte weiter Formen angenommen. 
Es gibt heute eigentlich eher mehr 
Gründe, die Osterweiterung dieser 
neuen, offensiv ausgerichteten 
NATO abzulehnen. Dem ehemaligen 
niederländischen Verteidigungsmi- 
nister Bolkestein ist unbedingt zuzu- 
stimmen: ,,Die Nato ist kein Tennis- 
k l ~ b . ' ' ~  

Geschichte der NATO-Beitritts- 
wünsche 
Wichtiges Argument der grünen Er- 
weiterungsbefürworter sind die Bei- 
trittswünsche Polens, der Tschechi- 
schen Republik und Ungarns. Noch 
1990 wollten diese neben dem War- 
schauer Pakt auch die NATO auflö- 
sen. V. Havel schwebte damals ,,eine 
Art Auflösungsagentur für die Pakt- 
systeme" vor. Eingerichtet werden 
sollte eine ,,Sicherheitskomission mit 
Sitz in Prag", bestehend aus allen 
KSZE-Mitglied~staaten.~ Unterstützt 
wurde der Vorschlag von der UdSSR 
und Frankreich. Damit verbunden 
war eine KSZE-Euphorie, die Idee der 

Die ,,Norma- 
Iisierung" grüner 

Außenpolitik 
von Uli Crerner* 

gemeinsamen Sicherheit und einer 
neuen Europäischen Friedensord- 
nung triumphierte. 

Spielverderber waren die NATO- 
Staaten. Sie hielten an ihrem Militär- 
pakt eisern fest und begannen der 
KSZE mit Gegenorganisationen 
(NATO-Kooperationsrat, WEU-Kon- 
sultationsforum, Partnerschaft für 
den Frieden) das Wasser abzugra- 
ben. Der Stellenwert der einzelnen 
Institutionen Iäßt sich eindrucksvoll 
an den personellen Kapazitäten ab- 
lesen: Während die OSZE (Ex-KSZE) 
mit 155 Mitarbeitern5 auskommen 
muß, hat die NATO allein für ihre 
Verwaltung in Brüssel fast das zehn- 
fache ( I  .260) zur Verfügung" 

Polen, die CSFR, Ungarn und die 
anderen Länder begriffen, daß ge- 
meinsame Sicherheit, daß ein kollek- 
tives Sicherheitssystem nicht zu ha- 
ben war und machten sich schleu- 
nigst die NATO-Sichtweise, Sicher- 
heit vor anderen, also auf Kosten an- 
derer zu schaffen, zu eigen und for- 
dern nun die Aufnahme in die 
NATO. 

Es gibt heute 
eigentlich eher mehr 
als weniger Gründe 
als 7994, die 
Osierweitemng 
dieser neuen, offensiv 
ausgerichteten NATO 
abzulehnen. Die 
Stimmung bei den 
Grünen bewegt sich 
allerdings genau in 
die entgegengesetzte 
Richtung. 

Kleine oder große NATO- 
Osterweiterung? 
Die geplante (kleine) NATO-Oster- 
weiterung um einige mittelosteuro- 
päische Staaten ist natürlich ein un- 
freundlicher Akt gegen Rußland. 
Trotzdem ist die Wahrscheinlichkeit, 
daß es dadurch zu einem Wieder- 
aufleben der Blockkonfrontation 
kommt, eher gering zu veranschla- 
gen: Konventionelle und atomare 

* Uli Cremer, ab 01.07.98 Sprecher der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Frieden, Internationales und Europa von Bündnis 90/Die Grünen, Mitglied 

im Kuratorium des Instituts für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Hamburg (IFSH); er arbeitet im Management eines 

internationalen Lebensmittelkonzerns. 
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Nachrüstung kann Rußland kaum fi- 
nanzieren, und für einen neuen Mili- 
tärpakt im GUS-Raum ist neben 
Weißrußland kein Partner in Sicht, 
zumal die Ukraine selbst eine NATO- 
Mitgliedschaft anstrebt.' Auch die 
strategische Partnerschaft mit China 
bleibt bisher vage. So wird sich Ruß- 
land auf die von der NATO angebo- 
tene Charta einlassen und sich das 
Entgegenkommen mit einigen wirt- 
schaftlichen und politischen Zuge- 
ständnissen vergüten lassen (z.B. 
Kredite/lnvestitionen, Aufnahme 
Rußland in die W O ,  Erweiterung 
der G-7 zur G-8). 

Interessant an der Charta sind 
neben den vermutlich fehlenden 
verbindlichen Zusagen der NATO, 
keine ausländischen Truppen und 
Atomwaffen in den Beitrittsländern 
zu stationieren, die kooperativen 
Elemente: Es sollen ein NATO-Ruß- 
land-Rat sowie ,,Planungseinheiten 
für gemeinsame militärische Opera- 
tionen zur internationalen Friedens- 
sicherung außerhalb der kollektiven 
Verteidigung der NatoM8 geschaffen 
werden. Entsprechend schlug US- 
Außenministerin Madeleine Albright 
Rußland die Bildung einer gemeinsa- 
men Brigade vor.g 

Die beschworene Partnerschaft 
zwischen NATO und Rußland hat 
also durchaus Substanz und Per- 
spektive: Im März 1997 versicherte 
US-Präsident Clinton, ,,er wolle Ruß- 
land nicht aus einem geeinten Euro- 
pa ausschließen und halte sogar die 
Tür zu einer späteren russischen 
NATO-Mitgliedschaft offennT0. Diese 
Äußerung kam nicht überraschend. 
Bereits im Sommer 1995 hatte der 
stellvertretende US-Außenminister 
Talbott den gleichen Gedanken vor- 
getragen." 

Langfristig wird also eine Bünde- 
lung der Militärpotentiale von NATO 
und Rußland, quasi die große 
NATO-Osterweiterung, die Heraus- 
bildung eines ,,Nordpakts"12 ange- 
strebt. Im Sinne von Samuel Hun- 
tingtons Bestseller ,,Clash of Civilisa- 
tions" würde sich der westliche Kul- 
turkreis mit dem orthodoxen Kultur- 
kreis militärisch verbünden. 

Aber bereits die kleine NATO- 
Osterweiterung zielt auf den außer- 
europäischen Raum. In der gehei- 
men NATO-Studie MC 161196 heißt 
es zum Thema Proliferationsge- 
fahrt3: ,,Die gefährlichsten Regionen 
sind Nahost und Nordafrika, weil sie 
dem NATO-Gebiet am nächsten sind 
und weil verschiedene Staaten in 
diesen Regionen, insbesondere Liby- 
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en, Syrien, Irak und Iran, Massenver- 
nichtungswaffen besitzen oder ver- 
suchen zu entwickeln, die die Kapa- 
zitäten haben, Länder im südlichen 
NATO-Gebiet zu erreichen." 

Grüne Bundestagsfraktion und 
NATO-Osterweiterung 
Die grüne Bundestagsfraktion hat 
formal bisher keine Position zur 
NATO-Osterweiterung bezogen. Zur 
Fraktionssitzung am 18.03.97 lagen 
zwei konträre Anträge vor. Ein Be- 
schluß wurde nicht gefaßt, da die 
Mehrheit keinen Handlungsbedarf 
sah. 

Der von Ludger Volmer, Angelika 
Beer u.a. eingebrachte Antrag be- 
gründet die Ablehnung der (kleinen) 
NATO-Osterweiterung mit befürch- 
teten negativen Auswirkungen auf 
die sicherheitspolitische Situation in 
Europa. Einigten sich' jedoch Ruß- 
land und die NATO, hätte sich ein 
Gutteil der im Antrag vorgebrachten 
Einwände erledigt. Insofern ist gra- 
vierend, daß die mit der neuen Inter- 
ventionsorientierung der NATO ver- 
bundenen Aspekte der Kooperation 
zwischen der NATO und Rußland 
konsequent ausgeblendet werden. 

Aber was ist mit der großen 
NATO-Oste~leiterung? Seit 1 995, 
also zeitlich parallel zur US-Regie- 
rung, vertreten Ludger Volmer und 
Angelika Beer die Position, Rußland 
solle Mitglied der NATO werden. 
Hintergedanke: Die NATO soll durch 
die Integration Rußlands in ein kol- 
lektives Sicherheitssystem verwan- 
delt werden. Angelika Beer könnte 
sich eine Erweiterung des Bündnis- 
ses als Übergangslösung vorstellen, 
sofern Moskau die Aufnahme er- 
möglicht würde. Das impliziert, daß 
der NATO-Beitritt Rußlands zeitlich 
später erfolgen könnte. Diese Bedin- 
gung für die Akzeptanz der ersten 
NATO-Erweiterungsrunde fehlt übri- 
gens im Lutz-Papier (S.O.), auf das 
sich Volmer und Beer positiv bezie- 
hen ... 

Am 09.04.97 erwärmte sich mit 
Joschka Fischer ein weiterer grüner 
Politiker für die große NATO-Oster- 
weiterung, so daß sich ein Kernstück 
für eine mögliche Einigungslinie in 
der Bundestagsfraktion abzeichnet. 

Bündnis 90/Die Grünen und der 
Bundeswehreinsatz in Bosnien 
Über die unter dem Stichwort Bosni- 
en geführte außenpolitische Strate- 
giedebatte haben sich bei den Grü- 
nen drei Strömungen herausgebil- 
det, die auf der Bundesdelegierten- 
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Konzern Krupp auf Kosten von Ar- arbeiten in der IG Metall, die darauf 
beitsplätzen einzugliedern, waren abzielten, die strukturellen Schwie- 
die Sympathien klar verteilt. rigkeiten in traditionellen Branchen 

Nun war eine geschlossene Soli- wie etwa der Stahlindustrie im Kon- 
darisierung der ~ozialdemokratie 
mit den Bergleuten natürlich zu er- 
warten - zumal die Zechen bekannt- 
lich in den SPD-Hochburgen Nord- 
rhein-Westfalen und Saarland be- 
trieben werden - und notwendig. 
Daß sich hingegen auch die meisten 
Grünen solidarisch mit den von Ar- 
beitslosigkeit bedrohten Kumpeln 
zeigten, ist dagegen weitaus bemer- 
kenswerter - schließlich ist die Ver- 
feuerung fossiler Brennstoffe zwei- 
fellos eines der größten ökologi- 
schen Probleme unserer Zeit. Zumin- 
dest in dieser Diskussion wurde aber 
auch von den Grünen die Problema- 
tik der Kohlendioxid-Emissionen 
durch Steinkohle-Verstromung nicht 
vor die Arbeitsplatzsicherheit ge- 
stellt. Und bemerkenswert ist 
schließlich auch die Reaktion der 
SPD-Spitze in Nordrhein-Westfalen 
auf den Coup von Krupp: Die in der 
Landesregierung gezeigte Überra- 
schung und Enttäuschung (!) signa- 
lisieren, daß der Zusammenhang 
zwischen neoliberaler Politik, Mas- 
senarbeitslosigkeit und dem ökono- 
mischen Niedergang zuvor nicht 
konsequent hergestellt wurde - 
schließlich hat die Durchsetzung des 
Investment-Paradigmas ihren Grund 
in der zunehmend ungerechten Ver- 
teilung von Reichtümern, die sich 
lohnenswerte Anlagemöglichkeiten 
eben schaffen, falls es keine verfüg- 
baren gibt. 

Zukunftsorientierte politische 
Alternativen notwendig 
Angesichts der spontanen und au- 
ßerordentlich breiten Solidarisierung 
mit betroffenen Belegschaften tritt 
freilich umso deutlicher hervor, wie 
wenig der Widerstand gegen eine 
unsoziale Politik und ihre Folgen zur 
Zeit mit einem alternativen, tragfähi- 
gen politischen Programm verknüpft 
wurde. Dies gilt bespielsweise gera- 
de im Vergleich zu den Protesten ge- 
gen einen anderen Fall der Arbeits- 
platzvernichtung in der Stahlindu- 
strie, der Schließung des Stahlwer- 
kes in Rheinhausen in den 80er Jah- 
ren. Damals wurde die nordrhein- 
westfälische Landesregierung zwar 
ebenfalls von der Protestbewegung 
überrascht, beantwortete sie aller- 
dings durch den Start einer aktiven 
und ehrgeizigen Struktur- und Ar- 
beitsmarktpolitik. Dabei konnte sie 
sich stützen auf konzeptionelle Vor- 

text neuer gesellschaftlicher Bedarfe 
zu lösen: Wie beipielsweise kann 
man durch eine neuartige Verkehrs- 
technik gleichermaßen eine ökologi- 
sche Mobilität fördern und Impulse 
für eine erfolgreiche Produktdiversi- 
fizierung in Branchen und Betrieben 
setzen? 

Die aktuellen Abwehrkämpfe 
wurden nicht mit zukunftsorientier- 
ten Perspektiven verbunden - und 
erlangen so auch kaum eine Aus- 
strahlungsfähigkeit über den kon- 
kreten Fall hinaus. Dieser Befund 
weckt Skepsis gegenüber jenen 
Hoffnungen, die in den Protesten 
gegen die wachsende Arbeitslosig- 
keit den Beginn einer nachhaltigen, 
neuen sozialen Bewegung ausma- 
chen, die letztlich zur Basis eines 
Machtwechsels im Lande werden 
könnte. Die Ansätze für eine politi- 
sche Alternative zum neoliberalen 
System sind kaum entwickelt - diese 
Tatsache trat in den Protesten min- 
destens ebenso deutlich zutage wie 
der Unwille in der Bevölkerung, jede 
politische Operation zur ,,Sicherung 
des Standortes" ungeachtet der so- 
zialen Folgen hinzunehmen. Inso- 
fern beinhalten die aktuellen Prote- 
ste zunächst kaum mehr Substanz 
für einen politischen Machtwechsel 
als der Widerstand gegen die Schlie- 
ßung von Rheinhausen. 

Gleichwohl sind in den jüngsten 
sozialen Kämpfen wichtige politi- 
sche Markenzeichen popularisiert 
worden: ,,Kohl muß weg" oder ,,Der 
Dicke muß weg" sind zu Schlachtge- 
sängen geworden. Der Unwille ge- 
gen die Ausgrenzung von immer 
mehr Menschen aus den ökonomi- 
schen und gesellschaftlichen Prozes- 
sen hat beispielhaften Widerstand 
mobilisiert und Spaltungen zwi- 
schen verschiedenen Bevölkerungs- 
gruppen verhindert - es handelt sich 
also mitnichten um den ,,letzten 
Aufstand" der traditionellen Arbei- 
terbewegung. Doch es kommt dar- 
auf an, ein realistisches politisches 
Konzept zu formulieren, das gefähr- 
dete Beschäftigte, die Betroffenen 
der Kürzungen im Sozial-, Gesund- 
heits-, und Bildungssystem wie auch 
die ökologisch motivierten Anti- 
Atom-Demonstranten gegen den 
Castor anspricht und mobilisiert - 
für ihre dauerhafte Mitwirkung an 
einer anderen Politik mit zukunftsfä- 
higer Programmatik. spw 
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Arbeiterproteste 
1997: Letzter 
Aufstand oder neue 
soziale Bewegung? 
von Ralf Löckener und Stefan Pfeifer* 

D ie Kommentatoren der Ga- 
zetten von Arbeit und Kapital 
sind sich einiq, was die Be- 

Die aktuellen 
Auseinandersetzun- 

gen haben ihre 
Ursachen in den 

vielschichtigen 
Dereguliemngen des 

Kapitalismus in den 
letzten 20 Jahren. 

Schreibung angeht: ob die Renault- 
Arbeiter in Belgien, die Kumpel im 
Ruhrgebiet und im Saarland, die 
Bauarbeiter in Berlin oder die Stahl- 
werker bei Thyssen und Krupp - 
überall wehren sich Zehntausende, 
die von Arbeitslosigkeit bedroht 
werden, mit Demonstrationen, Ar- 
beitsniederlegungen oder Werksbe- 
setzungen gegen Schließungsent- 
Scheidungen der Unternehmen. Un- 
übersehbares und gemeinsames 
Merkmal dieser Proteste sind ihr 
spontaner und zugleich massenhaf- 
ter Charakter. Offen ist dagegen die 
Frage, wofür die aktuellen Kämpfe 
stehen: Handelt es sich um den 
,,letzten Aufstand der traditionellen 
sozialen Basis des sozialdemokra- 
tisch gezähmten Kapitalismus", wie 
so manche konservativen und libera- 
len Kommentatoren vermuten, oder 
sind Hoffnungen auf eine ,,neue so- 
ziale Bewegung an der alten sozia- 
len Frage" berechtigt? Worum also 
geht es? 

Ökonomische Ursachen der 
aktuellen Auseinandersetzun- 
gen 
Der Blick auf die ökonomischen Ur- 
sachen der aktuellen Auseinander- 
setzungen offenbart die Konsequen- 
zen, die aus den vielschichtigen De- 
regulierungen des Kapitalismus in 
den letzten 20 Jahren erwachsen: 

Die Entwicklungen in der Bauindu- 
strie stehen für die Folgen der Aus- 
höhlung von kollektiven Regelungen 
der Arbeitsverhältnisse - seien sie nun 
tarifvertraglicher oder sogar gesetzli- 

* Ralf Löckener, Dortmund; Stefan Pfeifer, Essen. Beide arbeiten als 
wissenschaftliche Angestellte bei der gewerkschafiseigenen Beratungs- 
gesellschaft ISA Consult. 

cher Natur: Vorgeschriebene Mindest- 
löhne werden nicht durchgesetzt, auf 
den Baustellen grassiert das Tagelöh- 
nerprinzip, in Ostdeutschland z.B. 
wird kaum mehr als 10,- DMIStunde 
gezahlt. Das Risiko tragen alle: die Kol- 
legen aus dem Inland, deren Arbeits- 
plätze selbst im Bauboom verloren g e  
hen, und die Kollegen aus dem Aus- 
land, die über Abschiebeknäste des 
Landes verwiesen werden. während 
die Unternehmer, die sie angeheuert 
haben, von den Billiglöhnen profitie- 
ren. 

Der Versuch der ,,feindlichen 
Übernahme" des ,,großen" Thyssen 
durch den ,,kleinenm Krupp war nicht 
der Versuch einer industriepoliti: 
schen Operation, sondern markiert 
die neue Rolle der Banken und des 
Finanzkapitals im Verhältnis zu Indu- 
strie und Realkapital: Die wachsende 
Vermögenskonzentration in der 
Hand von wenigen Reichen und die 
Deregulierung der Finanzmärkte ha- 
ben dazu geführt, daß die Industrie 
in zunehmendem Maße den Interes- 
sen der Vermögensbesitzer bzw. ih- 
ren Investmentfonds unterworfen 
wird. Die Banken sehen sich dabei 
als Organisatoren für die Renditen 
der Kapitalanleger - an die Stelle der 
mittel- und langfristigen (Beteili- 
gungs-) Beziehung zwischen Indu- 
strie- und Finanzkapital treten kurz- 
fristiges Investment und shareholder 
value. Nicht ein Zuwachs an Macht 
der Banken ist die Ursache solcher 
Entwicklungen, sondern ein neue 
Rolle. 

Die Kürzung der versprochenen 
und vertraglich abgesicherten Unter- 
stützungen für den Bergbau stehen 
für den Paradigmenwechsel des Staa- 
tes im neoliberalen Konzept: Noch 
steht die Unterstützung des Kohle 

bergbaus für traditionelle politische 
Ziele und aktives staatliches Handeln, 
doch nun sollen die national autarke 
Energievenorgung oder Struktur-, ar- 
beitsmarkt- und regionalpolitische 
Ziele bedingungslos von der politi- 
schen Tagesordnung verschwinden. 
Das neoliberale Konzept erkennt in je- 
dem staatlichen Eingriff in die Wert- 
schöpfungsstrukturen nur noch eine 
Einschränkung der Wettbewerbsfä- 
higkeit des Standortes. 

Solidarisierungen in Öffentlich- 
keit und Politik 
Wie wurden diese Entwicklungen 
und die darauf einsetzenden Prote- 
ste nun in der Öffentlichkeit reflek- 
tiert und politisch verarbeitet? Zu- 
nächst ist festzustellen, daß den be- 
schriebenen Vorgängen und den 
darauf antwortenden Protesten in 
den Medien und in der Öffentlich- 
keit nicht nur eine große Aufmerk- 
samkeit zuteil wurde, sondern auch 
Wel Symphatie. Wurden protestie- 
rende Bergleute noch vor einiger 
Zeit erfolgreich als Besitzstandswah- 
rer gebrandmarkt und Stahlarbeiter 
mit dem Hinweis auf die Unvermeid- 
lichkeit des strukturellen Wandels 
zur Sicherung der Standortqualität 
über die realen Gefahren für ihre Er- 
werbsmöglichkeiten hinwegtröstet, 
setzt sich mit wachsender Arbeitslo- 
sigkeit mittlerweile die Auffassung 
durch, daß man in dieser Situation 
nur noch protestieren kann - j a  so- 
gar rnuß. Gerade der Widerstand der 
Bergarbeiter fand über die betroffe- 
nen Belegschaften hinaus eine breite 
Solidarisierung, die in einer Kette 
von 200.000 Menschen quer durch 
das gesamte Ruhrgebiet gipfelte. 
Und auch beim Versuch der Groß- 
banken, den Konzern Thyssen in den 

konferenz in Suhl 1996 erneut mit 
eigenständigen Anträgen agierten. 
Frieder Otto Wolf u.a. forderten die 
Regierung auf, ,,sich für eine Ablö- 
sung von IFOR durch Peacekeeping- 
Einheiten der Vereinten Nationen 
nach Kapitel VI der UN-Charta ein- 
zusetzen, ohne daß ein Vakuum 
entsteht.'' Der militärpolitische FIü- 
gel (Joschka Fischer u.a.) hielt ,,eine 
Fortsetzung der Friedensmission in 
Bosnien-Herzegovina für unverzicht- 
bar", inklusive einer deutschen Be- 
teiligung, ,,solange die Sicherheitsla- 
ge ... diesen Einsatz zwingend 
macht." Der pazifistische Flügel (Uli 
Cremer u.a.) forderte unter dem Ti- 
tel ,,Blaumützen nach Bosnien! Frie- 
den schaffen ohne Waffen!'' den so- 
fortigen Abzug der Bundeswehr bei 
gleichzeitigem konsequenten Ein- 
satz nicht-militärischer Mittel. Da die 
Anträge nicht behandelt wurden, 
blieb ,,juristisch" die Beschlußlage 
unverändert. 

Für die politische ,,Weiterent- 
wicklung" sorgte die grüne Bundes- 
tagsfraktion, wobei der Kompromiß 

zwischen dem militärpolitischen Flü- 
gel um J. Fischer und den ,,Banner 
Linken'' um L. Volmer, K. Müller und 
A. Beer eine neue Kräftekonstellati- 
on markiert. Der am 13.1 2.96 ge- 
meinsam eingebrachte Antrag be- 
tont die Notwendigkeit des Bundes- 
wehreinsatzes, damit kein ,,Sicher- 
heitsvakuum" entstehe. Gleichzeitig 
wird der Wunsch geäußert, daß sich 
der geplante 18-monatige IFOR- 
Nachfolgeeinsatz der NATO in Bos- 
nien nach wenigen Monaten in eine 
friedenserhaltende Mission der UNO 
verwandeln möge. Während der 
Bundesvorstand den Kompromiß 
begrüßte, erteilten ihm 12 Grüne- 
MdB eine Absage. 

Unterm Strich ist mit dem Frakti- 
onsantrag die ,,Normalisierung" 
grüner Außenpolitik einen großen 
Schritt vorangekommen. K. Voigt 
hatte Ende 1994 in Sorge um die 
grüne Regierungsfähigkeit gefor- 
dert: ,,Bündnis 90/Die Grünen soll- 
ten bereits in der parlamentarischen 
Arbeit der neuen Legislaturperiode 
zu einer prinzipiellen parlamentari- 

schen Unterstützung von multilate- 
ralen politischen und militärischen 
Beiträgen der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen bündnispo- 
litischer und völkerrechtlicher Ver- 
pflichtungen bewegt werden." Dem 
Mann konnte geholfen werden. 

spw 

1 Die Zeit 14.7.95 
2 Vgl. ,,Military Balance 1995196'' 
3 Vgl. t V  11.2.97 
4 Vgl. taz 10.4.90 
5 OSZE-Jahrbuch 1 g96, Baden-Baden 

1996,s. 578 
6 Vgl. Fischer Weltalmanach 1997, Frank- 

furt/M. 1996 
7 Vgl. FAi 17.1.97 
8 Vgl. ,,Grundzüge der Nato-Charta mit 

Rußland", in NZZ 21.3.97 
9 FAZ 19.2.97 ,,Für gemeinsame Brigade 

mit Rtionierende Partnerschaft' zwi- 
schen Clinton und Jelzin" 
Amerika Dienst 24, 02.08.95 

l 2  Mit dem Vorschlag, die OSZE mit eige- 
nem Militär auszurüsten, sind die ent- 
sprechenden Gefahren verbunden. 

l 3  Die NATO-Studie MC 161/96 wurde von 
der spanischen Zeitung ,,EI Mundo" teil- 
weise im Wortlaut veröffentlicht. Deut- 
sche Übersetzung in ami Heft 12, Dez. 
1996. 5. 13ff. 

Wer die Strategie 
verfolgt, die NATO 
über die lngration 
potentieller Gegner in 
ein kollektives 
Sicherheitsystem zu 
verwandeln, rnuß die 
Aufnahme von 
Gegnern (2.B. Iran 
oder China), nicht 
w n  Partnern in die 
NATO *fordern. 
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Volker Dörgeloh 

Das Konzept der ,,interlocking in- 
stitutions"' ist gescheitert. Wir be- 
nötigen daher eine neue friedenspo- 
litische Vision für ganz Europa. Der 
Versuchung, den neuen Herausfor- 
derungen mit militärischen Mitteln 
zu begegnen, muß widerstanden 
werden. Gesamteuropäische Inte- 
gration, Abrüstung, Entwicklungs- 
zusammenarbeit und eine gerechte 
Weltwirtschaftsordnung unter Wah- 
rung der Umwelt müssen die Ant- 
worten auf die neuen Herausforde- 
rungen sein. 

tung als Priorität von Sicherheitspoli- 
tik anerkennt. Vor diesem Hinter- 
grund fordern wir, daß Schulen, 
Hochschulen, freie Träger der Ju- 
gendhilfe und Nichtregierungsorga- 
nisationen, die Initiativen zur Ge- 
waltprävention erarbeiten oder auf 
dem Gebiet der Friedenserziehung 
tätig sind, stärker unterstützt und 
die Forschung über Gewaltverhü- 
tung intensiviert werden. 

Menschenrechte 
wahren - Armut 
beseitigen - Gewalt 
verhüten 
Friedenspolitische Positionen des Frankfurter 
Kreises Für eine Stärkung der VN 

Die VN sind das einzig legitimierte 
Forum für weltweite Gewaltverhü- 
tung und Friedenssicherung. Sie 
stecken gegenwärtig in der Krise. 
Wichtige Mitglieder behindern die 
Arbeit der VN und machen sie zum 
Prügelknaben für eigene Versäum- 
nisse. Sie überfrachten die Weltor- 
ganisation mit Aufgaben und ver- 
weigern die nötigen Mittel für deren 
Erfüllung. 

Um den Bedeutungsverlust der 
VN zu stoppen und ihr Ansehen zu 
verbessern, müssen sie gestärkt, de- 
mokratisiert und reformiert werden. 
Leitidee ist, die VN zum Zentrum 
globaler Gewaltverhütung zu ma- 
chen. Die wichtigsten Schritte sind 
die Sorge um eine solidere finanziel- 
le Basis, ein Umdenken in der Frie- 
denssicherung und eine demokrati- 
sche Reform des Sicherheitsrates, 
die die Legitimation der VN erhöht. 
Weiterhin gehören eine effektivere 
Nutzung von Wirtschaftssanktionen 
sowie die Reform des Wirtschafts- 
und Sozialrates dazu. 

von Konrad Gilges* 

Für eine neue sozialdemokrati- 
sche Friedenspolitik 
Eine sozialdemokratische Friedens- 
politik, an deren Umsetzung wir ge- 
meinsam mit unseren Schwesterpar- 
teien in der Sozialistischen Interna- 
tionalen arbeiten, orientiert sich an 
folgenden Zielen: 

der Förderung von Menschen- 
rechten und Demokratie, 

der Errichtung einer gerechten 
Weltwirtschaftsordnung, und 

der Entwicklung und Umsetzung 
einer Politik der Gewaltverhütung. 

Um diese Ziele zu erreichen, 
müssen die Vereinten Nationen (VN) 
entschlossen gestärkt werden. Des- 
weiteren ist eine Neue Europäischen 
Friedensordnung aufbauend auf der 
Stärkung der Organisation für Si- 
cherheit und Zusammenarbeit in Eu- 
ropa (OSZE), der Überwindung der 
NATO sowie der Vertiefung und Er- 
weiterung der Europäischen Union 
(EU) zu errichten. Dazu benötigen 
wir eine dem Konzept der ,,Zivil- 
macht" verpflichtete deutsche Au- 
ßenpolitik und eine Beschleunigung 
des Abrüstungs- und Rüstungskon- 
trollprozesses sowie strengere Kon- 
trollen der Rüstungsexporte. 

............................ eperu ,-&wt-i: Wohnbereichsprojekte als Perspektive für Gewerkschaftsarbeit? 1 5 
prrdhra* S&ii&aas 

:%(da%ih ar%srsgsdsl*as r BONN APART m 23. März 1997 beriet der A Frankfurter Kreis auf seiner 
Frühjahrstagung ein frie- 

denspolitisches Konzept. Es wurde 
von der AG Frieden des Frankfurter 
Kreises erarbeitet. Grundlage für die 
Positionsfindung war das Berliner 
Grundsatzprogramm der SPD. Darin 

Wir benötigen eine ist das Ziel formuliert worden, als 
dem Konzept der Sozialdemokraten für eine friedliche, 
,Zivilmacht" ver- gerechte und kooperative Welt zu 

pflichtete Außen- streiten. Für die Parteilinke gilt es, 
politik. die Beschlußfassung der SPD ange- 

sichts des bevorstehenden Bundes- 
parteitags zu beeinflussen. Die wich- 
tigsten Forderungen werden hier 
gekürzt wiedergegeben. 
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Ausgangslage 
Der Frankfurter Kreis geht von einer 
dramatisch veränderten Sicherheits- 
lage aus. Für Westeuropa exististiert 
auf absehbare Zeit keine existenzge- 
fährdende militärische Bedrohung. 
Konflikte beruhen heute zumeist auf 
sozialen und wirtschaftlichen Ursa- 
chen. Ungerechtigkeiten in der Ver- 
teilung des Reichtums innerhalb von 
Gesellschaften wie auch im Nord- 
Süd-Verhältnis lassen sich nicht mit 
militärischen Mitteln lösen. Ebenso- 
wenig kann uns das Militär vor Risi- 
ken wie der Weiterverbreitung von 
Massenvernichtungsmitteln, Terro- 
rismus und Extremismus sowie öko- 
logischen und bevölkerungspoliti- 
schen Probleme schützen. 

Für eine Neue Europäische 
Friedensordnung 
Das Beharren auf Ordnungsmodel- 
len des Kalten Krieges ist kein Aus- 
weg aus Europas friedenspolitischer 
Sackgasse. ,,Unser Ziel ist es, die Mi- 
litärbündnisse durch eine europäi- 
sche Friedensordnung abzulösen" 
(Berliner Grundsatzprogramm). Wir 
brauchen eine gesamteuropäische 
Ordnung, die neue Bruchlinien ver- 
hindert und bestehende Gefälle ab- 
baut. Nur so ist gesamteuropäische 
Sicherheit zu gewährleisten. 

Die OSZE, die sich als Forum der 
Vertrauensbildung und Gewaltver- 
hütung bewährt hat, soll der Kern 
der Friedensordnung werden. Dies 
erfordert zunächst einmal die Erhö- 
hung des OSZE-Budgets sowie die 
Einführung des ,,Opting-Outu-Prin- 
zips und qualifizierter Mehrheitsent- 
scheidungen. Sodann ist das Prinzip 
,,OSZE zuerst" umzusetzen und ein 
geordnetes und konstruktives Ver- 
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Für eine Politik der Gewaltver- 
hütung 
Bereits bestehende Konzepte und 
Instrumente für gewaltverhütende 
Politik werden nur unzureichend 
umgesetzt. Internationale Organisa- 
tionen wissen oft frühzeitig über 
drohende Gewaltkonflikte Bescheid, 
können jedoch die notwendigen Ge- 
genmaßnahmen nicht ergreifen. 
Verantwortlich dafür ist die fehlende 
Bereitschaft ihrer mächtigsten Mit- 
glieder, sich zu engagieren. 

Voraussetzung für diese Bereit- 
schaft ist eine breite gesellschaftli- 
che Debatte über die Vorzüge der 
Gewaltverhütung. Ziel dieser Debat- 
te ist ein neuer sicherheitspolitischer 
Grundkonsens, der Gewaltverhü- 
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INTERNATIONALES 

von Uwe Krerner 

I m letzten kurzum vertrat ich die 
Meinung, Tony Blair's New La- 
bour zeichne sich gegenüber den 

hiesigen Möchtegern-Blain dadurch 
aus, daß es mehrheitsfähige Reform- 
konzepte formuliere, und dieser Kurs 
nicht umstandslos von links her als 
Verrat 0.ä. denunziert werden dürfte. 
Dies hat einige Irritationen ausgelöst. 
Zunächst einmal zu recht. Denn nach- 
dem ich dies formuliert hatte, strafte 
mich der Labour-Wahlkampf zugege- 
benermaßen Lügen: Blair stellte ein 
ums andere Mal Positionen des eige- 
nen Programms in wirklich opportuni- 
stischer Weise in Frage. Andererseits 
scheinen die ersten Wochen der neu- 
en Regierung (noch) vom Willen ge- 
prägt, das Land wirklich zu verändern 
und eine Aufbruchstimmung zu er- 
zeugen, von der auch die linken Kräfte 
generell profitieren könnten. 

Eine vermutlich (ich konnte den 
Artikel nicht vorher lesen) deutlich kri- 
tischere Position wird dazu in diesem 
Heft von Hilary Wainwright formu- 
liert. Aber im Lände~ergleich möchte 
ich doch im Grundsatz dabei bleiben: 
Von der Ausgangssituation her gese- 
hen zeichnet sich New Labour - wie 
zu Beginn auch die Clinton-Politik - 
dadurch aus, daß der politische Prag- 
matismus mit durchaus visionären Zü- 
gen und einem intellektuell ausgewie- 
senen konzeptionellen Hintergrund 
verknüpft ist: durchaus eine Heraus- 
forderung für die sozialistische Linke. 
Hiervon kann aber im Falle der deut- 
schen Möchtegern-Blairs kaum die 
Rede sein. Und dies ist das eigentliche 
Problem der Sozialdemokratie. 

Ich hatte 1993 mit Blick auf die 
Umgruppierungsprozesse im linken 
Parteienspektrum im k u ~ u m  und an- 
derswo die Auffassung vertreten, daß 
ein doppelter Neuformierungsprozeß 
im linken Spektrum im Gange sei: 

Zum einen gebe es die Clinton-Li- 
nie mit dem Politiktypus der ,,Demo- 
kratischen Partei". Heute kann man 

sagen, daß die europäische Variante 
vor allem von Blair's New Labour, aber 
auch von D'Alemas PDS bzw. dem ita- 
lienischen Oliven-Bündnis repräsen- 
tiert wird. 

Zum anderen zeichne sich eine 
Neuformierung linkssozialistisch-radi- 
kaldemokratischer Kräfte ab. Diese 
Aussage hat sich leider nicht ganz so 
bestätigt, auch wenn z.B. in den USA 
(oder natürlich auch in Frankreich) b e  
merkenswerte Vorgänge zu verzeich- 
nen sind. 

Dies ist nach wie vor mein Denk- 
ansatz. Demnach sollte die sozialisti- 
sche Linke nicht Old Labour gegen- 
über New Labour nachhängen, oder 
sich in den ewig erfolglosen An- 
strengungen erschöpfen, die Sozial- 
demokratie auf einen antikapitalisti- 
schen Kurs zu bringen. Sie sollte sich 
schwerpunktmäßig um zweierlei 
kümmern - darum, daß ein reform- 
politischer Impetus die .,Modernisie- 
rung" von Partei und Politik be- 
stimmt, und darum, daß es nicht zu 
einer Ausgrenzung von antikapitali- 
stischen Positionen und Kräften 
kommt. Sie sollte unter dieser Maß- 
gabe die erste Option a la New La- 
bour unterstützen. Ansonsten aber 
sollte sie sich um ihre eigene Moder- 
nisierung kümmern, um die Ent- 
wicklung einer zweiten Option. Und 
diese zweite Option bedeutet nichts 
anderes, als zu entwickeln, was un- 
ter den heutigen und künftigen Be- 
dingungen „Sozialismus" als Vision 
wie auch als politisch-sozialer Leitfa- 
den bedeuten kann. * 
Ich glaube in dieser Hinsicht aller- 
dings, daß viele Herausforderungen 
von uns noch gar nicht richtig begrif- 
fen worden sind. Ein extrem bedeut- 
sames Beispiel (auch dies eine Variati- 
on früherer Ausführungen) ist das 
Verhältnis zum Unternehmertum. 
Nein, nein, ich meine damit nicht die 
Leier, daß wir bußfertig mit Irrtümern 
der Vergangenheit aufräumen und 
den Frieden mit dem Kapitalismus 
bzw. den herrschenden Klassen ma- 
chen müßten. Eher im Gegenteil. 

Wir erleben, wie sich Formen „au- 
tonomer" (häufig aber extrem abhän- 
giger) Arbeit sprunghaft ausdehnen 
(Gruppenarbeit, Profit-Center, Heim- 
arbeit, Existenzgründungen, Schein- 
selbständigkeit, Subkontraktoren, 
Schattenwirtschafi ...). Den venchie 
denen Varianten der ,,Autonomie" ist 
gemeinsam, daß sie unter den Stich- 
Worten der Selbständigkeit wie auch 
des Co-Management mit einer Aus- 
breitung des Unternehmerischen ein- 

hergehen. Obwohl uns dies vielfach 
selbst unmittelbar betrifft bzw. bis tief 
in das eigene Umfeld hineinreicht 
(dn spw-Zusammenhang übrigens 
voll eingeschlossen!!!), ist die Dimen- 
sion des Vorganges nicht richtig verar- 
beitet worden: das darin enthaltene 
Neben-, Mit- und Gegeneinander von 
Selbständigkeit und Abhängigkeit, 
von kapitalistischem Gewinnstreben 
und Gemeinsinn, von persönlicher Er- 
mutigung und Entmutigung. 

Diese Ausbreitung des ,,Unterneh- 
merischen" ist nicht vorübergehender 
Natur und es wäre absolut unzurei- 
chend, diesen Vorgang auf ein kapita- 
listisches Manöver zu reduzieren, 
auch wenn die klassenpolitischen B e  
Züge eindeutig sind. Hier entsteht ein 
Kampffeld von enormer Komplexität. 
Entweder es gelingt, zwischen Unter- 
nehmertum und Kapitalismus zu dif- 
ferenzieren und in der Perspektive die 
Vorstellung eines sozialistischen Un- 
ternehmertums zu entwickeln oder 
diese Entwicklung ist der endgültige 
Tod des Sozialismus als einer auch 
und gerade ökonomischen Alter- 
native. * 
Jedenfalls ist die Entwicklung der 
zweiten, der neosozialistischen Opti- 
on ganz anders gelagert als die der 
ersten. Sie hat viel weniger mit par- 
teipolitischen Operationen zu tun. 
Einfluß kann auch auf andere Weise 
als über Parteitage ausgeübt werden 
(kaum zu glauben, aber wahr!). Es 
geht mehr um die Entwicklung einer 
- wie soll ich es sagen? - sozialisti- 
schen Gemeinde (oder eines soziali- 
stischen Bundes), deren Mitglieder 
in ganz unterschiedlichen Berufen, 
Apparaten, Feldern und auch Partei- 
en tätig sein können. Dies ist für 
mich selbst übrigens ein zentrales 
Element des Crossover-Prozesses, 
den ich in gewisser Hinsicht durch- 
aus als ökumenisch verstehe. Auch 
in dieser Sicht wäre es interessant, 
sich mit bestimmten Vorgängen in 
Frankreich oder Großbritannien 
oder den USA stärker zu beschäfti- 
gen. 

Ich gebe gerne zu, daß hier der 
Wunsch ein wenig der Vater des G e  
dankens ist - nämlich der Wunsch, an 
einer mehrheitsfähigen ersten Option 
mitarbeiten zu wollen und parallel 
dazu die zweite Option aktiv anzuge- 
hen, dabei die Untenchiedlichkeit bei- 
der Optionen zu betonen, aber die 
Gegensätzlichkeit (entweder-oder) 
aufzuheben, die so viele in den Op- 
portunismus, in das Sektierertum oder 
in die Resignation treibt. spw 

hältnis zu VN und EU zu gewährlei- 
sten. Nicht-Regierungsorganisatio- 
nen müssen stärker als bisher einbe- 
zogen werden. Die Einrichtung einer 
verbindlichen Schiedsgerichtsbarkeit 
und die Aufstellung national ge- 
mischter Polizeiverbände anstelle 
militärischer lnterventionstruppen 
ist eine weitere Kernforderung. Dazu 
gehört auch die Ausbildung von 
Spezialisten für Gewaltverhütung in 
Kooperation mit den VN. Die OSZE 
soll schließlich einen völkerrechtli- 
chen Vertrag als Grundlage erhal- 
ten. 

Wir müssen die NATO überwin- 
den. Die sicherheitspolitischen Prio- 
ritäten Europas liegen nicht mehr in 
der militärischen, sondern in der so- 
zioökonomischen Sicherheitsvorsor- 
ge. Die Aufrechterhaltung und Er- 
weiterung von Bündnissen bindet 
dazu benötigte Ressourcen, die drin- 
gend für die Erweiterung der EU be- 
nötigt werden. Wir fordern daher 
die prozeßhaft angelegte Überfüh- 
rung der NATO in die Strukturen der 
OSZE, mithin also ihre schrittweise 
Überwindung. Dieser Prozeß ist mit 
einer Osterweiterung der NATO 
nicht vereinbar, weil Rußland erstens 
sicherheitspolitisch nicht isoliert 
werden darf. Zweitens würde das 
vereinbarte Gleichgewicht im Rah- 
men des Vertrages über Konventio- 
nelle Streitkräfte in Europa (KSE) ge- 
stört. Die Sicherheit der Beitrittskan- 
didaten würde zum dritten nicht 
wesentlich erhöht. Des weiteren 
würden die sicherheitspolitischen 
Sorgen der nicht beigetretenen 
Staaten im Baltikum und in Südost- 
europa nicht berücksichtigt. Fünf- 
tens darf die atomare Basis der 
NATO nicht ausgeweitet werden 
und sechstens sind weitere nukleare 
Abrüstungsschritte (START II/III) ge- 
fährdet. 

Die EU muß vertieft und erwei- 
tert werden. Das Bemühen um so- 
zialen Ausgleich aller europäischen 
Regionen und die Bekämpfung von 
Armut in Europa muß Vorrang ha- 
ben. Anders als die NATO kann die 
EU dazu beitragen und so die 
OSZE-Sicherheitsarchitektur unter- 
stützen. Die EU braucht kein mili- 
tärisches Standbein. Die Westeuro- 
päische Union kann im Zuge der 
europäischen Integration aufgelöst 
werden. 

Eine völlige Vergemeinschaftung 
der Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP) ist nur langfristig zu verwirk- 
lichen. Zentrale Strategie der GASP 
muß die Gewaltverhütung werden. 

Für eine zivile deutsche Außen- 
politik 
Deutschland soll als ,,Zivilmacht" 
eine Vorreiterrolle im internationa- 
len System übernehmen. Außen- 
und Sicherheitspolitik muß als öko- 
logisch ausgerichtete, global orien- 
tierte Wirtschafts- und Sozialpolitik 
angelegt sein. So leistet sie einen 
besseren Beitrag zu Sicherheit, Frie- 
den und nachhaltiger Entwicklung 
als Großmachtpolitik. 

Deutschland belegt bislang re- 
gelmäßig einen Spitzenplatz unter 
den Rüstungsexporteuren. Unser 
Ziel ist es, den Export von Waffen 
und Rüstungsgütern zu verhindern 
(Berliner Grundsatzprogramm). 
Rüstungsproduktion und -expert 
ist auch nicht durch die Sorge um 
Arbeitsplätze legitimierbar. Die 
SPD fordert außerdem ein Ende 
der deutschen Minen-Forschungs- 
Programme und der Minenpro- 
duktion. 

Die Bundeswehr muß verkleinert 
werden. Umfang und Präsenz der 
Bundeswehr müssen zunächst bis 
zum Ende der nächsten Legislatur- 
periode deutlich reduziert werden. 
Das Nahziel bleibt die Umsetzung 
der strukturellen Nichtangriffsfähig- 
keit der deutschen Streitkräfte. Dies 
beinhaltet den Verzicht auf die Neu- 
beschaffung von Großwaffensyste- 
men. Krisenreaktionskräfte und das 
Kommando Spezialkräfte werden 
sofort aufgelöst. Dessen ungeachtet 
bleibt es erklärtes Ziel der SPD, 
Streitkräfte überflüssig zu machen. 
Bis dahin liegt die primäre Aufgabe 
der Bundeswehr in der Landes- und 
Bündnisverteidigung. Die detaillier- 
ten Beschlüsse des Wiesbadener Par- 
teitages der SPD, die klare Kriterien 
für eine deutschen Beteiligung an 
VN-Einsätzen liefern, haben nach 
wie vor Gültigkeit. Außerdem soll 
die Bundesregierung die Ausbildung 
von Kontingenten für internationale 
Polizeieinsätze einleiten. 

Die Wehrform muß sich an den 
genannten Zielen orientieren. Das 
Festhalten an der allgemeinen 
Wehrpflicht darf keinesfalls eine Ver- 
kleinerung und Abschaffung der Ar- 
mee behindern. Eine Alternative 
böte der seit Jahren von Sozialde- 
mokraten und Kirchen vorgeschla- 
gene freiwillige zivile Friedensdienst. 

Für neue Konzepte von Abrü- 
stung, Rüstungs- und Rüstungs- 
exportkontrolle 
Abrüstung und Rüstungskontrolle 
sind zentrale Elemente der Gewalt- 

verhütung. Sowohl bei Massenver- 
nichtungs- als auch bei konventio- 
nellen Waffen stagniert der Abrü- 
stungsprozeß. Die Rüstungsexport- 
kontrolle ist ungenügend. Statt auf 
Abrüstung zu setzen, diskutiert die 
NATO das Konzept der ,,Counter- 
Pr~liferation"~, das eine offensive 
Komponente enthält und neue Rü- 
stungsschübe begünstigt. 

Wir fordern eine atomwaffen- 
freie Welt. Ein erster Schritt dahin 
ist das Verbot der Stationierung 
von Kernwaffen auf fremdem Ter- Das Beharren auf 
ritorium. Nukleare Abrüstung soll Ordnungsmodellen 
ein Pfeiler europäischer Globalpoli- des Kalten Kriegesist 
tik sein. Die beste Vorsorge gegen kein Ausweg aus 
atomare Bedrohung ist die Sorge Europas friedenspoli- 
um die Nichtweiterverbreitung von tischerbckgasse. 
Kernwaffen. Sie ist weitaus wirksa- 
mer als ein französischer Nuklear- 
schirm. Europa darf sich nicht auf 
eine Strategie der nuklearen Ab- 
schreckung stützen. Eine Reform 
der Internationalen Atomenergie- 
Agentur (IAEA) ist unumgänglich. 
Ihre Inspekteure müssen mit mehr 
Kompetenzen ausgestattet wer- 
den. Alle Staaten mit Nukleartech- 
nologie müssen ihre Produktions- 
stätten und Reaktoren für Inspek- 
tionen öffnen und atomwaffenfä- 
hige Materialien deklarieren. 

Wir fordern Aufklärung über den 
Stand der militärischen und der 
dual-use-Forschung3 in der Bundes- 
republik. Forschungen zu atomaren, 
biologischen oder chemischen 
Kampfstoffen müssen gestoppt wer- 
den. Die Verflechtung der nationa- 
len Rüstungsindustrien in Europa 
muß aufgehalten werden. Die Bun- 
desrepublik muß darauf hinarbeiten, 
daß innerhalb von EU und NATO ein 
striktes Rüstungsexportverbot be- 
achtet und gemeinsame Konversi- 
onsmaßnahmen unterstützt wer- 
den. spw 

I Nach dem bisher nie konkret ausformu- 
lierten Konzept der 'interlocking institu- 
tions' sollten die sicherheitsrelevanten 
Institutionen wie etwa die UN, die OSZE, 
die NATO oder die WEU arbeitsteilig zu- 
sammenwirken. Dabei erfolgte jedoch 
leine Defintion des Reformbedarfs für 
die einzelnen Institutionen. Anm. d. 
Red. 
Bei dem Konzept der 'Counter Prolifera- 
tion' handelt es sich um Überlegungen, 
mit militärischen Mitteln - notfalls mit 
militärischen Angriffen - die Verbrei- 
tung von Atomwaffen zu verhindern. 
Dual-use-Forschung bezieht sich auf 
Produkte bzw. Problemfelder, die so- 
wohl militärisch als auch zivil einsetzbar 
sind. 




